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der Vorfall der „Ever Given“ im März dieses Jahres lieferte ein deutliches Beispiel für die An-

fälligkeit der freien Seewege und verdeutlichte die unmittelbaren globalen Folgen einer solchen 

Störung. Ein einziges Schiff blockierte am 23. März den Suezkanal für eine ganze Woche und 

verursachte für die Weltwirtschaft Kosten in Milliardenhöhe. Von unterbrochenen Produktionsket-

ten über gestiegene Preise verschiedenster Produkte bis hin zu leeren Regalen im Einzelhandel 

zeigten sich schon nach kurzer Zeit gravierende Auswirkungen. Dieses Mal war es ein Unfall, ein 

auf Grund gelaufenes Containerschiff, aber die Möglichkeit für eine gezielte Einflussnahme auf 

den Welthandel besteht jederzeit.

Für Deutschland als Industrie- und Handelsnation ist die uneingeschränkte Nutzung der glo-

balen Seewege von existenzieller Bedeutung. Der zuverlässige Import von Rohstoffen sowie der 

gesicherte Export von Gütern garantieren die Funktionalität unserer Wirtschaft und damit unserer 

Gesellschaft. Die Deutsche Marine leistet hier einen einzigartigen und unverzichtbaren Beitrag zur 

Freiheit der weltweiten Seefahrt und ist somit ein wesentlicher Garant unseres Wohlstands sowie 

der sozialen Sicherheit. Als Mitglied der Vereinten Nationen, der Europäischen Union und der 

NATO stehen wir dafür ein, dass unsere Handels- und Passagierschiffe die Weltmeere weiterhin 

frei und sicher befahren können. 

Gleichzeitig sind wir auch bereit, unser Land und unsere Verbündeten zu verteidigen. Hier-

für ist es von höchster Bedeutung, dass unsere Soldatinnen und Soldaten mit der notwendigen 

Ausrüstung und mit einsatzbereiten Einheiten ausgestattet sind. Der Haushaltsausschuss des 

Bundestages hat im Juni 2021 die Mittel für wichtige Vorhaben der Marine freigegeben, darunter 

für die Neubeschaffung von zwei Ubooten der Klasse 212 CD in Kooperation mit Norwegen, drei 

Flottendienstbooten, zwei Marinebetriebsstoffversorgern und fünf Seefernaufklärern P-8A Posei-

don. Zusammen mit dem Auftrag für die neuen Fregatten der Klasse F126 wird die dringend not-

wendige Modernisierung der Flotte weiter vorangetrieben. Zudem konnte mit der Indienststellung 

der Fregatte „Sachsen-Anhalt“ in diesem Jahr ein weiteres Schiff verfügbar gemacht werden, um 

die Flotte zu entlasten. Durch die geplante Aufstellung eines „Maritime Warfare Centers“ sowie 

des „Systemhauses See“ sollen darüber hinaus unerlässliche Veränderungen und Anpassungen 

im Bereich der taktisch-operativen Weiterentwicklung und der Instandsetzung umgesetzt werden. 

Durch diese Maßnahmen wird die Einsatzbereitschaft der Deutschen Marine deutlich gesteigert 

werden.

Die auf den folgenden Seiten abgebildeten Zahlen, Daten und Fakten verdeutlichen mit Schrift 

und Bild, warum die See für unser aller Leben von entscheidender Bedeutung ist. Zudem werden 

die Auswirkungen der Coronapandemie auf Handel und Schifffahrt beschrieben. Dieser Bericht 

soll auch im Jahr 2021 wieder informieren, Zusammenhänge darstellen und so deutlich machen, 

warum unser Land nicht umhinkommt, seine maritimen Interessen zu schützen.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre!

Kay-Achim Schönbach 
Vizeadmiral
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1.0 WELTWEIT SICHERER SEEHANDEL

 1 Die Bundesregierung/Auswärtiges Amt: Leitlinien zum Indo-Pazifik. Online verfügbar unter https://www.auswaertiges-amt.de/
blob/2380500/33f978a9d4f511942c241eb4602086c1/200901-indo-pazifik-leitlinien--1--data.pdf, zuletzt geprüft am 13.01.2021.
 2 Felix Heiduk, Nedim Sulejmanovi�, Will the EU take view of the Indo-Pacific? Comparing France’s and Germany’s approaches, SWP WP NR. 01, 
JANUARY 2021.
 3 https://www.reuters.com/article/us-australia-france/macron-wants-strategic-paris-delhi-canberra-axis-amid-pacific-tension-idUSKBN1I330F, 
zuletzt geprüft am 12.02.2021.
 4 https://thediplomat.com/2018/05/the-missing-piece-in-macrons-asia-vision-japan/ zuletzt geprüft am 12.02.2021.
 5 U.a. Felix Heiduk and Gudrun Wacker, From Asia-Pacific to Indo-Pacific, Significance, Implementation and Challenges, SWP Research Paper, 
2020.
 6 What Is the Indo-Pacific? (2020). Online verfügbar unter https://thediplomat.com/2019/07/what-is-the-indo-pacific/, zuletzt aktualisiert am 
09.12.2020, zuletzt geprüft am 09.12.2020.

Der Indo-Pazifik: Raum geostrategischer 
Rivalitäten und sicherheitspolitischer 
Herausforderungen 
von Göran Swistek

Seit dem August dieses Jahres ist die Fregatte 
„Bayern“ auf einer sechsmonatige Reise in den indopa-
zifischen Raum. Ein Gebiet, in dem die Deutsche Marine 
seit nahezu 20 Jahren nicht mehr aktiv war. Maßgeb-
licher politischer Anstoß dieser Entsendung sind die 
im August 2020 von der Bundesregierung erlassenen 
Leitlinien für den Indo-Pazifik. Davon abgeleitet soll sich 
das deutsche außen- und sicherheitspolitische Enga-
gement in der Region verstärken und verfestigen. Seit 
Herausgabe der Leitlinien für den Indo-Pazifik werden 
die Vertreter der Bundesregierung nicht müde, die-
se Region als den derzeitig wichtigsten strategischen 
Raum und als deutsche Priorität zu benennen, in dem 
auch Deutschlands Sicherheit gefährdet ist. Dort gilt es 
die internationale Ordnung zu schützen. Deutschland 
will sich daran auch mit militärischen Fähigkeiten be-
teiligen. Die Entsendung deutscher Einheiten in diesen 
Raum wird sich, wenn auch nicht kontinuierlich, abseh-
bar wiederholen. Anlass genug, einmal zu hinterfragen, 
was den Indo-Pazifik kennzeichnet und warum er von 
besonderer Bedeutung für die internationale Außen- 
und Sicherheitspolitik ist.

Der Indo-Pazifik – mehr als nur eine semanti-
sche Ortsbestimmung

Seit mehr als einem Jahrzehnt hält der Begriff des In-
do-Pazifiks verstärkten Einzug in den internationalen, 
vorrangig angelsächsischen, Sprachgebrauch. Ins-
besondere im geostrategischen und sicherheitspoliti-
schen Diskurs hat sich der Begriff zu einer festen Marke 
entwickelt. Auch im deutschen Sprachgebrauch und 
mittlerweile sogar in offiziellen strategischen Dokumen-
te wurde dieser Begriff übernommen, dabei scheint er 

inhaltlich von Nutzer zu Nutzer abweichend ausgefüllt 
zu sein.  Die Bundesregierung beschreibt den Indo-
pazifischen Raum in den 2020 erlassenen Leitlinien 
für den Indo-Pazifik als  die „Gesamtheit des vom In-
dischen Ozean und vom Pazifik geprägten Raums“1. 
Dieses sehr weitgefasste Verständnis des Indo-Pazifiks 
umfasst die  Gesamtheit des geografischen Raumes 
von der afrikanischen Ostküste und deren angrenzen-
den Nationen bis einschließlich der Westküste des 
amerikanischen Kontinents. Andere Nationen benut-
zen den Begriff in ihren strategischen Dokumenten für 
ein differenzierteres geografisches Gebiet. Während 
Frankreich in geografischer Perspektive den gleichen 
Raum als Indo-Pazifik betrachtet, so setzt es gleich-
zeitig Schwerpunkte der eigenen Betrachtung um die 
regionalen, wirtschaftlichen und politischen Gravita-
tionszentren Indien, China, Australien und Südostasi-
en2. Der französische Präsident Macron hat bei seinem 
Australienbesuch im Jahr 2018 sogar den Vorstoß einer 
geostrategischen Rekalibrierung der Machtverhältnisse 
in der Region gewagt und von einer sich herausbil-
denden indopazifischen Achse Frankreich, Indien und 
Australien gesprochen3. Frankreich, als einziges ver-
bliebenes EU-Mitglied mit überseeischen Territorien 
in der Gegend, sieht sich selbst als indopazifischen 
Akteur. Die französische Perspektive auf die Region ist 
primär sicherheitspolitischer Natur4. 

Die Vereinigten Staaten vom Amerika bezeichnen, maß-
geblich angestoßen durch die Dokumente der letzten 
Jahre im Rahmen der „Free and Open Indo-Pacific“- 
Initiative, den Raum zwischen der westlichen Grenze 
Indiens und der Westküste der Vereinigten Staaten von 
Amerika als Indo-Pazifik5. Dies stimmt gleichzeitig mit 
dem militärischen Verantwortungsbereich des U.S. In-
do-Pazifik Kommando überein6. Es ist damit auch der 
regionale Zuständigkeitsbereich der 5. und der 7. US- 
Flotte. Die amerikanische Perspektive scheint daher 
zunächst ebenso sicherheitspolitisch geprägt zu sein. 
Das im Januar 2021 von der letzten US-Administration 
entklassifizierte und veröffentlichte strategische Rah-
menkonzept für den Indo-Pazifik macht jedoch deutlich, 
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dass aus Sicht der USA Wirtschafts- und Sicherheits-
politik gleichermaßen eine wesentliche Bedeutung ha-
ben7.

Die jüngst veröffentlichte Indo-Pazifik-Strategie der 
Niederlande beschreibt den Raum als das Gebiet der 
umliegenden Staaten des Indischen sowie des Pazifi-
schen Ozeans8. Gleichzeitig wird in der Ausdehnung 
eine Begrenzung von Pakistan bis hin zu den pazifischen 
Inseln von Polynesien, Mikronesien und Melanesien 
vorgenommen. Der Fokus der eher wirtschaftspolitisch 
inspirierten Strategie richtet sich auf die Seewege am 
Übergang des Pazifischen zum Indischen Ozean mit 
dem Südchinesischen Meer und dem Ostchinesischen 
Meer.

Diese Beispiele der Auslegung des Indo-Pazifiks ste-
hen exemplarisch für eine Vielzahl verschiedener Be-
trachtungen. Die verbreitete Nutzung des Begriffs 
Indo-Pazifik allein in der poltisch-strategischen Rheto

 7 Siehe u.a. https://trumpwhitehouse.archives.gov/wp-content/uploads/2021/01/IPS-Final-Declass.pdf, zuletzt geprüft am 12.02.2021.
 8 Indo-Pacific: een leidraad voor versterking van de Nederlandse en EU-samenwerking met partners in Azië (2021). Online verfügbar unter https://
www.rijksoverheid.nl/documenten/publicaties/2020/11/13/indo-pacific-een-leidraad-voor-versterking-van-de-nederlandse-en-eu-samenwerking-
met-partners-in-azie, zuletzt aktualisiert am 24.02.2021, zuletzt geprüft am 24.02.2021.
 9 U.a. hier: Nanda, Prakash (2020): QUAD Or No QUAD; But The Indo-Pacific Construct Will Remain Donald Trump’s Ever Lasting Legacy. In: The 
EurAsian Times, 27.12.2020. Online verfügbar unter https://eurasiantimes.com/quad-or-no-quad-but-the-indo-pacific-construct-will-remain-do-
nald-trumps-ever-lasting-legacy/, zuletzt geprüft am 18.02.2021.
 Medcalf, Rory (2013), The Indo-Pacific – What is in a Name?, The American Interest, https://www.the-american-interest.com/2013/10/10/the-indo-
pacific-whats-in-a-name/, zuletzt geprüft am 18.02.2021.
 10 Die Bundesregierung/Auswärtiges Amt: Leitlinien zum Indo-Pazifik. Online verfügbar unter https://www.auswaertiges-amt.de/
blob/2380500/33f978a9d4f511942c241eb4602086c1/200901-indo-pazifik-leitlinien--1--data.pdf, zuletzt geprüft am 13.01.2021.

rik wird von vielen Akteuren, im Sinne eines Framing, 
als inhaltliche Botschaft verstanden9. Indien und der 
Indischen Ozean werden durch den Begriff kognitiv in 
den zentralen Fokus gesetzt, während gleichzeitig die 
Bedeutung und Rolle Chinas weniger direkt angespro-
chen wird. Die Wahl der Sprache hat auch immer eine 
inhaltliche Bedeutung und so ist es nicht verwunder-
lich, dass insbesondere China sich ungern aus dem 
Fokus drängen lässt und der Verwendung des Be-
griffs vom Indo-Pazifik zurückhaltend gegenübersteht. 
Gleichwohl die in den Leitlinien verwendete Definition 
des Indopazifischen Raumes sehr weit gefasst ist, so 
deutet die Diktion und Symbolik des Dokumentes auf 
eine Fokussierung der deutschen Betrachtung hin10. 
In der Ableitung lässt sich ein deutlicher geografischer 
Schwerpunkt der deutschen Interessen und des zukünf-
tigen Engagements erkennen, der sich in weiten Teilen 
mit dem geografischen Rahmen der westlichen Partner 
ähnelt. Der Raum, der sich im Dreieck zwischen Indien, 
Australien und Japan spannt, beschreibt demnach am 

China
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Äthiopien
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Pakistan
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ehesten den Rahmen der deutschen und europäischen 
Indo-Pazifik-Politik. Im Zentrum dieses geografischen 
Gebildes befinden sich das Südchinesische und das 
Ostchinesische Meer mit all ihren inhärenten sicher-
heitspolitischen Herausforderungen.

Die sicherheitspolitische Bedeutung des Indo-
Pazifiks

Der Indo-Pazifik ist das derzeitige Epizentrum von 
Großmachtrivalität und unterschiedlichsten sicher-
heitspolitischen Herausforderungen. Angeführt von den 
USA vollziehen viele europäische Partner und Alliierte 
derzeitig einen Schwenk ihrer Außen- und Sicherheits-
politik zum Indo-Pazifik. Auch in der NATO wird im Kon-
text der Erstellung des neuen strategischen Konzeptes 
eine deutlichere Positionierung gegenüber China und 
ein stärkeres Engagement im indopazifischen Raum 
diskutiert. Die potenziellen Bedrohungen im indopazi-
fischen Raum sind jedoch vielschichtiger Natur. Der In-
do-Pazifik als Raum geostrategischer, -politischer und 
-ökonomischer Interessen ist insbesondere im letzten 
Jahrzehnt in den Fokus öffentlicher Debatten und poli-
tischer Strategiepapiere gerückt. Nach Einschätzung 
vieler Beobachter findet hier ein mehrdimensionaler 
Wettstreit zwischen China auf der einen Seite und der 
Staatenwelt des Westens auf der anderen Seite statt. 
Dieser Wettstreit hat insbesondere eine wirtschaft-
liche, technologische, systemische und, nicht zu ver-
nachlässigen, eine sicherheitspolitische Dimension. 
Insbesondere der systemische Konflikt konstituiert sich 
maßgeblich in der Ablehnung liberaler, offener und das 
bestehende Völkerrecht anerkennender Gesellschaf-
ten sowie ihrer Beziehungen zueinander. Neben der 
oftmals alles überlagernden Rivalität des Westens mit 
China in diesem mehrdimensionalen Wettstreit, beher-
berg der Indo-Pazifik in seinem Zentrum derzeit nicht 
nur drei Nuklearmächte (Indien, Pakistan und China) 
sowie drei weitere (USA, Russland und Frankreich) an 
seiner Peripherie, sondern auch mit Nordkorea einen 
umtriebige und schwer kalkulierbare De-Facto- Nuk-
learmacht. Zusätzlich prekär wird diese bereits explo-
sive Konstellation durch ungeklärte Grenzstreitigkeiten, 
innere sowie zwischenstaatliche Konflikte, regional und 
global agierende Terrororganisationen, Piraterie, orga-
nisierte Kriminalität sowie Migrationsbewegungen. Vie-
les davon ist aus den täglichen Nachrichten bekannt. 
Einigen davon wird auch die Fregatte „Bayern“ auf ihrer 
Fahrt im Indo-Pazifik begegnen.

 11 U.a. Carlo Masala, Tim Tepel, Konstantinos Tsetsos, Maritime Security in the Indian Ocean - For Greater German Engagement in the Ocean of 
the 21st Century, in KAS Facts & Findings, No. 172, 2015, im Internet unter: https://www.kas.de/en/analysen-und-argumente/detail/-/content/mari-
time-sicherheit-im-indischen-ozean. 
 Oder Matthes, Jürgen: Eine Einordnung von RCEP. Online verfügbar unter https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/policy_papers/
PDF/2020/IW-Policy-Paper-2020-RCEP.pdf, zuletzt geprüft am 02.03.2021.
 12 Siehe u.a. Ipsen, Knut, Völkerrecht, 6. Auflage, 2014, S. 884.

Deutlich weniger im Fokus stehen oftmals die mariti-
men Risiken und Bedrohungen. Im maritimen Zentrum 
der indopazifischen Geografie – sowohl kartografisch 
wie auch ökonomisch – befinden sich am Übergang 
vom Pazifik zum Indischen Ozean das Südchinesische 
Meer sowie die Meerengen der Straße von Malakka, 
der Sundastraße und der Lombokstraße. Durch diese 
Meerengen werden jährlich bis zu 30 % des internatio-
nalen Warenhandels geschifft11. All diese Warenströ-
me sind nicht nur unabdingbare Voraussetzungen für 
eine funktionierende und florierende Weltwirtschaft, sie 
stellen gleichermaßen auch im Fall einer Störung oder 
Katastrophe auf See, eine mögliche Bedrohung für die 
maritime Umwelt, die Sicherheit der Küsten und Hafen-
städte sowie deren Bevölkerung dar. 

Insbesondere im Südchinesischen Meer hat sich in den 
vergangenen Jahren eine einseitige Praxis der Ausle-
gung internationaler Rechtsnormen etabliert, die sich 
mittlerweile auch in anderen maritimen Regionen des 
Globus durch einzelne staatliche Akteure etabliert (z. B. 
durch Russland in der Arktis und im Schwarzen Meer). 
Die aus eigenen Interessen betriebene Ausdehnung 
maritimer Grenzen und Territorialverläufe unter gleich-
zeitiger Missachtung geltenden Seerechts stellt einen 
gefährlichen Eingriff in den internationalen Seeverkehr, 
den maritimen Handel und die Freiheit der Seewege 
dar. Entlang des VN-Seerechtsübereinkommens aus 
dem Jahr 1982 genießen Schiffe, auch militärische und 
andere staatliche Einheiten, auf der Hohen See nahezu 
uneingeschränkte Bewegungsfreiheit. Die Hoheitsge-
walt liegt auf der Hohen See im Regelfall beim Flag-
genstaat. Innerhalb der Territorialgewässer von Staaten 
gilt für Handelsschiffe und Kriegsschiffe, unter gewis-
sen Auflagen, ein Recht auf friedliche Durchfahrt12. 
Auf diesen Grundlagen des internationalen Seerechts 
hat sich der globale maritime Warenhandel entlang 
der kürzesten Routen in den letzten Jahrzehnten aus-
gebaut. Eine Exportnation wie Deutschland profitiert 
davon. Und gerade diese völkerrechtlichen Grundlagen 
wurden im Süd- und Ostchinesischen Meer in den letz-
ten Jahren wiederholt in Frage gestellt. Vor allem die 
im Südchinesischen Meer von China betriebene territo-
riale Bemächtigungs- und Ausdehnungspolitik erzeugt 
politische Spannungen mit dem Potenzial zur militäri-
schen Eskalation. Die Entscheidung des durch die Phi-
lippinen einberufenen Schiedsgerichtsverfahrens am 
Internationalen Gerichtshof in Den Haag, auf der Ba-
sis des VN-Seerechtsübereinkommens, im Jahr 2016 
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lehnt China kategorisch ab13. Chinas Politik hat maß-
gebliche Konsequenzen für die Grenzziehungen in dem 
Seegebiet und befördert politische sowie militärische 
Spannungen, die in der Folge auch Auswirkungen und 
Einschränkungen für den freien Seeverkehr haben. In 
den letzten Jahren haben sich die Positionen der Anrai-
ner und involvierten Nationen verhärtet, während China 
mit dem, auch militärischen, Ausbau einzelner Inseln 
und Erhebungen im Südchinesischen Meer dazu Fak-
ten schafft. Mit der Ausdehnung von Territorialgewäs-
sern und der Ausschließlichen Wirtschaftszone entlang 
der Inseln und Erhebungen kommen Ansprüche Chinas 
zur Nutzung natürlicher Ressourcen, auf Rechte zur Re-
gulierung der See- und Luftpassagen und zur Militari-
sierung der entsprechenden Region. 

Daneben scheint der Status von Taiwan auch zuneh-
mend an Bedeutung und Eskalationsdynamik zu ge-
winnen, hat der chinesische Präsident Xi Jinping die 
endgültige Klärung dieser Frage, wenn notwendig 
auch unter Einsatz militärischer Gewalt, im Sinne der 
„Ein-China“-Doktrin zu seiner politischen Lebensaufga-
be ernannt14. Spätestens bis zur Hundertjahrfeier der 
Volksrepublik China im Jahr 2049 will man wieder alle 
abtrünnigen Gebiete mit dem Mutterland vereint ha-
ben.15

Dieses Sammelsurium an sicherheitspolitischen Bedro-
hungen steht in einem offensichtlichen Spannungsfeld 
mit der Wahrnehmung des Indo-Pazifiks als globale 
wirtschaftliche Triebfeder und hat das Potenzial eska-
latorischer Entwicklungen. Nicht zuletzt deshalb be-
absichtigt Deutschland entlang der Leitlinien für den 
Indo-Pazifik sein Engagement in der Region auszu-
weiten und somit einen Beitrag zur Stabilisierung und 
Sicherheit der Region durch unterschiedlichste Maß-
nahmen zu leisten. Es wird spannend zu beobachten 
sein, welchen Herausforderungen sich die Fregatte 
„Bayern“ auf ihrer Präsenz- und Ausbildungsfahrt im 
Indo-Pazifik zu stellen hat und welche Lehren für eine 
mögliche Folgetour einer deutschen Einheit, insbe-
sondere unter der Betrachtung der Leitlinien für den 
Indo-Pazifik, im Anschluss zu ziehen sind. Bereits jetzt 
ist bekannt, dass auch die Luftwaffe beabsichtigt, im in-
dopazifischen Raum Flagge zu zeigen16. Schon im Jahr 
2022 wird die Luftwaffe Tank- und Kampfflugzeuge im 
Rahmen von Langstreckenverlegungen nach Austra-
lien entsenden. Dies dient nicht allein dem Training der 
Langstreckenverlegung, vielmeh r soll es als Zeichen 

 13 Ebd.
 14 Mastro, Oriana Skylar (2021): The Taiwan Temptation. In: Foreign Affairs Magazine, 03.06.2021. Online verfügbar unter https://www.foreignaf-
fairs.com/articles/china/2021-06-03/china-taiwan-war-temptation?utm_medium=promo_email&utm_source=pre_release&utm_campaign=mktg_
prospects_will_beijing_invade_taiwan&utm_content=20210603&utm_term=promo-email-prospects, zuletzt geprüft am 29.06.2021.
 15 Taiwan News (2020): Taiwan official details China’s plan to solve Taiwan ‘problem’ by 2049: US military journal. In: Taiwan News, 21.10.2020. 
Online verfügbar unter https://www.taiwannews.com.tw/en/news/4034891, zuletzt geprüft am 30.08.2021.
 16 https://www.defensenews.com/outlook/2021/01/11/german-air-force-chief-the-service-is-undergoing-upgrades-to-meet-future-challenges/

der Präsenz in der Region, der Abschreckung und der 
Bereitschaft zum Einsatz von schlagkräftigen Mitteln 
der Luftwaffe verstanden werden. Ein weiterführendes 
Engagement Deutschlands, auch mit seinen Streitkräf-
ten, in der Region ist daher beabsichtigt.

Fregattenkapitän Göran Swistek ist Gastwissen-
schaftler in der Forschungsgruppe Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Stiftung Wissenschaft und 
Politik (SWP)
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Der Kampf um den Nordpol

Russlands furioser Start als Vorsitz des Arkti-
schen Rates

von Dr. Michael Paul

Auf dem 12. Ministertreffen am 20. Mai 2021 in Reykja-
vik übernahm Russland den Vorsitz des Arktischen Ra-
tes, den bis dahin Island innehatte. Am Tag zuvor hatte 
Russlands Außenminister Sergej Lawrow eine erste 
Zusammenkunft mit US-Außenminister Antony Blinken 
als konstruktiv bezeichnet. Allerdings hatte Lawrow den 
Westen im Vorfeld pauschal vor „Besitzansprüchen 
in der Arktis“ gewarnt; für jeden sei „seit langem voll-
kommen klar, dass dies unser Territorium ist“. Aber was 
ist damit gemeint: der Nordpolarraum entsprechend 
dem neuen Antrag, den Russland im März 2021 an die 
Festlandsockelgrenzkommission gerichtet hat? Oder 
spielte Lawrow auf den andauernden Dissens um die 
Nördliche Seeroute an? Moskau will offenbar durch ag-
gressive Rhetorik und gleichzeitige Dialogbereitschaft 
eine für sich vorteilhafte Lage in der Arktis schaffen.

Die vier Prioritäten des isländischen Vorsitzes (2019–
21) galten der arktischen Meeresumwelt, dem Klima-
wandel inklusive praktischen, sich mit grüner Energie 
bietenden Lösungsansätzen, den Menschen und Ge-
meinschaften der Arktis sowie der Stärkung des Ark-
tischen Rates. Island sei stolz auf das, was es erreicht 
habe, erklärte Außenminister Gudlaugur Thor Thodar-
son: Covid-19 habe den Vorsitz beeinträchtigt, aber 
trotz Verzögerungen seien die meisten Pläne verwirk-
licht worden, darunter eine Initiative gegen die Meeres-
verschmutzung durch Mikroplastik. Außerdem wurde 
erstmals eine langfristige Strategie für die Arbeit des 
Arktischen Rates verabschiedet. Sie umfasst einen Ak-
tionsplan zu Klima, Ökosystem, Meeres- und Küsten-
räumen, sozialer Entwicklung, nachhaltiger Wirtschaft, 
Wissen und Kommunikation sowie der weiteren Stär-
kung des Rates in seiner Arbeit.

Welche Themen sind Russland wichtig? Die vom Si-
cherheitsrat der Russischen Föderation eingesetzte 
Arktis-Kommission tagte im Oktober 2020 zur Vorbe-
reitung auf den Vorsitz. Dabei machte Dmitri Medwe-
dew als stellvertretender Ratsvorsitzender wenig 
überraschend deutlich, dass die nationale Sicherheit im 
Vordergrund der russischen Agenda stehe; denn Russ-
land werde von seinen Nato-Nachbarstaaten bedroht.

Allerdings folgten die späteren Ausführungen des rus-
sischen Beauftragten für die Arktis Nikolai Kortschu-

now der traditionellen, auf Kooperation angelegten 
Agenda des Arktischen Rates. Ähnlich wie zuvor für 
den isländischen Vorsitz wurden vier Prioritäten ge-
setzt: die Verbesserung der Lebensbedingungen der 
arktischen Bevölkerung, auch der indigenen Volksgrup-
pen; der Schutz der arktischen Umwelt, einschließlich 
der Bewältigung der Folgen des Klimawandels (mit 
besonderem Fokus auf Permafrostgebiete); die sozio-
ökonomische Entwicklung der Region (in Russland mit 
Schwerpunkt auf Städten in den nördlichen Regionen 
und entlang der Nördlichen Seeroute) und die Stärkung 
der Rolle des Arktischen Rates als Basis für multilatera-
le Zusammenarbeit.

So wichtig diese Themen sind: Geopolitische und si-
cherheitsrelevante Aspekte der russischen Arktisagen-
da bleiben brisant.

Das Verhältnis USA–Russland

Die Arktis sei eines der wenigen Felder, in dem Russ-
land und die USA noch erfolgreich einen Dialog führen 
können, verlautete es aus dem russischen Sicherheits-
rat. Auf der Arktisagenda stünden „praktische Fragen“ 
wie die Koordination der Küstenwachen, Fischereima-
nagement und Schiffsverkehr. Dies sei ein „gutes Mo-
dell“ auch für andere Bereiche: mit konkreten Fragen zu 
beginnen und danach allgemeinere Themen zu erörtern.

Während sich Kortschunow bemühte, ein positives Kli-
ma für das Ratstreffen in Reykjavik zu schaffen, warnte 
Außenminister Lawrow zugleich „den Westen vor Be-
sitzansprüchen in der Arktis“. Außerdem kritisierte er 
Norwegen, weil es das Vordringen der NATO in die 
Arktis rechtfertige. Fast zur selben Zeit drohte Präsi-
dent Putin, jedem die Zähne einzuschlagen, der sich an 
russischem Territorium vergreife. Jeder wolle ein Stück 
Russlands abbeißen, klagte Putin bei einer Konferenz 
zur Förderung patriotischer Gesinnung. Adressat bei-
der Warnungen waren die USA, aber auch deren nor-
dische Verbündete.

Das russische Verhältnis zu den USA steht unter dem 
Eindruck des neuen Tonfalls in Washington: Ex-Präsi-
dent Obama nannte Putin in seinen Memoiren den Leiter 
eines „kriminellen Syndikats“«, Biden bezeichnete Putin 
als „Killer“. Unmissverständliche Signale an Russland 
sind auch die Stationierung einer Staffel von vier B-1B-
Bombern auf der Orland Air Base an der norwegischen 
Westküste und die Ausweitung der Verteidigungsko-
operation mit Norwegen. Seither stehen Flughäfen und 
eine Marinebasis für bilaterale Einsätze zur Verfügung. 
Diese Maßnahmen sind eine Reaktion auf die anhalten-
de militärische Aufrüstung in der Arktis und die damit 
einhergehende Verunsicherung nordischer Nato-Ver-
bündeter und von Partnern wie Schweden. Deshalb 
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fügten die USA der traditionellen Balancepolitik Oslos 
gegenüber Moskau neue Abschreckungselemente hin-
zu.

Dabei ist Washington nicht an einer weiteren Ver-
schlechterung der Beziehungen gelegen, und jenseits 
von Verhandlungen über strategische Stabilität (und ein 
Nachfolgeabkommen zu „New START“) gibt es wenige 
Felder für konstruktive Kooperation. In der Arktis ist Zu-
sammenarbeit nötig und möglich, und dies sogar zur 
beiderseitigen Zufriedenheit.

Nicht zuletzt die Spannungen, die Russland mit dem 
Truppenaufmarsch nahe der Grenze zur Ukraine im Ap-
ril ausgelöst hat, lassen die Prioritäten des russischen 
Vorsitzes jedoch als höchst ambivalent erscheinen. 
Die Kopplung von aktuellen Drohgebärden mit dem 
ungeklärten Besitzanspruch auf Gebiete rund um den 
Nordpol ergibt eine brisante Mischung. Schließlich 
wurde erst 2007 bei einer spektakulären Aktion eine 
russische Flagge in über 4.000 Metern Tiefe auf den 
Meeresboden unter dem Nordpol gesetzt, um russi-
sche Ansprüche symbolisch geltend zu machen. Der 
russische Polarforscher und ehemalige Abgeordnete 
Artur Chilingarow hatte vor dem Tauchgang die Mission 
klar definiert: Es solle bewiesen werden, „die Arktis ist 
russisch“.

Der Kampf um den Nordpol

Nach den Daten, die Russland 2015 und 2019 der VN-
Kommission als Grundlage für seine Anträge übermit-
telt hat, beansprucht Moskau in der Arktis ein Gebiet 
von 1,2 Mio. km2, den Nordpol inklusive. 500.000 km2

überschneiden sich fast zur Hälfte mit denen, auf die 
Dänemark Anspruch erhebt.

Von August bis Oktober 2020 haben zwei russische 
Eisbrecher zusätzliche Daten erhoben. Auf deren Ba-
sis erweiterte Russland seinen Antrag auf ein Gebiet, 
das vom Nordpol bis an die Grenzen der Ausschließli-
chen Wirtschaftszonen Kanadas und Grönlands reicht. 
Moskau hat im März 2021 eine entsprechende For-
derung erhoben, die das bisherige Gebiet um weitere 
705.000 km2 vergrößert. Dies sei ein „maximalistischer 
Antrag“, man könne nicht mehr verlangen, kommentier-
te der kanadische Politikwissenschaftler Robert Hue-
bert. Russland erkläre damit „praktisch den gesamten 
Arktischen Ozean zu ihrem Kontinentalschelf“, während 
es Dänemark und Kanada ignoriere.

Kopenhagen beansprucht anhand der von Grönland 
aus bestimmten Basislinien mit 895.000 km2 ein Ge-
biet, das etwa zwanzigmal so groß ist wie Dänemark 
und ebenfalls den Nordpol umfasst. Der Anspruch auf 
dieses Gebiet wurde schon in der Arktisstrategie des 

Königreichs 2011 geltend gemacht. Zunächst war eine 
mit Kanada abgestimmte Fläche von 150.000 km2 ins 
Auge gefasst worden. Diese Verhandlungslinie hatte 
Kanadas damaliger Premierminister Stephen Harper 
jedoch 2013 aufgekündigt; Harper wollte auf keinen 
Fall einen Antrag stellen, der den Nordpol ausklammert. 
Daraufhin einigten sich Kopenhagen und Nuuk auf ei-
nen neuen Antrag, der im Dezember 2014 eingereicht 
wurde und die erwähnte maximale Gebietsausdehnung 
beinhaltet.

Die Gebiete überlappen sich mit den von Russland be-
anspruchten, worin Moskau zunächst kein Problem sah. 
Vielmehr wurde es als eine Chance erkannt, wenn die 
drei Staaten untereinander einen Konsens hätten erzie-
len können. Doch auch nach einem Treffen im Mai 2019 
in Ottawa konnte offenbar kein Ergebnis herbeigeführt 
werden. Anstelle einer Beilegung der Differenzen wähl-
te Moskau im Kampf um den Nordpol eine andere Taktik 
und weitete seine Forderungen aus.

Vor Gericht und auf offener See …

In der Ilulissat–Erklärung von Mai 2008 lehnten es die 
fünf arktischen Küstenstaaten ab, ein ähnliches Rechts-
regime zu entwickeln, wie es der Antarktis-Vertrag von 
1959 begründet hatte. Stattdessen bekräftigten sie die 
Absicht, ihre souveränen Rechte und Pflichten gemäß 
dem Seerecht zu klären.

Der dänische Geheimdienst publizierte jedoch schon 
wenige Jahre nach der Ilulissat-Erklärung eine Risiko-
einschätzung mit Blick auf Entwicklungen, die für die 
nationale Sicherheit relevant sind. Danach könnte Russ-
land im Falle eines Votums, das seinen Antrag ablehnt, 
die Kompetenz und die Unparteilichkeit der VN-Kom-
mission anzweifeln und eine eigene Bewertung vorneh-
men. Diese Einschätzung hat die dänische Seite 2017 
wiederholt, und im November 2020 empfahlen Juristen 
einer russischen Stiftung tatsächlich eine Vorgehens-
weise, die der dänischen Einschätzung ähnelt: Moskau 
benötige keine Zustimmung der Vereinten Nationen, 
sondern könne einfach erklären, dass das Schelf zur 
Russischen Föderation gehöre, und in der Folge Fakten 
schaffen. Dies wäre ein Vorgehen ähnlich dem Chinas 
im Südchinesischen Meer, das die Entscheidung des 
Internationalen Schiedsgerichts in Den Haag 2016 ig-
norierte und sich Gebiete aneignete.

Im Unterschied zu Peking kann Moskau aber in jedem 
Fall erheblich an Meeresgebiet gewinnen, solange es 
im Einklang mit dem Seerecht handelt. Es gibt – theo-
retisch – keinen Grund für einen Kampf um den Nord-
pol. Auch Dänemark hofft auf eine gemeinsame und 
einvernehmliche Lösung der Arktisstaaten, obwohl es 
nach wie vor eine Situation nicht ausschließt, in der 
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Russland „einen anderen Ansatz zu einem späteren 
Zeitpunkt wählen könnte, sollte der VN-Prozess kein 
Ergebnis zeitigen, das für Russland akzeptabel ist“.

Ganz auszuschließen ist also nicht, dass Putin lang-
fristig in der Arktis einen günstigen Moment ausnutzen 
könnte, um Fakten zu schaffen, zumal die USA nicht 
auf eine Eskalation im Nordpolargebiet vorbereitet sind 
und ihre Aufmerksamkeit auf den indopazifischen Raum 
gerichtet ist. Daher kann der von Moskau unterstützte 
Dialog über Fragen militärischer Sicherheit in der Ark-
tis auch im Interesse Washingtons dazu beitragen, das 
Risiko einer Eskalation im arktisch-nordatlantischen 
Raum einzuhegen. Einerseits bietet fortgesetztes Auf-
rechterhalten von Drohkulissen Russland die Möglich-
keit, in der Großmachtrivalität nicht an Bedeutung zu 
verlieren. Dass der Kreml diesen Zusammenhang sieht, 
darauf weisen die russischen Aktivitäten in Europa 
ebenso hin wie die von Putin propagierten „Wunder-
waffen“ der russischen Nordflotte, darunter die nuklear 
angetriebene Unterwasserdrohne Poseidon. Wo Mos-
kau die militärische Eskalationsdynamik weitgehend 
kontrolliert – wie etwa im Fall der Ostukraine –, kann 
eine Zuspitzung der russischen Politik als Instrument 
dienen. Andererseits ist Russland an einer stabilen und 
friedlichen Lage interessiert, um die milliardenschweren 
Investitionsprojekte in der arktischen Zone vorantreiben 
zu können.

Auf dünnem Eis

Außenminister Lawrow befürwortete bei dem Treffen in 
Reykjavik explizit die Wiederaufnahme von Gesprächen 
zwischen den militärischen Befehlshabern der Arktis-
staaten. Dass er dies als designierter Ratsvorsitzender 
in der Sitzung äußerte (obwohl sich der Arktische Rat 
nicht mit Belangen militärischer Sicherheit befasst), un-
terstreicht, wie wichtig es Moskau ist, wieder in einen 
Dialog einzutreten. Fast hat es den Anschein, als wolle 
der Kreml einen Puffer für die eigene aggressive Rhe-
torik schaffen.

Doch die Erwartungen an die in Reykjavik beschwore-
ne konstruktive Kooperation sollten realistisch bleiben. 
Im Zweifelsfall nutzt Russland bilaterale Gespräche, 
um seinen Großmachtstatus zu bestätigen. Im eigenen 
Interesse müsste Moskau auch missverständliche Äu-
ßerungen und Legendenbildung unterlassen; allerdings 
ist das beste Mittel gegen Desinformation, wenn sich 
solche Legenden als lächerlich erweisen.

So spielt die erwähnte Drohung Putins auf die frühere 
US-Außenministerin Madeleine Albright an, über deren 
„Appetit auf Sibirien“ sich Moskau entrüstet. Dabei hat 
die vor zwanzig Jahren aus der Regierung ausgeschie-
dene Albright nie etwas Derartiges geäußert (nach An-

gabe eines früheren russischen Geheimdienstgenerals 
sei es denn auch einer auf übersinnliche Fähigkeiten 
spezialisierten Sondereinheit gelungen, Albrights Ge-
danken zu lesen).

In seiner Warnung hat Lawrow auch nicht die russi-
schen Ansprüche auf das Kontinentalschelf, sondern 
die Meeresgebiete entlang der Nördlichen Seeroute 
gemeint. Diese sieht Russland im Gegensatz zu den 
USA nicht als internationale Wasserstraße an.

Russland braucht Frieden und Stabilität in der Arktis, 
um ungehindert Kohle, Öl und Gas fördern und über 
die Nördliche Seeroute verschiffen zu können, deren 
Modernisierung beträchtliche Investitionen erfordert. 
Insofern genießt in der Regel die nationale Sicher-
heit – hier konkret die Energiewirtschaft und zu ihrem 
Schutz das Militär – den Vorrang, während traditionelle 
Themen des Arktischen Rates Russland nachrangig er-
scheinen. Dennoch hat sich der russische Vorsitz für 
die nächsten zwei Jahre ein umfangreiches Programm 
vorgenommen. Es lässt hoffen, dass Bevölkerung, Um-
weltschutz und nachhaltiges Wirtschaften in der Politik 
des Kremls an Bedeutung gewinnen werden. Schließ-
lich könnte die Arktis im Idealfall wieder als Ort der Zu-
sammenarbeit und damit als stabilisierender Faktor in 
der internationalen Politik fungieren.

Es bleibt eine geopolitisch brisante Frage, ob am 
Nordpol in Zukunft eine russische, kanadische oder 
dänische bzw. grönländische Flagge hängen wird. Mo-
mentan praktiziert Putin eine Mischung aus aggressiver 
Rhetorik und vorgeblicher Dialogbereitschaft, die Ge-
sprächspartner zu fortwährender Anpassung zwingt, 
während der Kreml konkrete Zugeständnisse vermei-
det. Das macht den Dialog der Arktisstaaten nicht ein-
facher, zumal das Eis, auf dem sie balancieren, immer 
dünner wird.
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 17 Bundespolizei See [Hrsg.]: Pirateriebericht der Bundespolizei See 4. Quartal und Jahresbericht 2020
 Neustadt in Holstein, 

Pirateriebericht der Bundespolizei See17

Zusammenfassung

Nach dem Rückgang der Fallzahlen in 2019 wurde 
2020 wieder ein deutlicher Anstieg der Vorfälle welt-
weit verzeichnet. Die Gründe hierfür liegen vor allem 
in dem Anstieg der Fallzahlen im Piraterieschwerpunkt 
Westafrika/Golf von Guinea sowie in Südostasien 
mit  Schwerpunkt Straße von Singapur. Während im 
Bereich Westafrika/Golf von Guinea die Zahl der Ent-
führungen von Crewmitgliedern mit dem Ziel der Lö-
segelderpressung insbesondere im vierten Quartal 
besorgniserregend zunahmen, handelt es sich in Süd-
ostasien überwiegend um Sachverhalte mit nur gerin-
ger Eingriffsintensität. 

Die Zahl der Schiffsentführungen liegt mit drei in 2020 
gegenüber vier in 2019 auf eher niedrigem Niveau. 
Die Zahl der entführten Crewmitglieder bleibt mit 134 
(2019 waren es 130) weiterhin sehr hoch.

Eindeutiger weltweiter Brennpunkt, sowohl quantitativ 
als auch qualitativ, bleibt Westafrika bzw. der Golf von 
Guinea. Auf diese Region entfallen 43 % aller weltweit 
registrierten Vorfälle, darunter die überwiegende Zahl 
der Straftaten mit erheblicher Eingriffsintensität. Mit 
Ausnahme eines Sachverhaltes ereigneten sich alle 
Fälle der von Bord entführten Crewmitglieder und auch 
alle drei Schiffsentführungen im Rahmen von Vorfällen 
in der Region Westafrika/Golf von Guinea und werden 
nigerianischen Tätergruppen zugeschrieben.

In den Seegebieten um Somalia wurden 2020, wie auch 
im Vorjahr, erneut keine Vorfälle an das IMB PRC ge-
meldet. Die letzten Vorkommnisse, die im Zusammen-
hang mit Piraterie bestätigt wurden, ereigneten sich im 
vergangenen Jahr, diese waren ebenfalls nicht an das
IMB PRC gemeldet worden. Mit sporadischen Angriffs-
versuchen ist dort weiterhin zu rechnen. In den Ge-
wässern Südostasiens hat sich der steigende Trend bei 
den Fallzahlen gegenüber dem Vorjahreszeitraum mit 
62 gegenüber 53 in 2019 weiter verfestigt. Schwer-
punkte waren hier die Gewässer vor Indonesien und vor 
allem die Straße von Singapur. In dieser Region kam es 
auch zum einzigen Fall einer Entführung von Crewmit-
gliedern mit dem Ziel der Lösegelderpressung außer-
halb der Region Westafrika. Vor Malaysia wurden fünf 
Crewmitglieder von einem Fischereifahrzeug entführt.

Weltweite Piraterielage

Im Jahr 2020 verzeichnete das IMB PRC weltweit 195 
Fälle von Piraterie und maritimer Kriminalität. Im Ver-
gleich zu 2019 mit 162 Vorfällen sind die Fallzahlen da-
mit um 20 % angestiegen. Verantwortlich dafür ist der 
deutliche Anstieg bei den Vorfällen vor Westafrika mit 
der Schwerpunktregion Golf von Guinea sowie in Süd-
ostasien mit Schwerpunkt in der Straße von Singapur.

Weltweit kam es zu drei Schiffsentführungen, in 2019 
lag diese Zahl bei vier. Insgesamt 135 Besatzungsmit-
glieder wurden in 23 separaten Vorfällen von Bord ihrer 
Schiffe entführt, damit liegt die Zahl auf dem Niveau des 
Vorjahres mit 134 entführten Seeleuten. Während im 
Jahr 2019 die Täter in 130 Fällen an Bord von Schiffen 
gelangen konnten, war dies in 2020 in 161 Mal der Fall. 
In 20 weiteren Fällen scheiterte ihr Vorhaben. Weiterhin 
setzten die Täter, wie auch in 2019, in elf  Fällen ihre 
Schusswaffen gegen Handelsschiffe ein. Die Zahl der 
kurzzeitig als Geiseln an Bord festgehaltenen Crewmit-
glieder sank von 59 in 2019 auf 34 im Jahr 2020. Neun 
Seeleute wurden bei Übergriffen verletzt.

Am Horn von Afrika wurden erneut keine Vorfälle an das 
IMB PRC gemeldet. Dennoch kam es zu mehreren Vor-
kommnissen, die allerdings keinen Bezug zu Piraterie 
aufweisen. Das PPZ verzeichnet für 2020 insgesamt 
30 Ereignisse unterschiedlichster Natur.
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Vor Westafrika mit der Schwerpunktregion Golf von 
Guinea ist die Zahl der Vorfälle mit 84 gegenüber 64 
in 2019 deutlich angestiegen. Vor Nigeria wurden, wie 
auch in 2019, 35 Vorfälle an das IMB PRC gemeldet. 
In den Seegebieten der benachbarten Staaten sind 
die Fallzahlen gegenüber dem Vorjahr allerdings an-
gestiegen. Auch für diese Übergriffe sind überwiegend 
nigerianische Täter verantwortlich. Mit Ausnahme eines 
Vorfalles entfielen alle weiteren 22 Fälle mit insgesamt 
130 der weltweit 135 von Bord entführten Seeleuten 
mit dem Ziel der Lösegelderpressung auf die Region 
vor Westafrika. Dies stellt die bislang höchste Zahl an 
entführten Seeleuten dar. Einer dieser Entführungsfälle
ereignete sich fast 200 Seemeilen von der Küste ent-
fernt. Auch alle im Berichtszeitraum verzeichneten 
Schiffsentführungen fanden vor Westafrika statt. Nicht 
alle Vorfälle werden auch an das IMB PRC gemeldet. 
Andere Stellen verzeichnen deutlich höhere Fallzahlen.
Das PPZ beispielsweise verzeichnet in 2020 für West-
afrika 122 Vorfälle, das MDAT-GoG mit 133 Fällen 
sogar noch mehr. Allerdings erfasst das MDAT GoG 
grundsätzlich alle Meldungen von Handelsschiffen, bei-
spielsweise auch verdächtige Annäherungen ohne tat-
sächliche Tathandlungen gegen die jeweiligen Schiffe.

In den Gewässern Südostasiens sind die Fallzahlen mit 
62 gegenüber 53 in 2019 ebenfalls angestiegen. In-
donesien führt mit 26 Vorfällen erneut die Statistik an. 
In der Straße von Singapur wurden mit 23 fast doppelt 
so viele Vorfälle wie in 2019 verzeichnet. Ende 2019 
war dort bereits ein sprunghafter Anstieg der Fallzahlen 
festzustellen, dieser Trend setzte sich auch in 2020 fort. 
Die Überfälle finden in der Regel bei Dunkelheit und 
überwiegend auf Tankschiffe und Massengutfrachter in 
Fahrt statt. Gegen Ende 2020 war die Frequenz der 
Überfälle wieder etwas rückläufig. Vor Malaysia sind 
ebenfalls rückläufige Fallzahlen zu verzeichnen. Auch in 
Südostasien werden nicht alle Vorfälle an das IMB PRC 
gemeldet. Das PPZ verzeichnet für diesen Bereich 82 
Vorfälle. Das IFC meldet sogar 113 Vorfälle, allerdings 
schließt diese Zahl die Bereiche Ostasien und den in-
dischen Subkontinent mit ein.

In den Gewässern Ostasiens liegen die Fallzahlen ge-
mäß Erfassung des IMB PRC mit vier Überfällen auch 
weiterhin auf niedrigem Niveau. Alle in 2020 verzeich-
neten Vorfälle fanden vor Vietnam statt.

Im Bereich des indischen Subkontinents ist die Zahl der 
Vorfälle von vier in 2019 auf nunmehr 10 in 2020 ange-
stiegen. Während in 2019 vor Bangladesch gar keine 
Überfälle registriert wurden, waren es in 2020 wieder 
vier. Auch in den Gewässern Süd- und Mittelamerikas 
liegen die Fallzahlen mit 30 auf dem Niveau von 2019, 
als 29 Übergriffe verzeichnet wurden. Die meisten Vor-
fälle wurden vor Peru gemeldet, gefolgt von Brasilien. 

Vor Venezuela, wo in 2019 noch sechs Überfälle ver-
zeichnet worden waren, wurden im vergangenen Jahr 
gar keine Vorfälle gemeldet. Die beim PPZ erfassten 
Fallzahlen liegen mit 42 auch für Südamerika deutlich 
höher.
Ein Vorfall vor dem Irak wurde vom IMB PRC dem Be-
reich der restlichen Welt zugeordnet. [...]

Afrika

Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl der Vorfälle für Af-
rika in 2020 wieder angestiegen. Nach wie vor werden 
die meisten Vorfälle vor Westafrika, mit der Schwer-
punktregion Golf von Guinea verzeichnet. Allein auf 
dieses Seegebiet (per Definition) entfallen 70 der ins-
gesamt 82 für Gesamt-Afrika verzeichneten Vorfälle. 35 
der insgesamt 88 für Gesamt-Afrika verzeichneten Vor-
kommnisse entfallen auf Nigeria. Damit führt das Land 
auch weiterhin die Länderstatistik weltweit an.

Somalia

In 2020 wurden, wie auch in 2019, keine Vorfälle an 
das IMB PRC gemeldet. Die Übergriffe auf drei Fische-
reischiffe im Jahr 2018, die allerdings nicht an das IMB 
gemeldet wurden, stellen das bislang letzte Vorkomm-
nis dar, das somalischen Tätern zugeschrieben wurde. 
Illegale Fischerei vor der Küste Somalias, wie auch die 
Vergabe von Fischereilizenzen an ausländische Fang-
flotten, stellen vor allem für die Küstenbewohner Soma-
lias ein Problem dar. Übergriffe auf Fischereischiffe sind 
daher auch in Zukunft nicht auszuschließen.

Im August war es vor der Küste Puntlands zu einem 
Vorfall gekommen, bei dem zunächst der Verdacht be-
stand, dass es sich um einen Pirateriefall handeln könn-
te. Im weiteren Verlauf konnte sich dies jedoch nicht 
bestätigen. Ein Tankschiff hatte zu Reparaturzwecken 
vor Boosaaso geankert. Die Behörden von Puntland 
schickten uniformierte, aber auch zivile Kräfte auf das 
Schiff. Das an Bord befindliche Sicherheitsteam wur-
de nach Abgabe von Warnschüssen entwaffnet und 
die Besatzung beraubt. Durch Kräfte von EUNAVFOR 
ATALANTA wurde der Vorfall im Anschluss untersucht. 
Da es weder zu Ladungsdiebstahl noch zur Entführung 
von Schiff oder Crew gekommen war, wurde der Vorfall 
nicht als Pirateriefall eingestuft. Die entwendeten Ge-
genstände wurden im Nachgang zurückgegeben. Allem 
Anschein nach handelte es sich dabei um Missbrauch 
bzw. Überschreitung der Befugnisse durch somalische 
Kräfte.

Golf von Aden/Rotes Meer

Auch für den Golf von Aden wurden in 2020 keine Vor-
fälle bekannt, die in Zusammenhang mit somalischen 
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Piraten stehen. Wie auch in den Vorjahren kam es im 
Berichtszeitraum zu einigen Vorkommnissen deren Hin-
tergründe unterschiedlicher Natur sind, in der Statistik 
jedoch keine Berücksichtigung finden. Meist handelte 
es sich um Annäherungen von Kleinbooten an Handels-
schiffe. Sobald die an Bord befindlichen Sicherheits-
teams Präsenz zeigten oder Warnschüsse abgaben, 
zogen sich die Kleinboote zurück. Begegnungen mit Fi-
schern kommen im Golf von Aden regelmäßig vor, die-
se führen, ebenso wie Schmuggler, regelmäßig Waffen 
mit. Eine eindeutige Zuordnung ist daher oft schwierig. 
Im September wurde bekannt, dass sich ein Schnell-
boot an zwei Handelsschiffe angenähert und diese 
über Funk angerufen hatte. Die Bootsinsassen gaben 
sich als jemenitische Küstenwache aus und forderten 
die jeweiligen Schiffe auf, zu stoppen und Angaben zur 
dessen Ladung zu machen. Die beiden Handelsschiffe 
kamen der Aufforderung nicht nach. Im Nachgang stelle 
sich heraus, dass es sich dabei tatsächlich um die je-
menitische Küstenwache gehandelt hat, die im Bereich 
Golf von Aden/Bab al Mandeb vermehrt Patrouillen 
durchführt.
Im Dezember meldete ein unter sierra-leonischer Flag-
ge fahrendes Frachtschiff, das sich etwa 35 Seemeilen 
südlich Nishtun/Jemen befand, dass es von zwei Skiffs 
mit mehreren bewaffneten Personen angegriffen und 
beschossen worden sei. Ein Besatzungsmitglied erlitt 
dabei eine Schussverletzung. Das Schiff leitete Ab-
wehrmaßnahmen ein und konnte die Skiffs schließlich 
abwehren. Anschließend meldete der Kapitän den Vor-
fall an UKMTO und das IMB PRC. Nach Auswertung 
der Ereignisse wurde der Vorfall durch UKMTO, IMB 
und die Combined Maritime Forces (CMF) nicht als 
Piratenangriff eingestuft, sondern im Zusammenhang 
mit dem Konflikt im Jemen gesehen und findet daher 
keinen Eingang in die Statistik. Bereits im Mai war es 
zum Beschuss eines unter britischer Flagge fahrenden 
Frachters gekommen. Nachdem die Schiffsbesatzung 
die Annäherung zweier Skiffs ca. 95 Seemeilen südlich 
Al Mukallah/Jemen bemerkt hatte, gab das an Bord be-
findliche Sicherheitsteam Warnschüsse ab. Aus einem 
der Skiffs heraus wurde das Feuer erwidert, das zweite 
Skiff war anschließend explodiert. Die genauen Hinter-
gründe sind auch in diesem Fall nicht geklärt.

Der Konflikt im Jemen scheint sich zunehmend auf die 
Schifffahrt im Golf von Aden und dem Roten Meer aus-
zuwirken. Während Kriegs- und Versorgungsschiffe der 
von Saudi-Arabien geführten Koalition in der Regel das 
vornehmliche Ziel von Angriffen der Houthi Rebellen 
sind, kommt es immer wieder dazu, dass auch ande-
re Schiffe, wahrscheinlich eher durch Zufall oder Ver-
wechslung, betroffen sind. Bereits in den vergangenen 
Jahren war es zu einigen solcher Vorkommnisse ge-
kommen, und auch in 2020 wurde über mehrere sol-
cher Ereignisse berichtet. Im Oktober war es im Golf 

von Aden, im Bereich des Hafens von Balhaf/Jemen zu 
zwei Explosionen in unmittelbarer Nähe eines unter der
Flagge von Malta fahrenden Tankschiffes gekommen. 
Der Tanker soll dabei von einer driftenden Seemine ge-
troffen und leicht beschädigt worden sein. Im November 
ereignete sich ein weiterer Vorfall im Zusammenhang 
mit dem Konflikt im Jemen, betroffen war diesmal ein 
Tanker im Hafen von Al Shuqaiq/Saudi-Arabien. Das 
Tankschiff meldete eine Explosion, die Crew blieb da-
bei unversehrt. Es kam zum Austritt von Öl. Berichten 
zufolge soll das Schiff von einem ferngesteuerten, mit 
Sprengstoff beladenen Schnellboot getroffen worden 
sein. Ein weiterer solcher Vorfall ereignete sich auch 
im Dezember, als im Hafen von Jeddah/Saudi-Arabien 
ebenfalls ein Tankschiff von einem ferngesteuerten und 
mit Sprengstoff beladenen Boot getroffen wurde. Auch 
dieser Vorfall steht im Zusammenhang mit dem Konflikt 
im Jemen. Weitere Vorfälle dieser Art sind auch in Zu-
kunft nicht ausgeschlossen.

Arabisches Meer/Oman

Im Golf von Oman und dem Arabischen Meer wurden 
im vergangenen Jahr ebenfalls keine Vorfälle an das 
IMB PRC gemeldet. Auch in diesem Seegebiet findet 
viel Kleinbootverkehr statt, daher kommt es hin und wie-
der auch zu verdächtigen Annäherungen, die in der Re-
gel jedoch keinen Bezug zu Piraterie haben. 

Nach den Angriffen auf Tankschiffe in der Straße von 
Hormus in 2019 und dem zu Grunde liegenden Konflikt 
zwischen den USA und einigen seiner Verbündeten mit 
dem Iran wurde die SOLAS-Gefahrenstufe für Schiffe 
unter deutscher Flagge für das Seegebiet Persischer 
Golf und Golf von Oman vorübergehend auf die Ge-
fährdungsstufe 2 angehoben. Dies schloss auch die 
Anfahrt der Häfen in dem entsprechenden Seegebiet 
für Schiffe unter deutscher Flagge mit ein. Diese Re-
gelung wurde am 18. Mär 2020 zum Teil wieder auf-
gehoben. Demnach gilt für Schiffe unter deutscher 
Flagge in dem Seegebiet mit den Abgrenzungen west-
lich des 060 E von der Küste des Irans 25°22‘46“N 
60°00‘00“E vor der Küste des Omans 22°25‘45“N 
60°00‘00“E und für den Persischen Golf weiterhin die 
SOLAS-Gefahrenstufe 2. Innerhalb der Hafenanlagen 
in dem betroffenen Seegebiet gilt für alle Schiffe unter 
deutscher Flagge – außer für Tankschiffe – die SOLAS-
Gefahrenstufe 1. Dies gilt nicht für die Außenreeden 
und auch nicht für die Hafenanlagen der Islamischen 
Republik Iran. Für Tankschiffe unter deutscher Flagge 
gilt im gesamten Seegebiet, einschließlich der Hafen-
anlagen weiterhin die SOLAS-Gefahrenstufe 2.

Am 31. Dezember meldete ein unter liberianischer Flag-
ge fahrender Tanker im Rahmen einer Ship-to-Ship- 
Operation in irakischen Territorialgewässern unweit 
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des Al Bakr Ölterminals einen fremden Gegenstand an 
der Außenhülle des Schiffs. Es stellte sich heraus, dass 
es sich dabei um eine Haftmine handelte, diese konnte 
von irakischen Technikern entfernt werden. Das Schiff 
hielt sich bereits seit Anfang November in diesem Be-
reich auf und lag auf der KAZ-Reede vor Anker. Daher 
konnte nicht festgestellt, wann und wo die Mine an das 
Schiff angebracht worden war. Bislang wurden keine 
weiteren vergleichbaren Sachverhalte gemeldet. An-
fang Januar 2021 wurde durch EU NAVFOR und die 
CMF in diesem Zusammenhang ein IRTB veröffentlicht 
um die Handelsschifffahrt im Bereich Golf von Oman/
Persischer Golf zu sensibilisieren.

Westafrika mit Golf von Guinea

Gegenüber 2019 ist die Zahl der Vorfälle in den Ge-
wässern vor Westafrika im Jahr 2020 deutlich angestie-
gen. Während die Fallzahlen vor Nigeria exakt auf dem 
Stand von 2019 liegen, haben die Vorfälle vor allem vor 
Benin, Ghana und Angola deutlich zugenommen. Vor 
Kamerun hingegen, wo in 2019 noch sechs Vorfälle ge-
meldet wurden, kam es in 2020 gemäß Erfassung des 
IMB PRC zu keinen Vorkommnissen.

Im Hinblick auf Nigeria ist auffällig, dass die Fallzahlen 
dort in den ersten neun Monaten des Jahres 2020 mit 
17 sogar knapp um die Hälfte niedriger waren als im 
Vergleichszeitraum 2019. Im letzten Quartal 2020 aller-
dings wurden in nigerianischen Gewässern 18 Vorfälle 
verzeichnet, davon wiederum 11 allein im Dezember.

Die Gefährdungslage im Golf von Guinea scheint sich, 
vor allem im Hinblick auf die Entführungen von Besat-
zungsmitgliedern zum Zwecke der Lösegelderpressung, 
zusehends zu verschlechtern. In 2020 wurden im Golf 
von Guinea insgesamt 130 Seeleute in 22 separaten 
Vorfällen von Bord ihrer Schiffe entführt. Dies stellt die 
bislang höchste, vom IMB PRC verzeichnete Zahl bei 
Crewentführungen dar. Der Anteil an Crewentführun-
gen an der Gesamtzahl der Vorfälle betrug 25 %, wobei 
die durchschnittliche Distanz zur Küste 60 Seemeilen 
betrug. Mit 62 wurden die meisten Crewangehörigen 
vor Nigeria entführt. Danach folgen Benin mit insgesamt 
29 und Sao Tome & Principe mit 14 Crewmitgliedern. 
Weitere 10 Besatzungsmitglieder wurden vor Gabun 
gekidnappt sowie jeweils sechs vor Äquatorialguinea 
und Ghana. Drei weitere Seeleute wurden vor Togo von 
Bord eines Schiffs entführt. Darüber hinaus ist in min-
destens 29 weiteren Fällen davon auszugehen, dass es 
die Absicht der Piraten war, Crewmitglieder von Bord 
zu entführen.

Vor allem im letzten Quartal des Jahres sind die Fallzah-
len noch einmal deutlich angestiegen. So wurden allein 
im vierten Quartal 50 Crewmitglieder in acht separaten

Vorfällen von Bord entführt. Die Entführung von 13 See-
leuten von Bord eines Tankers im Juli erfolgte in einer 
Entfernung zur Küste von fast 200 Seemeilen und stellt 
den bis dato am weitesten von der Küste entfernten 
Vorfall dar. Von den aus Sicht der Piraten gescheiter-
ten Überfälle ereigneten sich 13 in einer Entfernung von 
über 100 Seemeilen vor der Küste. In neun dieser Fälle 
gelangten die Täter zwar an Bord, konnten der Crew 
jedoch nicht habhaft werden. In den übrigen vier Fällen 
gelang es den Tätern aufgrund von Abwehrmaßnahmen 
bzw. an Bord befindlichen bewaffneten Sicherheitskräf-
ten nicht, das entsprechende Schiff zu boarden. In zwei 
Fällen lagen die betroffenen Schiffe auf Reede, eines 
im Hafen. Sämtliche Entführungsfälle werden nigeriani-
schen Tätern zugeordnet.

Dabei stellten die Piraten einmal mehr unter Beweis, 
dass ihr Operationsgebiet nicht nur die Gewässer 
vor Nigeria, sondern vielmehr den gesamten Golf von 
Guinea umfasst. An der Vorgehensweise der Täter 
hat sich dabei nichts geändert. Meist nähern sich die 
mit Schusswaffen ausgerüsteten Angreifer in kleinen, 
schnellen Booten an und versuchen mit Leitern an Bord 
der Schiffe zu gelangen. In einigen Fällen werden die 
Schiffe bereits bei der Anfahrt beschossen. In 2020 
war dies insgesamt neunmal der Fall, siebenmal vor 
Nigeria und zweimal vor Benin. Dass sich die Piraten 
im Falle eines Scheiterns schnell ein neues Ziel in der 
Nähe suchen, konnte auch im vergangenen Jahr wieder 
beobachtet werden. In einem Fall jedoch überfielen die 
Täter ein und dasselbe Schiff gleich dreimal innerhalb 
von zehn Tagen, allerdings jeweils erfolglos.

Neben den Entführungen von Besatzungsmitgliedern 
kam es im Golf von Guinea zu drei Schiffsentführungen. 
In zwei dieser Fälle waren Fischereischiffe vor Ghana 
und der Elfenbeinküste betroffen. Der dritte Vorfall er-
eignete sich vor Togo, betroffen war hier ein Tankschiff. 
Im Vergleich zu früheren Jahren ist die Zahl der Schiffs-
entführungen in der Region zurückgegangen.

Neben den Entführungsfällen kommt es vor der Küste 
Westafrikas auch weiterhin zu Raubüberfällen auf Schif-
fe vor Anker oder im Hafen. Dabei haben es die Täter 
auf Schiffsausrüstung oder geringe Mengen Kraftstoff 
abgesehen, der in mitgebrachte Fässer abgepumpt 
wird. Bei den meisten dieser Überfälle versuchen die 
Täter, den Kontakt zur Schiffsbesatzung möglichst zu 
vermeiden. Im Berichtszeitraum wurden dem IMB PRC
insgesamt 31 solcher Vorfälle gemeldet. In einigen Fäl-
len kam es jedoch auch zu Gewaltanwendung von Sei-
ten der Täter. Diese Vorfälle werden nicht immer an die 
örtlichen Behörden gemeldet, da Ermittlungen meist 
Verzögerungen im weiteren Fahrtverlauf bedeuten und 
der wirtschaftliche Schaden in der Regel eher gering 
ist. Demzufolge werden auch längst nicht alle Vorfälle 
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dieser Art an das IMB PRC gemeldet. So verzeichnet 
das MDAT-GoG beispielsweise für das Jahr 2020 ins-
gesamt 133 Vorfälle für Westafrika. Hierbei sei jedoch 
anzumerken, dass z. B. auch verdächtige Annäherun-
gen bzw. Aktivitäten erfasst werden, bei denen auf Sei-
ten der sich nähernden Kleinboote keine eindeutigen 
Handlungsabsichten erkennbar waren.

Südostasien

Im Bereich Südostasien ist die Zahl der Vorfälle in 2020 
gegenüber dem Vorjahr wieder angestiegen. Die meis-
ten Vorfälle entfallen weiterhin auf Indonesien, wobei 
die Fallzahlen hier gegenüber dem Vorjahr ein gleich-
bleibendes Niveau aufweisen. Knapp dahinter folgt die 
Straße von Singapur. In diesem Bereich zeigt sich die 
auffälligste Veränderung in der Region, mit einer knap-
pen Verdoppelung der Fallzahlen. Die Veränderungen 
in der Straße von Singapur sind letztendlich für den An-
stieg der Fallzahlen in diesem Bereich verantwortlich. 
Deutlich rückläufig entwickelte sich hingegen die Zahl 
der Vorfälle in malaysischen Gewässern.

Bei den Vorfällen vor Indonesien handelt es sich zu-
meist um Überfälle auf Schiffe vor Anker, in der Straße 
von Singapur hingegen sind ausnahmslos Schiffe in 
Fahrt das Ziel von Überfällen. Ende 2019 war es dort zu 
einem Anstieg der Fallzahlen gekommen, dieser Trend 
setzte sich auch im vergangenen Jahr fort. Nach wie 
vor handelt es sich in der überwiegenden Mehrheit um 
sogenannte Low-Level-Überfälle wie dem Diebstahl 
von Schiffsausrüstung. In den Gewässern vor Sabah/
Malaysia kam es zu Beginn des vergangenen Jahres 
zur Entführung von fünf Besatzungsmitgliedern eines 
Fischereifahrzeugs, der einzige Vorfall dieser Art in der 
Region in 2020. Die Zahl der Entführungen von Seeleu-
ten ist schon seit einiger Zeit rückläufig, ebenso die Zahl 
der Entführungen von kleineren Tankfahrzeugen zum 
Zwecke des Ladungsdiebstahls. In 2020 wurde kein 
solcher Vorfall verzeichnet. Auf Reede vor Ko Sichang 
wurde ein einzelner Vorfall vor Thailand gemeldet. Von 
den insgesamt 62 in Südostasien verzeichneten Vorfäl-
len entfallen 26 auf Schiffe in Fahrt. In 32 Fällen waren 
Schiffe vor Anker das Ziel von Überfällen, vier weitere 
Vorfälle ereigneten sich auf im Hafen liegende Schiffen.

In der Straße von Singapur wurden dem IMB PRC im 
vergangenen Jahr insgesamt 23 Vorfälle gemeldet. Da-
mit hat sich die Zahl gegenüber 2019 mit zwölf Vor-
fällen fast verdoppelt. Beginnend zum Ende des Jahres 
2019 war es in diesem Seegebiet zu einem plötzlichen 
Anstieg der Fallzahlen gekommen. Die tatsächliche Zahl 
der Vorfälle liegt allerdings um einiges höher, da nicht 
alle Vorfälle an das IMB PRC gemeldet werden. So ver-
zeichnet das ReCAAP beispielsweise 35 Vorfälle. Die 
Überfälle ereignen sich derzeit schwerpunktmäßig im 

östlichen Sektor der nach Osten verlaufenden Fahrspur 
des TSS. Betroffen sind ausschließlich Schiffe in Fahrt. 
Während in früheren Jahren meist kleinere Fahrzeuge 
wie Schlepper mit Bargen das Ziel der Täter waren, sind 
seit dem Anstieg der Fallzahlen überwiegend Massen-
gutfrachter und Tankschiffe betroffen. Bei den Tätern 
handelt es sich vermutlich um kriminelle Gruppen, die 
von indonesischer Seite aus ihre Überfälle starten. In 
für die Region typischen kleinen Booten nähern sie sich 
bei Dunkelheit den Schiffen an. Die Täter sind meist mit 
Messern oder Macheten ausgerüstet und flüchten in 
der Regel, sobald sie entdeckt werden. In 2020 wurde 
allerdings auch ein Fall gemeldet, in denen die Täter 
ein Crewmitglied mit einem Messer verletzten. In einem 
anderen Fall wurde ein Besatzungsmitglied kurzzeitig 
als Geisel festgehalten. Einer Schiffsbesatzung war es 
gelungen, drei Täter an Bord festzusetzten, bis diese 
von indonesischen Sicherheitskräften festgenommen 
wurden. Die Behörden in Singapur haben die Überwa-
chung verstärkt.

Mit acht Vorfällen im vergangenen Jahr sind die Fallzah-
len im Bereich der Philippinen gegenüber 2019 mit fünf 
Vorfällen leicht angestiegen. Bei sechs Fällen handelt 
es sich um Diebstahlsdelikte auf Schiffen vor Anker. 
Dabei wurde ein Crewmitglied vom Täter mit einem 
Messer verletzt. Mit vier Überfällen am häufigsten be-
troffen war die Reede vor Manila. Darüber hinaus kam 
es auch auf Reede vor dem Hafen von General Santos 
sowie vor Batangas zu Überfällen. In den zwei übrigen 
Fällen waren Schiffe im Hafen von Batangas betroffen. 
Auch im Bereich der Philippinen meldet das ReCAAP 
mit 13 Vorfällen eine deutlich höhere Zahl.
Bei den Entführungen von Besatzungsmitgliedern 
durch KFR-Gruppen ist die Zahl der Fälle deutlich zu-
rückgegangen (siehe auch Malaysia). Jedoch gelten 
die Gewässer der Sulu-Celebes-See sowie vor Sibutu 
Island, Tawi-Tawi und der Sibutu-Passage auch weiter-
hin als prinzipiell gefährdet. Im November vergangenen 
Jahres hat das philippinische Militär bei einer Operation 
in der Sulu See mehrere Mitglieder von Abu Sayyaf, mit 
denen die KFR-Gruppen verbündet sind, getötet. Darü-
ber hinaus wurde auf Turtle Island/Tawi Tawi ein Militär-
camp eingerichtet, um der maritimen Kriminalität in der 
Region noch wirksamer begegnen zu können.

Ostasien

Im Bereich Ostasien liegen die Fallzahlen für 2020 auf 
dem Niveau des Vorjahres. Alle vier Vorfällen entfallen 
auf Vietnam. In 2020 ereigneten sich jeweils zwei Vor-
fälle auf Reede vor Vung Tau und Campha. Analog der 
Überfälle in Südostasien versuchen die Täter auch hier 
möglichst unbemerkt an Bord der vor Anker liegen-
den Schiffe zu gelangen und Ausrüstung oder kleinere 
Mengen Kraftstoff zu stehlen.
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Vor Ostasien ist auch weiterhin vereinzelt mit Dieb-
stählen oder Raubüberfällen zu rechnen. Ein gewis-
ses Dunkelfeld ist anzunehmen. Die Gefährdungslage 
liegt aber insgesamt auf niedrigem Niveau. Schiffen vor 
Anker wird vor allem bei Dunkelheit erhöhte Wachsam-
keit empfohlen. Im südlichen Teil des Südchinesischen 
Meeres sind Überfälle auf Tankschiffe und Schlepper 
mit Bargen auch weiterhin nicht auszuschließen.

Indischer Subkontinent

Nachdem in 2019 vor Bangladesch gar keine Vorfälle 
verzeichnet wurden, ereigneten sich die vier im vergan-
genen Jahr verzeichneten Überfälle nicht wie sonst üb-
lich im Raum Chittagong, sondern weiter südlich bzw. 
westlich davon. Auch wenn die Fallzahlen im Vergleich 
zu früheren Jahren aufgrund von Maßnahmen der Be-
hörden gesunken sind, ist auch weiterhin mit Überfällen 
zu rechnen. Bei den Vorfällen im Bereich des indischen
Subkontinents handelt es sich, wie im asiatischen 
Raum meist üblich, um Low-LevelÜberfälle. Von einem 
gewissen Dunkelfeld ist auszugehen.

Südamerika

In Südamerika liegt die Zahl der Vorfälle auf dem Niveau 
des Vorjahres. Dabei hat Peru bereits im vorletzten Jahr 
Venezuela vom Spitzenplatz in der Statistik abgelöst. 
Dort wurden im gesamten letzten Jahr gar keine Vorfäl-
le gemeldet. Vor Brasilien werden seit 2018 ebenfalls 

Vorfälle gemeldet, mit steigender Tendenz. Die übrigen 
Vorfälle verteilen sich auf Ecuador, Haiti sowie Mexiko, 
wo seit dem vergangenen Jahr ebenfalls steigende Fall-
zahlen verzeichnet werden. Ein einzelner Überfall wurde 
vor Kolumbien gemeldet. In zwei Fällen setzten die Täter 
Schusswaffen gegen die jeweiligen Schiffe ein.

Restliche Welt

Für den Bereich der restlichen Welt wurde in 2020 ein 
Vorfall an das IMB PRC gemeldet. Im Hafen von Umm 
Qasr/Irak hatten mehrere als Stauer verkleidete Perso-
nen versucht, Schiffsgegenstände zu entwenden. Die 
Täter waren in einen Lagerraum eingedrungen und ent-
wendeten Schiffsausrüstung. Anschließend übergaben 
sie die Beute an ihre Komplizen auf der Pier. Als sie 
von der Crew bemerkt und der Alarm ausgelöst wurde, 
flohen sie mit ihrer Beute. Die Behörden im Hafen wur-
den informiert. Die gestohlenen Gegenstände konnten 
im Nachgang sichergestellt und zurück auf das Schiff 
verbracht werden.
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 18 ICC-IMB Piracy and Armed Robbery Aggainst Ships Report 2020
amtliche Übersetzung durch das Bundessprachenamt.

UNHCR FLÜCHTLINGSZAHLEN 2020 18

UNHCR The UN Refugee Agency Deutschland

Die Zahl der Menschen auf der Flucht ist im Jahr 2020 
weltweit auf ein Rekordhoch gestiegen. Nach Anga-
ben des UN-Flüchtlingshilfswerks UNHCR sind 82,4 
Mio. Menschen auf der Flucht – mehr als ein Prozent 
der Weltbevölkerung. Das ist nicht nur ein Anstieg von 
fast drei Mio. Menschen zum Vorjahr. Es ist zugleich 
die größte Zahl an gewaltsam Vertriebenen, die das 
UNHCR in seiner Geschichte je registriert hat.

Es gab am 31. Dezember 2020 weltweit 26,4 Mio. 
Menschen, die in ein anderes Land flüchten mussten. 
Dazu zählen 3,9 Mio. Venezolaner, die in die Nachbar-
länder geflohen sind. Hinzu kommen 48 Mio. Binnen-
vertriebene, also Menschen, die innerhalb ihres eigenen 
Landes auf der Flucht sind. Diese Zahl stieg deutlich um 
2,3 Mio. Menschen zum Vorjahr. Die Zahl der Asylsu-
chenden, über deren Status also noch nicht entschie-
den ist, ist gleichbleibend bei 4,1 Mio. zu 4,2 Mio. in 
2019.

Flüchtlinge

Unter den Begriff „Flüchtlinge“ fallen auch Flüchtlingen 
gleichgestellte Personen. Nicht eingerechnet werden 
5,7 Mio. registrierte palästinensische Flüchtlinge unter 
dem Mandat des UNRWA (United Nations Relief and 
Works Agency for Palestine Refugees in the Near 
East – Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-
Flüchtlinge im Nahen Osten).

Die Zahl der in der Türkei im Jahr 2020 neu registrierten 
Syrerinnen und Syrer, denen vorübergehender Schutz 
durch die Regierung zugesichert wurde, ist nicht öffent-
lich bekannt.

Das internationale Schutzsystem, insbesondere das 
Recht darauf, Asyl zu beantragen, sowie der Grund-
satz der Nichtzurückweisung, sah sich 2020 noch nie 
da gewesenen Herausforderungen gegenüber. Dem-
entsprechend wurde jenen, die vor Konflikten und Ver-
folgung flohen, von vielen Staaten Asyl verweigert oder 
nur eingeschränkt gewährt.

Trotz dieser verschärften Bedingungen stieg die Zahl 
an Flüchtlingen weltweit um fast eine Viertelmillion, von 
20,4 Mio. im Jahr 2019 auf fast 20,7 Mio. Ende 2020. 
Damit setzt sich ein Aufwärtstrend fort, der vor fast ei-
nem Jahrzehnt begann. 

Europa

Die Türkei war weiterhin das Land, in dem weltweit 
die meisten Flüchtlinge lebten, nämlich 3,7 Mio. oder 
15 % aller weltweit über Landesgrenzen hinweg Ver-
triebenen. An zweiter Stelle in Europa stand Deutsch-
land mit 1,2 Mio. Flüchtlingen (5 %). Insgesamt nahm 
die Zahl der in Europa lebenden Flüchtlinge um 3 % zu. 
Grund hierfür war in erster Linie, dass hier über eine 
Viertelmillion Menschen internationaler Schutz gewährt 
wurde (284.900), fast der Hälfte von ihnen allein in 
Deutschland (83.700) und in Spanien (46.500). 

Der bewaffnete Konflikt in und um Bergkarabach, der 
im September 2020 ausbrach, zwang zusätzlich rund 
90.000 Menschen, nach Armenien zu fliehen, während 
es in Aserbaidschan zeitweilig über 80.000 Vertriebene 
gab. Die nach Armenien Geflüchteten gelten weiterhin 
als Flüchtlingen gleichgestellte Personen innerhalb Ar-
meniens. Bemerkenswerte Verringerungen der Flücht-
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lingszahlen beinhalteten einen Rückgang um 79.000 in 
Italien aufgrund verbesserter Ursprungsdaten.

Die Zahl der Flüchtlinge, die in Deutschland leben, liegt 
bei 1,2 Mio. (Global Trends Report 2020).  Die Zahl 
der Asylsuchenden in Deutschland gibt der UNHCR für 
2020 mit 243.156 Menschen an.

86 % der Flüchtlinge leben in Ländern mit niedrigem 
und mittlerem Einkommen oder Ländern, die an Krisen-
gebiete grenzen. Die am wenigsten entwickelten Län-
der haben 27 % aller Flüchtlinge aufgenommen.

Binnenvertriebene

Die Zahl der innerhalb ihres eigenen Landes aufgrund 
von bewaffneten Konflikten, Gewalt oder Menschen-
rechtsverletzungen Vertriebenen stieg 2020 das dritte 
Jahr in Folge an. Die Ende des Jahres verzeichnete Zahl 
von 48 Mio. Binnenvertriebenen war ein weiteres Mal 
der höchste jemals erfasste Wert. 

Damit stellten die Binnenvertriebenen weiterhin den 
Großteil der weltweit gewaltsam vertriebenen Men-
schen dar, wie auch schon in den mindestens zwei 
vorangegangenen Jahrzehnten. Der Gesamtumfang 
interner Vertreibungen aufgrund von Konflikten und 
Gewalt nahm vielerorts zu und überschnitt sich mit Ka-
tastrophenfällen, den negativen Auswirkungen des Kli-
mawandels sowie der Covid-19-Pandemie. Ende des 
Jahres befasste sich das UNHCR mit der Situation Bin-
nenvertriebener in insgesamt 34 Ländern.

Warum werden Geflüchtete aus Venezuela se-
parat aufgeführt?

Ins Ausland vertriebene Venezolaner bezieht sich auf 
Personen, die in dem Land, in dem sie sich aufhalten, 
keinen Asylantrag gestellt haben. Damit sind sie formell 
gesehen keine Asylsuchende und auch keine Flücht-
linge. Unabhängig von ihrem Status benötigen sie aber 
wahrscheinlich internationalen Schutz, dürfen z.B. nicht 
zur Rückkehr gezwungen werden und brauchen Zu-
gang zu grundlegenden Dienstleistungen und Unter-
stützung.

Die meisten Flüchtlinge leben in armen Ländern

86 % der Flüchtlinge und vertriebenen Venezolaner*in-
nen weltweit lebten Ende 2020 in Staaten mit niedrigen 
oder mittleren Einkommen. Dies liegt unter anderem an 
dem fehlenden internationalen Konsens, wenn es um 
das Thema Aufnahme von Flüchtlingen geht. Etwa 
zwei Drittel der Flüchtlinge lebt in Städten oder rund 
um Städte. Etwa 80 % aller Vertriebenen leben in Re-
gionen, in denen akute Ernährungsunsicherheit und 

Unterernährung herrscht. Staaten und Gemeinden, die 
Flüchtlinge und andere aus ihrer eigentlichen Heimat-
region geflohene Menschen unterstützen, brauchen 
darum eine robuste finanzielle Ausstattung und Hilfe. 
Deren Fehlen kann Instabilität herbeiführen und hat 
Konsequenzen für lebenssichernde humanitäre Hilfe 
oder löst Weiterwanderung aus. 

Flucht nach Europa

Schon seit Jahren fliehen Menschen aus den Krisenre-
gionen der Welt über das Mittelmeer nach Europa – mit 
verheerenden Auswirkungen: Im Jahr 2016 ertranken 
über 5.000 Menschen im Mittelmeer. 2017 starben 
oder verschwanden laut dem Flüchtlingshilfswerk der 
Vereinten Nationen (UNHCR) mehr als 3.100 Geflüch-
tete, 2018 waren es mehr als 2.200 Tote und Vermiss-
te, 2019 1.335 Menschen und 2020 fanden 1.166 
Menschen den Tod bei der Flucht über das Mittelmeer 
oder sind vermisst.

Mehr als 600 Menschen haben in den ersten vier Mo-
naten 2021 die Überfahrt über das Mittelmeer nicht 
überlebt oder werden vermisst. Die Zahl der Toten und 
Vermissten können jedoch nur Schätzungen sein. Die 
genaue Zahl der Opfer wird für immer im Dunkeln blei-
ben.

Obwohl die Zahl der Ankünfte über die Mittelmeer-
route seit 2016 stark gesunken ist (2016: 373.652 
Menschen; 2017: 185.139 Menschen; 2018: 141.472 
Menschen; 2019: 123.663 Menschen; 2020: 72.751 
Menschen), bleibt der Weg über das Mittelmeer die 
tödlichste Seeroute der Welt.
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Fluchtrouten verlagern sich

Je nach Situation und Risiko verändern sich die Routen, 
die die Menschen über das Mittelmeer wählen, in je-
dem Jahr. Während 2016 die meisten Ankünfte über 
den Seeweg in Griechenland zu verzeichnen waren, 
stieg 2018 die Zahl der Neuankömmlinge in Italien und 
Spanien.

Im Jahr 2020 stieg die Zahl der Ankünfte in Spanien 
wieder. Insgesamt erreichten 2020 23.023 Flüchtlinge 
und Migrierende die Kanarischen Inseln. 480 Menschen 
starben bei dem lebensgefährlichen Versuch oder wur-
den vermisst. Von Januar bis Mai 2021 sind mehr als 
4.300 Migrantinnen und Migranten und Flüchtlinge, da-
runter auch unbegleitete, schutzbedürftige Kinder, auf 
dem Seeweg zu den Kanarischen Inseln gelangt. Erst 
Ende April starben 24 Menschen beim Versuch, die Ka-
naren per Boot zu erreichen.

Der Grund für die Verlagerung der gewählten Flucht-
routen liegt sicher daran, dass Asylsuchende, die den 
Seeweg nach Griechenland wählten, sich häufig in 
überfüllten Aufnahmelagern auf Inseln wie Lesbos mit 
langen Wartezeiten wiederfanden. Berichte über Push-
Backs auf Seerouten und Landesgrenzen sind eben-
falls Entscheidungsfaktoren.

Flüchtlingssituation in Griechenland

Volle Flüchtlingscamps und ein überlastetes Aufnah-
mesystem. Seit Beginn des Konfliktes in Syrien im Jahr 
2011 sieht sich Griechenland mit einem vermehrten 

Flüchtlingszustrom konfrontiert. 119.500 Flüchtlinge 
und Migrantinnen und Migranten leben in Griechen-
land. (Januar 2021)

2019 kamen 74.600 Flüchtlinge und Migrantinnen und 
Migranten in Griechenland an -  50 % mehr als im Vor-
jahr. 59.700 Menschen kamen über den Seeweg auf 
den Ägäis-Inseln Lesbos, Kamos, Chios, Leros und Kos 
an. 14.900 erreichten Griechenland über den Landweg.

Zwischen Januar und Oktober 2020 kamen 9.243 
Menschen über den Seeweg nach Griechenland. Die 
meisten von ihnen (47 %) kamen auf der Insel Lesbos 
an. Es sind hauptsächlich Familien mit Kindern aus Af-
ghanistan und Syrien. Mehr als die Hälfte von ihnen 
sind Frauen (23 %) und Kinder (36 %).

Das griechische Asylsystem ist stark überlastet. Der-
zeit gibt es fast 90.000 noch nicht bearbeitete Fälle. 
Die Regierung muss Asylverfahren beschleunigen, 
denn manchmal dauert die Bearbeitung mehrere Jahre. 
Gleichzeitig müssen Asylstandards und Schutzmaß-
nahmen beibehalten werden. Die Mehrheit der Asyl-
bewerberinnen und -bewerber in Griechenland hat 
Flüchtlingsmerkmale und ist wahrscheinlich auf inter-
nationalen Schutz angewiesen.

Wer versuchte, das Meer nach Italien zu überqueren, 
musste damit rechnen, von der Libyschen Küstenwa-
che abgefangen und inhaftiert zu werden. 2019 sanken 
darum die Ankunftszahlen in Italien und Spanien und 
verlagerten sich wieder nach Griechenland.
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REGISTRIERTE ILLEGALE GRENZÜBERTRITTE AN DEN EU-AUSSEN-
GRENZEN, 202019

 19 FRONTEX Risk Analysis JÄHRLICHE RISIKOANALYSE 2021, Juni 2021, amtliche Übersetzung durch das Bundessprachenamt.

Auf der östlichen Mittelmeerroute

war der Migrationsdruck im Jahr 2020 zunächst hoch. 
In diesem Zusammenhang wurde die griechische 
Grenzverwaltung durch zwei Soforteinsätze zu Grenz-
sicherungszwecken bis Herbst 2020 unterstützt. Die in 
Griechenland und der Türkei ergriffenen Maßnahmen 
zur Eindämmung von Covid-19 verringerten dann die 
Zahl ankommender Migranten deutlich. Nach April be-
gann der Druck jedoch allmählich zu steigen, wobei er 
im Vergleich zu vorangegangenen Jahren relativ niedrig 
blieb. In der östlichen Ägäis führten die aufgrund der 
Pandemie geltenden Bewegungseinschränkungen zu 
einer derartigen Verringerung der Ströme, dass auf den 
griechischen Hotspot-Inseln nahezu null Landungen 
verzeichnet wurden. Anschließend stieg die Zahl der 
Ankünfte wieder an, jedoch auf historisch niedrigem 
Niveau: 

Im zweiten Halbjahr kamen weniger Migranten an als in 
einem einzigen Monat zu Beginn des Jahres. Afghanen 
und Syrer waren mit einigem Abstand die häufigsten 
registrierten Nationalitäten. Zusammen machten sie 
gut über die Hälfte aller Ankommenden aus. Auch in 
Zypern erreichten die ermittelten Fälle nach dem „Co-
vid-Schock“ keine mit 2019 vergleichbaren Werte. 
Nachdem das erste Quartal 2020 mit einem hohen Mi-
grationsdruck an den Außengrenzen zum Westbalkan 
begann, ließ dieser Druck aufgrund der Covid-19-Ge-
genmaßnahmen schnell nach. Da Migranten auf dem 
Westbalkan die Migrantencamps überwiegend nicht 

verlassen durften, schränkten diese Gegenmaßnahmen 
die Bewegungen der Migranten insgesamt hier stärker 
ein als in anderen Regionen. Nach April stieg die Zahl 
der Migranten, die die im Norden angrenzenden EU-
Mitgliedsstaaten erreichten, wieder an, eine Entwick-
lung, die zeitlich mit der wiederhergestellten Mobilität 
nach der Lockerung der Covid-19-Beschränkungen 
zusammenfiel. Während Syrer einen großen Anteil 
ausmachten, stieg auch die Zahl der ankommenden 
Migranten aus allen nordwestafrikanischen Ländern 
deutlich an. Während Migranten, die sich bereits in der 
Region Westbalkan befanden, wahrscheinlich für einen 
Großteil der steigenden Zahl versuchter Grenzübertrit-
te an den nördlichen Grenzen der Region verantwort-

lich waren, gab es auch Neuankünfte, wie der hohe 
Druck auf die Region aus dem Süden zeigt. Migration 
von außerhalb der Region durch den Westbalkan hing 
im Jahr 2020 weiterhin eng mit dem Migrationsstrom 
auf der östlichen Mittelmeerroute zusammen. Die be-
deutendste Entwicklung in Bezug auf den Verlauf der 
Route durch die Region war die zunehmende Bewe-
gung von Migranten Richtung Norden nach Serbien 
über Albanien und den Kosovo ab Anfang 2020. Auch 
in dieser Region versuchten die Migranten, unentdeckt 
zu bleiben und so eine Quarantäne zu vermeiden. An 
den serbischen Grenzen zu Kroatien, Ungarn und Ru-

Maritime Flüchtlinge im Mittelmeer
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mänien wurden etwa 1.600 illegale Einwanderungsver-
suche registriert, was einen Rückgang der absoluten 
Zahlen gegenüber 2019 bedeutet, jedoch eine starke 
relative Zunahme gemessen am deutlich verringerten 
Strom an Reisenden darstellt. Tatsächlich wurden im 
zweiten Halbjahr 2020 (mit Erholung des Grenzver-
kehrs) absolut gesehen wieder mehr illegale Einwande-
rungsversuche festgestellt. 

In den Medien wurde umfassend über die Nutzung 
mehrerer Tunnel zur Schleusung von Migrantinnen und 
Migranten an der serbischen Grenze berichtet. An der 
Grenze Kroatiens zu Bosnien und Herzegowina ver-
vielfachte sich die Zahl registrierter illegaler Einwande-
rungsversuche im zweiten Halbjahr (im Vergleich zum 
zweiten Halbjahr 2019). Während an der Grenze zu 
Serbien die meisten illegalen Einwanderungsversuche 
von Afghanen ausgingen, waren die ermittelten Natio-
nalitäten an der Grenze zu Bosnien und Herzegowina 
vielfältiger. Im Bereich beider Grenzen versteckten sich 
Migrantinnen und Migranten häufig in oder unter Last-
wagen.

Auf der zentralen Mittelmeerroute.

Nachdem die Pandemie auf die Region übergegrif-
fen hatte, ging die Zahl der registrierten Fälle auf der 
zentralen Mittelmeerroute drastisch zurück und fiel im 
März auf 375. Im Sommer stieg der Druck erheblich an, 
so dass die zentrale Mittelmeerroute mit etwa 35.700       
illegalen Grenzübertritten (Zunahme von 155 % gegen-
über 2019) zur meist genutzten Route wurde. Zwar tru-
gen Abfahrten aus Libyen, Algerien und der Türkei auch 
zum Anstieg bei, jedoch ging die höchste relative Zu-
nahme der Ankünfte mit etwa 14.700 illegalen Grenz-
übertritten von Tunesien aus (87 % Tunesier, die damit 

die häufigste registrierte Nationalität in diesem Korridor 
darstellten). 
Abgesehen von tunesischen Staatsangehörigen selbst 
fuhren auch mehr Ivorer und Guineer von Tunesien aus 
ab. Von Libyen aus waren Bangladescher, Sudanesen, 
Marokkaner, Somalier und Eritreer am zahlreichsten 
vertreten. Gleichzeitige Abfahrten und der Einsatz von 
Mutterbooten gehörten zur üblichen Vorgehensweise 
im von Tunesien ausgehenden Korridor. Außerdem wur-
den Berichten zufolge auch Speedboote zum Schmug-
geln von Migranten im tunesischen Korridor eingesetzt. 
Schleusernetzwerke in Libyen mussten ihre Vorgehens-
weise anpassen und organisierten Abfahrten in besse-
ren und weniger überfüllten Booten, um angesichts der 
anhaltenden Präsenz von Marineeinheiten vor der liby-
schen Küste längere Strecken zurücklegen zu können. 

Nach Angaben des UNHCR rettete die libysche Küs-
tenwache im Jahr 2020 über 11.000 Migranten auf 
See, was einem Anstieg von etwa einem Viertel gegen-
über 2019 entspricht. Obwohl bis Juni auf diesem Kor-
ridor zum zentralen Mittelmeer keine Ankünfte registriert 
wurden, stieg im Jahr 2020 insbesondere die Zahl der 
registrierten Ankünfte aus der Türkei auf ungefähr 4200 
Migranten, mehr als doppelt so viele wie 2019 (fast 
2000 Migranten). Hierbei handelt es sich um einen 
anhaltenden Trend, der jedoch durch die Covid-19-Si-
tuation 2020 verstärkt wurde. Schmugglernetzwerke in 
der Türkei griffen in diesem Korridor auf ihren bekannten 
Modus Operandi zurück und schleusten Migranten an 
Bord von Segelfahrzeugen oder Motoryachten. In eini-
gen Fällen wurden große Fischerboote zum Schmug-
geln von Migranten eingesetzt.
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Während im April 2020 die Zahl registrierter illegaler 
Grenzübertritte auf der westlichen Mittelmeerroute 
durch koordinierte Patrouillen in Marokko und überall 
in Nordwestafrika ergriffene Covid-19-Gegenmaßnah-
men auf 168 sank, stieg die Zahl der registrierten Fälle 
im Laufe des Sommers wieder an. Bis Ende 2020 wur-
den mehr als 17.200 Migranten registriert, ein Rück-
gang von 28 % im Vergleich zum Vorjahr. Abfahrten von 
Algerien aus erfolgten in großer Zahl deutlich früher als 
in vorangegangenen Jahren und verdreifachten sich 
fast gegenüber 2019. Zusätzlich fuhren fast 5000 alge-
rische Staatsangehörige von Marokko aus ab, mehr als 
doppelt so viele wie 2019. Im Gegensatz dazu sank auf 
dieser Route die Zahl der Ankünfte aus Marokko. Auf 
der westlichen Mittelmeerroute setzten die Schmugg-
lernetzwerke 2020 eine Vielzahl an Transportmitteln ein. 
Im Atlantikkorridor wurden überwiegend Fischerboote 
aus Holz zum Transport der Migranten registriert, die in 
der Regel durch einen Schmuggler gesteuert wurden. 
In der Straße von Gibraltar wurden in erster Linie kleine-
re Fahrzeuge wie aufblasbare Gummiboote, Kajaks und 
Jetskis für die Überfahrt verwendet. Gelegentlich wur-
de die Überquerung durch ‚Mutterboote‘ unterstützt, d. 
h. durch größere Fahrzeuge, die kleinere Boote, wie z. 
B aufblasbare Boote, üblicherweise in internationalen 
Gewässern zu Wasser lassen. 

Im Korridor durch das Alborán-Meer waren Gummi- 
oder Glasfaserboote mit Motoren mit geringer Leistung 
die häufigsten für die Überfahrt genutzten Mittel. Im 
Korridor von Algerien aus setzten Schleusernetzwerke 
für die Überfahrt in erster Linie Gummi- oder Glasfaser-
boote mit Motoren mit mittlerer Leistung ein, wobei ge-
gen Ende des Jahres 2020 Überfahrten in ‚Taxibooten‘ 
(schnelle Boote, die Migranten direkt an der Küste ab-
setzen) deutlich zunahmen. Diese Überquerungen sind 
teurer und erfordern sehr schnelle Fahrzeuge von hoher 
Qualität, die hauptsächlich eingesetzt werden, um nicht 
entdeckt und abgefangen zu werden. 

Im Jahr 2020 führten, neben anderen Faktoren, Be-
wegungseinschränkungen in Marokko in Reaktion auf 
Covid-19 zu einer Umleitung des Migrationsstroms 
über die westafrikanische Route. Aufgrund der Co-
vid-19-Gegenmaßnahmen in nordwestafrikanischen 
Ländern schätzten Migranten aus Ländern südlich der 
Sahara ihre Chancen, die EU über die westliche Mittel-
meerroute erfolgreich zu erreichen, als niedrig ein und 
wählten als Alternative die westafrikanische Route, die 
dadurch reaktiviert wurde. Menschenschmuggler pass-
ten sich der Nachfrage an und haben eine entspre-
chende Logistik für die Schleusung zu den Kanarischen 
Inseln aufgebaut. Infolgedessen entschieden sich im-
mer mehr Migranten – auch aus den nordafrikanischen 

Ländern – für diese Route, die jedoch im Vergleich zur 
westlichen Mittelmeerroute länger und gefährlicher ist. 
Die Zahl der Ankünfte über diese Route lag 2020 bei 
ungefähr 23.000 – mehr als das Achtfache der Vor-
jahreszahl. Im letzten Drittel des Jahres stieg die Zahl 
der Ankünfte exponentiell an, was unter anderem auf 
den Einsatz großer Fischerboote (‚cayucos‘) zurückzu-
führen ist, die mit bis zu 200 Migranten eine große Zahl 
an Passagieren aufnehmen können. Insgesamt fuhren 
etwa drei Viertel aller Migranten auf dieser Route im 
Jahr 2020 von Marokko und der Westsahara aus ab, 
während der Rest die Überfahrt überwiegend vom Se-
negal und zu einem sehr kleinen Teil von Mauretanien 
aus begann. 

Bis August stammten die Migranten, die zu den Kana-
rischen Inseln aufbrachen, hauptsächlich aus Ländern 
südlich der Sahara. Im September wurde ein starker 
Anstieg der Zahl marokkanischer Staatsangehöriger 
festgestellt, die überwiegend aus der Westsahara auf-
brachen. Von allen auf den Kanarischen Inseln im Jahr 
2020 aufgegriffenen Migranten stammt schätzungs-
weise etwa die Hälfte aus Marokko und die andere 
Hälfte aus Subsahara-Afrika. 
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DAS MARITIME SICHERHEITSZENTRUM – DIE EINRICHTUNG IN 
DEUTSCHLAND FÜR MARITIME SICHERHEIT (MSZ)
Das Maritime Sicherheitszentrum ist das maritime Kom-
petenzzentrum der operativen Kräfte des Bundes und 
der fünf Küstenländer und hat seinen Sitz in Cuxhaven, 
direkt an der Elbmündung. Die räumliche Bündelung 
von Fachkompetenzen und der direkte Informationsaus-
tausch sind der Mehrwert dieses Kommunikations- und 
Kooperationsnetzwerkes. Alle für die maritime Sicher-
heit zuständigen Behörden und Einrichtungen sind in 
diesem leistungsstarken Netzwerk vereint. Durch die 
Netzwerkstruktur wird ein optimaler Informationsfluss 
sichergestellt, bei größtmöglicher Flexibilität.

Das Maritime Sicherheitszentrum besteht aus: 

• der Bundespolizei,
• dem Zoll,
• der Bundesanstalt für Landwirtschaft und                   

Ernährung,
• der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 

des Bundes, 
• der Deutschen Marine, 
• den Wasserschutzpolizeien der fünf Küstenländer
• dem Havariekommando.

Im Gemeinsamen Lagezentrum See (GLZ-See) wird 
die Arbeit aller Partner zur Gewährleistung der mariti-
men Sicherheit auf See vereint. Rund um die Uhr an 
365 Tagen arbeiten die Beschäftigten der maritimen Si-
cherheitsbehörden im operativen Kern, dem GLZ-See, 
eng zusammen.

Die Zusammenarbeit im GLZ-See

Im GLZ-See gehen für die maritime Sicherheit erfor-
derliche Informationen unterschiedlicher Dienststellen 
ein, werden dort innerhalb eines permanenten Lage-
bildes bewertet und weitergeleitet. Die Bestreifung 
der deutschen Küstengewässer mit maritimen Einsatz-
mitteln erfolgt auf der Grundlage gemeinsam durch-
geführten Risikoanalysen und -bewertungen aus dem 
GLZ-See heraus. 

Das Maritime Sicherheitszentrum in Cuxhaven © VL Maritimes Sicherheitszentrum / Erik Krüger

1.3 MARITIMES SICHERHEITSMANAGEMENT
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Die Leitung maritimer Einsätze obliegt der jeweils ört-
lich und sachlich zuständigen Behörde oder Einrich-
tung. Bei einem Ereignis unterstützen sich die Partner 
im Rahmen ihrer rechtlichen Befugnisse mit ihren ver-
fügbaren Ressourcen sowie durch die unverzügliche 
Weitergabe von Erkenntnissen, die für die Abarbeitung 
maritimer Sachverhalte von Bedeutung sein können. 
Der räumliche Zusammenschluss der im GLZ-See ver-
tretenen Partner ermöglicht so eine effiziente und effek-
tive Unterstützung auf direktem Wege.

Künstliche Intelligenz im Kontext maritimer 
Sicherheit

Seit November 2020 nimmt die Marine an einer Studie 
zum Thema „Nutzung von Künstlicher Intelligenz (KI) im 
Kontext maritimer Sicherheit“ teil. Teilnehmer der Stu-
die sind IBM Watson (Auftragnehmer), das Bundesamt 
für Ausrüstung, Informationstechnik und Nutzung der 
Bundeswehr (Auftraggeber), das Maritime Operation-
Center (MOC 2) Glücksburg, das Verbindungselement 
Marine im MSZ (MOC 3), sowie einige andere Teilneh-
merinnen und Teilnehmer der Marine. Im Rahmen einer 
Machbarkeitsuntersuchung wird geprüft, inwieweit un-
ter anderem durch Nutzung einer KI Anomalien oder 
unübliches Verhalten im Seeverkehr durch Muster-
erkennung detektiert werden können. Ziel soll es sein, 
einen automatisierten Bericht auf Basis der eingerich-
teten Anomalien zu erhalten.

„KI ist grundsätzlich der Überbegriff für Anwendungen, 
bei denen Maschinen menschenähnliche Intelligenz-
leistungen erbringen“ (Quelle: SAP). Somit wäre 
es wünschenswert, wenn eine KI in Bezug auf den 
maritimen Kontext in Zukunft nicht nur in der Lage wäre 
vordefinierte Parameter zu analysieren und zu melden, 
sondern auch Daten aus verschiedenen Datenbanken 
zu übernehmen und den Gesamtkontext zu analysieren.

Dem Operator (dem/der diensthabenden Soldaten/Sol-
datin) sollen auf diese Weise Vorschläge und Hinweise 
aufbereitet werden, die er/sie aufgrund der unzähligen 
weltweiten Daten selbst nicht analysieren könnte. 

Oberflächliche Darstellung des Anomalie-Finders.  © IBM

Die so gewonnenen Erkenntnisse wären die Basis für 
weitere Handlungsoptionen der Marine. Voraussetzung 
für diese Vorgehensweise wäre die Erstellung entspre-
chender Datenbanken, was aber den Umfang der der-
zeitigen Studie übersteigen würde. 

Am Ende der Studie (Anmerkung: Ende April 2021) 
soll – wenn möglich – ein Designentwurf des Produk-
tes, in diesem Fall eine Demo-Version, stehen. Trifft 
das Ergebnis auf positive Zustimmung, wäre es durch-
aus denkbar, die verschiedenen Lagebildsysteme der 
Marine durch die KI zu erweitern. KI ist auch bei den 
Partnern im MSZ ein Forschungsfeld, allerdings unter-
scheiden sich naturgemäß die Aufgabenschwerpunkte. 
Dennoch gibt es auch markante Schnittmengen. Inso-
fern besteht mit dem Projekt der Marine die Möglich-
keit, einen wertvollen Baustein für den Gesamtkontext 
des MSZ beizutragen. 

Verfasser: Maritimes Sicherheitszentrum beim Wasser-
straßen-und Schifffahrtsamrt Elbe Nordsee [ Hrsg ]
Textbeitrag 2020 Presse- und Öffentlichkeitsarbeit.      
Freigabe Anna Schwarz vom Juni 2021.

SICHERHEITSMANAGEMENT

Innenansicht des GLZ-See © Maritimes Sicherheitszentrum, Erik Krüger
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HAVARIEKOMMANDO
Das Havariekommando ist eine gemeinsame Einrich-
tung des Bundes und der fünf norddeutschen Küsten-
länder, die einzige Führungsorganisation bei maritimen 
Großschadenslagen (komplexe Schadenslagen) in 
Nord- und Ostsee. Das Havariekommando übernimmt 
die Gesamteinsatzleitung und sorgt für das einheitliche, 
sichere und zielgerichtete Vorgehen aller Einsatzkräfte. 
Zur Erfüllung dieser Aufgabe ist das Havariekomman-
do weitestgehend weisungsunabhängig. Eine kom-
plexe Schadenslage liegt vor, wenn eine Vielzahl von 
Menschenleben, Sachgüter von bedeutendem Wert, 
die Umwelt oder die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Schiffsverkehrs gefährdet sind oder eine Störung die-
ser Schutzgüter bereits eingetreten ist und zur Besei-
tigung dieser Gefahrenlage die Mittel und Kräfte des 
täglichen Dienstes nicht ausreichen oder eine einheitli-
che Führung mehrerer Aufgabenträger erforderlich ist.

Aufgaben des Havariekommandos:

Es ist zuständig für die Planung, Vorbereitung, Übung 
und Durchführung aller Maßnahmen des maritimen 
Notfallmanagements:

• Menschenrettung
• Verletztenversorgung 
• Schadstoffunfallbekämpfung 
• Brandbekämpfung 
• Hilfeleistung und gefahrenabwehrbezogene 
       Bergung 
• Notliegeplätze und Notschleppen 
• strukturierte und einsatzbegleitende 

Öffentlichkeitsarbeit bei Schadenslagen auf See
• maritime Psychosoziale Notfallversorgung (PSNV)

Zu den Partnern zählen: 

• Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes

• Umweltbehörden der fünf Küstenländer 
• Technisches Hilfswerk 
• Bundespolizei 
• kommunale Feuerwehren 
• Wasserschutzpolizeien der Küstenländer 
• Fischereischutz 
• Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
• Bundeswehr 
• Zoll 
• Küstenwachorganisationen der Nachbarstaaten 
• Deutsche Gesellschaft zur Rettung 

Schiffbrüchiger 
• privatwirtschaftliche Aufgabenträger u. v. m. 

Bis Ende des Jahres 2020 hat das Havariekommando 
83 komplexe Schadenslagen unterschiedlichster Art 
und Schwierigkeit erfolgreich bewältigt und in Amtshil-
fe einen PSNV-Einsatz an Bord eines Kreuzfahrtschif-
fes in Cuxhaven übernommen. 

Um jederzeit auf den Ernstfall vorbereitet zu sein, wur-
den auch im Jahr 2020 unter besonderen Bedingungen 
und unter Beachtung der Infektionsschutzmaßnahmen 
verschiedene Übungen mit anderen Behörden und Ins-
titutionen durchgeführt. 

Seit der Gründung im Jahr 2003 hat sich das Hava-
riekommando zum Maritimen Kompetenzzentrum ent-
wickelt. Es gliedert sich in die Fachbereiche Maritimes 
Lagezentrum, Schadstoff- und Schiffsunfallbekäm-
pfung See, Schadstoffunfallbekämpfung Küste, Brand-
bekämpfung und Verletztenversorgung, die Stabsstelle 
Administration sowie die Stabsstelle Presse- und Öf-
fentlichkeitsarbeit. 

Es gehört zur täglichen Arbeit, Gefahrenpotenziale zu 
analysieren und zu definieren, daraufhin Konzepte zu 
erstellen und fortzuschreiben sowie die notwendige 
Ausrüstung zu beschaffen. Darüber hinaus werden die 
Einsatzkräfte für den Einsatz auf See aus- und fortge-
bildet.

Einsatzorganisation 

In der vom Bund und den fünf Küstenländern unter-
zeichneten Havariekommandovereinbarung (HKV)
ist festgelegt, dass das Havariekommando die Kräfte 
und Mittel der Partner im Rahmen der Auftragstaktik 
führt. Bei einem Einsatz bildet es aus dem Kompetenz-
zentrum heraus den Havariestab und legt anhand des 
Einsatzsachverhaltes eine besondere Aufgabenorgani-
sation (BAO) fest. 

Diese berechtigt, Schiffe, Hubschrauber und weiteres 
Material und Personal direkt bei den geräteführenden 
Organisationen abzufordern und die Einsatzziele fest-
zulegen.

Nationale und internationale Vernetzung 

Auf internationaler Ebene berät oder vertritt das Hava-
riekommando die Bundesrepublik Deutschland. Dazu 
gehören Fachgremien der internationalen Kon-vention 
zur Bekämpfung von Ölverschmutzungen (OPRC), der 
Internationalen Seeschifffahrtorganisation (IMO) eben-
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HAVARIEKOMMANDO

Ein Mitglied eines Verletztenversorgungsteams wird während einer Havariekommando-Übung vom Hubschrauber 
abgewinscht.

Verfasser: Havariekommando [Hrsg] Textbeitrag 2020 
Presse-und Öffentlichkeitsarbeit. Freigabe Simone Star-
ke vom Juni 2021

so wie Gremien der Europäischen Union, des Bonn-
Abkommens (Nordsee) und der Helsinki-Konvention 
(Ostsee). 

Der Erfahrungsaustausch mit nationalen sowie interna-
tionalen Partnern und anderen Experten wird genutzt, 
um die maritime Notfallvorsorge weiterzuentwickeln. 

Weiterhin werden andere Staaten beim Aufbau 
maritimer Notfallstrukturen beraten und unterstützt. 

Mit der Aufstellung des Havariekommandos und der 
Zentralisierung des maritimen Notfallmanagements ha-
ben sich folgende Verbesserungen ergeben:

• klare Rechtsgrundlagen
• zentrale Einsatzführung
• Einrichtung eines Kompetenzzentrums Maritime 

Notfallvorsorge
• Einrichtung des Maritimen Lagezentrums 

(24/7/365)
• Erstellung eines einheitlichen maritimen Lagebil-

des

• Einsatzbereitschaft des Havariestabes (Kernteam) 
in weniger als einer Stunde nach Alarmierung 
durch ständige Rufbereitschaft

• zentrale Koordinierung und Durchführung der Aus- 
und Fortbildung der Einsatzkräfte

• Definition von einheitlichen Standards
• zentrale Beschaffung von Ausrüstung für die Ein-

satzkräfte
• zentral koord. Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
• zentral koordinierte maritime PSNV.
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BUNDESPOLIZEI SEE
Die Bundespolizei See ist an der Seegrenze der Nord- 
und Ostsee für den grenzpolizeilichen Schutz des 
deutschen Staatsgebietes zuständig. Hierzu gehört die 
Verhinderung der unerlaubten Einreise über die 700 km 
lange Seegrenze, die zugleich eine Schengen-Außen-
grenze ist, und die Bekämpfung der Schlepper- und 
Schleuserkriminalität auf See. 

Im Bereich der Schifffahrtspolizei überwacht und 
kontrolliert die Bundespolizei in Mandatsverwaltung 
für die Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes (WSV) als Vollzugsorgan den Seeverkehr 
außerhalb der deutschen Hoheitsgewässer und ermittelt 
u. a. bei Verstößen gegen Umweltschutzbestimmungen. 

Die Unterstützung der Bundesanstalt für Landwirtschaft 
und Ernährung bei der Überwachung der Fischerei 
und die Überwachung von Unterwasserarbeiten, 
der Meeresbergbau und die Forschungshandlungen 
im Bereich des deutschen Festlandsockels werden 
ebenfalls als übertragene Aufgaben wahrgenommen. 
Darüber hinaus hat die Bundespolizei auf See außerhalb 
des deutschen Küstenmeers die Maßnahmen zu treffen, 
zu denen die Bundesrepublik Deutschland nach dem 
Völkerrecht befugt ist.

Für den Seestreifendienst stehen den nachgeordneten 
Bundespolizeiinspektionen See Neustadt in Holstein, 
Warnemünde und Cuxhaven insgesamt sechs 
Einsatzschiffe mit Besatzungsstärken zwischen 16 und 
19 Besatzungsangehörigen sowie sechs Kontroll- und 
Streifenboote mit drei Besatzungsangehörigen für die 
küstennahe Überwachung zur Verfügung.
Zusätzlich werden für die tägliche Überwachung des 
Seegebietes in der Nord- und Ostsee navalisierte 
Hubschrauber der Bundespolizei eingesetzt.
Nach der Außerdienststellung von drei Einsatzschif-

fen, im Juni 2017 BP 22 „Neustrelitz“ und BP 23 „Bad 
Düben“ und im November 2018 BP 21 „Bredstedt“, 
wurden im Verlauf des Jahres 2019 die drei neuen Ein-
satzschiffe des Typs P 86, BP 81 „Potsdam“, BP 82 
„Bamberg“ und BP 83 „Bad Düben“ in Dienst gestellt. 
Die gegenüber dem Typ P 66 20m längeren und 3m 
breiteren neuen Einsatzschiffe verfügen über ein deut-
lich umfangreicheres polizeiliches Fähigkeitsspektrum, 
u. a. über ein Hubschrauberlandedeck, Staumöglich-
keiten von Containern für variable Missionsausstattun-
gen sowie zwei Kontrollboote. 
Im Jahr 2020 wurde zudem mit dem Aufbau einer Di-
stanzwaffe vom Typ Bofors Mk3 57mm auf den neuen 
Einsatzschiffen begonnen. Zwischenzeitlich wurden BP 
81 und BP 83 mit dieser Distanzwaffe ausgerüstet.

Die maritime Aufgabenwahrnehmung der Bundes-
polizei erfolgt in enger Abstimmung mit der Bundes-
zollverwaltung auf Grundlage einer gemeinsamen 
Einsatzkonzeption. Die Seefahrzeuge und seeflugtaug-
lichen Hubschrauber der Bundespolizei, die auf bzw. 
über der Nord- und Ostsee eingesetzt sind, werden von 
der Bundesleitstelle See im Maritimen Sicherheitszent-
rum Cuxhaven aus koordiniert und geführt. 

Durch die Abstimmung des Einsatzes der behördlichen 
Einsatzmittel in der Gemeinsamen Leitstelle von Bun-
despolizei und Zoll wird eine effektive 24/7- Überwa-
chung der deutschen Seegebiete gewährleistet.
Die maritimen Vollzugsbehörden der Bundespolizei, 
der Wasserstraßen und Schifffahrtsverwaltung (ein-
schließlich des Point of Contact) und der Zoll bilden 
die Bundesleitstelle im Maritimen Sicherheitszentrum in 
Cuxhaven.

Im Jahr 2020 wurden 30 Straftaten im Bereich der 

BP 81 „POTSDAM“ mit Helikopter im Anflug. © Bundespolizei See
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BUNDESPOLIZEI SEE

Umweltkriminalität bearbeitet. Dabei wurde gegen sie-
ben mögliche Verursacher ermittelt. In sieben Fällen 
wurden bei ausländerrechtlichen Verstößen Ermitt-
lungsverfahren geführt. Schifffahrtspolizeilich wurden 
42 Vorfälle registriert und 21 Strafanzeigen im allge-
meinpolizeilichen Bereich gefertigt.

Im Phänomenbereich der Piraterie wurden 2020 zwei 
umfangreiche Ermittlungsverfahren wegen des Angriffs 
auf den Seeverkehr und des erpresserischen Men-
schenraubes eingeleitet sowie die Verfahren aus den 
Vorjahren weitergeführt.
In 25 Fällen leisteten die Bundespolizisten auf den Ein-
satzschiffen Hilfe bei Seenotfällen in Nord- und Ostsee.

Seit dem 1. März 2016 ist die Bundespolizei See mit 
den beiden Kontroll- und Streifenbooten BP 62 „Ucker-
mark“ und BP 64 „Börde“ am Frontex-Einsatz „Jo Epn 
Poseidon Sea“ beteiligt. Hier unterstützen sie, statio-
niert auf der griechischen Insel Samos, die griechische 
Küstenwache bei der grenzpolizeilichen Aufgaben-
wahrnehmung und Überwachung der grie-chisch-tür-
kischen Seegrenze. Seit 2016 bis Ende 2020 wurden 
6.359 Migranten an Bord genommen, 32 Schleuser 
festgestellt und 7 Tote geborgen.
Im Laufe des Jahres 2020 wurden durch die beiden 
eingesetzten Kontroll- und Streifenboote 482 Seestrei-
fen mit insgesamt 2.563 Einsatzstunden und 21.575 
Seemeilen geleistet. Im Rahmen ihrer Seestreifen 
wurden, entgegen der vorausgegangen Jahre, keine 
Migranten aufgenommen und keine Schleuser fest-
gestellt. Ursächlich hierfür sind die Folgen der Corona-
Pandemie und ein geändertes politisches Umfeld 
zwischen der Türkei und Griechenland.

Im Rahmen des internationalen Engagements der 
Bundespolizei im Bereich der maritimen Sicherheit sind 
die Bundespolizei und der Zoll weiterhin im European 
Coast Guard Functions Forum (ECGFF) aktiv. 
Das ECGFF wurde 2009 gegründet und ist ein 
selbstverwaltetes, freiwilliges und nicht politisches 
Forum. Ständige Mitglieder sind die mit Küstenwach- 
und -schutzaufgaben betrauten Behörden und 
Organisationen der Mitgliedstaaten der europäischen 
Union und assoziierten Schengenstaaten. Europäische 
Agenturen und Kommissionen mit Zuständigkeiten 
im Bereich der Küstenwache sind als Beobachter 
ebenfalls involviert. 
Hauptziel des ECGFF ist die Förderung und Weiter-
entwicklung maritimer Strukturen und Themen von 
gemeinsamer, internationaler Bedeutung. 
Im Oktober 2019 hat Deutschland den Vorsitz im North 
Atlantic Coast Guard Forum (NACGF) übernommen.
Das North Atlantic Coast Guard Forum (NACGF) wurde 
2007 gegründet und ist ein freiwilliges, vertraglich nicht 
gebundenes Forum, das Vertreter von nordatlantischen 
und nordeuropäischen Ländern zusammenbringt, 
um die multinationale Zusammenarbeit und den 
Informationsaustausch in verschiedenen maritimen 
Themenbereichen zu fördern.

Im NACGF arbeiten sieben Expertengruppen an den 
maritimen Schwerpunktthemen der illegalen Migration 
und des Drogenhandels, der maritimen Sicherheit, des 
Umwelt- und Fischereischutzes, der Suche und Rettung 
sowie der Entwicklung neuer maritimer Technik.

Der deutsche Vorsitz 2019/2020 wurde durch die Bun-
despolizei See inhaltlich geplant und organisiert. Auf-
grund der weltweiten Coronavirus-Pandemie mussten 
jedoch alle geplanten Veranstaltungen abgesagt wer-

Kontrollboot der Bundespolizei © Bundespolizei See
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den. In Einvernehmen aller NACGF- Mitgliedstaaten 
wurde der deutsche Vorsitz ins Jahr 2021 verschoben.

Dieses Jahr sollen, vorbehaltlich der Entwicklung 
der Corona-Infektionszahlen, ein Expertentreffen 
im September 2021 in Kiel und das Plenum mit den 
Leitern der Küstenwachbehörden des NACGF im 
Oktober 2021 in Lübeck durchgeführt werden. Im 
Oktober 2021, auf dem Plenary in Lübeck, wird die 
Präsidentschaft dann an Spanien übergeben.

Des Weiteren ist die Bundespolizei im Rahmen der 
„Baltic Sea Region Border Control Cooperation“ (BS-
RBCC) tätig, wo Deutschland 2021 die Präsident-
schaft übernommen hat.
Das BSRBCC wird als flexibles regionales Instrument 
für die tägliche behördenübergreifende Bekämpfung 
der grenzüberschreitenden Kriminalität im Ostseeraum 
– mit maritimen Schwerpunkt –  angesehen.

Die Präsidentschaft wechselt unter den Mitglieds-
staaten in einem festgelegten Rotationsverfahren. 
Deutschland hatte die Präsidentschaft bereits am 1. 
Januar 2020 von Dänemark übernommen. Auf Grund 
der Pandemielage und den damit einhergehenden Ein-
schränkungen wurde die Präsidentschaft Deutschlands 
abgebrochen und in Abstimmung mit unseren Partnern 
in 2021 erneut gestartet.

Die Pandemiebedingte Planung sieht vor, dass ein 
Großteil der vorgesehenen 14 Veranstaltungen im 
zweiten Halbjahr 2021 stattfinden wird. 
Da persönliche Treffen aufgrund der Pandemie noch 
nicht möglich sind, fand das erste Treffen des BSRB-
CC-Sekretariats am 30. und 31. März 2021 in Form 
einer Videotelekonferenz (VTK) statt.

Ziel der deutschen BSRBCC-Präsidentschaft ist, diese 
grenzüberschreitende Kooperationsform operativ wei-
terzuentwickeln.

Dazu gehört auch, den Informationsaustausch bei der 
Bekämpfung der illegalen Migration und der grenzüber-
schreitenden Verbringungskriminalität zu intensivieren. 
So sollen gemeinsame Einsätze durchgeführt und ein 
gegenseitiger Erfahrungs- und Wissenstransfer etab-
liert werden.

Nähere Informationen, wie zum Beispiel das diesjäh-
rige Programm der deutschen BSRBCC- Präsident- 
schaft, können über die BSRBCC Website  (www.
bsrbcc.org) abgerufen werden.

Maritimes Schulungs- und Trainingszentrum

Dem Maritimen Schulungs- und Trainingszentrum 
(MaST) obliegen alle maritimen Aus- und Fortbildungen 
für die Bundespolizei sowie für die maritimen Einheiten 
der Bundeszollverwaltung. 

Das Angebot orientiert sich an fachlichen Erforder-
nissen und Voraussetzungen für die tägliche Aufgaben-
wahrnehmung von Vollzugskräften auf Seefahrzeugen 
der Bundespolizei und des Zolls. 

Es gliedert sich in zwei wesentliche Bereiche, einerseits 
die Durchführung der maritimen Verwendungsfortbildung 
für den Einsatz an Bord von Seefahrzeugen in allen 
Funktionsebenen und andererseits die Fortbildung 
von ausgebildeten Einsatzkräften zur Aufrechterhal-
tung oder Erweiterung bestehender Qualifikationen. 
Mitarbeiter der Bundeszollverwaltung werden seit 2007 
gemeinsam mit Beamten der Bundespolizei in Neustadt 
i. H. im Rahmen der maritimen Verwendungsfortbildung 
zu Seeleuten fortgebildet. 

Ferner bietet das MaST auch Lehrgänge und Seminare 
für die Partnerbehörden im Koordinierungsverbund 
der Küstenwache, den Polizeien der Länder und 
ausländischen Küstenwachorganisationen an. Des 
Weiteren ist das MaST auch Mitglied des Frontex 
Partnership Academy Networks. 

Maritime Sicherheit/Kriminalitätsbekämpfung

Der Stabsbereich Maritime Sicherheit / Kriminalitäts-
bekämpfung vereinigt die Aufgaben der maritimen Kri-
minalitätsbekämpfung. 

Als Reaktion auf die weltweit steigenden Piratenangriffe 
wurde das Piraterie-Präventionszentrum bei der 

BP 64 “Börde“ im Einsatz mit Beiboot 
© Bundespolizei See
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Bundespolizei See in Neustadt i. H. eingerichtet. Es ist 
auf deutscher Seite federführend mit der Koordination 
kriminalpräventiver Maßnahmen im Phänomenbereich 
„Piraterie“ beauftragt. Im Zuge einer Umstrukturierung 
des Direktionsbereiches See wurde als zusätzliche 
Komponente zum Piraterie-Präventionszentrum (PPZ) 
der Maritime Dauerdienst (MDD, 24/7) eingerichtet 
(Tel.: 0049(0)4561-4071-3333; E-Mail: BPOL.SEE.
PPZ@polizei.bund.de). 

Das Piraterie-Präventionszentrum der Bundespolizei 
verfolgt einen ganzheitlichen, aus einer Kombination 
von Theorie und Praxis bestehenden Ansatz. 

Das PPZ berät und betreut die maritime Wirtschaft und 
deutsche Hochseesportbootfahrer vor und während 
einer Passage durch ein Hochrisikogebiet. Neben 
der Gewährleistung einer kontinuierlichen fachlichen 
Präsenz und der Durchführung von Workshops für 
CSOs (Company Security Officer) und SSOs (Ship 
Security Officer) für die maritime Wirtschaft liegt der 
Fokus der Arbeit des PPZ unter anderem auf der 
Zusammenführung, Aufbereitung und zielgerichteten 
Steuerung aktueller Ereignisse im Bereich „Piraterie“ und 
der Gewährleistung einer kontinuierlichen Ansprech-
barkeit für die maritime Wirtschaft, Behörden und 
Organisationen. 
Im Fall eines akuten Piratenangriffes steht das PPZ 
im Maritimen Dauerdienst den Reedern mit maritimer 
Fachexpertise beratend zur Seite.

Im Bereich der Plausibilitätsprüfung werden zur 
Verhinderung des sogenannten Pseudocrewwechsels 
Visaanträge von Seeleuten, die über Deutschland 
einreisen und auf Schiffen im Schengenraum 
anmustern wollen überprüft.Die Plausibilitätsprüfung 
der Bundespolizei ist für deutsche Botschaften und 
Konsulate seit 2007 vor der Erteilung von VISA 
vorgeschrieben.

Die Maritime Ermittlungs- und Fahndungsgruppe 
(MEFG) ist die zentrale Ermittlungseinheit der Bundes-
polizei See. Der Personalstamm der MEFG umfasst 
Fahndungs- und Ermittlungsbeamte, für Einsätze auf 
See spezialisierte Taucher sowie Kriminaltechniker mit 
maritimen Zusatzqualifikationen. 
Die MEFG führt Ermittlungen durch u. a. bei Seeunfäl-
len unter Beteiligung deutscher Schiffe außerhalb des 
deutschen Küstenmeeres oder bei Piraterie-Sachver-
halten weltweit mit deutschem Bezug. Im Rahmen der 
täglichen Seeüberwachungsflüge über Ost- und Nord-
see, werden die speziell geschulten Polizeivollzugsbe-
amtinnen und -beamten der MEFG als taktische Führer 
im Polizeihubschrauber eingesetzt. Ein weiterer Aufga-
benbereich des Stabsbereiches ist die verantwortliche 
Prüfung im Rahmen des Zulassungsverfahrens für pri-
vate Bewachungsunternehmen auf deutschen Han-
delsschiffen.

Verfasser: Bundespolizei See [Hrsg.]  Stabsstelle Öffent-
lichkeitsarbeit Textbeitrag 2020, Freigabe Thomas Boelke 
vom Juni 2021.

BUNDESPOLIZEI SEE

Bundespolizei: BP 61 „Prignitz“, BP 26 „Eschwege“, Eurocopter EC 155 B1 und BP 81“Potsdam“. © Bundespolizei See
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ZOLL
Der Zoll ist eine moderne Bürger- und Wirtschafts-
verwaltung des Bundes, deren Tätigkeitsspektrum von 
der reinen Dienstleistung bis zum hoheitlichen Handeln 
reicht. Neben der Erhebung von Steuern und Zöllen 
sind zentrale Aufgaben: die Gewährleistung eines rei-
bungslosen internationalen Warenverkehrs und eines 
fairen Wettbewerbs, der Kampf gegen Schwarzarbeit 
und illegale Beschäftigung, die Überwachung des ge-
setzlichen Mindestlohns, die Erhebung der Kraftfahr-
zeugsteuer, die Bekämpfung von Produktpiraterie und 
organisierter Kriminalität, die Durchführung von Voll-
streckungsmaßnahmen sowie der Einsatz für den Ar-
tenschutz.

Im Jahr 2020 nahm der Zoll fast 129 Mrd. Euro ein. 
Damit leistete er einen bedeutenden Beitrag zur Si-
cherung der finanziellen Leistungsfähigkeit unseres 
Staates. Als Einnahmeverwaltung im Auftrag des Bun-
des sichert der Zoll das Gemeinwesen, fördert den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, trägt zur Stabilität 
der Sozialsysteme bei und sorgt für Sicherheit und 
wirtschaftliche Gerechtigkeit. Eine große Bedeutung 
für den Bundeshaushalt haben die Verbrauchsteu-
ern mit 63,2 Mrd. Euro (2020). Zu den wesentlichen 
Verbrauchsteuern gehören insbesondere die Energie-
steuer (37,6 Mrd. Euro), die Tabaksteuer (14,7 Mrd. 
Euro) sowie die Stromsteuer (6,6 Mrd. Euro). Dar-
über hinaus erhebt der Zoll die Kraftfahrzeugsteuer 
(9,5 Mrd. Euro) sowie die Luftverkehrsteuer (0,3 Mrd. 
Euro). Bei der Einfuhr von Waren hat der Zoll außer-

dem 50,8 Mrd. Euro Einfuhrumsatzsteuer erhoben. 
Nur einen kleinen Teil machen die eigentlichen Zölle 
aus, mit denen bestimmte Waren belegt werden, die 
aus Ländern außerhalb der Europäischen Union einge-
führt werden. Die Zölle kommen dem EU-Haushalt zu. 
79,8 Mio. Einfuhrabfertigungen führte der Zoll 2020 
durch und erhob dabei 4,7 Mrd. Euro an Zöllen.

Die Beschäftigten der „Finanzkontrolle Schwarzarbeit“ 
gehen erfolgreich gegen Schwarzarbeit und illegale Be-
schäftigung vor. Im Jahr 2020 prüften sie rund 44.700 
Arbeitgeber und schlossen knapp 159.000 Straf- und 
Bußgeldverfahren ab. Dabei prüfen sie täglich in allen 
Branchen, hauptsächlich aber dort, wo Schwarzarbeit 
und illegale Beschäftigung erfahrungsgemäß beson-
ders häufig vorkommen.

Im ganzen Bundesgebiet sind 66 mobile Kontroll-
einheiten mit drei vollmobilen Röntgenanlagen und 
mehr als 1.250 Beschäftigten eingesetzt. Gleichzeitig 
sind über 2.800 Zöllnerinnen und Zöllner in 94 Kont-
rolleinheiten an der Grenze zur Schweiz sowie an den 
Flug- und Seehäfen im Einsatz, um kriminelle Aktivitä-
ten aufzudecken, denn offene Grenzen bedeuten nicht: 
Freie Fahrt für Drogenkuriere, Waffenhändler und Ziga-
rettenschmuggler. Daneben sind mehr als 3.700 Be-
schäftigte des Zollfahndungsdienstes im Bundesgebiet 
unterwegs, 

Zollbeamter im Einsatz © Zoll

Zollboot „Gelting“  © Zoll
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um den organisierten Schmuggel von Betäubungs-mit-
teln, Zigaretten oder Arzneimitteln zu unterbinden und 
die Hintermänner dingfest zu machen. Alleine 2020 
beschlagnahmte der Zoll u.a. 105 Mio. unversteuerte 
Zigaretten, mehr als 9,4 t Kokain, über 3,3 t Marihuana, 
424 Kilogramm Heroin, über 1,5 t Haschisch und 79 kg 
Metamphetamine (Crystal). 
Die Einfuhrkontrollen sind auch eine der wichtigsten 
Maßnahmen im Kampf gegen Produktpiraten. 2020 
wurden die Zöllnerinnen und Zöllner in über 24.000 
Fällen fündig und beschlagnahmten gefälschte Waren 
im Wert von fast 239 Mio. Euro. 
Des Weiteren trägt der Zoll mit seinen Kontrollen auch 
dazu bei, Verstöße gegen den Artenschutz aufzudecken 
und die Vielfalt der Natur zu bewahren. Über 1.200 
Mal wurden die Beschäftigten im Jahr 2020 fündig 
und beschlagnahmten knapp 144 Kilogramm sowie 
119.000 Stück Tiere und Pflanzen oder daraus 
hergestellte Objekte. 
Auch auf See verhindert der Zoll den Schmuggel, 
überwacht den Warenverkehr im Hinblick auf 
Verbote und Beschränkungen und erhebt Zölle, 
Verbrauchsteuern sowie die Einfuhrumsatzsteuer. 
Neben diesen klassischen Aufgaben des Zolls nehmen 
die Zöllnerinnen und Zöllner auf den Zollbooten und 
-schiffen als Teil des Koordinierungsverbundes der 
Küstenwache Deutschlands gemeinsam mit anderen 
Behörden die 

Grenzaufsicht an den EU-Außengrenzen auf dem 
Wasser wahr. Zu den weiteren Aufgaben zählen auch 
der Umweltschutz auf See und die Hilfeleistung in 
Seenotfällen.
Das Einsatzgebiet erstreckt sich auf ca. 3.660 Kilo-
meter deutsche Küstenlinie, auf 15.055 km2 Küsten-
meer sowie auf die Ausschließlichen Wirt-schaftszonen 
der Bundesrepublik Deutschland mit einer Fläche von 
48.050 Quadratkilometern und rund 400.000 Schiffs-
bewegungen in Nord- und Ostsee im Jahr. Zudem 
gehört auch der Bodensee zum Einsatzgebiet der mari-
timen Kontrolleinheiten.
Um diese vielfältigen Aufgaben erfüllen zu können, 
stehen dem Zoll rund 31 Einsatzmittel, davon zwei 
SWATH-Schiffe in moderner Doppelrumpfbauweise, 
zur Verfügung.
Die Zollboote und -schiffe, die auf der Nord- und Ostsee 
eingesetzt sind, werden von der Bundesleitstelle 
See im Maritimen Sicherheitszentrum Cuxhaven 
aus koordiniert und geführt. In der Bundesleitstelle 
See arbeitet der Zoll mit der Bundespolizei und der 
Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung eng 
zusammen. Durch die Abstimmung des Einsatzes 
der behördlichen Einsatzmittel in der Gemeinsamen 
Leitstelle von Bundespolizei und Zoll wird eine effektive 
Überwachung der Seegebiete gewährleistet.

Verfasser: Zoll [Hrsg] Generaldirektion I 
Maritime Aufgaben. Freigabe Ina Wegner vom Juni 2021.

ZOLL

Hafeneinfahrt Konstanz © Zoll
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BUNDESAMT FÜR SEESCHIFFFAHRT UND HYDROGRAPHIE (BSH)
Überwachung von Einträgen aus der Luft ge-
winnt an Bedeutung

Neben den Einträgen von belastenden Stoffen von der 
Landseite geraten zunehmend auch Einträge aus der 
Luft in die Meere in den Fokus der Untersuchungen. Ein 
verhältnismäßig junger Untersuchungsbereich sind die 
Auswirkungen von Schiffsemissionen auf die Meere, 
die über die Luft in das Meerwasser eindringen.

Seit dem 1. Januar 2020 liegt weltweit die zulässige 
Höchstgrenze für den Anteil von Schwefel in Schiffs-

kraftstoffen bei 0,50 Prozent.
Bereits 2014 hat das BSH in Zusammenarbeit mit der 
Universität Bremen im Rahmen des vom BSH finanzier-
ten Forschungsprojektes MeSMarT (www.mesmart.de) 
in Wedel an der Elbe eine Messstation aufgebaut, die 
den Anteil von Schwefel in der Abgasfahne von vorbei-
fahrenden Schiffen misst. 
Heute messen neben Wedel Messstationen in Bremer-
haven und Kiel. Ein weiterer Messplatz entsteht in Ros-
tock. 
Seit September 2020 ist eine mobile, landbasierte 
Station in Wedel im Probetrieb. Eine weitere Station 

Aufbau einer DOAS-Messstation (Differentielle optische Absorptionsspektroskopie © BSH

Messstatistik Wedel – Anzahl gemessener Schiffe
2014¹ 2015 2016 2017 2018 2019 2020

Analysierte Abgasfahnen 847 3479 4271 4432 3643 5118 4133

Verdächtig  
(Messwert – Unsicherheit > 0, 11)

6² 69 62 33 10 26 16

Quote verdächtiger Schiffe [%] 0,71 1,98 1,45 0,74 0,27 0,51 0,39

¹ 01.09.–31.12.2014 ²
 

gemessener FSC – Unsicherheit > 1,1

Bremerhaven und Kiel – Anzahl gemessener Schiffe
Bremerhaven Kiel

2017¹ 2018 2019 2020³ 2018² 2019 2020

Analysierte Abgasfahnen 1216 2445 3697 3581 1557 2601 2401

Verdächtig  
(Messwert – Unsicherheit > 0,11)

5 3 9 3 44 22 6

Quote verdächtiger Schiffe [%] 0.41 0,12 0,24 0,08 2,84 0,85 0,25

¹ 15.08.–31.12.2017 ² 01.05.–31.12.2018
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BSH

wird auf dem 2021 in Dienst gestellten neuen Vermes-
sungs-, Wracksuch- und Forschungsschiff (VWFS) 
„Atair“ Schiffsabgase über Nord- und Ostsee messen. 

Neben Schwefel erfassen die Stationen unter anderem 
auch Stickstoffoxide. Die Daten werden erhoben und 
automatisch analysiert. Bei unzulässigen Abweichun-
gen von den Grenzwerten in Schiffsabgasen sendet 
das System eine Mail an die Wasserschutzpolizei. Das 
verursachende Schiff wird über das Identifikationssys-
tem AIS und die Wetterdaten ermittelt. Im nächstmög-
lichen Hafen nimmt die Wasserschutzpolizei zur Verifi-
zierung der Messergebnisse Kraftstoffproben.
Schwefel ist nicht die einzige Substanz, die zu Ver-
schmutzungen im maritimen Umfeld führt.Im Rahmen 
des von der Europäischen Union geförderten Projektes 
„Shipping Contributions to Inland Pollution Push for the 
Enforcement of Regulations; – SCIPPER“ (www.scip-
per.project.eu) untersucht das BSH mit 17 weiteren 
internationalen Projektpartnern die Auswirkungen von 
Schiffsabgasen auf die maritime Umwelt, aber vor allem 
auch auf die Hafenstädte und Küstengebiete. 
Von besonderem Interesse sind neben Luftemissionen 
von Schwefel auch Stickoxid- und Partikelemissionen 
der Schiffe. Bei Letzteren ist derzeit noch unklar, wie 
sich der Einsatz alternativer Kraftstoffe auf das Emissi-
onsverhalten auswirkt. Deswegen hat das BSH seine 
Messungen an der Station in Wedel inhaltlich um Aero-
sol-, also Ultrafeinstaubmessungen erweitert.
Zwischen dem 7. September bis 15. Oktober 2020 
führte das BSH gemeinsam mit wissenschaftlichen 
Teams aus Schweden, den Niederlanden und Däne-
mark im Rahmen des SCIPPER-Projektes die erste 
internationale Vergleichskampagne zur Messung von 
Schiffsabgasen in Wedel bei Hamburg durch.
Die Emissionen derselben Schiffe wurden mit ver-
schiedenen derzeit verfügbaren Messtechniken und 
-strategien bei denselben Umgebungsbedingungen 
gemessen. 
Ziel ist die international bessere Harmonisierung der 
Meldung auffälliger Schiffe. Zum Einsatz kamen fünf 
Sniffer, ein LASER-Spektrometer, drei Ultrafeinstaub-

Messgeräte und differentielle optische Absorptions-
Spektroskopie (DOAS)-Techniken ein. 
Zusätzlich flogen vom 14. bis 18. September zwei 
Drohnen über der Elbe direkt in die Abgasfahne von 
Schiffen, um die Werte zu messen. 

Insgesamt wurden etwa 900 Abgasfahnen von mehr 
als 400 verschiedenen Schiffen untersucht, davon ins-
gesamt 70 Abgasfahnen von 58 verschiedenen Schif-
fen durch die Drohnen. 
Die Wasserschutzpolizei Hamburg unterstützte die 
Vergleichsmesskampagne und zog 55 Kraftstoffpro-
ben von 32 ausgewählten Schiffen. Auch während 
der Messkampagne zeigte sich, dass die Schiffe ganz 
überwiegend mit regelkonformem Treibstoff fahren.
Um die verschiedenen eingesetzten Messsysteme 
noch besser vergleichen zu können, wurden während 
der Messkampagne auch künstliche Abgasfahnen mit 
bekannter Zusammensetzung erzeugt. 

Zur Durchführung statistischer Analysen vorhandener 
Daten im Rahmen dieses Projekts stellt das BSH seine 
Messdaten umfassend zur Verfügung. In einem wei-
teren Schritt werden aus den international erhobenen 
Daten Emissions- und Ausbreitungsmodelle weiterent-
wickelt und validiert.

Das BSH nutzt in dem Projekt gewonnene Erkenntnis-
se, um Werkzeuge zu entwickeln, mit denen die Einhal-
tung von Emissionsgrenzen durchgesetzt werden kann.

Drohnenmessstation auf dem Gelände des BSH. © BSH

Drohnenanflug auf ein Handelsschiff © BSH
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Nationale Maritime Sicherheitsübung RACOON 
2020 – #gemeinsam #stark #global

Seit 2016 Jahr finden regelmäßig gemeinsame Nati-
onale Maritime Sicherheitsübungen mit wechseln-den 
Bedrohungsszenarien statt.

Diese behördenübergreifenden Übungen dienen der 
Erhöhung der Krisen- und Reaktionsfähigkeit zur ge-
meinsamen und professionellen Bewältigung maritimer 
Sonderlagen. Ein zentraler Baustein für die Bewälti-
gung einer maritimen Gefahrenlage ist die enge Ab-
stimmung zwischen der Besatzung eines angegriffenen 
Schiffes und den Sicherheitsbehörden des Bundes 
und der Bundesländer. 

Aus diesem Grund schlossen das BSH und die Bun-
despolizei eine Verwaltungsvereinbarung, die die Zu-
sammenarbeit im Bereich der Gefahrenabwehr auf See 
regelt. Sie bildet die Grundlage für eine dauerhafte Ko-
operation mit praktischen Übungen zur maritimen Ge-
fahrenabwehr. Rechtliche Grundlage für die Übungen 
ist § 11 Absatz 3 Satz 1 der Verordnung zur Eigensi-
cherung von Seeschiffen zur Abwehr äußerer Gefahren 
(SeeEigensichV).
Ein wesentliches Ziel der Nationalen Maritimen Si-
cherheitsübungen ist die regelmäßige Überprüfung 
der Systeme zur Gefahrenabwehr in der Seeschifffahrt 
nach dem ISPS-Code. Gemeinsam mit der Bundespo-
lizei entwickelt das BSH wechselnde Bedrohungssze-
narien, stellt in Zusammenarbeit mit einer Reederei ein 
Schiff bereit und koordiniert die Übungen. 

Trainiert und optimiert werden insbesondere die 
Schnittstellen, die durch die Wahrnehmung der zuge-
wiesenen gesetzlichen Zuständigkeiten durch die Be-
hörden entstehen. Dazu zählen Kommunikations-wege, 
aber auch das Ineinandergreifen unterschiedlicher 
Strukturen und Ablaufprozesse. 

Die Bundespolizei überprüft im Rahmen dieser Übun-
gen insbesondere ihre Einsatzkonzepte. Sie fördert die 
Handlungssicherheit bei deren Umsetzung und bereitet 
mögliche bundesländerübergreifende Antiterroreinsät-
ze vor. Mit solchen Übungen gewinnen die beteiligten 
Einsatzkräfte, in der Regel die GSG 9 als Spezialeinheit 
der Bundespolizei, aber auch die Spezialeinsatzkräfte 
der Bundesländer, der Flugdienst der Bundespolizei 
sowie die Bundespolizei See, immer mehr Erfahrungen 
in der Bewältigung maritimer Gefahrenlagen und bauen 

ihre maritimen Fähigkeiten gezielt aus. 
Die gemeinsame Beobachtung und Analyse der Übung 
durch BSH, Bundespolizei und Einsatzkräfte der Bun-
desländer sind dafür wichtige Grundlagen.
Vom 19. bis 21. Oktober 2020 übten Bundespolizei 
und BSH in der Lübecker Bucht den Einsatz in einer 
maritimen Gefahrenlage. 
Das RoPax-Fährschiff „Nils Holgerson“ wurde für die 
Übung eingesetzt. Der Fährsektor gilt als besonders 
empfindlich. Fähren liegen oftmals nur kurz im Hafen 
und bewältigen einen umfangreichen Ladungsum-
schlag in kurzer Zeit. Die Transporte von Personen, 
Fahrzeugen und Gütern stellen eine sicherheitstechni-
sche Herausforderung für die Besatzungen der Schiffe 
und das Personal in den Hafenanlagen dar. 
Die geographische Lage der Lübecker Bucht machte 
sie zu einem geeigneten Übungsgebiet. Darüber hinaus 
führte der gewählte Einsatzort nicht zu Behinderungen 

Beim Fast-Roping wird das Abseilen von einem Hubschrauber geübt. © Bundespolizei See



41

RACOON

des Seeverkehrs.
Im Einsatz waren die GSG 9, die Bundespolizei See 
sowie die Fliegerstaffel der Bundespolizei. Geübt und 
optimiert wurden an Bord bewährte Verfahren zur Lö-
sung einer terroristischen Bedrohungslage. 
Die Einsatzkräfte erprobten aber auch neue Methoden 
des Zugriffs. Nach jeder Übungseinheit analysierten die 
Teams den Ablauf. Verbesserungen wurden im nächs-
ten Übungsdurchlauf umgesetzt. 2020 wurde die Na-
tionale Maritime Sicherheitsübung erstmals statt an 
einem Tag über drei Tage durchgeführt. Als weiteres 
Novum klärte eine intensive Informationskampagne die 
Presse und sozialen Medien die Öffentlichkeit über die-
se Übungen auf. 

Die Gefahrenabwehr auf See stellt die maritimen 
Einheiten vor besondere Herausforderungen. Der 
Blick von einem Schiff auf die umliegenden Ge-
wässer ist frei. Damit sind die Anforderungen an 
eine unentdeckte Annäherung deutlich höher als an 

Land. Schlechtwetterlagen mit Sturm, starken Wel-
len und gefährlichen Strömungen können Annähe-
rung und Entern des Schiffes erheblich erschweren. 
Hinzu kommt, jedes Schiff ist baulich anders.

Neben drei Helikoptern der Fliegerstaffel aus Fuhlen-
dorf waren an der Übung die Bundespolizeischiffe 
„Bamberg“ und „Bad Bramstedt“ im Einsatz. 
Die „Bamberg“ ist eines der Polizeischiffe des neuen 
Typs P-86. Sie ist 86 Meter lang, hat eine 19-köpfige 
Besatzung und läuft dank ihres diesel-elektrischen An-
triebs 21 Knoten. Sie hat ein Landedeck für den größ-
ten Hubschrauber der Bundespolizei SUPER PUMA. 
Der Helikopter ist 16 Meter lang, kann bis zu 21 Per-
sonen transportieren, erreicht eine Höchstgeschwin-
digkeit von 310 km/h und hat eine Reichweite von 
870 Kilometern. Das Schiff ist mit der hochmodernen 
Navigations- und Sensortechnik ausgestattet, die Be-
hördenfahrzeuge heute zur Wahrnehmung ihrer polizei-
lichen Aufgaben benötigen. 
Das neue Polizeischiff ermöglicht erstmals eine Opera-
tion allein von See aus. Die Zusammenarbeit bewährt 
sich: Die Prozesse an Bord griffen reibungslos inein-
ander, die Kommunikation zwischen allen beteiligten 
Einheiten einschließlich der Schiffsbesatzung funktio-
nierte. Diese Übungen gemeinsam mit den Einsatzkräf-
ten der Polizei ermöglichen der Reederei, die eigenen 
Gefahrenabwehrmaßnahmen für die Schiffe mit Hilfe 
von polizeilicher Expertise zu verbessern. Die Schiffs-
führung kann damit selbst sicherer handeln, bis die Po-
lizeikräfte eintreffen.

Verfasser: Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH) [Hrsg] Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
Textbeitrag 2020, Freigabe Susanne Kehrhahn vom Juni 
2021.

Zwei Schiffe der Bundespolizei waren an der Übung beteiligt. Hier die „Bamberg“. © Bundespolizei See

Mehrzweckboote der Bundespolizei ermöglichen eine schnelle 
Annäherung an das Schiff © Bundespolizei See
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WASSERSTRASSEN-UND SCHIFFFAHRTSVERWALTUNG DES BUNDES 
(WSV)

Gebündelte Kompetenzen für Nord- und 
Ostsee – Neues Reedereizentrum nimmt 
seine Arbeit auf
Mit der Gründung des neuen Reedereizentrums zum 
1. Juni 2021 in Cuxhaven bündelt die Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes die Kompe-
tenzen in der Maritimen Notfallvorsorge an Nord- und 
Ostsee. Als nachgeordnete Verwaltung des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur ist 
es ihre Aufgabe für die Sicherheit und Leichtigkeit 
des Schiffsverkehrs sowie den Schutz der Küsten vor 
Schiffsunfällen zu sorgen. Schon heute befindet sich 
in Cuxhaven das Havariekommando, das bei größeren 
Havarien den Einsatz der Schiffe managt; somit schaf-
fen wir beste Voraussetzungen für die Schifffahrt und 
deren Sicherheit an unseren Küsten.

Ab sofort wird die Bereederung der vier bundeseige-
nen Mehrzweckschiffe, der gecharterten Notschlepper 
und weiterer Wasserfahrzeuge der maritimen Notfall-
vorsorge, die bisher durch die drei Wasserstraßen- und 
Schifffahrtsämter Weser-Jade-Nordsee, Elbe-Nordsee 
und Ostsee erfolgte, aus einer Hand koordiniert. Ziel ist 
es, durch die zentrale Aufgabensteuerung Synergien zu 
erzielen und die Einsatzbereitschaft der Spezialschiffe 
zu erhöhen. Neben Michael Heidbrink, dem Leiter des 
Reedereizentrums, arbeiten rund 30 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Fachbereichen Nautik, Technik 

und Administration in der neuen Dienststelle. Hinzu 
kommt das Bordpersonal mit ca. 270 Beschäftigten. 
Das neue Reedereizentrum strebt an, den bestehen-
den hohen Standard der Aus- und Fortbildung sowie 
der technischen und nautischen Offiziersausbildung 
noch weiter zu optimieren. Alle Beschäftigten werden 
hier gemeinsam für die Herausforderungen der Zukunft 
vorbereitet und qualifiziert. So erhält z.B. das Bordper-
sonal, vom Kapitän über den Chief bis hin zum Bor-
delektriker, die gleiche Schulung über neue Techniken.

Noch befinden sich die neuen Büroräume in Renovie-
rung, doch schon im August 2021 kann der Umzug in 
den Radartum an der Alten Liebe in Cuxhaven erfolgen.

Mit LNG-Antrieb auf dem Weg in die Zukunft

Wir ersetzen die „alten“ Mehrzweckschiffe MZS „Schar-
hörn“ (1974), Mellum (1984) und Neuwerk (1998) 
durch moderne und umweltfreundliche Neubauten.

Grundsätzlich sind die Mehrzweckschiffe des Bundes 
im Einsatz für die maritime Notfallvorsorge. 

Darüber hinaus nehmen sie schifffahrtspolizeiliche 
Aufgaben und viele weitere Tätigkeiten zur Aufrecht-
erhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffs-
verkehrs (wie Wartungsarbeiten an schwimmenden 
Schifffahrtszeichen) wahr. Aufgrund des zunehmenden 
Alters der Flotte und der damit einhergehenden Prob-
leme mit vermehrten Ausfällen betriebswichtiger Anla-
gen und schwieriger Ersatzteil-versorgung, beschloss 
die Bundesregierung, die Flotte der Mehrzweckschiffe 
sukzessive zu erneuern.
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V.l.n.r. Prof. Hans-Heinrich Witte, Präsident der Generaldirektion 
Wasserstraßen und Schifffahrt, Michael Heidbrink, Leiter 
desReedereizentrums, Enak Ferlemann, Parlamentarischer 
Staatssekretär beim Bundesminister für Verkehr und digitale 
Infrastruktur

Radarturm Cuxhafen © WSV



43

WSV

Diese Aufgabe übernimmt das Reedereizentrum der 
WSV in Zusammenarbeit mit dem Referat Schiffstech-
nik der Bundesanstalt für Wasserbau. Im Bewusstsein, 
dass unsere Küsten wertvolle Naturräume sind, ist es 
uns ein Anliegen, unsere Aufgaben bestmöglich im Ein-
klang mit der Umwelt zu gestalten. 

Daher statten wir die Neubauten zukunftsorientiert mit 
einem umweltfreundlichen, emissionsärmeren Antriebs-
system mit Flüssigerdgas, dem LNG-Antrieb (liquefied 
natural gas) aus.

Nach mehrstufigen Vergabeverfahren kristalisierte sich 
die Abeking & Rasmussen Schiffs- und Yachtwerft als 
kompetenter Auftragnehmer zum Bau der Mehrzweck-
schiffe heraus.

Bereits im Januar 2020 startete die Projektierungspha-
se, so dass die Kiellegung des ersten Neubaus schon 
im zweiten Halbjahr 2021 erfolgen kann. Für die Ab-
lieferung der drei Neubauten avisieren wir den Betrieb 
des ersten neuen Spezialschiffs 2023 aufzunehmen, 
das zweite ein Jahr später und das dritte Schiff im Jahr 
2025.

So sehen die neuen Mehrzweckschiffe (MZS) 
aus:

Alle drei neuen und baugleichen Mehrzweck-schiffe 
werden mit Flüssiggas LNG angetrieben und erhalten 
eine Spezialausstattung, unter anderem einen explosi-
onsgeschützten Containerladeraum, Chemikalientanks, 
Ölauffanggeräte, Notschleppaus-rüstung und einem 
Hubschrauberlandeplatz. Diese Modernisierung führt 
zu deutlich verbesserten Möglichkeiten bei Einsätzen 
im Falle von Havarien.
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Mehrzweckschiff „Neuwerk“
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Bau einer fünften Schleusenkammer in 
Brunsbüttel
Die beiden großen Kammern der Brunsbütteler 
Schleuse sind seit 1914 durchgehend in Betrieb. 
Grundinstandsetzungsmaßnahmen sind also dringend 
notwendig – aber möglichst ohne Einschränkungen für 

den Schiffsverkehr. Denn die meistbefahrene künstli-
che Seeschifffahrtsstraße der Welt ist längst zu einer 
Lebensader des europäischen Güterverkehrs gewor-
den. Etwa 25.000 Schiffe transportierten im Jahr 2020 
rund 73,8 Mio. t Güter durch den Nord-Ostsee-Kanal. 
Die beiden großen Brunsbütteler Schleusenkammern 
haben dringenden Instandsetzungsbedarf – das gilt so-
wohl für den Massiv- und Stahlwasserbau als auch für 
die maschinen- und elektrotechnischen Anlagen. Das 
Problem: Um die erforderlichen Maßnahmen durchfüh-

ren zu können, müsste jeweils eine Schleusen-kammer 
für mehrere Jahre gesperrt werden.
Umfassende Voruntersuchungen haben ergeben, dass 
der Bau einer fünften Schleusenkammer zwi-schen den 
beiden bestehenden Schleusen sowohl wirtschaftlich 
als auch technisch die beste Lösung ist. Auf Basis 
dieser Erkenntnis hat das damalige Bundesverkehrs-
ministerium (heute Bundesministerium für Verkehr und 

digitale Infrastruktur, BMVI) im Jahr 2007 die Planung 
für den Neubau einer fünften Schleusenkammer geneh-
migt.

Die Vorbereitung: Baufeld räumen

Während die erforderlichen Planungen und Unter-su-
chungen für den Neubau liefen, musste parallel dazu 
bereits das zukünftige Baufeld auf der Schleusenin-
sel freigemacht werden. Das alte Kraftwerksgebäude 

Einbau von Schalung und Bewehrung für den zweiten Wandabschnitt der Torkammer Außenhaupt – 43. KW 2020 © wsv.de
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musste weichen und es wurden unter anderem ein neu-
es Betriebsgebäude und ein neuer Versorgungstunnel 
errichtet, sodass die komplette Energieversorgung 
und Steuerungstechnik der Schleusenanlage aus dem 
Baufeld hinaus verlegt werden konnte. Darüber hinaus 
musste der elbseitige Vorhafen durch die Verlängerung 
der Mole 2 an die neuen Anforderungen der Schifffahrt 
angepasst werden.

Die Aufgabe: baggern, bauen und betonieren

Während die beiden Schleusenhäupter aus massivem 
Stahlbeton bestehen, werden die Wände der neu-
en Schleusenkammer in Spundbauweise mit einem 
Stahlbetonüberbau errichtet und die Kammersohle als 
verankerte Unterwasserbetonsohle eingebaut. Darü-
ber hinaus werden Wände und Sohle mit rund 2.000 
Düsenstrahlpfählen gegen Erddruck, Wasserdruck und 
Auftrieb verankert.

Die Perspektive: Sanierung ohne Behinderungen

Ist die fünfte Kammer fertiggestellt, können die sa-
nierungsbedürftigen großen Schleusenkammern eine 
nach der anderen grundinstandgesetzt werden. Der 
Schiffsverkehr kann dabei ungestört weiter fließen. 
Denn wenn jeweils an einer großen Kammer gearbei-
tet wird, stehen weiterhin zwei große und zwei kleine 
Schleusenkammern zur Verfügung.

Stand der Arbeiten: Dezember 2020

In der Baugrube der Außenhaupt-Torkammer wurde 
der zweite Abschnitt der massiven Torkammerwän-
de fertiggestellt. In der benachbarten Baugrube des 
Drempels wurde der Bodenaushub fortgesetzt und die 
Schräganker wurden eingebaut und angeschlossen.
In der Baugrube der Binnenhaupt-Torkammer ist der 
Unterwasseraushub abgeschlossen. Die freiliegenden 
Pfahlköpfe werden gereinigt und auf den Einbau des 

Unterwasserbetons vorbereitet. In der Baugrube des 
Drempels werden die Tragbohlen im Mantelrohrverfah-
ren eingebaut.
An der nördlichen und südlichen Kammerwand wur-
den weitere Abschirmplatten betoniert, die später das 
Schleusendeck samt Pollern und vorgesetzter Beton-
schürze tragen. An der südlichen Kammerwand wurden 
im Bereich des Binnenhaupts die letzten Düsenstrahl-
Schrägpfähle zur Verankerung der Spundwände einge-
baut.

Im Bereich der späteren Schleusenkammer sind die 
Vorarbeiten für den Bodenaushub abgeschlossen. 
Hierdurch schrumpfen die für den Baustellenbetrieb 
zur Verfügung stehenden Flächen immens und die 
Maßnahme wird immer komplexer.
Mit einer Nutzlänge von 330 Metern wird die  fünfte 
Schleusenkammer 20 Meter länger sein als die bisherige 
große Schleuse. Das ist ein Vorteil für größere Schiffe. 
Ihre Nutzbreite wird – genau wie die der bestehenden 
großen Schleuse – bei 42 Metern liegen. So werden 
die Schiebetore später untereinander austauschbar 
sein, zum Beispiel bei einer Havarie, bei Reparatur- 
oder Wartungsarbeiten.

Die gesamte Projektsumme für den Bau der Schleu-
senkammer und der Schleusentore (inklusive Kosten 
für Planung, Bauleitung, juristische Begleitung etc.) be-
trägt 1,2 Mrd. Euro. Zum Vergleich: Für die Erweiterung 
des Panama-Kanals bis 2016 wurden inklusive Schleu-
sen-Neubau 5,3 Mrd Euro ausgegeben. Die Freigabe 
der fünften Schleusenkammer für den Schiffsverkehr ist 
aktuell für Ende 2026 geplant.

Verfasser: Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes (WSV) – Reedereizentrum (ReeZ) der WSV,   
Dezernat Öffentlichkeitsarbeit. Freigabe Petra Mang vom 
Juni 2021

Hebeponton nach der Beschichtung in der Werft in Emden – 03. KW 2021 © wsv.de
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DEUTSCHE GESELLSCHAFT ZUR RETTUNG SCHIFFBRÜCHIGER – 
DIE SEENOTRETTER (DGzRS)
Die Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiffbrü-
chiger (DGzRS) führt seit ihrer Gründung 1865 den 
Seenotrettungsdienst in den deutschen Gebieten von 
Nord- und Ostsee eigenverantwortlich und unabhängig 
durch. Mehr als ein Jahrhundert lang nahmen die See-
notretter diese Aufgabe praktisch aus Tradition wahr. 
1965 wurde die Rolle der DGzRS als alleiniger See-
notrettungsdienst im Zuge des Seeaufgabengesetzes 
gesetzlich festgeschrieben.

Bezugnehmend auf die Internationale SAR-Konvention 
(SAR = Search and Rescue, Suche und Rettung) von 
1979 wurde 1982 in einer Vereinbarung zwischen Bun-
desverkehrsministerium (BMV) und DGzRS festgelegt: 
Die Bundesrepublik Deutschland hat die Durchführung, 
Leitung und Koordinierung des maritimen Such- und 
Rettungsdienstes verbindlich der DGzRS übertragen.

Die DGzRS führt den SAR-Dienst als privatrechtlicher 
und gemeinnütziger Verein unabhängig, freiwillig und 
mit eigenen Mitteln durch. De facto nimmt sie hoheitli-
che Aufgaben wahr – ohne Steuermittel zu beanspru-
chen. Nach wie vor finanziert sie ihre gesamte Arbeit 
durch freiwillige Zuwendungen. 
Schirmherr der Seenotretter ist der Bundespräsi-
dent. Für die DGzRS ist dies besonders bedeutsam, 
da sie auf breite Unterstützung aus allen Teilen der 
Bevölkerung im ganzen Land angewiesen ist.

Einsatzgebiet, Flotte und Stationen

Die Seenotretter sind oft gerade dann auf Nord- und 
Ostsee unterwegs, wenn andere Schiffe Schutz im si-
cheren Hafen suchen. Dabei retten sie in freiwilligem 
und selbstlosem Einsatz Menschen aus Seenot oder 
befreien sie aus Gefahr – bis Ende 2020 insgesamt 
85.591 Mal. Allein 2020 waren die Seenotretter 1.720 
Mal für insgesamt 3.492 Menschen im Einsatz. Sie ret-
teten 40 Menschen aus Seenot (Lebensgefahr), be-
freiten 317 weitere aus Gefahren, transportierten 251 
Mal Erkrankte oder Verletzte, bewahrten 49 Schiffe und 
Boote vor dem Totalverlust und leisteten 915 Mal Hilfe 
für Wasserfahrzeuge aller Art.

Auf 55 Stationen zwischen der Emsmündung im 
Westen und der Pommerschen Bucht im Osten sind 
etwa 180 fest angestellte und mehr als 800 freiwilli-
ge Seenotretter auf 20 Seenotrettungskreuzern mit 
Tochterbooten und rund 40 Seenotrettungsbooten ein-
satzbereit – bei jedem Wetter, rund um die Uhr. Oft 
verhindern sie frühzeitig Schlimmeres. 
Doch lange, gefahrvolle Einsätze für die Berufsschiff-
fahrt, bei Sturm und unter widrigen Bedingungen sind 
keine Seltenheit. Zunehmender Seeverkehr, klimatische 
Veränderungen und der Bau von Offshore-Windparks 
sind weitere Herausforderungen.
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In die Konstruktion neuer Rettungseinheiten fließen die 
jahrzehntelangen Erfahrungen der Seenotretter ein. Die 
Spezialschiffe der DGzRS gelten als äußerst schwer-
wettertauglich. Sie zählen zu den modernsten und leis-
tungsfähigsten der Welt. Besondere Merkmale sind 
ihre außerordentliche Seetüchtigkeit und ihre selbst-
aufrichtenden Eigenschaften, verbunden mit geringem 
Tiefgang.

Ständige Modernisierung der Rettungsflotte

Auf künftige Herausforderungen bereiten sich die See-
notretter vor, indem sie ihre Flotte ständig auf moderns-
tem Stand halten. „Unsere Besatzungen müssen sich 
auf ihre Schiffe und auf ihre Ausrüstung unter allen 
erdenklichen Wetterumständen hundertprozentig ver-
lassen können“, sagt DGzRS-Geschäftsführer Kapt. 
Michael Ippich. Ständige Modernisierung ist Grundvo-
raussetzung für die Zuverlässigkeit und damit den si-
cheren Einsatz. 

In den vergangenen Jahren wurden zahlreiche neue 
Rettungseinheiten in Dienst gestellt. Drei weitere See-
notrettungskreuzer der besonders leistungsfähigen 
neuen 28-Meter-Klasse sind abgeliefert oder im Bau 
für die Stationen Borkum, Grömitz und Darßer Ort. 
Drei weitere 10,1-Meter-Seenotrettungsboote – Stan-
dard-Typ der Freiwilligen-Stationen – wurden 2020 in 
Puttgarden, Norddeich und Travemünde in Dienst ge-
stellt. Die dritte und vierte Einheit der neuen bis zu 38 

Knoten (70 km/h) schnellen 8,9-Meter-Klasse haben 
die Stationen Ueckermünde und Schleswig erhalten, 
ein fünfter Neubau dieses Typs ist für Prerow/Wieck 
vorgesehen.

Trainingsschiff für die Seenotretter-Akademie

Der Aus- und Fortbildung sowie dem ständigen Training 
der Seenotretter widmet sich die DGzRS mit beson-
derer Aufmerksamkeit. Modernste Technik kann gute 
Seemannschaft nicht ersetzen. Im Gegenteil: Hohe 
fachliche Qualifikation erhöht die Leistungsfähigkeit der 
Technik und verbessert die Such- und Rettungsmög-
lichkeiten. Die Seenotretter-Akademie umfasst das vor 
25 Jahren gegründete Trainingszentrum Neustadt i. H. 
und externe Schulungseinrichtungen, die Trainingsflot-
te, das Simulatorzentrum in der DGzRS-Zentrale sowie 
eine elektronische Lernplattform.

Ein spezielles Trainingsschiff für die Seenotretter wird 
2021 abgeliefert. Mit diesem Neubau intensiviert die 
DGzRS das Training hauptsächlich der freiwilligen 
Seenotretter dezentral, auf den Stationen. Zudem 
hat die modulare Qualifizierung zum fest angestellten           
Seenotretter sowohl für Patentinhaber wie auch für 
Quereinsteiger begonnen, um verstärkt Personal selbst 
zu qualifizieren, da es mittelfristig weniger Bewerbun-
gen deutscher Seeleute geben wird.

Die Seenotretter sind rund um die Uhr und bei jedem Wetter einsatzbereit. Auf künftige Herausforderungen bereitet sich die DGzRS 
vor, indem sie ihre Flotte ständig auf modernstem Stand hält. Fünf Seenotrettungskreuzer einer neuen 28-Meter-Klasse sind bereits 
im Einsatz, ein weiterer im Bau.  © Peter Neumann, YPScollection
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Seenotleitung (MRCC) Bremen

Einsatzzentrale für alle Maßnahmen im maritimen SAR-
Dienst der Bundesrepublik Deutschland ist die SEE-
NOTLEITUNG BREMEN der DGzRS. Im internationalen 
Sprachgebrauch wird diese Rettungsleitstelle See als 
Maritime Rescue Co-ordination Centre (MRCC) be-
zeichnet. Dort laufen alle Notrufe und Notmeldungen 
zusammen.

Die SEENOTLEITUNG (MRCC) BREMEN
Werderstraße 2, 28199 Bremen, 
ist rund um die Uhr zu erreichen:

Telefon +49 (0)421 • 536 87 0
Telefax + 49 (0)421 • 536 87 14
Telex 2 46 466 mrcc d
MMSI: 00 211 1240
AFTN: EDDWYYYX (via Flugsicherung Bremen)

Alarmierungen können auch erfolgen über BREMEN 
RESCUE RADIO (Rufname: Bremen Rescue) auf 
UKW-Kanal 16 und 70 (DSC) sowie 2187,5 kHz 
(Grenzwelle).

Das Bundesverkehrsministerium hat auch die ständige 
Überwachung der UKW-Kanäle sowie die Abwicklung 
des Not-, Dringlichkeits- und Sicherheitsfunkverkehrs 
der DGzRS übertragen. 

Die SEENOTLEITUNG hat damit den Status einer 
Küstenfunkstelle für Notverkehr (Rufname: Bremen 
Rescue). Etwa 200 Mal pro Jahr wird die SEENOT-
LEITUNG zudem außerhalb des eigenen Zuständig-
keitsbereiches im Interesse der deutschen Schifffahrt 
weltweit unterstützend oder initiativ tätig.

Unbemanntes Luftfahrtsystem für den Einsatz 
im Seenotfall

Auf See wird die Rettung auch künftig durch Menschen 
durchgeführt. Unbemannte Luftfahrtsysteme können 
aber – sofern sie automatisiert fliegen – die Kommuni-
kation verbessern und Lagebilder liefern. 

Über der Ostsee hat die DGzRS gemeinsam mit neun 
Partnern im Forschungsprojekt LARUS (lat. Möwe) ein 
automatisches Starrflügelflugzeug (3,6 Meter Spann-
weite) mit optischen und sensorischen Nutzlastkompo-
nenten bei Windstärken bis sieben Beaufort erfolgreich 
getestet. 

Nach wie vor finanzieren die Seenotretter ihre gesamte Arbeit 
ausschließlich durch freiwillige Zuwendungen – ohne jegliche 
staatlich-öffentliche Mittel zu beanspruchen. Rund 15.000 Sam-
melschiffchen im ganzen Land sind das weithin bekannte Symbol 
für die Unabhängigkeit der bereits 1865 gegründeten DGzRS.

Blick in die rund um die Uhr mit erfahrenen Nautikern besetzte SEENOTLEITUNG (MRCC) BREMEN: Bei Seenotfällen innerhalb 
des deutschen SAR-Gebietes auf Nord- und Ostsee ist die DGzRS für die Gesamtleitung aller Maßnahmen bis zum Abschluss 
des Falles zuständig. © DGzRS, Sven Junge

©
 D

G
zR

S



49

Das System war in der Lage, Dummys aufzuspüren und 
die Daten an Seenotrettungskreuzer und SEENOTLEI-
TUNG zu übertragen.
Eine weiterentwickelte Version könnte künftig auch 
unter erschwerten Bedingungen Kommunikation und 
Datenaustausch bei der Koordinierung von Such- und 
Rettungsmaßnahmen verbessern. Das vom VDI-Tech-
nologiezentrum getragene Verbundprojekt wurde durch 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) gefördert.

Partner auf und über See

Natürlich ist die DGzRS in ihrer humanitären Arbeit 
nicht auf sich allein gestellt. Im Seenotfall sind alle im 
Gebiet befindlichen Fahrzeuge zur Hilfeleistung ver-
pflichtet. Partnerschaftlich und vertraglich fixiert ist die 
Zusammenarbeit besonders zwischen DGzRS und Ma-
rinefliegern. 

Im Seenotfall kann die SEENOTLEITUNG (MRCC) 
BREMEN Unterstützung durch SAR-Luftfahrzeuge bei 
der SAR-Leitstelle (RCC) Glücksburg anfordern. 
Üblicherweise sind dies Hubschrauber des Typs „Sea 
King“. 
Nahezu wöchentlich trainieren Seenotretter und Mari-
neflieger die Zusammenarbeit bei sogenannten Winch-

Exercises. Im Luftnotfall unterstützt die DGzRS mit 
ihren Mitteln umgekehrt die SAR-Leitstelle Glücksburg.

Eine besondere Rolle spielen ferner die Einheiten 
seegehender Behörden wie Wasserschutzpolizei, 
Bundespolizei, Zoll sowie Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung, die bei Seenotfällen die DGzRS sofort 
und uneingeschränkt unterstützen. Auch mit strandnah 
tätigen Wasserrettungsorganisationen, landgestützten 
Luftrettungsdiensten und den Landrettungsdiensten 
kooperieren die Seenotretter.

ALARMIERUNGEN KÖNNEN 
ÜBER DIE SEENOTLEITUNG (MRCC) BREMEN              

(RUFNAME: BREMEN RESCUE) 
AUF UKW-KANAL 16 UND 70 (DSC) 
SOWIE 2187,5 KHZ (GRENZWELLE) 

ERFOLGEN

Ferfasser: Die Seenotretter, Deutsche Gesellschaft zur 
Rettung Schiffbrüchiger DGzRS [Hrsg.] Textbeitrag 
2020, Freigabe Christian Stipeldey vom Mai 2021

DGZRS

Die Rettungsflotte der DGzRS umfasst rund 60 Einheiten – vom kleinen 7-Meter-Seenotrettungsboot bis zum großen 46-Meter-
Seenotrettungskreuzer mit Tochterboot. © Perter Neumann, YPScollection
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BUNDESANSTALT FÜR LANDWIRTSCHAFT UND ERNÄHRUNG (BLE)

Die nachhaltige Bewirtschaftung der Fischbestände 
und damit deren beschleunigte Erholung sind  das  
wichtigste  Ziel  der  seit  2014 geltenden, reformierten 
gemeinsamen Fischereipolitik der EU. Für den Wieder-
aufbau der Bestände werden Bewirtschaftungs- und 
Wiederaufbaupläne für eine Vielzahl der wirtschaftlich 
genutzten Fischarten er-lassen. 

Zur nachhaltigen Nutzung der Fischbestände und zur 
Sicherung einer wirtschaftlich tragfähigen Fischerei sol-
len alle Bestände bis zum Jahr 2020 nach dem Prinzip 
des maximalen Dauerertrages bewirtschaftet werden. 
Auch werden die Mitgliedstaaten mit Überkapazitäten 
bei ihren Fischereiflotten stärker in die Verantwortung 
genommen.

Mit der Reformierung der Gemeinsamen Fischereipoli-
tik  kamen   neue   Bestimmungen zur Regionalisierung 
hinzu, die den EU- Mitgliedstaaten eine stärkere Rolle 
und mehr Verantwortung bei der Ausgestaltung der Ge-
meinsamen Fischereipolitik zuweisen. Ein wesentlicher 
Bestandteil der Reform ist das seit 2015 schrittweise 
eingeführte  Anlandegebot bzw. Rückwurfverbot für alle 
Fischarten, die Fangbe-schränkungen unterliegen.

Seit dem Jahr 2019 gilt dieses Gebot erstmals für alle 
Fischereien. Damit müssen seit diesem Jahr alle Fisch-
arten, die an Quoten gebunden sind, angelandet wer-
den. Das Rückwurfverbot bedeutet, dass untermaßige 
Fische und Beifänge nicht mehr über Bord gegeben 
werden dürfen, sondern zwingend anzulanden sind. Nur 
in bestimmten, eng begrenzten Ausnahmefällen, z.B. 
wegen wissenschaftlich nachgewiesener hoher Über-
lebenswahrscheinlichkeit, dürfen diese uner-wünsch-
ten Fänge über Bord geworfen werden.

Alle angelandeten Fangmengen werden zudem auf 
die Fangquoten des jeweiligen Fischereibetriebes an-
gerechnet. Die Verpflichtung zur Anlandung soll der 
Verschwendung der natürlichen Ressource Fisch ent-
gegenwirken und zu einer Verringerung unerwünschter 
Fänge führen.

Die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
(BLE) überwacht originär im Auftrag des Bundesminis-
teriums für Ernährung und Landwirtschaft und (BMEL) 
die Einhaltung der fischereirechtlichen Regelungen in 
der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) der Bun-
desrepublik Deutschland sowie zusätzlich innerhalb 
der Küstengewässer Mecklenburg-Vorpommerns (zwi-
schen drei und zwölf Seemeilen). 

Die drei modernen Fischereischutzboote (FSB)  sind 
somit ein wichtiges Instrument zum Schutz eines nach-
haltigen Bestandes lebender Ressourcen im Meer.

Die Kontrollen erfolgen an Bord der Fischereifahrzeu-
ge.  Die Inspektoren   setzen per  Einsatzboot  auf  das  
Fischereifahrzeug über, um Fanggeräte und -mengen 
sowie erforderliche Schiffspapiere   zu   überprüfen. 
Der bereits gefangene Fisch wird entsprechend der 
EU-Vorgaben auf Fischarten, Mengen und Mindestgrö-
ßen inspiziert. Damit sollen Jungfische geschont und 
der Bestand geschützt werden.

Ebenfalls überwacht  wird   die   Einhaltung von gene-
rellen Fangverboten sowie die Zugangsvoraussetzung 
für bestimmte Fanggebiete.  Verstöße   werden   geahn-
det   und können empfindliche Bußgelder sowie Quo-
tenabzüge zur Folge haben. 

Ein regelmäßiger Wissensaustausch mit Fischerei-ins-
pektoren anderer EU-Mitgliedstaaten erfolgt durch den 
sogenannten Joint Deployment Plan. Dieser organisiert 
gemeinsame Einsatzfahrten mit EU- Nach-barländern 
in Nord- und Ostsee. Aufgrund der Corona-Pandemie 
waren Bordkontrollen vom zweiten bis vierten Quartal 
nur für akute Risikofälle vorgesehen. Dementsprechend 
wurde der Schwerpunkt der Fische-reikontrolle auf die 
Kontrolle von stationärem Fanggerät, Sichtkontrollen 
sowie auf Interviewkontrollen, bei denen die Fischer per 
Funk anhand einer Checkliste befragt werden, gelegt. 

Insgesamt gab es 217 Interview- und Bordkontrollen 
sowie 2.377 Sichtmeldungen. Internationale Inspek-
torenaustausche fanden nicht statt. Die FSB sind welt-
weit unter teilweise extremen Wetterbedingungen im  
Einsatz.  Deutschland hat   zwei   internationale   Fi-
schereiabkommen im Nordatlantik (NAFO und NEAFC) 
unterzeichnet und ist damit zu mehrmonatigen Überwa-
chungstätigkeiten in den Seegebieten zwischen Kana-
da, Grönland, Island und Norwegen verpfichtet.

Die FSB verfügen ferner über einen großen Hospitalbe-
reich zur Aufnahme von Erkrankten oder Verletzten im 
Falle medizinischer Hilfeleistungen auf See. Zum Ab-
bergen von Personen per Helikopter stehen entspre-
chende Flächen an Deck zur Verfügung.

Verfasser: Bundesanstalt für Landwirtschaftzt und Ernäh-
rung (BLE) [Hrsg] Referat 411 Textbeitrag 2020, Freigabe  
Hans-Christoph Kindel Juli 2021.
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Das in Rostock beheimatete FSB „Seeadler“ ist eines von drei Fischereischutzbooten, welche durch die BLE bereedert werden.
© BLE
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DIE BUNDESSTELLE FÜR SEEUNFALLUNTERSUCHUNG (BSU)

Die Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung (BSU) ist 
eine Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) mit Sitz in Hamburg, bei der derzeit 13 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beschäftigt sind. Als 
Rechtsgrundlage ist für die Arbeit der BSU zuallererst 
das Seeunfalluntersuchungsgesetz (SUG) zu nennen. 
Das SUG überführt die internationalen Regelwerke, 
zum Beispiel den internationalen Code zur Seeunfall-
untersuchung oder die EU-Richtlinie 2009/18, in das 
deutsche Rechtssystem. 

Zu den weiteren Vorschriften, die auch im deutschen 
Rechtskreis Geltung beanspruchen, zählen die 
Verordnung (EU) Nr. 1286/2011 oder die IMO- 
Entschließung A.1075(28), welche die Methodik 
und Durchführung der Untersuchung von Unfällen 
international harmonisieren.

Hiernach ist die BSU zuständig für die Untersuchung 
von Vorkommnissen und Seeunfällen gleich welcher 
Kategorie von Seeschiffen aller Flaggen 

• innerhalb der deutschen Hoheitsgewässer,
• bei Verkehrsvorgängen auf den deutschen 

Seeschifffahrtsstraßen und von, nach und in den 
an diesen gelegenen Häfen,

• außerhalb der Hoheitsgewässer, aber innerhalb 
der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone 
(AWZ) nur im Falle von sehr schweren Unfällen, 
sofern die der Bundesrepublik dort zugewiesenen 
besonderen Rechte betroffen sind.

Seeunfälle

Der Begriff „Seeunfall“ ist durch § 1a des SUG defi-
niert als jedes Ereignis, das wenigstens eine der nach-
stehenden Folgen hat:

• den Tod oder die schwere Verletzung eines Men-
schen, verursacht durch den oder im Zusammen-
hang mit dem Betrieb eines Schiffes,

• das Verschwinden eines Menschen von Bord eines 
Schiffes, verursacht durch den oder im Zusam-
menhang mit dem Betrieb eines Schiffes,

• den Verlust, vermutlichen Verlust oder die Aufgabe 
eines Schiffes,

• einen Sachschaden an einem Schiff,
• das Aufgrundlaufen oder den Schiffbruch eines 

Schiffes oder die Beteiligung eines Schiffes an ei-
ner Kollision,

• einen durch den oder im Zusammenhang mit dem 
Betrieb eines Schiffes verursachten Sachschaden,

• einen Umweltschaden als Folge einer durch den 
oder im Zusammenhang mit dem Betrieb eines 
Schiffes oder mehrerer Schiffe verursachten Be-
schädigung eines Schiffes oder mehrerer Schiffe

• sowie jedes durch den oder im Zusammenhang 
mit dem Betrieb eines Schiffes verursachte Er-
eignis, durch das ein Schiff oder ein Mensch in 
Gefahr gerät oder als dessen Folge ein schwe-
rer Schaden an einem Schiff, einem meerestech-
nischen Bauwerk oder der Umwelt verursacht 
werden könnte (sog. Vorkommnis, § 1b SUG). 

Verteilung der Seeunfälle nach Unfallart 2020Verteilung der Seeunfälle nach Unfallart 2020Verteilung der Seeunfälle nach Unfallart 2020

UnfallartUnfallartUnfallart SSUSSUSSU SUSUSU WSUWSUWSU

Brand/ExplosionBrand/ExplosionBrand/Explosion 111 333 444

GrundberührungGrundberührungGrundberührung 191919 666 252525

Kollision Schiff oder Kollision Schiff oder Kollision Schiff oder 

ObjektObjektObjekt

444 525252
565656

PersonenunfallPersonenunfallPersonenunfall 111 131313 141414

Sonstiges (z. B. Sonstiges (z. B. Sonstiges (z. B. 

technischer Defekt)technischer Defekt)technischer Defekt)
181818 2   92   92   9 474747

WassereinbruchWassereinbruchWassereinbruch 222 111 333

GesamtGesamtGesamt 111 444444 104104104 149149149
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Die BSU hat 2020 insgesamt zwölf Untersuchungs-
berichte herausgegeben (darunter vier summarische 
Berichte). Darüber hinaus hat die BSU drei Unter-su-
chungszwischenberichte herausgegeben. 

Diese sind notwendig, wenn die BSU die Jahresfrist für 
die Veröffentlichung einer Untersuchung nicht einhal-
ten kann. Des Weiteren hat die BSU drei Unfallberichte 
ausländischer Untersuchungen veröffentlicht, an denen 
sie aktiv mitgewirkt hat.

Insgesamt gingen im Jahr 2020 bei der BSU 602 Mel-
dungen ein (2019: 581). 109 Meldungen wurden als 
Seeunfälle eingestuft, davon 37 schwere Unfälle und 
einer als sehr schwerer Unfall.

SSU  - sehr schwerer Seeunfall
SU     - schwerer Seeunfall
WSU - weniger schwerer Seeunfall

Verfasser: Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung (BSU)  
[Hrsg.]: Jahresbericht 2020, Hamburg, Freigabe Daniela 
Eggers vom Juni 2021.
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Verteilung der Seeunfälle nach Schiffstypen 2020

Schiffstyp SSU SU WSU Gesamt

Massengutschiff  1 1

Containerschiff 3 13 16

Fischereifahrzeug 1 4 7 12

Fahrgastschiff 4 11 15

Cargoschiff 3 11 14

Traditionsschiff 1 1

Stückgutfrachter 10 19 29

Sportboot gewebl. 9 12 21

Tanker 3 8 11

Sonstiges Fahrzeug 3 17 20

Gesamt 1 40 99 140
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Bei der Verteilung nach Schiffstyp weichen die Zahlen von den o. g.  Gesamtzahl der Seeunfälle stark ab. Dies erklärt sich dadurch, 
dass an einem Unfall mehrere Schiffe beteiligt sein können. So sind an einer Kollision (Schiff vs. Schiff) immer zwei oder mehr Schiffe 
beteiligt.
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BERUFSGENOSSENSCHAFT VERKEHR – 
DIENSTSTELLE SCHIFFSSICHERHEIT (BG VERKEHR)

Schiffssicherheit – Meeresumweltschutz 
– Seearbeitsrecht

Die Berufsgenossenschaft Verkehrswirtschaft Post-
Logistik Telekommunikation (BG Verkehr) ist als Teil 
der gesetzlichen Unfallversicherung zuständig für fast 
alles, was rollt, fliegt und schwimmt. Ein Sonderbereich 
unter dem Dach der BG Verkehr ist die Dienststelle 
Schiffssicherheit mit ihren rund 100 Angestellten. Die 
Dienststelle ist für staatliche Aufgaben in den Berei-
chen Schiffssicherheit, Meeresumweltschutz und See-
arbeitsrecht verantwortlich. 

Mit dem Ziel „Sichere Schiffe, saubere Meere und 
Schutz für Seeleute“ überprüfen die Besichtigerin-
nen und Besichtiger der Dienststelle Schiffssicherheit 

regelmäßig Handelsschiffe unter deutscher Flagge 
(Flaggenstaatkontrolle). Zusätzlich kontrollieren sie in 
deutschen Häfen, ob auch auf Handelsschiffen unter 
ausländischer Flagge die Vorgaben eingehalten wer-
den (Hafenstaatkontrolle). 

Die Dienststelle Schiffssicherheit ist neben der Flag-
genstaat- und Hafenstaatkontrolle unter anderem für 
folgende Bereiche zuständig: 

•  Einflaggungen von Handelsschiffen
• Austellen von elektronischen Schiffszeugnissen in den 
  Bereichen Schiffssicherheit, Meeresumweltschutz 

  und Seearbeitsrecht
• Prüfen der Stabilität von Seeschiffen, Sicherstellen 
  des Brandschutzes an Bord und Festlegen der       
  sicheren Schiffsbesetzung
• Zulassen von Schiffsausrüstung in den Bereichen 
  Brandschutz, Rettungsmittel, Meeresumweltschutz
• Organisation des sicheren Schiffsbetriebs und Cyber 
  Security in der Seeschifffahrt (ISM-Code)
• Sicherheit von Fischereifahrzeugen und Traditions-
  schiffen in Deutschland
• Überprüfen der Arbeits- und Lebensbedingungen von 
  Seeleuten, Bearbeiten von Seeleuten-Beschwerden 
  und Zulassen von privaten 
  Seeleute-Arbeitsvermittlern
• Bewilligen der Bundesfördergelder für die 
  Seemannsmissionen
• Steuern der Seediensttauglichkeits- und 
  Seelotsenuntersuchungen
• Geschäftsführung des „Ausschusses für medizinische 
  Ausstattung in der Seeschifffahrt“
• Zulassen von medizinischen Wiederholungskursen für 
  nautische Schiffsoffiziere
• Registrieren von Schiffsärzten

Der Haupsitz der Dienststelle Schiffssicherheit ist Ham-
burg. Zusätzlich sind Besichtigerinnen und Besich-tiger 
von verschiedenen Standorten an der deutschen Küste 
aus aktiv.

Die Dienststelle finanziert sich aus dem Bundeshaus-
halt und Gebühreneinnahmen. Die Fachaufsicht obliegt 
dem Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) und dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS).

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie 

Die Corona-Pandemie hatte 2020 und 2021 massive 
Auswirkungen auch auf die deutsche Seeschifffahrt. 
Viele Seeleute mussten deutlich länger als geplant an 
Bord weiterarbeiten, weil in vielen ausländischen Hä-
fen Crewwechsel durch die Corona-Restriktionen nicht 
mehr möglich waren. 

Die Dienststelle Schiffssicherheit der BG Verkehr als 
Teil der deutschen Flaggenstaatverwaltung reagier-
te schnell auf die neue Lage. In mehreren Fällen 
unterstützte sie Reedereien, dringend erforder-
liche Besatzungswechsel von Seeleuten auf deutsch-
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BG VERKEHR

flaggigen Schiffen durchzuführen. Die Dienst-stelle 
richtete auf ihrer Website www.deutsche-flagge.de 
ein umfangreiches Informationsangebot für Reedereien 
und Seeleute ein. Auch genehmigte sie die Verlänge-
rung von Schiffssicherheitszeugnissen, wenn Besich-
tigungen in den Häfen coronabedingt nicht möglich 
waren. 

Die Corona-Pandemie hat sehr deutlich aufgezeigt, 
dass der weltweite Warenverkehr und funktionierende 
Lieferketten ohne die Arbeit der Seeleute nicht 
aufrechtzuerhalten wären.

Deutsche Flagge und Ausbildung

Die Seeschifffahrt unter deutscher Flagge hat eine 
große Bedeutung für den Erhalt des seemännischen 
Know-hows in Deutschland. Reedereien mit Schiffen 
unter deutscher Flagge bilden überproportional viel 
deutsche Seeleute aus. Über zwei Drittel der von der 
zuständigen Berufsbildungsstelle Seeschifffahrt aner-
kannten Ausbildungsschiffe fahren unter deutscher 
Flagge. 

Ausbildung und deutsche Flagge gehören also zusam-
men. Die Dienststelle Schiffssicherheit der BG Verkehr 
hat daher maßgeblich mitgeholfen, die neue Website 
www.machmeer.de über die Ausbildung in der See-
schifffahrt zu realisieren. Das neue Internet-portal will 

junge Menschen ansprechen und sie für eine Ausbil-
dung in der Seefahrt begeistern. Die Website www.
machmeer.de ist als gemeinsames Projekt des „Mariti-
men Bündnisses für Ausbildung und Beschäftigung in 
der Seeschifffahrt“ und der Gewerkschaft ver.di reali-
siert worden.

Der Seeärztliche Dienst: Schifffahrtsmedizin 
aus einer Hand

Der Seeärztliche Dienst der BG Verkehr mit Sitz in 
Hamburg ist nach dem Seeaufgabengesetz der zen-
trale Ansprechpartner des Bundes für alle maritim-
medizinischen Fragestellungen. Seine Fachkompetenz 
wird unter anderem von den zuständigen Bundes-
ministerien, der Generaldirektion Wasser-straßen und 
Schifffahrt, den Reedereien und nicht zuletzt von den 
Seeleuten genutzt. 

Der Seeärztliche Dienst ist mit einer Vielzahl nationa-
ler und internationaler Institutionen vernetzt, mit denen 
kontinuierlich Erfahrungen ausgetauscht und aktuel-
le Themen behandelt werden. Beispielsweise ist der 
Seeärztliche Dienst in der Expertengruppe Verletz-
tenversorgung des Havariekommandos, der Deutschen 
Gesellschaft für Maritime Medizin (DGMM) sowie der 
lnternational Maritime Health Association (IMHA) enga-
giert. Das „Kerngeschäft“ des Seeärztlichen Dienstes 
ist die Organisation und Qualitätssicherung der See-
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diensttauglichkeitsuntersuchungen. Seeleute müssen 
regelmäßig ihre körperliche und geistige Fitness für 
einen Einsatz an Bord von Seeschiffen – die See-
diensttauglichkeit – nachweisen. Die deutschen See-
diensttauglichkeitsuntersuchungen dürfen nur durch 
besonders qualifizierte Ärzte durchgeführt werden. Für 
die deutschen Untersuchungen hat die BG Verkehr 
Ärzte im In- und Ausland zugelassen. 

2020 führten 53 vom Seeärztlichen Dienst zugelassene 
Fachärzte (davon sechs im Ausland) an 38 Standorten 
(davon sechs im Ausland) insgesamt 11.181 (Vorjahr: 
16.126) deutsche Seediensttauglichkeitsuntersu-
chungen durch. Untersucht wurden 8.332 erfahrene 
Seeleute (Vorjahr: 10.277) und 2.849 Neubewerber 
(Vorjahr: 5.849) . 

Insgesamt mussten 232 Seeleute (2,1 %) als 
seedienstuntauglich beurteilt werden (Vorjahr: 2,1 %). 
Die häufigsten Ursachen für Seedienstuntauglichkeit 
(≥ 5 %) waren:

• ungenügendes Sehvermögen (17 %)
• Übergewicht (16 %)
• psychiatrische Erkrankungen (13 %)
• ungenügendes Farbunterscheidungsvermögen (9 %)
• Herz-/Kreislauferkrankungen (8 %)
• Diabetes mellitus (5 %)
• neurologische Erkrankungen (5 %)

Der Seeärztliche Dienst ist auch für die Eignungsu-
ntersuchungen der Seelotsen verantwortlich. 2020 
wurden insgesamt 313 Untersuchungen durchge-
führt (Vorjahr: 322), davon 31 an Neubewerbern. Mit 
der Geschäftsführung des „Ausschusses für medizi-
nische Ausstattung in der Seeschifffahrt“ sorgt der 

Seeärztliche Dienst für die optimale medizinische 
Ausrüstung für Handelsschiffe unter deutscher Flag-
ge. Der Stand der medizinischen Erkenntnisse wird 
kontinuierlich weiterentwickelt und jeweils auf der 
Homepage www.deutsche-flagge.de veröffentlicht. 

Nur auf den wenigsten Handelsschiffen ist ein 
Schiffsarzt an Bord. Auf den meisten Seeschiffen ist 
daher der Kapitän oder ein nautischer Offizier für 
die medizinische Versorgung der Personen an Bord 
verantwortlich. Der Seeärztliche Dienst lässt die 
medizinischen Wiederholungslehrgänge für diese 
Personen zu und kontrolliert regelmäßig vor Ort. Die 
Evaluation jedes Lehrgangs durch die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer zeigt die hohe Qualität: Die Kurse 
wurden in den letzten Jahren immer mit Spitzennoten 
zwischen 1 und 2 bewertet.

Aus der Praxis der Maritimen Medizin nicht mehr 
wegzudenken ist das „Medizinische Handbuch See“ des 
Seeärztlichen Dienstes. Das Standardwerk unterstützt 
Kapitäne und Schiffsoffiziere bei der Behandlung von 
Notfällen, Verletzungen und Krankheiten an Bord. 
Anschauliche und leicht verständliche Texte, zahlreiche 
Abbildungen und über QR-Codes abrufbare Kurzfilme 
zu medizinischen Notfallmaßnahmen sorgen für einen 
hohen Praxisbezug. 
Das Handbuch wurde in enger Zusammenarbeit 
mit Fach- und Seeleuten entwickelt und gehört 
zur Pflichtausstattung von unter deutscher Flagge 
fahrenden Handelsschiffen. Die englische Auflage ist 
seit Herbst 2020 als „Maritime Medical Handbook“ 
erhältlich und ist damit aktueller als der „Medical Guide 
for Ships“ der WHO.

Hafenstaatkontrollen in Deutschland

Die Dienststelle Schiffssicherheit der BG Verkehr ist 
für die Hafenstaatkontrolle in deutschen Häfen zu-
ständig. Bei der Hafenstaatkontrolle überprüfen Ins-
pektorinnen und Inspektoren, ob auch auf Seeschiffen 
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Aufteilung festgestellter Mängel auf Handelsschiffen unter Aufteilung festgestellter Mängel auf Handelsschiffen unter Aufteilung festgestellter Mängel auf Handelsschiffen unter 
deutscher Flagge 2020 (MLC-Überprüfungen)deutscher Flagge 2020 (MLC-Überprüfungen)deutscher Flagge 2020 (MLC-Überprüfungen)

ÜberprüfungsbereichÜberprüfungsbereichÜberprüfungsbereich Mängel in %Mängel in %Mängel in %

Schutz Gesundheit & Sicherheit, Schutz Gesundheit & Sicherheit, Schutz Gesundheit & Sicherheit, 

medizinische Versorgung, soziale medizinische Versorgung, soziale medizinische Versorgung, soziale 

Sicherheit, UnfallverhütungSicherheit, UnfallverhütungSicherheit, Unfallverhütung

434343

Unterkünfte & Freizeiteinrichtungen, Unterkünfte & Freizeiteinrichtungen, Unterkünfte & Freizeiteinrichtungen, 

Verpflegung & BedienungVerpflegung & BedienungVerpflegung & Bedienung

191919

Beschäftigungsbedingungen SeeleuteBeschäftigungsbedingungen SeeleuteBeschäftigungsbedingungen Seeleute 151515
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unter ausländischer Flagge die internationalen Vorga-
ben zur Schiffssicherheit, Meeresumweltschutz und 
Seearbeitsrecht eingehalten werden, unter anderem:

• das SOLAS-Übereinkommen („Safety of Life at Sea“) 
   im Bereich der Schiffssicherheit,

• das MARPOL-Übereinkommen („Prevention of Marine 
  Pollution from Ships“) im Bereich des Meeresumwelt-
  schutzes,

• das STCW-Übereinkommen („Standards for Training, 
  Certification and Watchkeeping“) im Bereich der Aus-
  bildung und Befähigung der Seeleute und 

• die MLC („Maritime Labour Convention“) im Bereich 
  der Arbeits- und Lebensbedingungen der Seeleute.

Das System der Hafenstaatkontrolle spiegelt eine 
Entwicklung des Völkerrechts wider, die sich auch in 
anderen Bereichen beobachten lässt: Das Prinzip der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten sou-
veräner Staaten gilt nicht mehr uneingeschränkt. Die 

Hafenstaatkontrolle beschneidet den Grundsatz der 
Flaggenhoheit, indem sie die Durchsetzung internati-
onaler Normen nicht mehr allein den Flaggenstaaten 
überlässt. Die Hafenstaatkontroll-Inspektorinnen und 

Inspektoren der Dienststelle Schiffssicherheit kommen 
aus der Praxis der Seeschifffahrt und sind erfahrene 
Kapitäne und Ingenieure. Bevor sie für die Kontrollen 
eingesetzt werden, müssen sie eine 15-monatige Aus-
bildung „on the job“ absolvieren. 
Der Grund für diese hohen Anforderungen: Ein 
Seeschiff ist ein hochkomplexes technisches Gebilde 
und zugleich Wohn- und Lebensraum von Seeleuten; 
die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften erfordert 
daher besonderes Fachwissen, praktische Erfahrung 
und Fingerspitzengefühl im Umgang mit Seeleuten 
verschiedenster Nationalitäten. Zudem geht es bei 
der Hafenstaatkontrolle nicht nur darum, Übeltäter zu 
enttarnen. Die Kontrolleurinnen und Kontrolleure der 
Dienststelle sehen ihre Arbeit auch als Hilfestellung 
an, um die zunehmende Flut der internationalen 
Anforderungen zu bewältigen. Die Besichtigerinnen und 
Besichtiger müssen daher auch in der Lage sein, mit 
den Besatzungen und Reedern so zu kommunizieren, 
dass sie nicht nur als Aufpasser, sondern auch als 
Berater wahrgenommen werden.
Seeschiffe laufen zu jeder Tag- und Nachtzeit in die 
Häfen ein und wieder aus und haben meistens nur 

sehr kurze Liegezeiten. Manche Hafenstaatkontrol-
len müssen daher auch nachts oder am Wochen-
ende durchgeführt werden. Die BG Verkehr hat 
deshalb einen 24-Stunden-Bereitschaftsdienst für die 
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Hafen-staatkontrollen in den deutschen Häfen. Um 
den Kontrolleinsatz besser planen zu können, sind 
alle größeren Schiffe verpflichtet, sich mindestens 
24 Stunden vor ihrer Ankunft im Hafen anzumelden.

Hafenstaatkontrollen in Europa

Seit 1982 gibt es die Pariser Vereinbarung zur Hafen-
staatkontrolle, das „Paris Memorandum of Understan-
ding“ (ParisMoU). Mit der Vereinbarung verpflichten 
sich die Vertragsstaaten, in ihren Häfen Handelsschiffe 
unter fremder Flagge ohne Voranmeldung und nach 
einheitlichen Vorgaben zu kontrollieren. 

Mittlerweile sind 27 Staaten der Pariser Vereinbarung 
beigetreten, darunter mit Kanada und Russland auch 
zwei außereuropäische Staaten.

Im Geltungsbereich des ParisMoU wurden 2020 
insgesamt 13.148 Besichtigungen auf 12.078 Schiffen 
durchgeführt – coronabedingt deutlicher weniger als 
im Vorjahr. Dabei wurden 27.926 Mängel festgestellt 
(Vorjahr: 39.755). 

2009 waren es bei 24.186 Besichtigungen noch 
71.911 Mängel. Seitdem ist die Zahl der festgestellten 

Mängel kontinuierlich gesunken. Diese Entwicklung 
zeigt, dass die Arbeit im Rahmen des Pariser 
Abkommens Früchte trägt und ein zentraler Baustein 
für eine sichere Seefahrt ist. 

Bei über der Hälfte aller kontrollierten Schiffe stellen 
die Inspektorinnen und Inspektoren Mängel fest. 
Die Kontrolleurinnen und Kontrolleure legen je nach 
Schwere der Mängel fest, in welchen Zeitraum diese 
behoben sein müssen. 

So gibt es zum Beispiel Mängel, die bis zum Auslaufen 
aus dem Hafen zu beseitigen sind, für weniger schwere 
Beanstandungen kann eine Frist festgelegt werden.

Bei sehr schwerwiegenden Mängeln können die Ha-
fenstaat-Kontrolleurinnen und -Kontrolleure ein Schiff 
solange festhalten, bis alle Defizite beseitigt sind. Da 
eine solche Anordnung ebenfalls der Sicherheit der 
Seeleute an Bord dient, sind manche Seeleute sogar 
froh, wenn eine solche Maßnahme verhängt wird. 

Bei Kosten von 30.000 USD und mehr pro Tag für den 
Betrieb eines großen Seeschiffes bedeutet jede Fest-

© BG Verkehr



59

BG VERKEHR

haltung eine Verzögerung des Auslaufens aus dem Ha-
fen und damit eine erhebliche wirtschaftliche Einbuße 
für den Schiffsbetreiber. 

Im Jahr 2020 wurden im Bereich des ParisMoU 369 
Auslaufverbote ausgesprochen (Vorjahr: 531). Der 
Anteil der festgehaltenen Schiffe an der Gesamtzahl 
der kontrollierten Schiffe sank von 3,18 % im Jahr 2018 
auf 2,81 % im Jahr 2020. 

Das schärfste Mittel der Hafenstaatkontrolle ist die 
befristete Zugangsverweigerung für ein Schiff zu den 
Häfen des Paris–MoU, das sogenannte „Banning“. 
Ein solches Anlaufverbot kann dann ausgesprochen 
werden, wenn ein Schiff keine Qualitätsflagge führt 
und innerhalb der letzten zwei Jahre mehr als zweimal 
festgehalten wurde. 

Im Jahr 2020 wurde sieben Schiffen das Anlaufen eu-
ropäischer, russischer und kanadischer Häfen (Gel-
tungsbereich der Paris MoU) untersagt.
Die Ergebnisse der Hafenstaatkontrollen sind eine 
wichtige Datenquelle, aus der jedes Jahr ein Ranking 
der Flaggenstaaten erstellt wird. Je nach Zahl der fest-

gestellten Mängel sind die Flaggenstaaten in der Wei-
ßen, Grauen oder Schwarzen Liste aufgeführt. Aktuell 
belegen Dänemark, Norwegen, Marshall Island, Ber-
muda (UK) und die Niederlande die Spitzenplätze der 
weißen Liste, die derzeit 39 Qualitätsflaggen umfasst. 
Deutschland liegt auf Platz 15. 

Das Mittelfeld der Flaggenstaaten wird durch die Graue 
Liste gebildet (derzeit  22 Flaggenstaaten). Ganz unten 
im Ranking stehen die Billigflaggen der Schwarzen 
Liste (derzeit 9 Flaggen). Schlusslichter sind aktuell 
Togo, Kamerun und ganz am Ende Albanien. 

Das aktuelle Ranking der Flaggenstaaten ist auf der 
Website des ParisMoU zu finden.

Verfasser: Berufsgenossenschaft Verkehr (BG Verkehr)  
Dienststelle Schiffssicherheit Hamburg. Freigabe Christi-
an Bubenzer vom Juni 2021.

Durchgerostete Absturzsicherung © BG Verkehr  
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WASSERSCHUTZPOLIZEIEN DER 
KÜSTENLÄNDER (WSP)
Hamburg
Hamburg ist die Stadt mit dem größten deutschen See-
hafen. 2020 liefen 7.430 Seeschiffe den Hamburger 
Hafen an. Hier ist die Wasserschutzpolizei Hamburg 
nicht nur auf den schiffbaren Wasserflächen zustän-
dig, sondern auch auf allen Landflächen im Hafenge-
biet,  darüber  hinaus  auch  auf  der  Elbe von der 
Schleuse Geesthacht stromabwärts bis in ihren Mün-
dungsbereich weit draußen vor Cuxhaven (insgesamt 
ca. 200 Elbkilometer). Dazu  kommen  Teile des deut-
schen Küstenmeeres. Bei  insgesamt 7.262 Kontrol-
len überwachten die Beamten u. a. die Einhaltung der 
Verkehrs-, Ausrüstungs-, Besatzungs- und Umweltvor-
schriften auf See- und Binnenschiffen, Hafenfahrzeu-
gen sowie Sportbooten. 203 Mal wurden Schiffs- und 
Sportbootunfälle im gesamten Zuständigkeitsbereich 
festgestellt, die durch die Schifffahrtsermittler der vier 
Revierwachen bearbeitet wurden. An der  Schengen-
Außengrenze  Hamburger Hafen führen die Beamtin-
nen und Beamten der Wasserschutzpolizei auf den 
ein- und auslaufenden Schiffen die erforderlichen 
grenzpolizeilichen Kontrollen durch. 2020 liefen zudem 
77 Kreuzfahrtschiffe den Hamburger Hafen an. Diese 
werden an den drei Kreuzfahrtterminals von den Be-
amten der Fachdienststelle WSP 62 (Grenzpolizei Ha-
fen) abgearbeitet. 2020 wurden so insgesamt 386.527 
Besatzungsmitglieder und Passagiere gr-enzpolizeilich 
abgefertigt. Die international gültigen Hafensicherheits-
standards,  welche   dem Schutz der  internationalen   
Handelsschifffahrt und der von ihr ge-nutzten Hafen-
anlagen vor terroristischer Bedrohung dienen, werden 
durch Mitarbeiter der Wasserschutz-polizei und der 
Hamburg Port Authority (HPA) in der gemeinsamen 
Dienststelle „DA- Hafensicherheit“ (WSP 61) über-
wacht.
Im Hafengebiet  ermittelt  bei  Straftaten  der eigene 
Kriminal- und Ermittlungsdienst (WSP  63)  und wird 
hierbei von der Dienstgruppe Fahndung (WSP 64) un-
terstützt.
Die Wasserschutzpolizei nimmt auch Aufgaben im 
Straßenverkehr, wie zum Beispiel bei der Verkehrsun-
fallaufnahme sowie bei straßenverkehrsbehördlichen 
Angelegenheiten wahr. Im Jahre 2020 nahm die WSP 
709 Straßenverkehrsunfälle im Hafengebiet auf. Im ge-
samten Hamburger Stadtgebiet ist die Wasserschutz-
polizei zuständig für die Überwachung der Einhaltung 
nationaler und internationaler Vorschriften des Trans-
portes gefährlicher Güter auf dem Wasser (See- und 
Binnenschiffe, Hafenfahrzeuge), der Straße und dem 
Schienennetz der landeseigenen Eisenbahn. Dieser 

Überwachungsaufgabe wurde durch 10.426 Kontrol-
len durch die zuständigen Fachdienststellen (WSP 52, 
WSP 513) nachgekommen. 
Mitarbeiter der Fachdienststelle WSP 51 ermitteln 
und verfolgen im gesamten  Stadtgebiet  Umwelt- und 
Verbraucherschutzdelikte. Der Begriff der Umwelt-
kriminalität wird in der Hansestadt weit ausgelegt. Die 
Experten der Wasserschutzpolizei bearbeiten daher 
auch Straftatbestände nach dem Tier-, Natur-, Le-
bensmittel-, Artenschutz- und dem Arzneimittelrecht. 
Im Jahr 2020 wurden in 4.169 Fällen Ermittlungsver-
fahren zu  Verstößen gegen Umweltschutzvorschriften 
(StGB und Strafnebengesetze) sowie Verstößen ge-
gen die Corona-Eindämmungs-Verordnung und Das 
Hygieneschutzgesetz eingeleitet. Die Unterstützung al-
ler Dienststellen, die Wahrnehmung von Einsätzen und 
Sonderaufgaben sowie die Koordination und Durchfüh-
rung von Fortbildung wird durch den Fortbildungs- und 
Einsatzzug (WSP 7) gewährleistet. Der WSP  7  stellt  
auch eine Maritime Einsatzgruppe (MEG) im Gefü-
ge der länderübergreifenden Maritimen Einsatzeinheit 
(MEE).

Bremen
Mehr als in anderen Bereichen der Polizei werden die 
Geschicke der Wasserschutzpolizei (WSP) von der 
Entwicklung der Hafenwirtschaft in den Seehäfen und 
des nationalen und internationalen Seeverkehrs beein-
flusst. Die Schiffe erreichen mit einer Länge von 400 
m eine nie gekannte Größe, und im steten Wandel 
befindliche Gesetze und Verordnungen müssen ein-
gehalten werden. Anforderungen, denen sich die Was-
serschutzpolizei Bremen stellt. Zu den Kernbereichen 
gehören insbesondere die Überwachung geltender 
Umweltvorschriften, die Kontrolle der in den Häfen um-
geschlagenen gefährlichen Güter, die anlassbezogene 
Überwachung der Schiffsverkehre und Schiffssicher-
heit – insbesondere im Rahmen zahlreicher maritimer 
Großveranstaltungen wie z. B. der SAIL Bremerhaven 
– sowie die Ermittlung bei Schiffsunfällen und die damit 
verbundene Verfolgung von Straftaten und Ordnungs-
widrigkeiten, aber auch Maßnahmen zur Abwehr von 
Terrorgefahren im Seeverkehr (Maritime Security).
Sich verändernde und neu in Kraft tretende Rechts-
vorschriften, die für die Polizei geltenden finanziellen 
Rahmenbedingungen und letztlich das Interesse, die 
bremischen Häfen auch weiterhin im europäischen 
und weltweiten Wettbewerb zu stärken, erfordern ein 
flexibles Handeln aller Beteiligten und auch der Was-
serschutzpolizei Bremen als Teil der Direktion Einsatz 
innerhalb der Polizei Bremen.  
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Sicherheit auf dem Wasser und an Bord

Neben der Überwachung der Einhaltung der natio-na-
len und landesrechtlichen Verkehrsvorschriften auf dem 
Wasser im Rahmen von Streifenfahrten und Verkehrs-
sicherungsmaßnahmen, u. a. nach Schiffsunfällen, ge-
hört die Überwachung der Sicherheitsvorschriften an 
Bord zum normalen Ge-schäft. Die Sicherheit eines 
Schiffes und seiner Besatzung ist in erster Linie von 
der baulichen Sicherheit und der ordnungsgemäßen 
Ausrüstung des Fahrzeuges abhängig. Um dies zu er-
reichen, wurden Schiffsicherheitsstandards entwickelt, 
die in internationalen Schiffsicherheitsübereinkommen 
Einzug gefunden haben.

Das Streckenboot „Visura“ ist, gemeinsam mit dem Schwes-
terschiff „Lesmona“, eines der beiden maritimen Haupteinsatz-
mittel der Wasserschutzpolizei in Bremen und Bremerhaven.

Die Wasserschutzpolizei Bremen kontrolliert routi-
nemäßig das Vorhandensein und die Gültigkeit der 
Schiffssicherheitszeugnisse. Bestehen dabei triftige 
Gründe zu der Annahme, dass das Schiff oder seine 
Ausrüstung nicht den Vorschriften entsprechen, wer-
den in Zusammenarbeit mit den Fachbehörden die not-
wendigen Maßnahmen eingeleitet, um eine Weiterfahrt 
des Schiffes solange zu unterbinden, bis es ohne Ge-
fahr den Hafen wieder verlassen kann.

Schutz der Meeresumwelt

Die Verschmutzung der Meere ist neben der Luft-
verschmutzung eines der größten globalen Um-welt-
probleme unserer Zeit. Die Schifffahrt hat ohne Frage 
sowohl durch den Betrieb der Schiffe als auch durch 
den oftmals allzu sorglosen Umgang mit umweltschäd-
lichen Ladungsresten und Abfällen aller Art ihren Teil 
zur Meeresverschmutzung beigetragen.  
Um diesen Anteil zu reduzieren, wurden im Bereich 
der Seehäfen die bestehenden rechtlichen und tat-
sächlichen Möglichkeiten zur Bekämpfung poten-zieller 
„Verschmutzer“ weiter ausgebaut. Dazu gehört insbe-
sondere die Intensivierung der Kontrollen in den Häfen. 
In erster Linie soll erreicht werden, dass das Einleiten 
von Öl oder ölhaltigen Gemischen auf ein Minimum 

reduziert und in bestimmten Meeresteilen vollstän-
dig unterlassen wird. Durch technische Anlagen wird 
sichergestellt, dass die an Bord anfallenden Ölreste 
aus dem Maschinen- und Tankbereich in besonderen 
Tanks aufbewahrt werden. In Tagebüchern wird jeder 
Vorgang im Zusammenhang mit der Verwendung von 
Brennstoffen, Ölladung usw. dokumentiert. So soll den 
Kontrollbehörden ermöglicht werden, die Herkunft der 
Öle und deren Behandlung oder Verwendung an Bord, 
einschließlich des Verbleibs der Reststoffe, nachzuvoll-
ziehen. Vergleichbare Vorschriften bestehen u. a. auch 
für schädliche flüssige Stoffe, die als Massengut beför-
dert werden, für Schiffsabwässer und für Schiffsmüll. 
Die Überwachung der Einhaltung der Umweltschutz-
bestimmungen ist Aufgabe besonders geschulter Um-
weltermittler der Wasserschutzpolizei Bremen. 

Gefährliche Güter – Kontrolle auf dem Wasser 
und an Land

Für die Wasserschutzpolizei ist auch die Überwachung 
von Transport, Umschlag und Lagerung gefährlicher 
Güter ein Tätigkeitsschwerpunkt. In Zusammenarbeit 
mit der Feuerwehr und weiteren Behörden wurde ein 
funktionierendes Kontrollsystem aufgebaut und im Inte-
resse eines sicheren Ablaufs laufend aktualisiert. Insbe-
sondere die in den Bremischen Häfen ankommenden 
oder abgehenden und über die Straßen bzw. Bundes-
autobahnen mittels LKW transportierten gefährlichen 
Güter werden von speziell ausgebildeten Wasser-
schutzpolizistinnen und Wasserschutzpolizisten kon-
trolliert. 

Sicherheit der Sportschifffahrt

Insbesondere in den Sommermonaten und dann in ers-
ter Linie an den Wochenenden sind verstärkte Kontrol-
len notwendig. In Bremen und Bremerhaven kümmert 
sich die Wasserschutzpolizei um die Sportbootfahrer, 
Vereine sowie Verbände und begleitet viele Wasser-
sportveranstaltungen. Im Vordergrund steht hier die 
Aufklärungs- und Präventionsarbeit. Allerdings ist auch 
in einigen Fällen konsequentes Einschreiten erforder-
lich.  Hinzu kommt die Ermittlung von Sportbootunfäl-
len, Verfolgung von Diebstählen und Erledigung von 
Fahndungsersuchen. Die Erteilung von Informationen 
über die Sicherheit auf dem Wasser, die Ausrüstung 
der Boote, das Verkehrsverhalten auf dem Revier, Ver-
bote usw. ist Teil der Präventionsarbeit der Polizei Bre-
men. 

WSP
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Maritime Security –Schutz vor Terroranschlägen

Die Maritime Wirtschaft ist verpflichtet, technische und 
personelle Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz der 
Schiffe und Hafenanlagen zu treffen. Wie auf einem 
Flughafen, wo es öffentliche Bereiche gibt und Zonen, 
die nur nach Zugangskontrollen betreten werden dür-
fen, sind auch die Seehäfen abgesichert. Die internatio-
nale Staatengemeinschaft will damit die Schifffahrt und 
den Handel schützen. Als Exportnation hat Deutsch-
land ein besonderes Interesse daran, dass der Handel 
nicht gestört wird und ist daher dem völkerrechtlichen 
Übereinkommen (ISPS-Code) beigetreten. Die Was-
serschutzpolizei Bremen unterstützt bei der Umsetzung 
dieser internationalen Standards in unserem Bundes-
land und überwacht die Einhaltung der damit verbun-
denen Vorschriften.

Unfallermittlung

Die Ursache und der Hergang eines Schiffsunfalls wer-
den durch die Wasserschutzpolizei Bremen ermittelt, 
da in der Regel der Verdacht auf ordnungswidriges 
oder strafbares Verhalten als Unfallursache gegeben 
ist. Auch für die Wasserschutzpolizei Bremen stehen 
grundsätzlich bei Bekanntwerden eines Unfalls die Ret-
tungs- und Bergungsmaßnahmen an erster Stelle, an 
denen sie sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten beteiligt. 
Gleiches gilt für die Verkehrssicherung. 

Nicht nur sämtliche an Bord zu führenden Tagebücher, 
Karten, Niederschriften usw. werden sichergestellt 
oder eingesehen, sondern auch alle technischen 
Aufzeichnungen, die für die Aufklärung des Unfalls 
von Bedeutung sein können, werden sichergestellt 
und ausgewertet. In Einzelfällen kann auch das Schiff 
insgesamt beschlagnahmt werden.

Eine enge Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft, 
der Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, 
den Hafenbehörden, den Berufsgenossenschaften und 
anderen Fachbehörden ist für die schnelle und erfolgreiche 
Aufklärung von Schiffsunfällen Voraussetzung.
Trotz umfangreicher Sicherheitsvorkehrungen und 
-vorschriften kommt es im Zusammenhang mit dem 
Schiffs- und Hafenbetrieb sowie der Arbeit auf den 
Werften auch immer wieder zu z. T. sehr schweren 
oder tödlichen Unfällen. Personenunfälle ereignen sich 
– abgesehen von den bereits beschriebenen Schiffs-
unfällen – schwerpunktmäßig beim Güterumschlag an 
Bord und an Land, bei Werften und Reparaturbetrie-
ben, bei Strom- und Hafenbaumaßnahmen. Die Arbeit 
wird auch hier im ersten Angriff von den Beamten des 
Einsatzdienstes Wasserschutzpolizei rund um die Uhr 
(24/7) übernommen. 

Sind umfangreichere Ermittlungen notwendig, wird der 
Ermittlungsdienst der Wasserschutzpolizei eingeschal-
tet, der dann die weitere Bearbeitung übernimmt. 

Der Einsatzdienst der Wasserschutzpolizei im Containerterminal 
Bremerhaven. © Polizei Bremen

Etwa 50 Mitarbeiter:innen der Wasserschutzpolizei 
Bremen arbeiten im Einsatzdienst der Wasser-schutz-
polizei (die Wache ist 24/7 besetzt). Der tägliche 
Dienstbetrieb wird durch weitere Zuständigkeiten ge-
prägt. Die Beamt:innen arbeiten eng mit anderen ein-
schlägigen Behörden, wie der Berufsgenossenschaft 
Verkehr (Berufsgenossenschaft Verkehr), der Wasser- 
und Schifffahrtsverwaltung (WSV) des Bundes und der 
Länder, dem Zoll und der Bundespolizei zusammen. 

Es werden Aufgaben im Maritimen Sicherheitszentrum 
/WSP-Leitstelle in Cuxhaven wahrgenommen und es 
wird durch ein länderübergreifendes Präsenzkonzept 
(Besetzung eines Küstenbootes in Kooperation mit 
Niedersachsen – Zuständigkeitsbereich westlich bis 
zur niederländischen Grenze, nördlich bis Neuwerk) 
die Überwachung des Seegebietes vor den deut-
schen Küsten gewährleistet. Darüber hinaus sind die 
Mitarbeiter:innen des Einsatzdienstes WSP auch An-
gehörige der Maritimen Einsatzgruppe Bremen (MEG) 
oder des Alarmzuges Wasserschutzpolizei (AWS).

Es handelt sich um Aufrufeinheiten für Maßnahmen aus 
besonderen Anlässen, die entsprechend der Einsatz-
lage entweder an Land (AWS) oder auf dem Wasser 
(MEG - oft auch im Verbund mit anderen Wasser-
schutzpolizeien der Küstenländer, z. B. bei Aktionen 
von Umweltaktivisten) eingesetzt werden. Die Wasser-
schutzpolizei Bremen besteht zum einen aus Mitarbei-
tenden des klassischen Polizeivollzugsdienstes. Zum 
anderen wird die spezifische maritime Expertise durch 
Mitarbeitende gewonnen, die zuvor in der zivilen oder 
militärischen Seefahrt aktiv waren und diese dann als 
Quereinsteiger:innen in der Wasserschutzpolizei ein-
bringen.
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Das Schlauchboot „Bremen 10“ kommt sowohl im Einsatzdienst 
der Wasserschutzpolizei, beim Spezialeinsatzkommando und 
durch die Maritime Einsatzgruppe zum Einsatz. © Polizei Bremen

Um ihre Aufgaben zu verrichten stehen der Wasser-
schutzpolizei Bremen unterschiedliche Einsatzmittel zur 
Verfügung. Sie sind auf See mit dem Küstenboot  und 
auf der Weser sowie in den Häfen mit Strecken- und 
Schlauchbooten unterwegs. Viele Einsätze in den Hä-
fen und an den Uferbereichen werden auch mit dem 
Streifenwagen erledigt. Aktuell befinden sich drei neue 
Schlauchboote in der Beschaffung bzw. im Bau. Vor-
aussichtlich im Oktober 2021 werden diese Boote ein-
satzfähig sein. 

Drei dieser neuen 8,5-m-Schlauchboote werden die Flotte der 
Wasserschutzpolizei ab Oktober ergänzen.
© Alunaut - Marine Aluminium Builders, Saaremaa, Eestland

Schleswig-Holstein
Der schleswig-holsteinische Zuständigkeitsbereich um-
fasst ein Seegebiet, das, einschließlich der Inseln und 
Halligen, an der Nordsee landseitig von einer 468 km 
langen Küstenlinie, an der Ostsee von einer 402 km 
langen Küstenlinie begrenzt wird. Der Einsatzraum im 
sogenannten Küstenmeer dehnt sich seeseitig auf bis 
zu 12 sm aus. 

Betrachtet man die Binnenwasserstraßen des Bundes 
als zusätzliches Tätigkeitsgebiet, wobei allein auf dem 
Nord-Ostsee-Kanal jährlich mehr als 25.000 Schiffs-

bewegungen zu verzeichnen sind, so ergibt sich ein 
umfangreicher Raum, der durch Aufgaben in 107 Hä-
fen und 73 ISPS-Hafenanlagen komplettiert wird. 

Die Arbeitsschwerpunkte liegen für die Wasser-
schutzpolizei dabei im Bereich „Maritime Safety“ 
in der Gewährleistung der schifffahrtspolizeilichen 
Vollzugsaufgaben, der Erforschung von Straftaten und 
Ordnungswidrigkeiten sowie der Fischereiaufsicht 
im Küstenmeer. Insbesondere der Umweltschutz, die 
Gefahrenabwehr für die Gewässer, die Überwachung 
der Einhaltung von nationalen, supranationalen und 
internationalen Vorschriften zum Schutz der Meere 
und die Überwachung der Sicherheit, primär der 
Berufs-, aber auch der Sportschifffahrt, gehören zu den 
Aufgaben der Wasserschutzpolizei. Zentrale Aufgaben 
bestehen darüber hinaus in Ermittlungseinsätzen bei 
Seeunfällen, der Gewährleistung der Hafensicherheit 
in Bezug auf den Umschlag gefährlicher Güter und in 
der polizeilichen Begleitung internationaler maritimer 
Sportveranstaltungen, z. B. der Kieler und der Travemünder 
Woche mit ihren zahlreichen Segelwettkämpfen. 

Die seit dem Anschlag auf das World Trade Center in 
New York veränderte Sicherheitslage führte auch zu 
neuen Maßnahmen zum Schutz vor terroristischen
Angriffen auf die maritimen Transportmittel und Hafen-

anlagen. Dieses Themenfeld, das welt-weit unter dem 
Namen „Maritime Security“ (MarSec) geführt wird, 
wirkt sich auch auf den Aufgabe-nvollzug der Wasser-
schutzpolizei aus. Neben der Überwachung von den 
der Sicherheit dienenden verbindlichen Regelungen 
auf Schiffen durch die wasserschutzpolizeiliche Ein-
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satzpräsenz werden administrative Aufgaben vom De-
zernat 43 (DA; Designated Authority) wahrgenommen. 
Wesentliche Aufgaben der DA sind hierbei u. a. die 
Durchführung von Risikobewertungen für Häfen sowie 
die Genehmigung von Ge-fahrenabwehrplänen und die 
Kontrollen hinsichtlich der Einhaltung der verbindlichen 
Maßnahmen dieser Pläne. 

Die zunehmend länderübergreifende Zusammenarbeit 
der Wasserschutzpolizeien bei der anlassbezogenen 
Bewältigung polizeilicher Einsätze von herausragender 
Bedeutung (z. B. Bush-Besuch 2006, G8-Gipfel 
2007) löste das Erfordernis von Standards sowohl 
bezogen auf Ausrüstung, Qualifizierung als auch 
taktischer Ausrichtung aus. Seit 2011 beteiligt sich 
die Wasserschutzpolizei Schleswig-Holstein mit zwei 
maritimen Einsatzgruppen an der länderübergreifenden 
Kon-zeption. Zur Bewältigung dieser Aufgaben wurde 
im Jahr 2015 eine zukunftsorientierte Neuausrichtung 
mit veränderter Schwerpunktsetzung Richtung Berufs-
schifffahrt bei der Wasserschutzpolizei durch-geführt. 
Die auf Belastungsdaten basierende und angepasste 
Organisationsstruktur stellt sich seitdem wie folgt dar:

• Abbildung der Wasserschutzpolizei im 
Landespolizeiamt in der Abt. 4 mit den Dezernaten 
41 (wasserschutzpolizeilicher Aufgabenvollzug), 
42 (Bootswesen und nautisch-technische IT) und 
43 (maritime Sicherheit)

• drei Wasserschutzpolizeireviere an der Nordsee in 
Brunsbüttel und an der Ostsee in Kiel und Lübeck

• fünf den Revieren nachgeordnete Stationen in 
Husum, auf Helgoland, in Flensburg, auf Fehmarn 
und in Kappeln

Für den Aufgabenvollzug auf dem Wasser im Küsten-
meer und in den Häfen steht den Beamten der Was-
serschutzpolizei zudem ein moderner, für die jeweiligen 
Einsatzräume optimierter Bootspark mit 32 Wasse 
fahrzeugen zur Verfügung. 

Niedersachsen
Die Wasserschutzpolizeiinspektion (WSPI) der Polizei-
direktion Oldenburg nimmt die wasserschutz-polizei-
lichen Aufgaben an der Nordseeküste von der nieder-
ländischen Grenze bis in das Gebiet der Unterelbe 
wahr. Mit fünf Küstenbooten (27 bis 34 m Länge), 11 
Streifenbooten (11 m Länge) und 11 mobilen, trailer-
baren Streifenbooten (5,90 bis 6,40 m Länge) ist die 
Wasserschutzpolizei auf dem Wasser für unterschied-
lichste Einsatz- und Wetterbedingungen verlässlich 
aufgestellt. Die Wasserschutzpolizei Schleswig-Hol-
stein kann so für den Zuständigkeitsbereich, mit moder-
nen Einsatzmitteln versehen, ihren Part für das maritime 
Sicherheitssystem der Bundesrepublik zukunftssicher 
leisten.

Der Zuständigkeitsbereich erstreckt sich auf ca. 2.500 
km² Küstengewässer bis zur 12 Seemeilen-Grenze hin-
aus. Des Weiteren ist die WSPI für ca. 450 Streckenki-
lometer Bundes- und Landeswasserstraßen sowie das 
Zwischenahner Meer zuständig. 

Von insgesamt vier Wasserschutzpolizeistationen aus 
werden die bedeutenden niedersächsischen Güter-
umschlagsplätze Emden, Wilhelmshaven, Brake und 
Stade, sowie zusätzlich ca. 20 Siel- und Inselhäfen wie 
auch etliche Sportboothäfen entlang der niedersäch-
sischen Nordseeküste be-treut. Im niedersächsischen 
Binnenland nehmen die Wasserschutzpolizeistationen 
Hannover (PD Hannover), Nienburg (PD Göttingen), 
Meppen (PD Osnabrück) und Scharnebeck (PD Lüne-
burg) die wasserschutzpolizeilichen Aufgaben wahr.
Ein Bindeglied zwischen der WSPI an der Küste 
und den WSP-Stationen im Binnenland bildet die 
Koordinierungsstelle (KOST) bei der WSPI.
Im Laufe der Jahre haben sich die vielfältigen wasser-
schutzpolizeilichen Tätigkeiten entwickelt und umfas-
sen heute neben den allgemeinpolizeilichen Aufgaben: 

• Sicherheit und Gefahrenabwehr im Schiffsverkehr
• Bekämpfung der Umweltkriminalität und Bearbei-

tung von Umweltdelikten
• Schiffsunfallermittlungen
• Überwachung schifffahrtsverkehrsrechtlicher und 

schifffahrtsrechtlicher Vorschriften 
• Überwachung der Einhaltung der Vorschriften 

über die Beförderung gefährlicher Güter 
• die Mitwirkung bei maritimen Veranstaltungen und 

Einsatzlagen
• Kontrolle und Überwachung der Hafensicherheit
• Unterstützung bei Such-, Rettungs- und Ber-

gungseinsätzen
• sowie die Überwachung des Sportbootverkehrs
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MEG (Maritime Einsatzgruppe)

Im Rahmen der „Konzeption zur Bewältigung maritimer 
Einsatzlagen mit länderübergreifenden Einsatzeinheiten 
der Wasserschutzpolizeien auf Schlauchbooten“ hat 
auch die WSP Niedersachsen eine Maritime Einsatz-
gruppe (MEG) aufgestellt. Diese als Aufruf-einheit be-

stehende Gruppe aus perspektivischen 25 Beamtinnen 
und Beamten ist speziell ausgebildet und mit leistungs-
starken Schlauchbooten ausgestattet. Lageangepasst 
agiert die MEG sowohl im eigenen Bundesland und auf 
Anforderung in anderen Bundes-ländern.

Aquapol

Seit der Jahrtausendwende beteiligt sich die WSPN 
außerdem an der Entwicklung von Aquapol. Aquapol 
ist ein von der EU gefördertes grenz-überschreitendes 
Projekt zur Verbesserung der Zusammenarbeit der 
Wasserschutzpolizeien in Europa in den Bereichen 
Binnenschifffahrts-, See-schifffahrtsangelegenheiten 
und Gefahrenabwehr. Insgesamt 23 Mitgliedsstaaten 
beteiligen sich an dem europäischen Netzwerk von 
Polizei- und Schifffahrtsüberwachungsbehörden. Seit 
2016 verfolgen vier regionale Interessengemeinschaf-
ten (sog. „Hubs“) das Ziel: Mehr Sicherheit auf den 
Binnenwasserstraßen und im Seebereich. 

Abkommen mit anderen Bundesländern

Gemäß dem Abkommen zwischen dem Land Nieder-
sachsen und der Freien Hansestadt Bre-men wird das 
niedersächsische Küstenboot WASSER-SCHUTZ-
POLIZEI 3 durch WSP-Kolleginnen und WSP-Kollegen 
beider Bundesländer abwechselnd gefahren. Weitere 
küstenländerübergreifende, engere Koopera-tionen 
wurden umgesetzt oder befinden sich derzeit in Prüfung.

Besondere Anlässe

Im Jahr 2022 feiert die Wasserschutzpolizei Nieder-
sachsen ihr 75. Jubiläum. 

Mecklenburg-Vorpommern
Das Landeswasserschutzpolizeiamt Mecklenburg-Vor-
pommern (LWSPA M-V) ist als obere Landesbehörde 
landesweit im Küstengebiet und in den Häfen, auf den 
Seen, Flüssen und Kanälen zuständig. Sie überwacht 
die mit fast 2.000 km längste Küste aller deutschen 
Bundesländer. Die knapp 300 Mitarbeiter sind verteilt 
auf fünf Küsteninspektionen in Wismar, Rostock, Stral-
sund, Sassnitz und Wolgast, zwei Binneninspektionen 
in der Landeshauptstadt Schwerin und in Waren an der 
Müritz sowie die Polizeihubschrauberstaffel mit Sitz in 
Laage bei Rostock. 
Das LWSPA M-V versteht sich maßgeblich als Part-
ner für die maritime Sicherheit und den Umweltschutz. 
Durch diese Fokussierung auf den Bereich des vielfälti-
gen Umweltrechts nimmt die Wasserschutzpolizei eine 
Sonderrolle in der Gesamtorganisation der Landespo-
lizei ein. Umweltstraftaten und -ordnungswidrigkeiten 
im Zusammenhang mit internationalem, nationalem und 
Landesrecht verlangen eine breite, spezielle und steti-
ge Aus- und Weiterbildung. 
Der Bereich der maritimen Sicherheit umfasst unter an-
derem Kontrollen über die Einhaltung der Vorschriften 
für das Verhalten im Schiffsverkehr, die Besetzung, die 
Ausrüstung und den Betrieb von Wasserfahrzeugen 
und deren Kennzeichnung.

Zu den wesentlichen Aufgaben der Wasser-
schutzpolizei zählen:

• Schifffahrtspolizeiliche Vollzugsaufgaben
• Überwachung der Verkehrssicherheit auf dem 

Wasser
• Prüfung von Schiffspapieren und Befähigungs-

nachweisen der Besatzung
• Meldung und Untersuchung von Schiffsunfällen
• Kontrollen bei der Beförderung, dem Umschlag 
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und der Lagerung gefährlicher Güter
• Gewährleistung der gesetzlichen Regelungen für 

den Umweltschutz
• Sicherheit und Gefahrenabwehr in der Schifffahrt
• Kontrolle und Überwachung der Hafensicherheit 

durch Zusammenarbeit mit dem Maritimen Sicher-
heitszentrum in Cuxhaven mit dem gemeinsamen 
Lagezentrum, Arbeitsgruppen zu maritimen Stan-
dards und dem Bundesamt für Seeschifffahrt und 
Hydrographie, der BG Verkehr, der Generaldirek-
tion Wasserstraßen und Schifffahrt u. a.

• Mitwirkung bei maritimen Großveranstaltungen 
und Einsatzlagen

• Unterstützung bei Such-, Rettungs- und Ber-
gungseinsätzen

Technik

Wasserseitig verfügen die Wasserschutzpolizeiinspek-
tionen (WSPIen) über insgesamt mehr als 50 Einsatz-
mittel. Die vier Küstenstreifenboote an den Standorten 
Wismar, Rostock, Sassnitz und Wolgast sind vorrangig 
auf der Ostsee im Einsatz. Die sieben Streifenboote 
See sind auf die Küsteninspektionen verteilt und wer-
den küstennah eingesetzt. Die beiden Binneninspek-
tionen verfügen über sechs Streifenboote und zwei 
Wassermotorräder. Über alle Inspektionen sind derzeit 

29 Schlauchboote verschiedener Größen sowie elf 
Hilfsstreifenboote verteilt.

Maritime Einsatzeinheit

Seit mittlerweile zehn Jahren rekrutiert das LWSPA 
M-V erfahrene und hochqualifizierte Beamtinnen und 
Beamte der Wasserschutzpolizeiinspektionen für die 
maritime Einsatzeinheit (MEE). Diese werden bei po-
lizeilichen Großlagen sowohl innerhalb als auch au-
ßerhalb des eigenen Bundeslandes eingesetzt, um 
Schutzmaßnahmen im maritimen Bereich durchzufüh-
ren und dabei wasserseitige Störungen zu verhindern 
und gegebenenfalls zu beseitigen. Die MEE besteht 
aus insgesamt 40 Einsatzkräften inklusive Zugführer, 
Führungsassistent und drei Gruppenführern.

Die Polizeihubschrauberstaffel

Das Einsatzspektrum der Polizeihubschrauberstaffel 
(PHuSt) umfasst vorrangig auf dem Gebiet Mecklen-
burg-Vorpommerns die Suche nach Personen, die Auf-
klärung, Fahndung und Bildübertragung, den Transport 
von Personen und Gerät und das Absetzen von Ein-
satzkräften. Derzeit sind die zwei Polizeihubschrauber 
vom Typ EC135 beinahe täglich im Einsatz. 
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Wasserschutzpolizei-Schule Hamburg

An der Wasserschutzpolizei-Schule (WSPS) in Ham-
burg werden Wasserschutzpolizisten aus 15 Bun-
desländern aus- oder fortgebildet. Diese zentrale 
Vermittlung von Fachwissen führt zu einheitlichen Qua-
litätsstandards in der wasserschutzpolizeilichen Aufga-
benwahrnehmung. 

Diese Form der Aus- und Fortbildung zahlt sich als 
Investition in die Zukunft aus und ist als solche auch 
anerkannt. Zunehmend nutzen auch andere Behörden 
und Organisationen, wie die die Feuerwehr oder die 
DGzRS, die Aus- und Fortbildungsangebote der 
WSPS. Auch die Länder Frankreich, Schweiz und 
Österreich entsenden Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
zu Lehrgängen an die WSPS.

Die Corona-Pandemie führte auch an der WSPS zu 
Einschränkungen und Ausfällen im Lehrbetrieb. So 
mussten die durchschnittlich 110 Lehrgänge, Semi-
nare und Workshops, die in „normalen“ Jahren durch-
geführt werden, aufgrund der Corona-Maßnahmen 
zur Kontaktvermeidung auf die Ausbildungslehrgänge 
reduziert werden. Die Fach-lehrgänge Binnen und Küs-
te wurden zu diesem Zweck in den ersten drei Unter-
richtswochen über eine digitale Unterrichtsplattform 
durchgeführt. In diesem Kontext musste auch das sonst 
vielfältige Sport- und Freizeitangebot an der WSPS 
komplett eingestellt werden. Das WSPS-Portfolio der 
an-gebotenen Lehrgänge beinhaltet das gesamte was-
serschutzpolizeiliche Aufgabenspektrum und ist auf die 
wasserschutzpolizeilichen Zuständigkeiten der Küsten- 
und Binnenländer zugeschnitten. Getrennt in die Fach-
bereiche See bzw. Küste, Binnen und Technik/Umwelt 
werden ca. 1.400 Lehrgangsteilnehmenden jährlich 

Kenntnisse zum Schifffahrts-, Umwelt- und Gefahrgut-
recht vermittelt. Die Ausbildung am Radar, dem Funk, 
der ECDIS-Anlage, in Schiffsbetriebstechnik und im 
maritimen Englisch vervollständigen das Fachwissen. 

Seminare und Workshops nehmen fachliche oder re-
gionale Besonderheiten sowie aktuelle Entwicklungen 
auf. Schwerpunkte sind hierbei auch die maritime Si-
cherheitslage und der Schutz der Hafenanlagen. 
Zur Vermittlung realitätsnaher Abläufe und An-
wendungen verfügt die WSPS über einen ECDIS-
Simulator-See, einen Radar-Simulator (Binnen/See/
Inland-ECDIS) sowie – für die maschinentechnische 
Ausbildung – Dieselmotoren und weiterer technische 
Anlagen. Die Ausbildung am Funk wird u.a. per Funk-
Simulationsanlage und Navtex-Receiver durchgeführt.
Ende 2021 wird ein Schiffsmaschinen-Simulator zum 
Einsatz kommen.

Das Kollegium der Fachlehrer setzt sich aus Spezialisten 
der Wasserschutzpolizei aus den Bundesländern 
zusammen (3 Fachbereichsleiter und 9 Fachlehrer). 
Gastdozenten unterschiedlichster Fachbereiche von 
Behörden, privaten Institutionen und der freien Wirt-
schaft ergänzen das Bildungsangebot. Die anwach-
sende Zahl von Neueinstellungen der WSP der Länder, 
führt in der Umsetzung zu steigenden quantitativen und 
qualitativen Anforderungen an die WSPS. Durch den 
Bau eines weiteren Schulungs- und Wohngebäudes 
sowie in der Anschaffung eines zweiten Fahrsimulators 
wird dieser Entwicklung Rechnung getragen.

Verfasser: Wasserschutzpolizei Polizeiämterder Küsten-
länder: Hamburg, Bremen, Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen, Mecklenburg-Vorpommern und Wasserschutz-
polizei-Schule Hamburg. Textbeiträge 2020, Freigaben 
vom Juni 2021.
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1.4 DEUTSCHE MARINE
Die Aufgaben der Deutschen Marine ordnen sich in 
den Gesamtkontext der Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik der Bundesrepublik ein. Die Vorgaben 
für die Streitkräfte leiten sich dabei aus dem aktuellen 
Weißbuch, der Konzeption der Bundeswehr und dem 
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr ab. Die Marine leistet 
ihren Beitrag zum übergreifenden Aufgabenspektrum 
der Bundeswehr in der Dimension See: für die Landes- 
und Bündnisverteidigung, für das internationale Krisen-
management, für den Heimatschutz inklusive nationaler 
Krisen- und Risikovorsorge sowie bei der internationa-
len, humanitären Not- und Katastrophenhilfe. Darüber 
hinaus übernimmt die Marine spezifische Teilaufgaben: 
Kontrolle über Seegebiete, Schützen von Seeverkehrs-
wegen sowie, zusammen mit anderen Behörden, Si-
cherheit im deutschen Seeraum.
Im Rahmen der Landes- und Bündnisverteidigung 
muss die Marine vor allem in Nord- und Ostsee sowie 
im Nordatlantik aktiv sein und mit Alliierten und Partnern 
intensiv üben, koordinieren und abstimmen. Auch die 
Relevanz des Mittelmeers ist angesichts der laufenden 
Einsätze unverändert hoch. Die Marine leistet dort ihren 
Beitrag bei UNIFIL, IRINI und bei den Aktivitäten der 
NATO in der Ägäis.
Die Abhängigkeit Deutschlands von offenen und si-
cheren Seewegen erfordert deren Schutz und das 
Einstehen für eine regelbasierte Ordnung auf den Welt-

meeren. Im maritimen Raum treten dabei neue und 
komplexe Herausforderungen und Konfliktpotenziale 
zutage, wie es Auseinandersetzungen um Ressour-
cen oder Rechtsnormen in Teilen der Welt zeigen. Die 
Bundesregierung hat im September 2020 die Leitlinien 
zur Ausrichtung der deutschen Außenpolitik für die Re-
gion des Indo-Pazifik veröffentlicht. Die Entsendung 
der Fregatte „Bayern“ in diesem Jahr ist sichtbarer 
Ausdruck des deutschen Engagements und wird von 
unseren Wertepartnern in dieser Region ausdrücklich 
begrüßt.
Um der Politik als verlässliches und vielseitiges Inst-
rument zur Verfügung zu stehen, benötigt die Marine 
gut ausgebildetes Personal sowie moderne Waffen-
systeme, die in den aktuellen Konfliktszenarien und in 
komplexen Umfeldern durchsetzungsfähig sind und die 
Befähigung zum Kampf haben. Dazu bedarf es einer 
ebenso leistungsfähigen Unterstützung. Der Cyber-
raum ist für die Marine ebenso ein Einsatzgebiet, das 
sich in unsere klassischen „Warfare Areas“ der Flug-
abwehr sowie der Überwasser- und Unterwassersee-
kriegsführung einfügen wird.
Die von der Bundesministerin der Verteidigung und 
dem Generalinspekteur im Mai 2021 vorgestellten 
„Eckpunkte für die Bundeswehr der Zukunft“ enthal-
ten wichtige Festlegungen, um die Beschaffung von 
Material und Ausrüstung zukünftig zu beschleunigen, 

Auslaufmusterung an Bord Fregatte „Bayern“ © Bundeswehr / Rodewald
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Führungsstrukturen zu verschlanken und die Einsatzbe-
reitschaft der Bundeswehr weiter zu verbessern. Ziel 
ist es, die Bundeswehr insgesamt zukunftsfester aus-
zurichten. Es geht um mehr Truppe und weniger Stäbe, 
mehr einsatzbereites Material und schnellere Verfahren.
Konkrete Maßnahmen für die Marine: Mit der Aufstel-
lung eines zukünftigen Systemhauses See wird ein 
wichtiger Schritt getan, um die Instandsetzung unserer 
Einheiten zu beschleunigen und Teile der Nutzung bes-
ser zu gestalten. 

Ein zukünftiges Maritime Warfare Center ermöglicht 
die Verzahnung von Doktrin- und Taktikentwicklung, 
Übungsvorhaben, synthetischer Ausbildung und der 
Erprobung von Einsatzverfahren. Genauso sollen die 
Expertise und Erfahrungen unserer Flotte direkt mit der 
Weiterentwicklung und Ausbildung verbunden werden.
Nicht zuletzt gilt es, die Vorgaben des Eckpunktepa-
piers zur Führungsfähigkeit umzusetzen. Die volle Ein-
satzbereitschaft des Stabes „German Maritime Forces 
Staff“ (DEU MARFOR) als nationales Führungselement 
zur Führung maritimer Kräfte und Fähigkeiten einer 
NATO Task Force oder vergleichbarer Verbände der 
Europäischen Union (EU) ist somit unverändert weiter 
voranzutreiben.

Das umfangreiche Aufgaben- und Fähigkeitsspektrum 
der Marine bedarf einer nachhaltigen Finanzierung, die 
aber gerade in Anbetracht der immensen Auswirkun-
gen der andauernden Pandemie auf Gesellschaft und 
Wirtschaft gut argumentiert werden muss.

Erste Zeichen hierzu wurden mit der Bewilligung einer 
Reihe von maritimen Rüstungsprojekten durch den 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages im 
Juni 2021 gesetzt. Um den eingeleiteten Modernisie-
rungsprozess der Marine und ihre Einsatzbereitschaft 
zukunftssicher gestalten zu können, müssen die hierfür 
benötigten Mittel jedoch langfristig und planbar zur Ver-
fügung gestellt werden. Es gilt auch zukünftig, Aufträge 
sowie Mittel und Fähigkeiten der Deutschen Marine in 
einer gesunden Balance zu halten, um ihre Einsatz-
bereitschaft und Zukunftsfähigkeit sicherzustellen.

Verfasser: Marinekommando Rostock, Abteilung Planung
2021.

KONZEPTION

Segelschulschiff SSS „Gorch Fock“ 2021 © Rodewald

Uboot 212 D © Wolfgang Gröb
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ALLGEMEINES
Das Marinekommando in Rostock ist mit dem Inspek-
teur der Marine die oberste Führungsinstanz der Marine. 
Dieser Kommandobehörde sind die beiden Einsatzflot-
tillen, das Marinefliegerkommando, das Marineunter-
stützungskommando, das Einsatzausbildungszentrum 
Schadensabwehr, alle Schulen und das Schifffahrtme-
dizinische Institut der Marine unterstellt.

Die Deutsche Marine verfügte Ende 2020 insgesamt 
über 47 Schiffe und Boote. Im Laufe des Jahres 2021 
soll die dritte von vier Fregatten der Klasse 125 an die 
Marine übergeben und nachfolgend in Dienst gestellt 
werden. 

Neben den schwimmenden Einheiten verfügt die Mari-
ne über eine Seeluftstreitkraft von 53 Flugzeugen und 
Hubschraubern, 8 Seeraumaufklärungsflugzeuge vom 
Typ P3C sowie 14 Hubschrauber Mk41 „Sea-King“,  
22 Hubschrauber Mk88A „Sea-Lynx“ und 9 NH90 NTH 
„Sea-Lion“. 

Hinzu kommt das Segelschulschiff „Gorch Fock“ und 
die dem Havariekommando unterstellten 2 Ölauffang-
schiffe „Bottsand“ und „Eversand“ und Sensorflugzeu-
ge DO 228 (2), die durch die Marine betrieben werden. 
Am 24. März 2021 wurde die „Bottsand“ unter einer 
neue Flagge gestellt. Sie wechselt von der Marine an 
das Reedereizentrum der Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes. Das Schwesterschiff soll 
ein weiteres Jahr durch die Marine im Auftrag des BMVi 
betrieben werden.

Die Aufgabe der SAR-Leitstelle in Glücksburg ist nun 
schon seit über 50 Jahren, SEARCH and RESCUE! 
Die Einheiten der Marine wurden in 2020 durch das 
RCC Glücksburg 191 mal alarmiert.
Hierbei handelte es sich um 162 zivile Alarmierungen. 
85 zivile Einsätze ergaben sich hieraus, und die 99 ins-
gesamt durchgeführten Einsätze schlüsselten sich in  7  
Luftnotlagen, 21  Seenotfälle, 57 dringende Nothilfe, 
6 unterstützende Maßnahmen und 8 SAREX-Einsätze 
auf. 67 Personen wurden gerettet/transportiert. 61 mal 
handelte es sich um Zivilisten.

Im Rahmen der Auslandsauftragsfahrten, Ausbildung 
in außerheimischen Gewässern und Auslandsausbil-
dungsreisen besuchten 52 Flotteneinheiten 78 Häfen 
in 42 Ländern. Die Flotte nahm an mehr als 13 Ma-
növern/Übungen /Aufklärungseinsätzen und Schießab-
schnitten teil. (BALTOPS20, DYNAMIC MONGOOSE, 
MFE ANDOYA und MFE Nord-Norwegen). Insgesamt 
wurden 67 geplante Reisen gestrichen.

Im Jahr 2020 haben zwei Sensorflugzeuge vom Typ 
Do 228 insgesamt 412 Einsätze, davon 186 in der 
Nordsee und 226 in der Ostsee, absolviert, um Um-
weltverschmutzungen zu entdecken.
In 1.129 Flugstunden konnten die Besatzungen 81 
Verschmutzungen dokumentieren. Davon sind 20 Mel-
dungen den deutschen Territorialgewässern und den 
dazugehörigen Ausschließlichen Wirtschaftszonen 
(AWZ) zuzuordnen.

Der Personalumfang innerhalb der Deutschen Marine 
betrug 16.400 Soldaten im Januar 2021. Der Gesamt-
personalumfang von Marineuniformträgern innerhalb 
der Bundeswehr betrug 24.436 Soldaten, davon 3.468 
Frauen (14,2 %), und setzte sich aus
5.524 Offzieren  (22,6  %), 1.220  Offzieranwärtern (5  
%), 12.840 Unteroffzieren (52,5 %) und 4.879 Mann-
schaften (19,9 %) zusammen.

Hinzu kamen 251 Wehrübende und 1.812 zivilbediens-
tete Mitarbeiter. Dabei dienten 8.063 Marinesoldaten 
außerhalb der Marine in anderen Organisationsberei-
chen der Bundeswehr.

Einheiten
insgesamt
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STRUKTUR

EGV „Berlin“ beim RAS mit italienischen Fregatten F597 „Alpino“ und F572 „Libeccio“  © Bundeswehr  / EGV „Berlin“

Mk 88A „Sea Lynx“ Bordhubschrauber an Bord EGV „Berlin“  © Bundeswehr  / EGV „Berlin“

Verfasser: Marinekommando Rostock, Abteilung Einsatzunterstützung, Referat Steuerung, Technischer Betrieb
(MarKdo EinsU II).
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ZUKÜNFTIGE EINHEITEN DER MARINE

NH90 NTH – SEA LION
Die Beschaffung des NH90 NTH für die Deutsche Ma-
rine ist Teil des multinationalen Vorhabens NH90, ba-
sierend auf einer Rahmenvereinbarung zwischen dem 
BMVg und der Airbus Helicopter Deutschland (vor-
mals Eurocopter). Nach einer Stückzahlanpassung im 
März 2013 wurden 82 NH90 TTH (Landversion) für 
die operationelle Nutzung in der Bundeswehr vorgese-
hen. Hinzu kommen 18 NH90 NTH „Sea Lion“ für die 
Deutsche Marine als Ersatz für das veraltete System 
Mk 41 „Sea King“, welches 2023 komplett außer Dienst 
gestellt sein wird. Der NH90 NTH als Marinetransport-
hubschrauber wird als Bordhubschrauber für den Ein-
satzgruppenversorger und als Mittel für den Such- und 
Rettungsdienst genutzt werden. Die Auslieferung der 
ersten Hubschrauber an die Bundeswehr hat im Okto-
ber 2019 in der Step-1-Konfiguration begonnen. Die 
Marine hat den Flugbetrieb im Juni 2020 aufgenom-
men. Die finale Konfiguration Step-2 wird ab Anfang 
2022 ausgeliefert, und alle Hubschrauber sollen im Juni 
2022 im Bestand der Marine sein. Die Umrüstung aller 
NH90 NTH auf Step-2 erfolgt danach.

NH90 NFH – SEA TIGER
Der NH90 NFH „Sea Tiger“ wird als Mehrrollenfähi-
ger Fregattenhubschrauber (MRFH) ab 2025 den seit 
1981 in der Marine betriebenen Bordhubschrauber 
(BHS) Mk88A „Sea Lynx“ ablösen. Hierfür wurde der 
Beschaffungsvertrag über 31 MRFH, 30 für die Mari-
ne und ein MRFH als Erprobungsträger für die Wehr-
technischen Dienststelle (WTD), im November 2020 

geschlossen. In der Deutschen Marine findet damit ein 
tiefgreifender Systemwechsel statt. Zukünftig wird der 
MRFH auf den Fregatten der Klassen F124, F125 und 
F126 als integrierter BHS eingesetzt werden. Aufbau-
end auf dem NH90 NTH „Sea Lion“ wird der MRFH 
über moderne Sensorsysteme wie einem Seeraum-
überwachungsradar (European Naval Radar), einer 
ESM-Anlage, AIS, EO/IR-Sensoren, einer Tauchsonar-
anlage und der Möglichkeit Sonarbojen einzusetzen 
verfügen. Wesentlicher Beitrag des MRFH im System-
verbund Kampfschiff ist die Befähigung zum Kampf in 
den Bereichen Anti-Submarine Warfare (ASW) und An-
ti-Surface Warfare (ASuW). Hierfür ist der MRFH be-
fähigt Torpedos, bis zu zwei Maschinengewehre M3M 
oder Lenkflugkörper gegen Seeziele mitzuführen und 
einzusetzen. Darüber hinaus ergänzt bzw. steigert der 
Bordhubschrauber die Fähigkeiten der Fregatten durch 
Aufklärung sowie Lagebild- und Zieldatenübermittlung, 
Waffeneinsatz, Wirkungskontrolle und taktischen Luft-
transport bei Boarding- und Evakuierungsoperationen. 
Im Rahmen der Katastrophenhilfe und humanitären Hil-
feleistung kann er allgemeine logistische Leistungen 
verrichten. Zudem steht er sowohl für den militärischen 
Verwundeten- und Krankentransport auf See als auch 
für Verbands-SAR zur Verfügung.

VorMUAS – Vordringliches Marine Un-
manned Aircraft System
Mit dem „Sea Falcon“ (Projektname VorMUAS) macht 
die Marine den ersten Schritt in die bordgebundene 
Fliegerei mit unbemannten Systemen. Als erste Einheit 
hat die Korvette „Braunschweig“ ein unbemanntes flie-

NH90 NFH „Sea Tiger“ © Bundeswehr / Maylin Wied
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gendes System (UAS) vom Typ SKELDAR V-200 GER 
erhalten. Mithilfe dieses Drehflügel-UAS wird es mög-
lich sein, Radarkontakte in einer Entfernung von bis zu 
40 nm aufzuklären und zu identifizieren. Die Fähigkeiten 
des Systems sind vor allem hinsichtlich der luftfahrt-
rechtlichen Zulassung noch eingeschränkt. Dennoch 
wird das Projekt wertvolle Erkenntnisse für alle Folge-
systeme bringen. Dies betrifft nicht nur operationelle 
Aspekte, sondern mindestens ebenso betriebliche 
Themen.
Die Teilnahme am UNIFIL-Einsatz an Bord der Korvette 
„Braunschweig“ ab Juni 2021 wird die erste echte Be-
währungsprobe für das neue System und die dadurch 
abgebildeten Fähigkeiten sein. Die Entscheidung zu-
gunsten eines Drehflügel-UAS wurde aufgrund der 
potenziell größeren Nutzlastkapazität getroffen. Neben 
den jetzt realisierten optischen Sensoren lassen sich 
zukünftig eine Vielzahl anderer Nutzlasten zum Teil 
auch gleichzeitig realisieren. Der Sea Falcon ist nicht 
bewaffnungsfähig und auch für das Folgesystem ist 
dies nicht geplant.

Korvette K130 Ergänzungsbeschaffung
Die wachsende Bedeutung der Landes- und Bünd-
nisverteidigung hat auch zu einer Neubewertung des 
Umfanges der Flotte im Vergleich zu Ihren Aufgaben 
geführt. In einem ersten Schritt wird dafür eine größere 
Zahl an Überwasserkampfeinheiten benötigt. Um die-
sen Bedarf zeitnah und mit einem modernen, universell 
einsetzbaren Waffensystem decken zu können, wurde 
eine Ergänzungsbeschaffung von fünf Plattformen der 
bereits im Einsatz erprobten Korvette K130 beschlos-
sen. Dies geht einher mit einer Modernisierung diver-
ser Komponenten des Einsatzsystems, um auch dem 
besonderen Bedarf nach Informationssicherheit Rech-
nung zu tragen und Obsoleszenzen angemessen be-
gegnen zu können. Es werden hohe Synergieeffekte, 

etwa bei der Ausbildung, Versorgung und Nutzung, 
geschaffen. Die Fertigung der Einheiten läuft auf vol-
len Touren. Die erste Einheit (Korvette „Köln“) liegt zur 
Ausrüstung in Hamburg bei Blohm+Voss und soll ab 
2022 mit den Probefahrten beginnen. Die zweite Kor-
vette in der Folge („Emden“) beginnt in Kürze mit der 
Ausrüstung, ebenfalls bei Blohm+Voss. Die Folgeein-
heiten übernehmen ebenfalls traditionsreiche Namen 
der Deutschen Marine und unterstreichen damit auch 
die Verankerung der Marine in der Gesellschaft. Die 
Einheiten werden im 1. Korvettengeschwader in War-
nemünde mit dann insgesamt zehn Einheiten statio-
niert. Die operative Verfügbarkeit der „Köln“ im Rahmen 
ihrer Einsatzprüfung wird für 2023 erwartet. Bis 2026 
sollen dann alle Einheiten für den Einsatzbetrieb der 
Flotte bereitstehen. Planerisch ist der Ersatz der Ein-
heiten Braunschweig, Magdeburg, Erfurt, Oldenburg 
und Ludwigshafen am Rhein durch Neubauten in der 
technischen Ausprägung der jetzt im Bau befindlichen 
K130 Plattformen vorgesehen, da eine Umrüstung auf 
den neuen technischen Stand unwirtschaftlich im Ver-
gleich zu einem Neubau ist.

UBoote – Klasse 212 CD
Im April 2020 konnten die Verhandlungen zwischen 
Norwegen, Deutschland und thyssenkrupp Marine 
Systems zu Konstruktion und Bau neuer Uboote der 
Klasse U212CD abgeschlossen werden. Damit wird, 
nach diesjähriger Billigung durch das Parlament, die 
Marine ab 2032 zwei neue Uboote erhalten, welche 
sich durch wesentlich verbesserte Signatur-Eigen-
schaften auszeichnen. So werden sich die Uboote 
auch in einem zukünftig wesentlich komplexeren Um-
feld mit verbesserter Uboot-Jagd-Technologie behaup-
ten können.  Außerdem wird deren Mobilität deutlich 
gesteigert, so dass größere Entfernungen in kürzerer 
Zeit zurückgelegt werden können.

NEUBESCHAFFUNG

VorMUAS - „Sea Falcon“ auf dem Flugdeck. Korvette K 130 © Bundeswehr
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So wie auch die Beschaffung ist der spätere Betrieb 
gemeinsam mit der Norwegischen Marine geplant. Die 
großen Herausforderungen, die mit dem Betrieb eines 
solch komplexen Waffensystems einhergehen, können 
so gemeinsam bewältigt werden. Auch in den Berei-
chen Ausbildung und Operation soll die ohnehin schon 
tiefe Zusammenarbeit bei der Marine weiter vertieft 
werden. 

Fregatte Klasse F126
Das Mehrzweckkampfschiff Klasse 180 (MKS 180) 
hat sinnbildlich Fahrt aufgenommen und reiht sich mit 
der neuen Bezeichnung Fregatte Klasse 126 (F126) 
in die Systematik der Schiffsklassen der Deutschen 
Marine ein. Mit dem Auftragnehmer Damen Schelde 
Naval Shipbuilding sowie den wesentlichen Unterauf-
tragnehmern Thales Nederland für das Einsatzsystem 
und Blohm+Voss für den Schiffbau sind erfahrene Rüs-
tungskonzerne an diesem Großprojekt beteiligt. Die vier 
Einheiten sind für den weltweiten Einsatz im gesamten 
Intensitätsspektrum (= Gefechte von niedriger bis ho-
her Intensität) geeignet und für die dreidimensionale 
Seekriegführung (= Ziele unter Wasser, auf dem Was-
ser und in der Luft) ausgerüstet. Neben bewährten, in 
die Marine eingeführten Systemen, werden die Fregat-
ten sowohl im Bereich der Schiffstechnik als auch bei 
der Bewaffnung und den Sensoren einige Neuerungen 
erfahren. Der dieselelektrische Antrieb und die Abgas-
katalysatoren bringen erhebliche Verbesserungen für 
den Umweltschutz mit sich, während die Ausrüstung 
mit einem modularen aktiven Schleppsonar die Schif-
fe zur weitreichenden Uboot-Jagd in Zusammenarbeit 
mit den Ubooten der Klasse 212 oder dem Bordhub-
schrauber befähigen wird. Die Fregatten sind konse-
quent auf die intensive Nutzbarkeit von bis zu zwei 
Jahren im Einsatz mit einer schlanken Besatzungsstär-
ke ausgerichtet und bauen auf den bestehenden Kon-
zepten (Mehrbesatzungskonzept, Intensivnutzbarkeit) 
der Fregatte Klasse 125 auf. Für die Ausbildung und 
Inübungshaltung der nicht an Bord eingesetzten Besat-
zungen befindet sich das Einsatzausbildungszentrum 
in Wilhelmshaven im Aufbau, mit dem in einem schiffs-
weiten Simulationsverbund die Zusammenarbeit der 
gesamten Besatzung ermöglicht wird. Mit einer Ver-
drängung von rund    10.000 t bei 166 m Länge, 22 m 
Breite und 6 m Tiefgang werden die F126 die größten 
Kampfschiffe der Deutschen Marine werden. 

Fregatte – Klasse F125
Der Bau der Fregatte „Baden-Württemberg“-Klasse 
(F125) befindet sich nach der Beauftragung in 2007 
auf der Zielgeraden. Drei Schiffe sind abgeliefert und 
in Dienst gestellt und auch die letzte und vierte Fregat-
te „Rheinland-Pfalz“ soll noch in 2021 von der ARGE 

F125 an die Bundeswehr abgeliefert werden. Die Fre-
gatte „Baden-Württemberg“ wurde am 30. April 2019 
ausgeliefert und am 17. Juni 2019 der Marine überge-
ben und in Dienst gestellt, die Fregatten „Nordrhein-
Westfalen“ und „Sachsen-Anhalt“ folgten am 03. März 
2020 bzw. 30. März 2021 und wurden am 10. Juni 
2020 bzw. 17. Mai 2021 in Dienst gestellt.
Basierend auf die Betriebserfahrungen der Bestands-
flotte, die Personalkonkurrenz des freien Arbeitsmarktes 
und die Forderung, dass mit den vier Fregatten Klasse 
125 eine mindestens gleichwertige Verfügbarkeit der 
ersetzten acht Fregatten Klasse 122 erreicht werden 
sollte, führte zum Konzept der Intensivnutzbarkeit, wel-
ches sowohl in der technischen Auslegung der Anlagen 
und Systeme wie auch im Betriebskonzept „Mehrbe-
satzungskonzept mit im Vergleich zu Bestandseinheiten 
geringer Besatzung“ Berücksichtigung gefunden hat.
Neben einem hohem Automatisierungsgrad sind die 
Schiffe auf Stehzeiten von bis zu zwei Jahren im Ein-
satzgebiet mit einem Betriebsstundenkontingent von 
rund 5.000 Stunden pro Jahr konzipiert. Während der 
Betriebs-/Einsatzphasen sollen demzufolge keine plan-
mäßigen Instandsetzungen anfallen, die eine umfang-
reichere Unterstützung durch den nachgeordneten 
Instandsetzungsbereich oder gar Dockliegezeiten er-
forderlich machen.
Das Fähigkeitsprofil der Fregatte Klasse F125 um-
fasst die Eignung zu weltweiten und langandauernden 
Einsätzen zur Durchführung maritimer Stabilisierungs-
operationen niedriger und mittlerer Intensität, mit den 
Einzelfähigkeiten zur taktischen Feuerunterstützung 
von See an Land, im Wirken gegen asymmetrische Be-
drohung auf See, in der Bereitstellung von Führungs-
fähigkeit auf Verbandsebene und in der Unterstützung 
von Einsätzen der Spezialkräfte bzw. von spezialisierten 
Kräften. Die technischen Funktionen wurden auf den 
ersten drei Schiffen in umfangreichen Funktionsnach-
weisen der Industrie, die operative Handhabbarkeit in 
der knapp einjährigen Einsatzprüfung mit der Fregatte 
„Baden-Würtemberg“ in 2020 nachgewiesen.
Neben der noch ausstehenden Ablieferung der letzten 
Fregatte und den dazu durchzuführenden Funktions-
nachweisen zur Waffen- und Führungsmitteltechnik 
sind auch noch einige Restpunkte abzuarbeiten, bevor 
mit der Fregatte „Baden-Würtemberg“ das erste Schiff 
der Klasse in 2023 in einen Einsatz entsendet werden 
wird.
Schon jetzt gilt es, den Herausforderungen in der Nut-
zung zum Erhalt der materiellen Einsatzreife inkl. der 
materiellen Nachversorgbarkeit aufgrund kurzer tech-
nischer Innovationszyklen sowie der Erfüllung neuer 
(strengerer) Anforderungen an den Arbeits- und Be-
triebsschutz und die Informationssicherheit voraus-
schauend zu begegnen.

NEUBESCHAFFUNG
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Fregatte - Klasse F123
Die vier Fregatten der „Brandenburg“-Klasse (F123) 
wurden zwischen 1994 und 1996 als führungsfähige 
Überwassereinheiten und U-Jagd Plattformen mit ver-
besserter Stand- und Kampfkraft in Dienst gestellt. Sie 
stellen heute das Rückgrat der Marine und haben sich 
über die Jahre in einer Vielzahl nationaler und interna-
tionaler Einsätze bewährt. 

Im Zuge der Nutzungsdauerverlängerung auf 2035 
wurden zum Erhalt der Einsatzreife sowie zum Sicher-
stellen der Einsatzverfügbarkeit (SdEV) umfangreiche 
Modernisierungsmaßnahmen für die Klasse in 2020 
beschlossen, um die bestehenden Obsoleszenzen im 
Bereich der Taktischer Radar- und Feuerleitanlagen, 
des Führungs- und Waffeneinsatzsystem (FüWES) so-
wie der Anlagen zur Elektronischen Kampfführung zu 
beseitigen. 
Begleitend zu diesen Maßnahmen werden die Erneue-
rung der schiffstechnischen Automation sowie ein um-
fangreicher Munitionstausch im Bereich der Effektoren 
durchgeführt. Neben der Integration des LFK RAM Blk 
2B, des LFK ESSM Blk 1 ist der Ersatz des SZ-FK 
„Harpoon“ durch den RBS15 geplant, um die Fähig-
keiten im Bereich Anti-Air und Anti-Surface Warfare zu 
erhalten. 
Durch das Nutzungsdauerende des Bordhubschrau-
bers (BHS) Mk88A „Sea Lynx“ in 2025 sind im Bereich 
Anti-Submarine Warfare die Integration des Torpe-

do UAW 90, die Einrüstung neuer Sonaranlagen so-
wie aktiver Schleppsonare geplant, um die Klasse zu 
Durchführung von bi- und multistatischer U-Jagd zu 
befähigen. Eine organische Einschiffung des Nachfol-
ger BHS NH90 MRFH ist technisch nicht realisierbar, 
jedoch soll der operative Flugbetrieb im Verbandsrah-
men für die „Brandenburg“ Klasse geprüft und wenn 
möglich erhalten werden. 
Mit den o.g. Maßnahmen wird neben den Erhalt des 
Eigenschutzes eine Anpassung der Fähigkeiten an das 
aktuelle Anforderungsprofil vollzogen. Die Umsetzung 
der einzelnen Maßnahmenpakete soll schrittweise im 
Zuge der planmäßigen Instandsetzungsräume ab 2022 
erfolgen, um die operative Verfügbarkeit bestmöglich 
erhalten zu können.

Verfasser: Marinekommando Rostock, Abteilung Einsatz-
unterstützung, Referat Steuerung, Technischer Betrieb
(MarKdo EinsU II).



76

166 TAGE OHNE LANDGANG

Eindrücke und Erfahrungen aus einem 
Einsatz unter Pandemiebedingungen
von Fregattenkapitän Hackstein

„Brücke von OpZ; Flash! Peilung 215, Abstand 2,7 
südwestlich der Schweinenase, kleines Schlauchboot, 
circa 20 Personen an Bord, auf westlichem Kurs mit 
3 kn Fahrt!“
Nach dieser Meldung der Operationszentrale über 
die Wechselsprechanlage ist die Brückenwache kurz 
nach 23 Uhr voll fokussiert und arbeitet die Checklis-
te für einen „Incident“ ab: Aufzeichnungen in Bild und 
Ton werden gestartet, der Kontakt zu den Küstenwa-
chen der beiden Anrainerstaaten sowie der EU-Grenz-
schutzbehörde FRONTEX wird gesucht, die beiden 
eingeschifften Verbindungsoffiziere der griechischen 
und türkischen Marine sowie der Wächter des an Bord 
befindlichen Stabes werden informiert, das Schiff sta-
tioniert näher zum Kontakt, die Betreuungskommunika-
tion wird abgeschaltet, erste SitReps geschrieben und 
vieles mehr. Das deutsche Kriegsschiff unter NATO-
Flagge beobachtet, meldet und – bleibt unparteiisch. 
Einige Stunden wird es dauern, ehe ein türkisches 
Küstenwachboot schließlich die Migranten aus dem 
Schlauchboot aufnimmt und sie mit dem Schlauchboot 
im Schlepp nach Çesme in den Hafen bringt. Danach 
setzt der „Rote Adler“, wie die Besatzung der Fregatte 
„Brandenburg“ ihr stolzes Schiff liebevoll nennt, seine 
Patrouillentätigkeit wieder fort. 
Szenenwechsel: Es ist Ende Januar, das Schiff rollt 
schwer in der Dünung des Nordatlantik. Auf dem Weg 
zurück in die Heimat nach etwas mehr als fünf Mona-
ten Abwesenheit kämpft sich das Schiff seinen Weg 
zwischen zwei Sturmtiefs durch. Der Verfasser sitzt 
im Charlie-Deck auf seiner Kammer, den Bürostuhl 
mit einem Spanngurt auf dem Boden festgezurrt, die 
Computermaus saust von links nach rechts über den 
Schreibtisch und die obligatorische Kaffeetasse ist nur 
halbvoll, damit nichts vom kostbaren „schwarzen Gold 

der Marine“ verloren geht. Das Schiff fährt Sturmrouti-
ne. Es ist ruhig an Bord und die Besatzung – ob see-
krank oder nicht – motiviert sich damit, dass sie in einer 
Woche wieder in den Heimathafen Wilhelmshaven ein-
laufen wird. Ein guter Zeitpunkt, um auf die zurücklie-
gende Seefahrt zurückzublicken und die wesentlichen 
Eindrücke und Erfahrungen aus diesem Einsatz unter 
Pandemiebedingungen zu resümieren.
Das Schiff war von Anfang September 2020 bis Ende 
Januar 2021 Teil der „Standing NATO Maritime Group 
2“ (SNMG2), einem der vier ständigen maritimen Ein-
satzverbände der NATO. Insgesamt waren es 166 Tage 
Abwesenheit vom Heimathafen. „Normal“ mag jemand 
mit Seefahrtserfahrung denken, aber normal war in 
diesem Einsatz wenig. Denn diese Zeit in der „Force“ 
hatte so gar nichts mit dem zu tun, was viele Marineve-
teranen aus ihren Seefahrten in der SNFL, SNFM oder 
SNMG vielleicht noch kennen. Der Auftrag der Einheit, 
die Rahmenbedingungen und der Charakter des Ein-
satzes sowie die Auswirkungen der Pandemie haben 
es zu einer sehr außergewöhnlichen Seefahrt und Ab-
wesenheit von der Heimat werden lassen. 

Der Auftrag und die Rahmenbedingungen

Hauptauftrag von Schiff und Besatzung war wäh-
rend dieser Zeit die Durchführung der einsatzglei-
chen Verpflichtung „NATO Unterstützung Ägäis“. Der 
NATO-Verband in der Ägäis, dessen Flaggschiff die 
„Brandenburg“ war, hat den Auftrag, zu einem lücken-
losen Lagebild in der Ägäis beizutragen. Es sollen 
erkannte Informationen über Schleuseraktivitäten glei-
chermaßen griechischen und türkischen Stellen und 
der EU-Grenzschutzagentur FRONTEX zur Verfügung 
gestellt werden. Es ist ein politischer Auftrag, ein wich-
tiger noch dazu, denn die Unterstützung in der Ägäis 
genießt im Bundeskanzleramt einen hohen Stellenwert. 
Ein klassischer militärischer Auftrag ist es indes nicht: 
Die NATO-Einheiten beobachten, stellen ihre Erkennt-
nisse den genannten Mitstreitern zur Verfügung und 
verhalten sich unparteiisch; sie haben keine exekutiven 

©
 B

un
de

sw
eh

r /
 R

od
ew

al
d



77

EINSATZERFAHRUNGEN

Befugnisse. Die eigentliche Arbeit mit den Migranten 
und den Schleusern obliegt den Küstenwachen der 
beiden Anrainerstaaten sowie FRONTEX. „Peilen, plot-
ten, melden!“ bleibt für die Marine übrig.
Als Nebenaufgabe nahm das Schiff während des ge-
samten Aufenthaltes im Mittelmeer an der NATO-Ope-
ration SEA GUARDIAN zur Seeraumüberwachung im 
sogenannten „associated support“ teil und war zudem 
von August bis Ende Dezember der Very High Readi-
ness Task Force (VJTF) der NATO zugeordnet, quasi 
ein Teil der „maritimen Speerspitze“ der NATO.
Die Inselwelt der Ägäis und ihre Gewässer sind zwi-
schen Griechenland und der Türkei nicht unumstritten. 
Bereits seit 1913, basierend auf dem Vertrag von Lon-
don zur Beendigung des Ersten Balkankrieges, sind die 
Eigentumsverhältnisse und die Frage der Ausdehnung 
der Küstengewässer immer wieder strittig und Gegen-
stand zahlreicher Verträge, Gespräche und Verhand-
lungen gewesen. Zum Zeitpunkt des Auslaufens im 
August 2020 hatte sich mal wieder der Konflikt zwi-
schen Griechenland und der Türkei im Streit um ver-
mutete unterseeische Bodenschätze in der Ägäis und 
dem östlichen Mittelmeer dramatisch zugespitzt und 
die Streitkräfte beider Länder befanden sich in erhöhter 
Alarmbereitschaft.
Die Demilitarisierung einiger Inseln der Ägäis – die 
von beiden Parteien durchaus kontrovers ausgelegt 
wird – ist in einigen Verträgen festgelegt und hat auch 
Auswirkungen auf die dort eingesetzten NATO-Einhei-
ten. Alarmschießen, Flugabwehr- oder UBoot-Abwehr-
übungen, Flugbetrieb, Mann-über-Bord-Manöver oder 
einfach auch nur ein Ankern sind in der Regel nicht 
erlaubt. Die spontane Idee eines dynamischen deut-
schen Kriegsschiffkommandanten, „mal eben schnell“ 
eine Übung abzuhalten, kann da schnell zu einem hand-
festen diplomatischen Zwischenfall führen. Keine gute 
Idee, wenn man inmitten von zwei langjährigen NATO-
Partnern unparteiisch bleiben soll.
Die Flüchtlingsströme über die Ägäis von der Tür-
kei nach Griechenland und von dort aus in der Re-
gel über die Balkanroute nach Nordeuropa und nach 
Deutschland hatten 2016 solch‘ dramatische Ausma-
ße angenommen, dass neben anderen Maßnahmen, 
insbesondere des sogenannten „EU-Türkei-Flücht-
lingsabkommens“, auch die NATO als unparteiischer 
Beobachter in Form der „NATO Aegean Sea Activity“ 
auf den Plan gerufen wurde. Deutschland war von An-
fang an dabei und stellt zudem den verantwortlichen 
Offizier, der diese „Aktivität“ leitet. Die Bezeichnung 
„Aktivität“ oder im nationalen Bereich „einsatzgleiche 
Verpflichtung“ wurde bewusst gewählt, um zu zeigen, 
dass es eben kein (bewaffneter) Einsatz von Streit-
kräften ist, sondern rechtlich und militärisch unterhalb 
dieser Schwelle stattfindet. So hat der Deutsche Bun-
destag auch nicht, im Sinne des Parlamentsbeteili-
gungsgesetzes, hierüber abgestimmt. Die Beteiligung 

ist eine Entscheidung der Bundesregierung, wie die an 
den anderen Ständigen NATO-Einsatzverbänden auch. 
Für die Besatzung fühlte es sich dennoch an wie ein 
Einsatz, die rechtlichen Feinheiten haben keinen Ein-
fluss auf das Leben und die Empfindung der Besatzun-
gen an Bord.
Die Masse der Flüchtlingsströme im Einsatzgebiet ist 
indes im Jahr 2020, im Vergleich zu den Zahlen der Vor-
jahre, signifikant zurückgegangen. Die Gründe hierfür 
sind vielschichtig, nicht eindeutig und sollen im Rahmen 
dieses Artikels auch nicht näher beleuchtet werden. 
Fakt ist, dass die Zahlen der versuchten oder erfolg-
reichen Querungen vom türkischen Festland auf die 
griechischen Inseln nur noch ein Bruchteil dessen sind, 
was in den Jahren zuvor beobachtet wurde. Das Ein-
satzgebiet umfasst insgesamt vier Patrouillengebiete in 
der östlichen Ägäis, wobei sich Fregatte „Brandenburg“ 
fast ausnahmslos im Gebiet rund um die Insel Chíos 
und die türkische Stadt Çesme aufhielt. Zentraler Punkt 
in diesem Gebiet ist die sogenannte „Schweinenase“, 
wie sie seit dem ersten Kontingent liebevoll genannt 
wird: eine vorgelagerte Halbinsel auf türkischer Seite, 
deren Form sehr stark an den Kopf eines Schweines 
erinnert. Und der „Rüssel“ markiert die engste Stelle, 
wo die Distanz vom Festland zu den Inseln nur wenige 
Meilen beträgt.
Aufgrund der Pandemie stand bereits seit Anfang Mai 
2020 fest, dass die Besatzung für die gesamte Dauer 
des Einsatzes keinen Landgang gewährt bekommen 
würde. Die während des Transits in das Einsatzge-
biet vorgenommene Kohortenisolierung der Besatzung 
durfte nicht gefährdet werden. Ein Infektionsgesche-
hen an Bord hätte, von den ggf. dramatischen Folgen 
für die betroffenen Personen einmal abgesehen, das 
sofortige Ende des Einsatzes bedeutet. Neben klaren 
und strikten Hygieneregeln wurde dies vor allem durch 
ein nahezu vollständiges Kontaktverbot durchgesetzt. 
Nachzuführendes Personal musste sich zuvor in eine 
vierzehntägige isolierte Unterbringung begeben und 
wurde auf eine mögliche Infektion getestet, bevor es 
mit militärischen Luftfahrzeugen im Direktflug aus der 
isolierten Unterbringung ins Einsatzgebiet ging.
Zudem beschränkten sich die Hafenaufenthalte zur lo-
gistischen Nachversorgung, Erholung und den nötigen 
Instandsetzungen auf den NATO-Stützpunkt Souda 
auf Kreta. Wird sonst viel Wert darauf gelegt, dass ab-
wechselnd griechische und türkische Häfen im exakt 
gleichen Verhältnis von den Einheiten angelaufen wer-
den, ist Souda seit Beginn der Pandemie der zwangs-
weise „Lieblingshafen“ der deutschen Einheiten.

Die Einsatzvorbereitungen

Nur wenige Wochen nach Abschluss eines sehr kom-
primierten und ungeheuer anstrengenden Einsatz-
ausbildungsprogrammes (EAP) verließ das Schiff am 
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25. August 2020 den Heimathafen und nahm Kurs in 
Richtung Mittelmeer. De facto blieben nach dem drin-
gend benötigten Sommerurlaub ganze drei Wochen 
Zeit, um für den Einsatz Personal und Material zusam-
menzubekommen, das Schiff auszurüsten und nötige 
einsatzbezogene Zusatzausbildung zu absolvieren. 
Im marineeigentümlichen Heldenklau wurde die stark 
dezimierte Besatzung mit über 50 Einschiffungen von 
anderen seegehenden Einheiten aus beiden Flottillen, 
Landdienststellen, fliegenden Verbänden und sogar der 
„Gorch Fock“ sowie von Reservisten auf eine Stärke 
von knapp 200 Besatzungsmitglieder gebracht. Un-
mengen von Material, zusätzlichen Ersatzteilen und 
Ausrüstungsgegenständen, der Grundbeladung an 
Munition sowie Proviant- und Kantinenwaren wurden 
an Bord gebracht und seefest in allen Ecken und En-
den an Bord verstaut. Der Backbord-Hangar war das 
schwimmende Ersatzteil- und Materiallager, der Steu-
erbord-Hangar wurde zum Fitnessstudio umgestaltet. 
Es sah an Bord fast ein wenig aus wie in der Zentrale 
von „Das Boot“, als es schließlich in See ging. 
In der kurzen Vorbereitungszeit vor dem Verlassen des 
Heimathafens wurde nach bestem Wissen und Gewis-
sen versucht, möglichst viele Aspekte bei der persön-
lichen und materiellen Vorbereitung zu berücksichtigen. 
Die Besatzung und die Schiffsführung hatten sich (weit 
im Vorfeld) schon viele Gedanken gemacht, wie dieser 
Einsatz unter Pandemie-Bedingungen vonstattenge-
hen könnte, und was es alles zu berücksichtigen galt. 
Denn Ziel war es, den gegebenen Auftrag zu erfüllen 
und die Besatzung wieder – heil an Körper, Geist und 
Seele – in die Heimat zu bringen. Wirklich belastbare 
Erfahrungswerte gab es dazu (noch) nicht. Gerade auf 
die Betreuung der Besatzung wurde viel Wert gelegt; 
Erhalt und Steigerung der körperlichen Leistungsfähig-
keit durch Sport, Entspannung, Abwechslung, Ausbil-
dung und Bildung waren die Bereiche, die identifiziert 
wurden und für die es nun galt, Material, Personal und 
Unterstützung zu erhalten.
Die Liste der Ideen und benötigten Mittel war lang und 
stieß an vielen Stellen auf Ablehnung. Einige Dienststel-
len und Akteure haben es dann leider auch geschafft, 
zielgenau Verfahrenshemmnisse und Nicht-Zustän-
digkeits-Steine in den Weg zur Realisierung zu legen. 
Aber davon hat sich das „Team Roter Adler“ weder 
entmutigen, noch von seinem Ziel abbringen lassen. 
Mit viel persönlichem Engagement, sehr großzügiger 
Unterstützung der Betreuungsorganisationen der evan-
gelischen und katholischen Militärseelsorge, von Ein-
zelpersonen sowie dem Patenland des Schiffes gelang 
es schließlich, fast alle Ideen zu realisieren. Personell 
stellte die zusätzliche Einschiffung von zwei Soldaten 
des Seebataillons für Handwaffenausbildung, Force 
Protection sowie Sportausbildung und Fitnesstraining 
ein Kernelement dar. 
Daneben galt es in der wenigen Zeit die notwendige 

Zusatzausbildung für den Einsatz durchzuführen, die 
Besatzung in Tropen-BGA einzukleiden, Handwaffen-
schießausbildung sowie Impfungen vorzunehmen und 
natürlich die notwendigen persönlichen Vorbereitungen 
abzuschließen und sich von seinen Liebsten zu verab-
schieden. Rückblickend betrachtet ist es schwer vor-
stellbar, wie dies alles in 16 Werktagen so reibungslos 
absolviert wurde.

Transit, Alltag und Ausbildung

Nach elf Tagen Transit, die in den ersten drei Tagen sehr 
stürmisch verliefen und für zahlreiche blasse Gesichter 
sorgten, kam das Schiff auf Kreta an und übernahm die 
Aufgabe des Flaggschiffes für den Commander Task 
Unit 1100.02.01 vom Einsatzgruppenversorger „Ber-
lin“, der sichtlich erleichtert die Rückreise antrat. Der 
normale Zyklus in See im Einsatzgebiet betrug für die 
„Brandenburg“ elf Tage, gefolgt von drei vollen Tagen 
im Hafen. Montags lief das Schiff aus und verlegte in 
das Patrouillengebiet, wo es in der Nacht zum Diens-
tag ankam. Die Patrouillentätigkeit wurde über das 
Wochenende durchgeführt und in der Folgewoche in 
der Nacht vom Mittwoch auf den Donnerstag der Rück-
transit zurück nach Souda begonnen, wo das Schiff am 
Donnerstag festmachte. 
Im Patrouillengebiet hatten die Tage eine feste Struk-
tur. Für die Seewächter gab es die Elf-Uhr-Routine, 
die Vormittage standen für den Rest der Besatzung 
ganz im Zeichen von planmäßiger Materialerhaltung, 
Instandsetzungen und Abschnittsdienst. An beiden 
Dienstagnachmittagen wurde Rollendienst in Form von 
Brand- und Leckabwehr durchgeführt. Mittwochvormit-
tags wurden außerhalb des eigentlichen Patrouillenge-
bietes, außerhalb der Hoheitsgewässer Fahrübungen 
durchgeführt, nachmittags stand Abschnittsdienst auf 
dem Programm. 
Der Seemannssonntag am Donnerstagnachmittag 
wurde mit Gefechtsdienst hart verdient. Auch dieser 
„weekly war“ musste außerhalb der Hoheitsgewässer 
stattfinden. Einem zugrundeliegenden fiktiven Szenario 
– dem Angriff der Aegean Liberation Front „ALF“ auf 
die Fregatte „Brandenburg“ mit Luft-, Über- und Unter-
wasserstreitkräften – folgten Trefferbilder, die es dann 
durch die Besatzung abzuarbeiten galt. Das bordinter-
ne Einspieler- und Ausbilderteam hatte dazu zahlreiche 
Trefferbilder ausgearbeitet, vorbereitet und eingespielt. 
Freitags- und montagsnachmittags fanden theoretische 
und praktische Ausbildung in den Hauptabschnitten 
sowie Maschinenstörübungen statt. Am Wochenende 
fand keine Ausbildung statt, indes gab es nicht nur für 
die Seewächter genug zu tun.
Daneben wurden zahlreiche Schießabschnitte für das 
76-mm-Geschütz, die 27-mm-Marineleichtgeschütze 
und die sonstigen Rohrwaffen durchgeführt. Wenn-
gleich, aufgrund der bestehenden Uneinigkeiten der 
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Anrainerstaaten über Seegrenzen, auch die Anmeldung 
der Schießen nicht immer ganz problemfrei war, konn-
ten vergleichsweise viele Luftziel-, Seeziel- und Land-
zielschießen durchgeführt werden, die letzteren auf 
„zwei Steine“ im Wasser der Ägäis.
In den Nächten wurden sogenannte „Mini-NAUTEXe“ 
durchgeführt. Die Seewachen mussten dafür einen 
Track in Form eines Gegenstandes, Buchstabens oder 
einer Zahl ausarbeiten und ihn, nach Genehmigung 
durch den Kommandanten, schließlich in der Wache 
von Mitternacht bis vier Uhr morgens mit dem Schiff 
nach einem festgelegten Navigationsverfahren „ins 
Wasser malen“. Derart wurden in den Nächten unter 
anderem das Haus vom Nikolaus, eine Schnecke, diver-
se Blumen, weihnachtliche Motive und das Rufzeichen 
des Schiffes in die Ägäis gemalt. So kann Ausbildung 
auch Freude bereiten.
Die hohen Ausbildungsanteile stießen allerdings nicht 
bei jedem in der Besatzung auf Begeisterung. Der 
große Personalwechsel nach Abschluss der Einsatz-
ausbildung, die Personalfluktuation im Einsatz, die 
Assignierung zur VJTF und die Notwendigkeit, ein 
einsatzklares und uneingeschränkt in allen Belangen 
abwehrbereites Schiff zu haben, machten ständige 
Ausbildung nötig. Wer rastet, der rostet gilt an Bord 
eben nicht nur für die Außenhaut des Schiffes. Aber der 
klare Stundenplan und die festen Zeiten im Patrouillen-
gebiet gaben der Besatzung Struktur und Planbarkeit 
– gerade letzteres fehlt so oft im Grundbetrieb in der 
Heimat.
Nichts desto trotz konnte der hohe Ausbildungsstand, 
der mit Abschluss des German Operational Sea Trai-
ning am Ende des EAP erreicht war und die Einheit in 
den Status „einsatzklar“ versetzte, nicht bis zum Ende 
des Einsatzes aufrechterhalten werden. Trotz der be-
schriebenen Routine sowie je einer gemeinsamen 
Übung mit der griechischen und türkischen Marine und 
einem Tag intensiver Zusammenarbeit mit dem Ständi-
gen Minenabwehrverband 2 der NATO (SNMCMG2), 
konnte gerade im Bereich des Operations- und Fern-
meldedienstes, in Teilen aber auch im Schiffssiche-
rungsgefechtsdienst, ein signifikanter Expertiseverlust 
nicht verhindert werden. 

Betreuung und Fürsorge

Betreuung, Entspannung, Bewegung, Ablenkung, Ab-
wechslung, Zerstreuung, Seel- und Fürsorge waren die 
entscheidenden Faktoren für die Durchhaltefähigkeit 
der Besatzung. Denn es galt zu bedenken, dass die üb-
lichen Landgänge, der „run ashore“ oder der Betreu-
ungsausflug zu Sehenswürdigkeiten nicht stattfinden 
konnten. Die Besatzung war bis auf wenige Ausnahmen 
auf Länge und Breite des Schiffes beschränkt. War es 
in den ersten Monaten des Einsatzes noch möglich, an 
Oberdeck in der Sonne zu sitzen, wurden diese Ge-

legenheiten wetterbedingt weniger in den letzten Mo-
naten.
Vom Brett- und Kartenspiel über den Skatabend zum 
Mario-Kart-Turnier auf der Playstation, der Kino-Abend 
mit Wunschfilm und frischem Popcorn, Gottesdiens-
ten in See und im Hafen, Sonderessen in Form von 
Döner- oder Pizzaabenden, dem Bordchor, dem Ok-
toberfest, der Chance auf „Baden außenbords“, der 
Halloween-Party, dem Weihnachtsmarkt und dem mor-
gendlichen Wunsch-Wecklied für die Besatzung über 
die Schiffslautsprecheranlage war alles dabei. Die Liste 
der Veranstaltungen, Feiern, Wettbewerbe und spon-
tan realisierten Ideen war lang. Hinzu kamen viele In-
itiativen wie die „Abnehm-Challenge – Vom Moppel 
zum Hoppel“, die Herausgabe der Bordzeitung RED 
EAGLE POST und Vorträge über die verschiedensten 
allgemeinbildenden Themen von der Geschichte des 
Mittelalters bis zu der Ölspeicherung in den Kavernen 
bei Wilhelmshaven lenkten vom monotonen Einsatzall-
tag ab und aktivierten nicht nur die grauen Zellen. 
Sport stand dabei im Mittelpunkt und die bereits er-
wähnten Kameraden des Seebataillons boten sehr 
viel: Militärische Fitness, Bauch-Beine-Po, Selbstver-
teidigung für Frauen und auf Wunsch auch ein Perso-
nal Training auf dem Flugdeck. Zusätzlich eingerüstete 
Sportgeräte boten neben dem bestehenden Sportraum 
sehr viele Möglichkeiten, vor allem im Seebetrieb. Wäh-
rend der Hafenliegezeiten war zudem die Nutzung der 
Sportanlagen des Stützpunktes unter der Beachtung 
der strengen Hygienevorschriften möglich und dies 
wurde auch dankend angenommen und mit Turnieren in 
diversen Mannschaftssportarten reichlich genutzt.
Eine extra noch nachgerüstete Antennenausstattung 
garantierte der Besatzung in Landnähe ausreichend 
Bandbreite für eine zeitgemäße Betreuungskommuni-
kation auf den heute üblichen Kanälen. Dies klappte im 
Einsatzgebiet reibungslos und sorgte für eine gewisse 
Nähe zur Heimat. In den kurzen Phasen von und in das 
Patrouillengebiet ging dies aufgrund der Entfernung 
zum Land nur eingeschränkt.
Auch die psychische Gesundheit und Fitness der Be-
satzung wurden bedacht. Neben dem klassischen Ele-
ment der Einschiffung eines Militärpfarrers etablierte 
sich, aufgrund einer fachlich versierten Initiative eines 
Besatzungsmitgliedes, ein bordinternes „psychosozia-
les Netzwerk“, was belasteten Besatzungsmitgliedern 
helfen sollte, darüber zu reden und Hilfestellungen zu 
vermitteln. Dies geschah im Sinne von Kameraden hel-
fen Kameraden zur Selbsthilfe; es ersetzte keinesfalls 
professionelle medizinische Hilfe in ernsten Fällen, es 
verhinderte aber, dass aus Schwierigkeiten oder Be-
lastungen ernsthafte Fälle wurden. 
Als offizielle Unterstützung aufgrund der besonderen 
Umstände und der daraus resultierenden Belastung 
ermöglichte der Dienstherr zudem im Dezember al-
len Besatzungsmitgliedern eine dreitägige Recrea-
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tion-Maßnahme in einem extra nur für die Besatzung 
angemieteten Hotelkomplex mit Begleitung der Trup-
penpsychologie. Die Maßnahme war von unschätzbarem 
Wert, denn es ermöglichte den Besatzungsmitgliedern 
mal für kurze Zeit die fehgraue Welt des Bordlebens 
mit Lüftergeräuschen und schnarchenden Kameraden 
im Deck gegen ein Hotelzimmer mit eigenem Bad, 
Ruhe und selbstbestimmter Freizeit zu tauschen. Mit 
viel Engagement, einem vorbildlichen Hygienekonzept 
und Freude über einen zahlungskräftigen Großkunden 
setzte das Hotel alles daran, den Aufenthalt angenehm 
und sicher zu gestalten. Die Maßnahmen werden vor-
aussichtlich im zweiten Quartal mit einem im Nachgang 
zum Einsatz obligatorisch stattfindenden Einsatznach-
bereitungsseminar abgerundet, welches von der Trup-
penpsychologie ausgerichtet und begleitet wird.

Eigeninstandsetzung und Nachschub

Mit ihren 26 Jahren im Dienst der Deutschen Marine 
ist die Fregatte „Brandenburg“ schon etwas „gereift“. 
Die meisten Anlagen, Geräte, Sensoren und Waffen 
sind immer noch dieselben wie zur Indienststellung. 
Oder sie haben eine bewegte Vorgeschichte, wie zum 
Beispiel der 42 Jahre alte 76mm-Turm. Die leider nie 
realisierte Versorgungsreife der Schiffe verbindet sich 
mit dem Alter der Technik und den Restriktionen der 
Pandemie zu einer herausfordernden Melanche. Wenn-
gleich viele Anlagen den gesamten Einsatz dank einer 
durchgehenden und intensiven Wartung und Pflege 
– die im Heimathafen unter den Bedingungen der ver-
knappten Ressource Arbeitszeit immer schwerer zu 
leisten ist – problemlos und zuverlässig funktionierten, 
gab es das ein oder andere „technische Sorgenkind“, 
welches der Instandsetzung bedurfte. Hier zeigte sich 
ein positiver Effekt der Pandemie: Wo bis vor kurzem 
noch eine Eigeninstandsetzung der Besatzung verbo-
ten war und eigens Techniker vom Marinearsenal oder 
von Fremdfirmen eingeflogen worden wären, hatte die 
Besatzung nun die Erlaubnis, die notwendigen War-
tungen, Instandsetzungen oder Einstellungen vorzu-
nehmen. Die „Heizer, Wäffner und Elektroniker“ durften 
wieder an ihren Anlagen schrauben – und dies taten sie 
auch mit viel Herzblut, Hingabe und teilweiser virtueller 
Unterstützung der Profis aus dem Marinearsenal (MArs) 
über eine mobile Videokonferenzanlage, dem Marine-
MArs-Maintenance-Channel (M3C).
In zwei hartnäckigen Fällen mussten die Mitarbeiter der 
Waffenwerkstatt aber dann doch jeweils aus Deutsch-
land anreisen und an Bord kommen, um die Artilleristen 
bei der Instandsetzung zu unterstützen. Trotz Hygiene-
auflagen und sehr knappen Zeitlinien fand hierbei in 
beiden Fällen eine beispielhafte Zusammenarbeit zwi-
schen den Mitarbeitern des MArs und der Besatzung 
statt.

Pandemie

Über all dem schwebte das Damoklesschwert der Pan-
demie! Der nicht sichtbare Feind zwang die Besatzung 
zur Disziplin und forderte Entbehrungen ab. Der Ver-
zicht auf gewohnte Rituale wie das morgendliche Hän-
deschütteln zur Begrüßung oder die Pflicht zum Tragen 
von Schutzmasken, wenn der Lotse beim An- und Able-
gen an Bord war, waren noch vergleichsweise einfach. 
Der Verzicht auf Landgang dagegen fiel schwer, war 
jedoch unabdingbar, um die Gesundheit der Besatzung 
und damit die Einsatzfähigkeit des Schiffes aufrechtzu-
erhalten. Der positive Effekt dieser zum Teil seit März 
2020 praktizierten Verhaltensänderungen führte dazu, 
dass auch das Infektionsgeschehen sonst an Bord sehr 
viel geringer war. Die sonst üblichen „Erkältungswellen“ 
im Schiff, die dank der Lüftungsanlage weite Verbrei-
tung finden, fielen in den zurückliegenden Monaten aus.
Die Vorstellung, nicht von Bord gehen zu können, be-
lastete vor Beginn des Einsatzes und auch anfangs 
schwer. Begriffe wie der „schwimmende Knast“ oder 
Vergleiche mit den Hilfskreuzern der Weltkriege mach-
ten die Runde. Letztlich stellte die Besatzung mit der 
Dauer des Einsatzes fest, dass es zwar schade und 
wenig abwechslungsreich ist, nicht von Bord zu kön-
nen, es jedoch weniger belastend ist, als zunächst 
angenommen. Schöner wäre es mit Landgang jedoch 
allemal gewesen.
Gegen Ende des Einsatzes wurde vielen vor dem Hin-
tergrund der in der Heimat geltenden scharfen Restrik-
tionen klar, auf welcher „Insel der Glückseligkeit“ man 
sich an Bord befand. Viele konnten es sich nicht vor-
stellen, mit Einlaufen im Heimathafen wieder in einer 
anderen Welt anzukommen, eine Heimat, die weit we-
niger unbeschwert ist, als es das Leben auf dem Schiff 
im Einsatz war. 

Mit der Zeit wurde die „Haut dünn“ bei den Besat-
zungsmitgliedern. Die Tatsache, dass es an Bord un-
möglich ist, sich aus dem Weg zu gehen, das immer 
gleiche Umfeld, eine limitierte Anzahl an Eindrücken, all 
das belastete die Besatzung mehr oder weniger, letzt-
lich konnte sich niemand völlig frei von dieser Entwick-
lung machen. Auch wenn die Recreation-Maßnahme 
half, die persönlichen Akkus wieder etwas aufzuladen, 
ist am Ende des Einsatzes die Leistungsfähigkeit und 
Belastbarkeit deutlich gesunken. Es war ein beruhigen-
der Anblick, beim letzten Einlaufen in Souda die ablö-
sende Einheit, den Tender „Werra“, im Hafen liegen zu 
sehen. Wohl selten, dass sich Fregattenfahrer so über 
einen Boots-Tender gefreut haben. Eine Verzögerung in 
der Ablöse hätte einen starken Dämpfer für die Besat-
zung bedeutet. Knapp sechs Monate ununterbrochen 
an Bord sind dann auch genug – selbst für überzeugte 
Seefahrer.
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Resümee

In vielerlei Hinsicht hat der Rote Adler in diesem Einsatz 
sehr viel Glück gehabt. Gerade einmal vier Incidents, 
also vier Ereignisse in Bezug auf Migrantenboote, hat 
die Besatzung in den knapp fünf Monaten im Einsatz-
gebiet beobachtet – in den Hochphasen der Migration 
war dies die Zahl, die an einem Tag beobachtet werden 
konnte. Besonders belastende Ereignisse wie Seenot-
fälle, ertrunkene Migranten, oder ähnliche Vorfälle sind 
uns erspart geblieben. An Bord gab es zwar auch ei-
nige Unfälle, Verletzungen und Erkrankungen, die aber 
– mit oder ohne Repatriierung in die Heimat – allesamt 
sehr glimpflich ausgegangen sind. Mit einer nur gerin-
gen einstelligen Zahl an disziplinaren Ermittlungen über 
den gesamten Einsatzzeitraum war auch diesbezüglich 
„Ruhe an der Front“. 
Eine Kreuzfahrt war der Einsatz in der Ägäis dennoch 
nicht! 166 Tage Abwesenheit vom Heimathafen, ohne 
einen sonst üblichen „liberty port“, also der Chance 
zwischendurch nach Hause fliegen zu können, oder An-
gehörige in einen Hafen nachkommen zu lassen, sind 
belastend. Von den 366 Tagen des Jahres 2020 war 
die „Brandenburg“ an 222 Tagen nicht im Heimatha-
fen, mit Abstand der Spitzenwert im zurückliegenden 
Jahr. Umso erfreulicher ist es, wie gut die Besatzung 
mitgezogen und wie gut sie den Einsatz überstanden 
hat. Was bleibt, sind die „lessons identified“, also dieje-
nigen Dinge und Erfahrungen, die man erkannt hat und 
hoffentlich in der Zukunft wird umsetzen können.
Die Zeitlinien zwischen Instandsetzungsphase, Einsatz-
ausbildungsprogramm und Einsatz müssen verläss-
licher und planbarer werden. Der Zeitraum zwischen 
Abschluss der Einsatzausbildung und Auslaufen in den 
Einsatz darf nicht zum „Steinbruch“ für verzögerte In-
standsetzungsvorhaben werden. Denn wer sich mal 
eben schnell auf einen Einsatz vorbereiten muss, kommt 
bereits belastet im Einsatzgebiet an und hat nicht mehr 
die volle Energie zur Verfügung. Die drei Wochen Vor-
bereitungszeit waren dabei unterhalb des unteren En-
des dessen, was zielführend ist.
Betreuung und Fürsorge sind kein Goodie für ein un-
beschwertes „Kreuzfahrt-Gefühl“ der Besatzung, son-
dern wesentliche Faktoren in der Durchhaltefähigkeit 
bei Einsätzen. Sport spielt dabei eine zentrale Rolle und 
die Einschiffung von hauptamtlichen Sportausbildern 
hat aus Sicht der Einheit einen deutlichen Mehrwert 
geschaffen. Dies sollte – so wie es andere Nationen 
seit Jahrzehnten praktizieren – zum Standard bei Ein-
satz- und längeren Seefahrtsvorhaben werden.
Neben der körperlichen ist auch die psychische Fitness 
entscheidend. Unbeschadet der Begleitung durch 
Militärseelsorge und Truppenpsychologie sollte aus 
Sicht des Bordkommandos mehr in die Steigerung der 
psychischen Belastbarkeit und Widerstandsfähigkeit 
der Soldatinnen und Soldaten generell, aber vor allem 

vor Auslandseinsätzen investiert werden. Neben der 
Steigerung der Durchhaltefähigkeit beugt es zudem 
Schäden infolge psychischer Überbelastungen und da-
mit einhergehenden Erkrankungen vor.
Die Erlaubnis und Befähigung, im Einsatzgebiet mehr 
Eigeninstandsetzungen an Bord durchführen zu kön-
nen, sollte dringend beibehalten werden. Zumindest auf 
den Einheiten, bei denen die Besatzung nicht von der 
„Plattform“ getrennt ist, besitzen die Männer und Frauen 
einen ungeheuren Anlagenstolz und Leidenschaft zur 
Pflege, Wartung und Instandsetzung. Bisher waren sie 
bei letzterem oft in ihrem Tatendrang durch restriktive 
Vorschriften ausgebremst. Im zurückliegenden Einsatz 
konnten sie zeigen, was sie können und haben somit zu 
einem hohen technischen Klarstand bei zugleich sehr 
alten Anlagen beigetragen. Die fachliche Unterstützung 
durch das Marinearsenal mittels M3C war zielführend 
und hat sich bewährt. Der dadurch erreichte Entfall von 
Dienstreisen führte zudem zu einer Entlastung des hoch 
belasteten Personals des Arsenalbetriebes.
Trotz der vielzähligen Übungen rutschte das Schiff im 
Bereich Ausbildung unter den geforderten Anspruch. 
Die Ausbildung findet – gerade in einem derart restrikti-
ven Umfeld – schnell ihre Grenzen und die viel gerühm-
te Simulationsausbildung ist im Einsatz nur begrenzt 
einsetzbar. Erschwerend kommt hinzu, dass Fregatten 
Verbandsschiffe sind, aber in den aktuellen Einsätzen 
ausschließlich als Einzelfahrer eingesetzt werden. Beide 
Faktoren führen zu einem steten Verfall an Wissen und 
Können der Einheiten beziehungsweise des Personals. 
Dieser Verfall kann im Einsatzausbildungsprogramm 
nicht vollumfänglich kompensiert werden und verstärkt 
sich zudem über die Jahre. Hier ist guter Rat und vor al-
lem zielführende Tat dringend gefragt! Die See hat sich 
wieder etwas beruhigt, die Linie Dover-Calais ist pas-
siert und das Schiff steuert ruhig und kursstabil in Rich-
tung Heimathafen. Dieser außergewöhnliche Einsatz 
wird vermutlich noch lange in den Köpfen der Männer 
und Frauen der Besatzung der „Brandenburg“ bleiben. 
Langer Müßiggang wird dem Roten Adler jedoch nicht 
vergönnt sein. Weniger als fünf Wochen nach dem Ein-
laufen in Wilhelmshaven wird das Schiff bereits wieder 
zum nächsten, mehrwöchigen Vorhaben in See stehen. 
Auch diese Seefahrt wird dann alles andere als normal 
sein, aber was bedeutet dieser Tage schon „normal“?

Fregattenkapitän Jan Hackstein ist Kommandant 
der Fregatte „Brandenburg“, August 2020 – Januar 
2021 Flaggschiff des NATO-Verbandes im Mitt-
telmeer SNMG 2 (STANDING NATO MARITIME 
GROUP 2).
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MARITIME EINSÄTZE UND ANERKANNTE MISSIONEN
Stand das Jahr im vorhergehenden Betrachtungszeit-
raum von Juni 2019 bis Juni 2020 noch im Zeichen 
der Stabilisierung, lag der Fokus von Juni 2020 bis Juni 
2021 auf Konsolidierung und Fokussierung der eige-
nen Kräfte auf die neuen Herausforderungen im Mittel-
meerraum. 

Übergreifend für alle Einsatzgebiete war eine der größ-
ten Herausforderungen im Betrachtungszeitraum für 
die Soldatinnen und Soldaten der deutschen Marine 
der Dienst an Bord unter den Bedingungen der Co-
ronapandemie. Mit lückenlosen Tests und Quarantäne 
vor den Einsätzen wurden Covid-freie Besatzungen in 
die Einsätze geschickt. Da Schiffe ein geschlossenes 
System sind, war nach den genannten Maßnahmen 
der Dienst an Bord praktisch uneingeschränkt mög-
lich. Gleichwohl stellte der Dienst unter den Covid19 
Regeln eine nicht unerhebliche Belastung dar: Ha-
fenaufenthalte mit Landgang, bei denen man sich frei 
bewegen konnte, entfielen und der damit verbundene 
Erholungseffekt ebenfalls. Mit Einfallsreichtum und Ka-
meradschaft gelang es den Soldatinnen und Soldaten 
dennoch, ihre Motivation und Einsatzbereitschaft auf-
rechtzuerhalten – eine Leistung, die nicht genug ge-
würdigt werden kann. 

Mit der Operation ATALANTA endete die Ära deutscher 
militärischer Präsenz in Dschibuti. Seit 2008 hatte sich 
Deutschland mit Schiffen, Flugzeugen und an Land an 
dieser Operation beteiligt. Ursprünglicher Zweck war 
der Schutz der Hilfstransporte der Vereinten Nationen 
und die Bekämpfung der Piraterie am Horn von Afrika. 
Mit rückläufigen Zahlen der Angriffe auf die Handels-
schifffahrt auf null im Betrachtungszeitraum kann die 
Deutsche Marine mit einem „Auftrag erfüllt“ auf eine 
stolze Bilanz zurückblicken. Daher fiel die Entschei-
dung, nicht mehr mit operativen Kräften in Dschibuti 
präsent zu sein. Die noch zuletzt aus Dschibuti ope-
rierenden Seefernaufklärer P-3C konnten wieder in die 
Heimat verlegt werden. Eine Herausforderung, die die 
Marinelogistiker mit Bravour meisterten. Beendet ist der 
Einsatz damit jedoch nicht. Mit dem Mandat vom 21. 
April 2020 kann die deutsche Beteiligung an ATALAN-
TA jederzeit wieder auf 300 Soldatinnen und Soldaten 
aufwachsen. Deshalb bleibt die Deutsche Marine in 
den Stäben in Rota und Bahrein beteiligt. 

Große Herausforderungen stellten sich dem deutschen 
Kontingent bei UNIFIL im Libanon. Der nun älteste Ein-
satz der deutschen Marine stand unter dem Zeichen 
der sich weiter zuspitzenden Krise im Libanon. Mit der 
verheerenden Explosion von Ammoniumnitrat in einem 
Speicher im Hafengebiet Beiruts wurde ein gesamter 

Stadtteil verwüstet und die Suche nach den Verant-
wortlichen hat sich zu einer politischen Krise ausge-
wachsen. Seit Monaten ist das Land nun schon ohne 
Regierung. 

Damit einhergehend verschlechterte sich die wirt-
schaftliche Lage; die Inflation vernichtete private Spar-
guthaben. Mangel und Hunger bestimmen nun das Bild 
im Libanon. Nicht demokratisch legitimierte Gruppen 
nutzen das politische Vakuum. Waffen können dabei 
den entscheidenden Ausschlag geben, weshalb es 
die wichtigste Aufgabe der deutschen Beteiligung bei 
UNIFIL ist, die Zufuhr von Waffen zu unterbinden. Aller-
dings ist auch die Ausbildung und Unterstützung der 
legitimen bewaffneten Kräfte nun stärker in den Vor-
dergrund gerückt. Mit gezielten Vorhaben unterstützen 
deutsche Teams die Ausbildung der LAF-N und tragen 
auf diese Weise dazu bei, dass die Streitkräfte ihren 
Auftrag besser erfüllen können.

Vor der Küste Libyens verschob sich der Fokus beim 
Übergang von der Operation SOPHIA auf die Opera-
tion IRINI im Mai 2020 von der Aufklärung und Unter-
bindung von Schlepperaktivitäten auf die Überwachung 
des UN-mandatierten Waffenembargos. Mit den viel-
versprechenden Fortschritten beim Aufbau demokrati-
scher Strukturen in dem nordafrikanischen Land wurde 
auch die Kontrolle des Zuflusses von Waffen immer 
wichtiger. Ein Hindernis für den demokratischen Pro-
zess war der ungebremste Zufluss von Waffen an nicht 
legitimierte Gruppen. Im Zuge der Durchsetzung des 
Waffenembargos und der Einhegung des Einflusses 
solcher Gruppen konnte sich ein Interimsparlament auf 
einen Wahltermin im Dezember 2021 einigen. Ansporn 
genug, den Druck auf den illegalen Waffenhandel wei-
terhin aufrechtzuerhalten. 

Druck aufrechterhalten war auch das tonangebende 
Thema für die STANDING NATO MARITME GORUP 
2 (SNMG) im Ägäischen Meer. Eingesetzt an einem 
Hotspot der Schleppertätigkeiten leisteten Schiffe der 
Deutsche Marine einen entscheidenden Beitrag zur 
Eindämmung des internationalen Menschenhandels. 
Durch die Unterstützung mit Hightech bei der Lagebild-
erstellung wird das Gesamtbild für die Akteure der grie-
chischen und türkischen Küstenwachen und FRONTEX 
lückenloser, klarer und ermöglicht einen gezielten Ein-
satz gegen Schlepperbanden. Dadurch wird der Druck 
auf die Schlepper größer und das Geschäftsmodell 
Menschenhandel riskanter. Die rückläufigen Zahlen 
sind erfolgsversprechend.
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Sicherung der Seewege am Horn von Afrika

Bei der Operation ATALANTA beteiligt sich die 
Deutsche Marine an der Sicherung der Seewege am     
Horn von Afrika.

Angesichts der zunehmenden Piraterie in der Region 
beschloss der Weltsicherheitsrat 2008 mit Zustim-
mung der somalischen Übergangsregierung zwei Re-
solutionen, die zur Grundlage für eine Operation zum 
Schutz der Seewege in der Region wurden. Der Rat 
der Europäischen Union wiederum richtete auf dieser 
Basis, und auf Grundlage des VN-Seerechtsüberein-

kommens, am 10. November 2008 eine eigene Marine-
mission im Indischen Ozean am Horn von Afrika ein: 
Die European Union Naval Force Somalia Operation 
ATALANTA, kurz EUNAVFOR SOM Op ATALANTA 
oder ganz kurz ATALANTA.

Als erstes Kriegsschiff der Deutschen Marine war 2009 
die Fregatte „Karlsruhe“ im Einsatzgebiet, nach ihr 
weitere Fregatten, Korvetten und Einsatzgruppenver-
sorger. Bis 2016 beteiligten sich 34 seegehende deut-
sche Einheiten mit in der Regel drei bis vier Monaten 
Stehzeit an ATALANTA.  Seit Beginn der Mission gab 

es 22 Verlegungen der deutschen Seefernaufklärer 
P3-C Orion nach Dschibuti.
Nach der Fregatte „Bayern“ und dem Betriebsstoff-
transporter „Spessart“ war seit Mitte 2016 kein deut-
sches Schiff mehr am Horn von Afrika eingesetzt. 
Deutschland beteiligte sich jedoch weiterhin laufend 
an der Operation vor Ort, sowohl mit Personal in der 
Logistikbasis Dschibuti als auch mit einem Seefernauf-
klärer des Typs P-3C Orion. Insgesamt dreimal führte 
bisher ein deutscher Admiral den Verband. Das euro-
päische Hauptquartier für ATALANTA lag zunächst in 
Northwood bei London. Nach dem Austritt Großbritan-
niens aus der EU verlegte es aber nach Rota in Spa-
nien, das angeschlossene maritime Sicherheitszentrum 
zog nach Brest in Frankreich um.

Deutschland beteiligt sich seit dem 22. Dezember 
2008 an ATALANTA. Zuletzt hat der Deutsche Bun-
destag das inzwischen mehrfach angepasste ATALAN-
TA-Mandat am 21. April 2021 erneuert.

Mit der Überwachung des Einsatzgebiets wurde die 
Piraterie zurückgedrängt. Zählte das EU-Operations-
hauptquartier von ATALANTA von 2008 bis 2012 
noch 571 Piratenangriffe im Einsatzgebiet, waren es 

European Union Naval Force Somalia,
Schutz von Seewegen –
Operation ATALANTA
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Seefernaufklärer P-3C „Orion“ fliegt über dem Einsatzgebiet im Rahmen der Mission EUNAVFOR Somalia Operation 
ATALANTA im Mittelmeer. © Bundeswehr / Linkemeier

Teilnahme ATALANTA 2020/2021Teilnahme ATALANTA 2020/2021Teilnahme ATALANTA 2020/2021

EinheitEinheitEinheit ZeitraumZeitraumZeitraum

P–3C ORIONP–3C ORIONP–3C ORION 16.09.–11.12.202016.09.–11.12.202016.09.–11.12.2020
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zwischen 2013 und 2019 nur 20 Angriffe. Seit 2020 
gab es bislang keine mehr.  Vereinzelt kommt es zu 
vermeintlichen Angriffsversuchen, die aber regelmäßig 
nicht erfolgreich sind. Das unterstreicht allerdings, dass 
Piraterie unverändert ein Problem der Region bleibt, al-
lerdings ein kontrollierbares.

Seit Beginn der Mission wurden mehr als 500 Trans-
porte für die VN und circa 560 Transporte für die Af-
rican Union Mission in Somalia (AMISOM) geschützt. 
Dadurch konnte die Lieferung von insgesamt rund 2,25 
Mio. t an Hilfsgütern nach Somalia sichergestellt wer-
den. Das Seegebiet ist damit für die Handelsschifffahrt 
sicherer geworden. Grundsätzlich liegt die Anzahl von 
Zwischenfällen inzwischen konstant auf einem sehr 
niedrigen Niveau. Damit trug die Deutsche Marine we-
sentlich zum Schutz der Schiffe des Welternährungs-
programmes und AMISOM bei.

Somit kann derzeit der Auftrag als erfüllt betrachtet 
werden. Darum war eine Anpassung der deutschen 
Beteiligung an der Operation geboten. Das Bundes-
tagsmandat vom 21. April 2021 reduzierte die deut-
sche Beteiligung bei ATALANTA auf maximal 300 
Soldatinnen und Soldaten. Damit ist die Marine seit Mai 
nicht mehr permanent mit Schiffen, Flugzeugen und 
Personal vor Ort präsent, kann aber im Bedarfsfall wie-

der aufwachsen um die Auftragserfüllung, primär den 
Schutz der Schiffe des Welternährungsprogramms und 
der AMISOM-Mission, zu gewährleisten. Auf dieser 
Grundlage erfolge der Abzug der deutschen Kräfte so-
wie die Rückführung und Verwertung des Materials aus 
Dschibuti bis zum 16. April 2021. Lediglich ein Rest-
kommando verblieb zur finalen Abwicklung bis zum 31. 
Mai 2021 vor Ort. Damit endet die 2008 begonnene 
deutsche militärische Präsenz in Dschibuti.

Aber die deutschen Seestreitkräfte bleiben weiter mit 
Personal im ATALANTA-Hauptquartier in Rota betei-
ligt und mit Verbindungsoffizieren in der Region.  Auch 
werden Marineschiffe, die ohnehin in der Region unter-
wegs sind, sich in die Mission hineinmelden. Sie werden 
so unregelmäßig zum Teil des inzwischen etablierten 
Netzwerks, zu dem auch ATALANTA gehört, das die 
maritime Sicherheit am Horn von Afrika gewährleistet.

Die Taucherdruckkammer wird mithilfe der französischen 
Kameraden mit einem Gabelstapler auf einen Lastkraft-
wagen gehoben, während der Rückverlegung Deutscher 
Kräfte Operation ATALANTA in Dschibuti, am 29. März 
2021.

Ein Mechaniker wartet das Triebwerk an einem Aufklä-
rungsflugzeug vom Typ P-3C Orion während einer In-
standsetzung nach einem Flug im Rahmen der Mission 
Operation ATALANTA in Dschibuti.
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United Nations Interim Forces in Lebanon Stabilität im Libanon (UNIFIL)

Mit UNIFIL beteiligt sich die Deutsche Marine an einem 
der ältesten friedenserhaltenden Einsätze der Vereinten 
Nationen (UN) und trägt zur Sicherung libanesischer 
Gewässer bei, um den Waffenschmuggel über See in 
den Libanon zu unterbinden.
Nach einer Serie von Anschlägen, die vom Staatsge-
biet des Libanon ausgegangen waren, marschierte die 
israelische Armee im März 1978 in den Südlibanon ein. 
Mit den Resolutionen 425 und 426 forderte die UN den 
Abzug der israelischen Kräfte aus dem Libanon. Um die 
libanesische Hoheit im Südlibanon wiederherzustel-
len, wurde die Interimstruppe der Vereinten Nationen 
in Libanon (UNIFIL) aufgestellt.  Das Einsatzgebiet der 

gesamten UNIFIL-Mission umfasst zu Lande das Ge-
biet südlich des Litani-Flusses, westlich der Grenze zu 
Syrien und nördlich der so genannten „Blue Line“.

Nach einer Serie von Konflikten 2006 begann Israel am 
12. Juli eine großangelegte Offensive gegen die vom 
Libanon aus operierende Hisbollah. Dazu gehörte auch 
eine Seeblockade gegen den Libanon als Reaktion auf 
Waffenlieferungen an diese.  Nach dem Waffenstill-
stand bat die libanesische Regierung die UN um Hilfe. 
Mit der Resolution 1701 wurde die Mission sowohl hin-
sichtlich ihres Mandats als auch ihrer Stärke grundlegend 
erweitert und die Soldatinnen und Soldaten mit einem 

Mandat nach Kapitel VII der UN-Charta ausgestattet. 
Dies schließt die Anwendung militärischer Gewalt ein 
und ist damit robust, aber nicht offensiv ausgestaltet. 
Erstmals hatte damit der UN-Sicherheitsrat auch eine 
„Martime Task Force“ (MTF) gebildet.  Mit Beginn der 
Mission des UNIFIL-Marineverbands wurde die See-
blockade des Libanon durch die israelische Marine 
aufgehoben. Die Führung über die MTF hatte zunächst 
Deutschland inne, bevor diese dann an andere Teilneh-
mernationen abgegeben wurde. Das erste Kontingent 
führte der damalige Flottillenadmiral und spätere Ins-
pekteur der Marine, Andreas Krause. 
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Korvette F 264 „Ludwigshafen am Rhein“ läuft in den Marinestützpunkt Hohe Düne in Rostock-Warnemünde, nach Beendigung des 
Einsatzes bei UNIFIL, am 24. Oktober 2020 ein.
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Teilnahme UNIFIL 2020/2021Teilnahme UNIFIL 2020/2021Teilnahme UNIFIL 2020/2021

EinheitEinheitEinheit ZeitraumZeitraumZeitraum

KORVETTE FGS KORVETTE FGS KORVETTE FGS 

LUDWIGSHAFEN AM RHEIN LUDWIGSHAFEN AM RHEIN LUDWIGSHAFEN AM RHEIN 

31.05.2019 – 31.05.2019 – 31.05.2019 – 

09.10.202009.10.202009.10.2020

KORVETTE FGS KORVETTE FGS KORVETTE FGS 

MAGDEBURGMAGDEBURGMAGDEBURG

09.10.2020 – 09.10.2020 – 09.10.2020 – 

27.06.202127.06.202127.06.2021

KORVETTE FGS KORVETTE FGS KORVETTE FGS 

BRAUNSCHWEIGBRAUNSCHWEIGBRAUNSCHWEIG

seit 27.06.2021seit 27.06.2021seit 27.06.2021



87

Derzeit besteht die MTF aus fünf Einheiten (vier Kor-
vetten und eine Fregatte) aus fünf Nationen, neben 
Deutschland beteiligen sich Griechenland, Türkei, In-
donesien sowie Bangladesch an dem Marineverband.
Deutschland beteiligt sich seit Beginn durchgehend an 
der Mission und hat im Januar 2021 für zunächst 18 
Monate die Verbandsführung von Brasilien übernom-
men. Kontingentführer ist Flottillenadmiral Axel Schulz. 
Der Einsatz ist gegenwärtig vom Deutschen Bundestag 
bis zum 30. Juni 2022 mandatiert und die Personal-
obergrenze beträgt dabei 300 Soldaten.

Ziel des Einsatzes ist die Überwachung und Sicherung 
des Seegebietes vor dem Libanon, um eventuellen 
Waffenschmuggel über See in den Libanon zu unter-
binden. Durch die Kontrolle der Seewege innerhalb des 
Einsatzgebietes werden verdächtige Schiffe aufgeklärt 
und im Verdachtsfall überprüft. Die eigentliche Über-
prüfung wird dabei in einem libanesischen Hafen von 
den libanesischen Behörden durchgeführt. Seit Mis-
sionsbeginn wurden etwa 110.300 Abfragen durch 
den UNIFIL-Marineverband durchgeführt, allein von Juli 
2020 bis Juni 2021 erfolgten rund 6.700.

Die zweite Säule des Auftrages ist die Ausbildung der 
libanesischen Marine (Lebanese Armed Forces Navy) 
durch UNIFIL. Durch das Engagement im Rahmen des 

UNIFIL-Einsatzes und die bilateralen Projekte zwischen 
der deutschen und der libanesischen Marine konnten 
die Fähigkeiten der „Lebanese Navy“ deutlich verbes-
sert werden. 

Die Präsenz des UNIFIL-Marineverbands hat zur Sicher-
heit und zur Stabilität in der gesamten Region beige-
tragen. UNIFIL machte den Waffenstillstand zwischen 
Israel und Libanon vom August 2006 erst möglich. 
Weitere Aufgaben sind humanitäre Hilfe, Ausbildungs-
hilfe für die libanesischen Sicherheitskräfte und die mi-
litärische Beratung des Libanon. 

Verfasser: Einsatzführunngskommando Bundeswehr

UNIFIL Force Commander und Head of Mission, Major General Stefano del Col, übergibt das Kommando der Maritime 
Task Force (MTF) vom brasilianischen Rear Admiral Sergio Renato Salgueirinho (re) an Flottillenadmiral Axel Schulz 
(mi) im Rahmen der UN-Mission UNIFIL in Naqura/Libanon, am 15. Januar 2021.
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Standing NATO Maritime Group 2
NATO Unterstützung Ägäis – Lagebildaufbau und Dialog mit den Anrainerstaaten

Mit der Standing  NATO Maritime Group 2 (SNMG2) 
trägt die Deutsche Marine in der Ägäis zur Lagebilder-
stellung und damit zu mehr Transparenz im Seegebiet 
bei der Kontrolle und Eindämmung unkontrollierter Ein-
wanderung bei. 

Die SNMG 2 wurde bereits 1969 als Naval On-Call 
Force for the Mediterranean (NAVOCFORMED) ge-
gründet. Ursprünglich diente der Verband unter ande-
rem der Demonstration von NATO-Bündnissolidarität 

gegenüber der sowjetischen Marine und wurde nur für 
Übungen und Einsätze aktiviert. Anfang der 90er Jahre 
wurde er unter dem Namen Standing  Naval  Forces  
Mediterranean (STANAVFORMED) in einen ständi-
gen Verband zur Seeraumüberwachung umgewandelt. 
Seitdem ist er eine feste Größe im Mittelmeer mit Ein-
sätzen vor der Küste Ex-Jugoslawiens, dem Horn von 
Afrika und der Operation ACTIVE ENDEAVOUR. Ihren 
aktuellen Namen erhielt die SNMG2 im Jahre 2006. 

Seit 2016 ist die SNMG2 in der Ägäis auf Weisung 
vom Supreme Allied Commander Europe (SACEUR) 

eingesetzt. Der NATO-Rat hat den Vorschlag zur Un-
terstützung bei der Bewältigung der Flüchtlings- und 
Migrationskrise gebilligt. Eine Mandatierung durch den 
Deutschen Bundestag ist dabei nicht erforderlich, da 
keine exekutiven Rechte ausgeübt werden, sondern der 
Verband ausschließlich dazu beiträgt, ein lückenloses 
Lagebild über Schleuseraktivitäten sowie Migrations-
bewegungen zu gewinnen und diese Informationen mit 
den Anrainerstaaten teilt. Dazu sind jeweils ein türki-
scher und griechischer Verbindungsoffizier sowie ein 

Teilnahme SNMG 2 Ägäis  2020/2021Teilnahme SNMG 2 Ägäis  2020/2021Teilnahme SNMG 2 Ägäis  2020/2021

EinheitEinheitEinheit ZeitraumZeitraumZeitraum

EGV FGS BERLIN EGV FGS BERLIN EGV FGS BERLIN 20.04.2020 – 20.04.2020 – 20.04.2020 – 

08.09.202008.09.202008.09.2020

FREGATTE FGS BRANDENBURG FREGATTE FGS BRANDENBURG FREGATTE FGS BRANDENBURG 08.09.2020 – 08.09.2020 – 08.09.2020 – 

25.01.202125.01.202125.01.2021

TENDER FGS WERRA TENDER FGS WERRA TENDER FGS WERRA 25.01.2021 – 25.01.2021 – 25.01.2021 – 

29.05.202129.05.202129.05.2021

FREGATTE FGS LÜBECKFREGATTE FGS LÜBECKFREGATTE FGS LÜBECK seit 29.05.2021seit 29.05.2021seit 29.05.2021 Q
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Tender A 514 „Werra“ war als Flaggschiff der NATO-Unterstützungsmission in der Ägäis.
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Frontex-Beamter an Bord des deutschen Führungs-
schiffes eingeschifft. 
Seit 2017 ist die SNMG 2 zweigeteilt, wobei der Teil-
verband .01 unter deutscher Führung den Auftrag 
weiterhin in der ÄGÄIS erfüllt. Die Task Unit .02 ist der-
weilen mit den originären Aufgaben der SNMG 2 be-
auftragt.

Die NATO-Unterstützung ÄGÄIS wird als einsatzglei-
che Verpflichtung erfasst und wird daher im Einsatz-
führungskommando der Bundeswehr geführt.
Seit Juni 2020 waren vier deutsche Einheiten  in der 
SNMG2 beauftragt. Mit dem Tender „Werra“ war erst-
malig eine Einheit der Einsatzflottille 1 mit den Aufgaben 
des Flaggschiffs für den deutschen Kontingentführer  
eingesetzt. 

Dabei konnten Seit Juli 2020 mehr als 30.000 Que-
rungsversuche beobachtet werden, ein deutlicher 
Rückgang gegenüber dem Vorjahreszeitraum. Im 1. 
Quartal 2021 befand sich das Querungsaufkommen 
weiterhin auf einem geringen Niveau.

So leistet dieser Einsatz einen wertvollen Beitrag ge-
gen das Schlepperwesen und damit gegen ein ausbeu-
terisches Geschäftsmodell, das oft auch den Tod von 
Menschen billigend in Kauf nimmt. 

Zwar spielt bei dem Rückgang der Querungsversuche 
auch der Einfluss der COVID-19-Pandemie eine Rolle, 
allerdings ist zu erwarten, dass bei Abflauen der Pan-
demie auch die Zahlen wieder steigen werden. Daher 
ist eine Beendigung der NATO-Aktivität in der ÄGÄIS 
weiterhin nicht absehbar.  

Die Fregatte „Brandenburg“ übergibt eine Transportbox mit Munition an den Einsatzgruppenversorger A1411 „Ber-
lin“ im Rahmen eines Seeversorgungsmanövers vor der Küste Kretas während der Standing NATO Marime Group 2 
(SNMG 2) in der Ägäis, am 03. September 2020.

©
 B

un
de

sw
eh

r /
 W

en
dt

Seewache während der NATO-Unterstützungsmission in 
der Ägäis.
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European Union Naval Force Mediterranean
Durchsetzung des UN–Waffenembargos im zentralen Mittelmeer – Operation IRINI

Bei der Operation IRINI leistet die Deutsche Marine 
einen nachhaltigen Beitrag zur Durchsetzung des Waf-
fenembargos der Vereinten Nationen gegen Libyen.

Im April 2015 beschlossen die EU-Staats- und Regie-
rungschefs gegen Schleuser vorzugehen. Im Mai 2015 
wurde durch die Hohe Vertreterin der EU für Außen- 
und Sicherheitspolitik die European Union Naval Force 
Mediterranean (EUNAVFOR MED) eingerichtet, die 
später den Zusatz „Operation SOPHIA“ erhielt. Am 31. 
März 2020 endete das EU-Mandat für die Operation 
SOPHIA. Auf sie folgte die Operation IRINI – grie-
chisch für „Frieden“.  

Die Operation bekam eine vollkommen neue Ausrich-
tung und legte den Fokus auf die Verhinderung des 
Waffenschmuggels. Das aktuelle Mandat des Bundes-
tages wurde bis zum 30. April 2022 verlängert. Die 
Mandatsobergrenze beträgt 300. 

Bei der Operation SOPHIA lag das Hauptaugenmerk 
auf den zunehmenden Schlepperakitivitäten, die von 
Libyen ausgingen. In der ersten Phase der Operation 
ging es um die Aufklärung dieser Netzwerke. 
Dabei wurden Erkenntnisse über ihre Zusammenarbeit, 
Routen und Methoden gewonnen. Hinzu kamen dann 
noch die Aufgaben zur Verbesserung des Informations-
austausches mit Strafverfolgungsbehörden, die Aus-
bildung der libyschen Küstenwache und Marine sowie 
die Überwachung des Ausbildungsfortschrittes und die 
Informationsgewinnung über deschmuggel. Diese Auf-

gaben bestehen fort. 
Der ursprüngliche Auftrag bei SOPHIA umfasste auch, 
dass Schiffe des Verbands Boote von Schleusern auf 
hoher See anhalten, durchsuchen, beschlagnahmen 
und umleiten durften. Verdächtige konnten an Bord 
genommen und den Behörden eines Mitgliedsstaa-
tes übergeben werden. Mit dem erfolgreichen Aus-
bildungsfortschritt bei der libyschen Küstenwache 
konnten diese Aufgaben zunehmend abgetreten und 
die Einheiten der Operation in anderen Einsatzgebieten 
eingesetzt werden. 

Das aktuelle Mandat bei IRNI umfasst und unterstützt 
ein Kapitel VII-Mandat der UN-Charta und erlaubt u. 
a. auf Hoher See im Einsatzgebiet die Inspektion von 
Schiffen und Booten, die nach Libyen gehen oder von 
dort kommen, wenn der begründete Verdacht besteht, 
sie haben Waffen oder zugehöriges Material für Liby-
en an Bord. Die Zustimmung des Flaggenstaats wird 
grundsätzlich vorher eingeholt, dies kann jedoch auch 
nachgeholt werden, wenn die entsprechenden Stellen 
nicht zeitnah erreichbar sind. 

Die Schiffe und Flugzeuge des Verbandes sammeln 
ständig Informationen über mögliche Schmuggelaktivi-
täten und geben sie an das Operationshauptquartier in 
Rom weiter. Die Einheiten schaffen mit der Seeraum-
überwachung auch Kontrolldruck und wirken so prä-
ventiv.

Weitere Aufträge sind das Überwachen und Sammeln 
von Informationen über die illegale Ausfuhr von Erdöl 

Teilnahme IRINI  2020/2021Teilnahme IRINI  2020/2021Teilnahme IRINI  2020/2021

EinheitEinheitEinheit ZeitraumZeitraumZeitraum

P-3C ORION (Einsatz aus DEU)P-3C ORION (Einsatz aus DEU)P-3C ORION (Einsatz aus DEU) 11. Mai 2020 – 11. Mai 2020 – 11. Mai 2020 – 

17.08.2020 17.08.2020 17.08.2020 

FREGATTEFREGATTEFREGATTE FGS HAMBURG                            FGS HAMBURG                            FGS HAMBURG                           

(mit 2 BHS und DEU BT)(mit 2 BHS und DEU BT)(mit 2 BHS und DEU BT)

17.08.2020 – 17.08.2020 – 17.08.2020 – 

11.12.2020 11.12.2020 11.12.2020 

P-3C ORION (Einsatz aus DEU) P-3C ORION (Einsatz aus DEU) P-3C ORION (Einsatz aus DEU) 11.12.2020 –    11.12.2020 –    11.12.2020 –    

Mar 2021 Mar 2021 Mar 2021 

EGV FGS BERLIN                                       EGV FGS BERLIN                                       EGV FGS BERLIN                                       

(mit 2 BHS und LTU BT)(mit 2 BHS und LTU BT)(mit 2 BHS und LTU BT)

    (+2-3 Einsatzflüge P-3C/Monat)    (+2-3 Einsatzflüge P-3C/Monat)    (+2-3 Einsatzflüge P-3C/Monat)

16.03.2021 – 16.03.2021 – 16.03.2021 – 

03.07.2021 03.07.2021 03.07.2021 

U35 (+2-3 Einsatzflüge P-3C/Monat)U35 (+2-3 Einsatzflüge P-3C/Monat)U35 (+2-3 Einsatzflüge P-3C/Monat) 03.07.21 –        03.07.21 –        03.07.21 –        

Sep 2021Sep 2021Sep 2021

Soldaten landen mit Bordhubschrauber vom Typ Sea Lynx 
auf dem Containerschiff Rosaline A, während eines Un-
opposed Boardings im Rahmen der Mission EUNAVFOR 
MED Operation IRINI im Mittelmeer, am 22. November 
.2020.
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aus Libyen, einschließlich der Ausfuhr von Rohöl und 
raffinierten Erdölerzeugnissen. Darüber hinaus soll 
IRINI weiterhin beim Aufbau von Kapazitäten der liby-
schen Küstenwache und Marine und Ausbildung bei 
Strafverfolgungsaufgaben auf See, insbesondere zur 
Verhinderung von Schleuserkriminalität und Menschen-
handel, im Einsatzgebiet unterstützen. Eine Facette des 
Auftrages sich aktuell in der Abstimmung zwischen EU 
und libyschen Stellen befindet und vorerst ruht.

Die Deutsche Marine beteiligte sich bislang mit der 

Fregatte „Hamburg“ und dem Einsatzgruppenversorger 
„Berlin“ an IRINI. Auf der „Berlin“ war ein litauisches 
Boarding-Team  eingeschifft. Darüber hinaus wurde ein 
Seefernaufklärer des Typs P-3C Orion mit regelmäßi-
gen Flügen eingesetzt. Zurzeit operiert mit U35 erst-
mals ein Uboot der Deutschen Marine im Einsatzgebiet 
von IRINI. 

Zudem ist durchgängig deutsches Personal im Ope-
rational Headquarter in Rom eingesetzt. Seit Juli 2020 
wurden durch IRINI-Einheiten allein 52 Friendly Ap-
proaches und sieben Boardings durchgeführt. Mit der 
Fokussierung auf Friendly Approaches und Boardings 
durch die seegehenden Einheiten wurde der Druck auf 
Schmuggler im Operationsgebiet stetig erhöht

Verfasser: Einsatzführungskommando der Bundeswehr 
Referat Leitungsbüro/Informationsmanagement

EGV „Berlin“ versorgt eine italienische Fregatte in See.

Das italienische Patrouillenboot Cigala Fulgosi, die griechische Fregatte F 459 Adrias und die Fregatte F 220 Ham-
burg (v.l.n.r.), fahren in der Formation Arrow durch die offene See und üben das genaue Halten von Abstand und 
Peilung während einer PassEx-Übung im Rahmen der Mission EUNAVFOR MED Operation Irini im Mittelmeer, am 
01.12.2020.
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© Wolfgang Gröb

KAPITEL 2
WELTHANDEL UND WELTHANDSLFLOTTE

2.0 Maritime Entwicklung Weltweit

2.1 Entwicklung der Weltwirtschaft

2.2 Entwicklung des Welthandels

2.3 Entwicklung der Welthandelsflotte

2.4 Entwicklung im Weltschiffbau

2.5 Verkehr durch Kanäle
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2.0 MARITIME ENTWICKLUNG WELTWEIT

 20 Vgl. SWP-Aktuell Nr. 97/2020 von Heribert Dieter, hier abgedruckt in gekürzter Fassung, https://www.swp-berlin.org/publications/products/
aktuell/2020A97_AsiatischeFreihandelszoneRCEP.pdf

ASIENS FREIHANDELSABKOMMEN

Die asiatische Freihandelszone RCEP20

Der Abschluss der Verhandlungen zum Freihandelsab-
kommen »Regional Comprehensive Economic Partner-
ship« (RCEP) am 15. November 2020 wurde vielfach 
als wichtiger Schritt in der Entwicklung des internatio-
nalen Handelssystems gepriesen. Dass in dieser Zeit 
die größte Freihandelszone geschaffen wird, die die 
Welt je gesehen hat, ermöglicht es, Protektionismus 
nicht mehr als einzige Option für die Handelspolitik im 
dritten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts zu sehen. Doch 
auch wenn RCEP die administrative Komplexität der 
Handelsabkommen in der Region reduziert, stellt es 
keinen großen Durchbruch hin zu einem liberalen Wirt-
schaftsraum dar. RCEP ist ein relativ schwaches Han-
delsabkommen. Es hat nicht das Potenzial, aus dem 
asiatischpazifischen Raum einen monolithischen Block 
in der internationalen Handelspolitik zu machen. Zudem 
leistet es keinen Beitrag zur Überwindung der wach-
senden politischen Spannungen in der indopazifischen 
Region.

RCEP wurde von den ASEAN-Staaten initiiert und 
schließt deren zehn Mitglieder (Brunei, Indonesien, 
Kambodscha, Laos, Malaysia, Myanmar, die Philippinen, 
Singapur, Thailand, Vietnam) sowie die Volksrepublik 
China, Japan, Südkorea, Australien und Neuseeland 
ein. Von 2012 an verhandelten diese Länder über die 
Bedingungen eines regionalen Freihandelsabkommens.
Eines der Hauptmotive für die ASEAN-Staaten war 
die Schaffung eines Gegengewichts zur Transpazi-
fischen Partnerschaft (TPP). Nach dem Ausscheiden 
der USA aus diesem Abkommen im Jahr 2017 stellte 
die anschließende Realisierung eines kleineren, etwas 
weniger ambitionierten Projekts (Comprehensive and 
Progressive Agreement for Trans-Pacific Partnership, 
CPTPP) keinen vollwertigen Ersatz für RCEP dar, weil 
bedeutende ASEAN-Mitglieder, insbesondere Indone-
sien und Thailand, nicht an CPTPP teilnahmen.
Allerdings verändert RCEP die Handelsbeziehungen 
zwischen der ASEAN und der VR China nicht we-
sentlich, da der Handel zwischen diesen elf Volks-
wirtschaften schon seit 2010 auf der Basis eines 
Freihandelsabkommens abgewickelt wird. Dieses geht 
indes auf einen Vorschlag des damaligen chinesischen 

Premierministers Zhu Rongji und nicht auf die ASEAN 
zurück. [...]
Die Bedeutung von RCEP wäre höher, wenn Indien das 
Abkommen unterzeichnet hätte. Allerdings ringt Indien 
seit Jahren mit seiner Rolle in der Weltwirtschaft. Einer-
seits sind die Unternehmen des Landes auch jenseits 
der Landesgrenzen sehr aktiv, und dies nicht nur im 
Dienstleistungssektor. Wesentliche Anteile an der briti-
schen Automobilindustrie (Jaguar, Land Rover) gehören 
heute dem indischen Unternehmen Tata. Andererseits 
haben sich indische Regierungen immer wieder als 
Bremser bei der Weiterentwicklung von Regelwerken 
für den internationalen Handel erwiesen. Von Beginn 
der Verhandlungen zur Doha-Runde der WTO im Jahr 
2001 an drängte Neu-Delhi auf die Durchsetzung der 
Forderungen der Entwicklungs- und Schwellenländer. 
Die teilweise überzogenen Forderungen dieser Grup-
pe trugen wesentlich zum Scheitern der Doha-Runde 
bei. Die Erwartung, dass die seit 2014 amtierende Re-
gierung von Narendra Modi mutig genug sein würde, 
Indiens Handelspolitik deutlich zu liberalisieren, hat 
sich nicht bestätigt. Indien verharrt in einer Position der 
Globalisierungsskepsis und setzt – ebenso wie China 
im neuen Fünfjahresplan – vor allem auf die binnenwirt-
schaftliche Entwicklung.

Das Land stellt im heutigen internationalen Handelssys-
tem einen Sonderfall dar, weil es mit keinem der großen 
Wirtschaftsräume (Ostasien, Europa, Nordamerika) ein 
Freihandelsabkommen abgeschlossen hat. Premiermi-
nister Modi hatte lange den Anschein erweckt, er würde 
Indien entschlossen zu einer modernen Volkswirtschaft 
entwickeln, die sich dem internationalen Wettbewerb 
stellt. Modi kritisierte immer wieder die protektionisti-
sche Politik von US-Präsident Trump. Noch Anfang 
2018 wurde er beim Davoser Weltwirtschaftsforum für 
seinen Appell gefeiert, die Globalisierung zu akzeptie-
ren und internationale Institutionen wie die Welthan-
delsorganisation zu stärken.
Aber schon damals warnten Beobachter vor der Dis-
krepanz zwischen den Ankündigungen der indischen 
Regierung und ihren Taten. Im Grunde verfolgte Modi 
selbst stets eine protektionistische Politik. Im Index 
wirtschaftlicher Freiheit, den die amerikanische Herita-
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RCEP

ge Foundation erstellt, liegt Indien 2020 auf Rang 120 
und damit deutlich hinter den ASEAN-Ländern Malay-
sia (24), Thailand (43) und Indonesien (54). [...]
Es ist bemerkenswert, dass RCEP in den teilnehmen-
den Volkswirtschaften auf wenig oder gar keinen poli-
tischen Widerstand stieß. Der Hauptgrund für dieses 
Schweigen der Zivilgesellschaft liegt darin, dass das 
RCEP eine Gruppe von Ländern umfasst, die man 
vereinfachend als eine Koalition von »Gewinnern der 
Globalisierung« bezeichnen könnte. Heute lässt sich 
in den Gesellschaften im asiatisch-pazifischen Raum 
nach wie vor ein hohes Maß an Unterstützung für eine 
Liberalisierung des Handels und eine weitreichende 
internationale Arbeitsteilung beobachten. Während 
die alten Verfechter der Globalisierung – vor allem die 
meisten OECD-Länder – mittlerweile müde und miss-
trauisch sind, artikulieren viele asiatische Gesellschaf-
ten in bemerkenswerter Deutlichkeit den Wunsch nach 
mehr Öffnung und Vernetzung. Die Bevölkerungen 
Vietnams und der Philippinen verzeichnen in Umfragen 
kontinuierlich den höchsten Grad an Unterstützung 
für die Globalisierung. Die Menschen in den meisten 
RCEP-Ländern sehen in einem Mehr an internationa-
lem Handel keine Bedrohung, sondern eine Chance.

Was das regionale Handelsabkommen 
für die EU und die deutsche Wirtschaft 
bedeutet und was nicht (IW)21

RCEP ist relevant für Europa, wird in mancher Hinsicht 
aber überschätzt. Im Vergleich zu EU-Abkommen bleibt 
die Handelsliberalisierung weit zurück. Denn rund fünf 
Sechstel des intraregionalen Handels fanden nach Be-
rechnungen des Economist bislang zwischen Partnern 
von bilateralen Freihandelsabkommen (FHA) statt, so-
dass der Zollabbau insgesamt gering ist. Nur Japan, 
Südkorea und China bauen Zollhürden in nennenswer-
tem Maß gegenseitig ab, aber mit Übergangsfristen von 
bis zu zwei Dekaden. Auch im Dienstleistungshandel 
geht es abgesehen von selektiven neuen Öffnungen 
vorwiegend um ein Festschreiben von Bestehendem. 
Ökonomisch sehr relevant ist aber die Vereinheitlichung 
der vielen sich überschneidenden bilateralen FHA in der 
Region und vor allem die Vereinfachung von Ursprungs-
regeln, die zudem recht liberal gegenüber Drittländern 
gefasst sind. Dieser Schritt mindert Handelsbürokratie 
gerade für KMU und dürfte die grenzüberschreitenden 

 21 Matthes, Jürgen / Kolev, Galina, 2020, Eine Einordnung von RCEP. Was das regionale Handelsabkommen für die EU und die deutsche Wirt-
schaft bedeutet – und was nicht, IW-Policy Paper, Nr. 28, Köln IW Institut der deutschen Wirtschaft, https://www.iwkoeln.de/studien/juergen-
matthes-galina-kolev-was-das-regionale-handelsabkommen-für-die-eu-und-die-deutsche-wirtschaft-bedeutet-und-was-nicht.html   entnommen 
20.05.2021
 22 Petri, Peter A. / Plummer, Michael G., 2020, East Asia Decouples from the United States: Trade War, COVID-19, and East Asia’s New Trade 
Blocs, Peterson Institute for International Economics Working Paper, Nr. 20-9, https://www.piie.com/system/files/documents/wp20-9.pdf 
[5.12.2020]

Wertschöpfungsketten in der Region weiter stärken.

Die RCEP-Region ist wichtig für Deutschland. Sie steht 
für rund 13,0 % der Warenexporte und 17,3 % der Wa-
renimporte im Jahr 2019. Zwar dominiert China. Doch 
entfallen auf die anderen RCEP-Mitglieder 5,8 % der 
Ausfuhren und 7,3 % der Einfuhren. RCEP hat wegen 
der begrenzten Liberalisierung nur geringe ökonomi-
sche Effekte auf Europa. Eine Modellschätzung (Pet-
ri/Plummer, 202022) geht von marginal positiven plus 
0,06 % des BIP im Jahr 2030 aus. Dabei werden mo-
derate negative Umlenkungseffekte zulasten Europas 
(vor allem in China) durch positive Effekte eines größe-
ren Wachstums der RCEP-Region kompensiert.
Die Rolle Chinas wird überbewertet. RCEP ist nicht 
unter Führung Pekings, sondern der ASEAN-Staaten 
zustande gekommen. Zudem hat China nicht seine 
Standards durchgesetzt, da RCEP hier ebenfalls wenig 
leistet. China ist aufgrund seiner Wirtschaftskraft da-
bei. Doch musste es dafür Zollsenkungen gegenüber 
Japan und Südkorea zustimmen, die es lange gescheut 
hat. Das war es der chinesischen Führung wert, denn 
RCEP ermöglicht strategisches Selbstmarketing. So 
stellt sich China als Liberalisierer und Gegner des Pro-
tektionismus (der USA) dar und kann darauf verweisen, 
dass die USA nicht dabei sind – und der weitere Rivale 
Indien ebenso nicht. Neben diesem geopolitisch rele-
vanten Erfolg wird China in der Region mehr investieren 
(auch im Rahmen der Belt and Road Initiative) und sei-
ne Bedeutung in den regionalen Wertschöpfungsketten 
weiter ausbauen. Dabei nutzt es einige ASEAN-Länder 
wie Vietnam in immer stärkerem Maß als Exportplatt-
form, vermutlich auch zur Umgehung von Handelsbar-
rieren der EU und der USA.

Die EU wird durch RCEP nicht vorgeführt. Denn der 
Geist von RCEP – Handelsliberalisierung und Regel-
bindung trotz politischer Konflikte – entspricht durch-
aus den Zielen der EU. Zudem ist die EU bereits mit 
mehreren FHA in der Region präsent oder verhandelt 
darüber. Ein Abkommen mit ASEAN ist vor allem wegen 
hoher Umwelt- und Menschenrechtsstandards der EU 
nicht zustande gekommen. In Zukunft muss die EU die 
indopazifische Region noch stärker in den Blick neh-
men. Ein Beitritt zu RCEP erscheint dabei nicht ratsam, 
da die Standards zu niedrig sind und die EU hier auch 
gegenüber China Handelsbarrieren abbauen müsste. 
Stattdessen sollte die EU prüfen, mit den USA und dem 
Vereinigten Königreich einem gemeinsam weiter entwi-
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ckelten CPTTP beizutreten. Auf diese Weise würden 
sich marktwirtschaftliche und wertebasierte Standards 
für fairen Handel setzen lassen. Das Abkommen könn-
te damit Vorreiter für neue WTO-Regeln sein und wäre 
für China offen, aber nur wenn Peking diese Standards 
akzeptiert.

AUTONOME SCHIFFFAHRT WIRD AUS-
BILDUNG VON SEELEUTEN VERÄNDERN23

Jade-Hochschule 2020 Wilhelmshaven, Olden-
burg, Elsfleth Forschung und Transfer Jahres-
bericht, Forschungsbericht 2020

Die kontinuierliche technologische Weiterentwicklung 
der letzten Jahre, insbesondere im Bereich der künst-
lichen Intelligenz (KI), hat Möglichkeiten eröffnet, voll-
ständig autonome Systeme zu entwickeln. Mit der 
Einführung auch wirtschaftlich geeigneter Lösungen 
gewinnen Entwicklung und Betrieb unbemannter und 
autonom fahrender Fracht- und Passagierschiffe in 
jüngster Zeit an Dynamik. 
Der Einsatz dieser Schifffahrtstechnologien wird erheb-
liche Auswirkungen auf die Seefahrt und die Rolle des 
nautisch-technischen Bordpersonals haben. Der Land-
betrieb solcher Schiffe erfordert neue Fähigkeiten und 
Fachkenntnisse, die bisher noch unbekannt sind.

Untersuchung des Ausbildungsbedarfs von 
Seeleuten für den Betrieb autonomer Schiffe

Die vierte industrielle Revolution, die vor etwa einem 
Jahrzehnt begann, hat zahlreiche Industriesektoren und 
auch die Gesellschaft insgesamt verändert und verän-
dert sie auch weiterhin. In ihr spiegeln sich die tech-
nologischen Veränderungen wider, die radikal auf die 
gesamte Schifffahrtbranche einwirken. Obwohl bisher 
nur wenige Schiffsautomatisierungsprojekte abge-
schlossen sind, ist eine Tendenz der Reedereien er-

 23 Jade Hochschule Jahresbericht Forschungsbericht 2020.(entnommen: 24.Juni 2021)

kennbar, verstärkt automatisierte Systeme auf Schiffen 
zu installieren und in naher Zukunft auch unbemannte 
Schiffe einzusetzen, die von Landstationen aus gesteu-
ert werden. Bisher lag der Schwerpunkt hauptsächlich 
auf technologischen Spezifikationen und Entwicklun-
gen. Der Ausbildung von Seeleuten, die diese künftigen 
Schiffe bedienen werden, wurde jedoch wenig Bedeu-
tung beigemessen. Daher ist es erforderlich, zunächst 
die neuen Fähigkeiten und Kompetenzen zu ermitteln, 
die das seefahrende Personal der Zukunft benötigt, um 
hochautomatisierte Schiffe entweder als Besatzungs-
mitglieder oder in Operationszentren von Land aus 
zu betreiben. Um den künftigen Schulungsbedarf von 
Seeleuten für den Betrieb autonomer Schiffe zu unter-
suchen und den wichtigsten Interessengruppen der 
maritimen Industrie (Reedereien, maritime Trainings-
einrichtungen, IMO, Regulierungsbehörden usw.) einen 
Status quo und Empfehlungsrahmen für die Ausbildung 
zu vermitteln, ging das Projekt den folgenden vier Fra-
gen nach:

1. Welche Arten von Fähigkeiten und  Kompe-
 tenzen sind erforderlich, um   
 unbemannte und autonome Schiffe von Land  
 einzusetzen?
2. Sind maritime Ausbildungseinrichtungen  
 darauf vorbereitet, diese Fähigkeiten und   
 Kompetenzen auszubilden?
3. Welche Qualifikationen sollten zukünftige   
 Ausbilder/Trainer haben?
4. Welche gesetzlichen/regulatorischen Maß- 
 nahmen sind dafür erforderlich?

Zur Beantwortung dieser Fragen wurde ein qualitativer 
Forschungsansatz anhand von Gesprächsinterviews mit 
Vertretern der maritimen Industrie auf der ganzen Welt ge-
wählt. Unter den Befragten befanden sich Seeleute (Deck 
und Maschine), internationale Seerechtsbehörden, mariti-
me Unternehmen sowie maritime Trainingseinrichtungen. 

Nach der Analyse der Antworten ergab sich auf die erste 
Forschungsfrage folgendes Bild:

1. Ein Großteil der jetzigen Qualifikationen und Fähig-
keiten von Seeleuten (sowohl technische als auch 
nichttechnische) werden auch im Zuge autonomer 
Schifffahrt zunächst noch benötigt.

2. Die künftig eingesetzten Technologien werden die 
neuen Fähigkeiten bestimmen, die für den Betrieb 
autonomer und unbemannter Schiffe erforderlich 
sind.

3. Zukünftige Betreiber autonomer und unbemannter 
Schiffe absolvieren idealerweise zuerst das traditio-
nelle Seefahrertraining, bevor sie sich weiterbilden, 

Kontrollzentrum für Auslesen der Daten und der Möglichkeit um 
externen Eingreifen (© Muthesius Kunsthochschule)
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um auf autonomen Schiffen und in Landstationen zu 
arbeiten.

Aus den Antworten auf Frage 2 geht hervor, dass maritime 
Trainingseinrichtungen derzeit noch nicht in der Lage sind, 
diese Fähigkeiten und Kompetenzen auszubilden.
Wie bei Frage 2 bestimmen die technologischen Fort-
schritte auch die Qualifikationen, die die Ausbilder benö-
tigen (Frage 3). Sie sollten intensiv geschult werden, um 
Fähigkeiten in Bezug auf Betrieb, Wahrnehmung, Führung, 
Kommunikation und Entscheidungsfindung für autonome 
Systeme angemessen zu vermitteln. In Bezug auf Frage 
4 wurde die Komplexität hervorgehoben, die mit der Er-
reichung eines internationalen Rechtsrahmens für autono-
me Schiffe verbunden ist und die verschiedenen von allen 

Schifffahrtsnationen akzeptierten Autonomiestufen ab-
deckt. Da die aktuellen Vorschriften alle auf Grundlage der 
Anwesenheit von Personen an Bord beruhen, gibt es zahl-
reiche Regelungslücken, die in den aktuellen Vorschriften 
behoben werden müssen.

Zwei Themen kristallisierten sich am Ende des iterativen 
Auswerteverfahrens heraus:

Mangelnde Bereitschaft

Die Befragten gaben an, dass der Rahmen für den Betrieb 
autonomer Schiffe wesentlich von den zukünftigen Ent-
wicklungen in der maritimen Industrie allgemein, von der
Machbarkeit und Sicherheit einer autonomen Schiffstech-
nologie, der Wirtschaftlichkeit und der Ausarbeitung durch 
Regulierungsbehörden bestimmt werden.

Unsicherheiten hinsichtlich des zukünftigen 
Trainings- und Qualifikationsbedarfs

Die Befragten fürchten, dass sich die Branche von 
einer lokalisierten zu einer generalisierten Ausbildung 
entwickeln wird. Schulungen würden zuerst von den 
Technologieanbietern durchgeführt. Sobald sich eine 
Technologie zum Standard entwickelt hat, werden die 
Lehrpläne durch die STCW-Konvention angepasst 
oder weiterentwickelt, und erst danach können ma-
ritime Hochschulen die Ausbildung übernehmen. In-
folgedessen können sie derzeit über die zukünftigen 
Qualifikationen nur spekulieren.

Gesamtprojektleitung:
Dr. G. Reza Emad University of Tasmania
Beteiligter:
Christian Jauernig, M.Sc. Förderung durch die Interna-
tional Association of Maritime Universities
Kooperationspartner: 
University of Souith Eastern Norway, University of Tas-
mania

Zwei Fähren der „Floating Platform“ begegnen sich auf der Kieler Förde © Muthesius Kunsthochschule

Offene Rümpfe für gute Erreichbarkeit der Komponenten
© Muthesius Kunsthochschule
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2.1 ENTWICKLUNG DER WELTWIRTSCHAFT
EINBRÜCHE IM WELTHANDEL NACH CORONAPANDEMIE24

Welthandel nach Einbrüchen durch Coronapande-
mie auf starken, aber ungleichmäßigen Aufschwung 
vorbereitet. (Welthandelsorganisation)

[…]Nach neuen Schätzungen der WTO wird für 2021 
ein Anstieg des Weltwarenhandelsvolumens um 8,0 % 
erwartet, nachdem es 2020 um 5,3 % gesunken war. 
[…]
Im Anschluss dürfte sich das Handelswachstum auf 
4,0 % im Jahr 2022 verlangsamen. Die Auswirkungen 
der Pandemie werden somit weiterhin spürbar bleiben, 
da der Handel bei diesem Expansionstempo hinter sei-
nem Trend aus der Zeit vor der Pandemie zurückbleibt. 
Die relativ positiven kurzfristigen Aussichten für den 
Welthandel werden getrübt durch regionale Ungleich-
gewichte, eine andauernde Schwäche des Dienstleis-
tungssektors und nur schleppend vorankommende 
Impfungen, insbesondere in ärmeren Ländern. Covid-19 
bleibt weiter die größte Bedrohung für die Aussichten 
des Handels, und neue Infektionswellen könnten die 
Hoffnung auf Erholung schnell zunichtemachen. […]
„Mit einer deutlich gesteigerten Produktion von Impf-
stoffen können Unternehmen und Schulen schneller 
wieder öffnen und Volkswirtschaften wieder auf die 
Beine kommen. Solange aber einer Vielzahl von Men-
schen und Ländern der Zugang zu ausreichenden 

Impfstoffmengen verwehrt ist, wird dies das Wachstum 
drosseln und es besteht die Gefahr, dass die gesund-
heitliche und wirtschaftliche Erholung weltweit wieder 
rückläufig wird“, sagte WTO-Generaldirektorin Ngozi 
Okonjo Iweala. […]
Die Prognose zeigt zwei unterschiedliche Szena-
rien für den Handel. Im positiven Szenario würden 
sich Herstellung und Verbreitung von Impfstoffen be-
schleunigen, sodass Eindämmungsmaßnahmen früher 
gelockert werden könnten. Dabei wäre ein Zuwachs 
um etwa einen Prozentpunkt beim weltweiten Brutto-
inlandsprodukt (BIP) und um etwa 2,5 Prozentpunkte 
beim weltweiten Warenhandelsvolumen im Jahr 2021 
zu erwarten. Bis zum vierten Quartal 2021 würde der 
Handel wieder zu seinem Trend aus der Zeit vor der 
Pandemie zurückkehren. Im negativen Szenario hält 
die Impfstoffherstellung nicht mit der Nachfrage Schritt 
und/oder es entstehen neue Virusvarianten, gegen die 
die produzierten Impfstoffe weniger wirksam sind. Bei 
einer solchen Entwicklung könnte das weltweite BIP im 
Jahr 2021 um einen und das Handelswachstum um fast 
zwei Prozentpunkte sinken. 
Für das gesamte Jahr 2020 ging der Warenverkehr 
um 5,3 % zurück. Dieser Rückgang ist geringer als die 
9,2 %, die die WTO zuvor im Oktober 2020 prognos-
tiziert hatte. […]

USA 20.933

China 14.723

Japan 5.049

Deutschland
3.803

Großbritanien
2.711

Indien 2.711

Frankreich 2.599

Italien 1.885
Kanada 1.643

Korea 1.631

10 Länder mit dem größten 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 2020

In Milliarden US-Dollar

Nordamerika
61.453

EURO-Zone
37.712

EU 
33.927

Europa und 
Zentralasien
23.780

Ostasien und Pazifik
11.526

Lateinamerika und Karibik 7.417
Arabische Welt 5.802

Südasien 1.804
Afrika und Sub-Sahara 1.483

Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf 
2020

In US-Dollar
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 24 Pressemitteilung Nr. 876 der  Welthandelsorganisation vom 31. März 2021 amtl. Übersetzung durch Bundessprachenamt. Entnommen: https://
www.wto.org/english/news_e/pres21_e/pr876_e.htm  am 29.04.2021
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Das Volumen des weltweiten Weltwarenhandels brach 
im zweiten Quartal 2020 im Vergleich zum Vorjahr um 
15 % ein (die prognostizierten – 17,3 % wurden im 
Oktober nach oben korrigiert), nachdem Länder auf der 
ganzen Welt das öffentliche Leben herunterfuhren und 
Reisebeschränkungen verhängten, um die Ausbreitung 
von Covid-19 einzudämmen. […]

Im Jahr 2020 fiel der Handel nominal in US-Dollar ge-
rechnet sogar stärker ab als der Handel nach Volu-
menwerten. Die Zahlen für die weltweite Warenausfuhr 
sanken im Vergleich zum Vorjahr um 8 %, während die 
Erträge aus kommerziellen Dienstleistungen um 20 % 
einbrachen. Dieser Sektor war besonders durch inter-
nationale Reisebeschränkungen belastet, die die Er-
bringung von Dienstleistungen verhinderten. […]
Die Auswirkungen der Pandemie auf das Warenhan-
delsvolumen waren 2020 regional unterschiedlich, 
wobei die meisten Regionen starke Rückgänge so-
wohl bei den Exporten als auch bei den Importen ver-
zeichneten. Die einzige Ausnahme bildete Asien mit 
einem Anstieg des Exportvolumens um bis zu 0,3 % 
und einem Rückgang des Importvolumens um gerin-
ge 1,3 %. In den rohstoffreichen Regionen gingen die 
Importe am stärksten zurück, unter anderem in Afrika 
– 8,8 %, Südamerika – 9,3 % und im Nahen Osten 
– 11,3 %, wahrscheinlich aufgrund geringerer Einnah-
men aus dem Export, nachdem die Ölpreise um circa 
35 % gefallen sind. Verglichen mit anderen Regionen 
fiel der Rückgang bei den nordamerikanischen Impor-
ten relativ gering aus – 6,1 %. […]

Ein großer Anteil der weltweiten Importnachfrage wird 
von Asien gedeckt werden, dort wird für 2021 ein 
Wachstum von 8,4 % erwartet. Exporte aus Europa 
werden fast genauso stark zunehmen 8,3 %, während 
Warenlieferungen aus Nordamerika geringere Zuwäch-
se erfahren werden 7,7 %. Vielversprechende Progno-
sen für das Exportwachstum in Afrika 8,1 % und im 
Nahen Osten 12,4 % beruhen auf der Annahme, dass 
die Reiseausgaben im Laufe des Jahres steigen und 
somit die Nachfrage nach Öl stärken. Gleichzeitig er-
fährt Südamerika ein schwächeres Exportwachstum 
3,2 %, genau wie die Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (CIS), einschließlich einiger früherer und asso-
ziierter Mitglieder 4,4 %.

Gründe für den geringer als zu Beginn der Pan-
demie befüchtet ausgefallenen Rückgang bei 
Handel und Produktion

Im April 2020, als mehr als die Hälfte der Weltbevöl-
kerung von Lockdown-Maßnahmen betroffen war, 
wurden aufgrund des schieren Ausmaßes der pande-
miebedingten Ungewissheit im Rahmen der Handels-
prognose der WTO zwei unterschiedliche Szenarien 

betrachtet, wie sich Covid-19 auf den weltweiten Han-
del auswirken würde: Ein relativ optimistisches Sze-
nario mit einem starken Rückgang, gefolgt von einer 
Erholung ab der zweiten Jahreshälfte 2020, und ein 
pessimistischeres Szenario mit einem steileren anfäng-
lichen Rückgang und langsamerer Erholung. Schnell 
wurde deutlich, dass das optimistische Szenario das 
tatsächlich eintretende war, was die WTO im Juni 2020 
verkündete. Doch selbst in diesem Szenario war das 
Ausmaß des Rückgangs noch überzeichnet: Die an-
fängliche Schätzung von – 12,9 % im April wurde bis 
Oktober auf – 9,2 % nach oben korrigiert. Letztendlich 
betrug der Rückgang – 5,3 %. Gleichermaßen sank 
der vom Internationalen Währungsfond (IWF) prognos-
tizierte Rückgang des weltweiten BIP bei Marktwech-
selkursen im Jahr 2020 von – 6,1 % im vergangenen 
Juni auf – 4,7 % im Oktober und schlussendlich auf 
– 3,8 % im Januar 2021. […]
Die wichtigsten Faktoren dabei waren wahrscheinlich 
die starken geld- und fiskalpolitischen Maßnahmen vie-
ler Regierungen. Diese Maßnahmen, die in Umfang und 
geografischer Reichweite die Reaktionen auf die welt-
weite Finanzkrise von 2008 bis 2009 weit übertrafen, 
halfen dabei, einen stärkeren Rückgang der globalen 
Nachfrage zu verhindern, der das Handelsaufkommen 
noch weiter verringert hätte. Insbesondere die Fiskal-
politik erhöhte die persönlichen Einkommen in den 
modernen Volkswirtschaften. Dadurch konnten einige 
Haushalte ein relativ hohes Konsumniveau aufrechter-
halten und mehr Ausfuhren unterstützen, als es ande-
renfalls möglich gewesen wäre.
Lockdowns und Reisebeschränkungen veranlassten 
die Verbraucher, Ausgaben von nicht handelbaren 
Dienstleistungen auf Waren zu verlagern. Innovation 
und Anpassung durch Unternehmen und Haushalte 
verhinderten ein noch stärkeres Einbrechen der Wirt-
schaftsaktivitäten. Die Lieferketten für die Herstellung 
von Produkten konnten wieder geschlossen werden, 
viele Menschen gingen dazu über, aus der Distanz zu 
arbeiten, was Einkommen und Nachfrage generierte. 
Darüber hinaus verhinderte schließlich die handels-
politische Zurückhaltung der WTO-Mitglieder, dass 
Protektionismus den Welthandel abschnürte. Wie die 
Beobachtung der WTO aufzeigte, wurden viele rest-
riktive Maßnahmen für den Handel, die zu Beginn der 
Pandemie verhängt worden waren, nun zurückgenom-
men und neue Liberalisierungsmaßnahmen erlassen. 
Trotz andauernder Herausforderungen, vor allem im 
Handel mit Impfstoffen, hielt das multilaterale Handels-
system den Handel in Gang und verhinderte schlechte-
re Ergebnisse, da die Mitglieder durch Verpflichtungen 
und wirtschaftliches Eigeninteresse gebunden waren. 
Wie auch in der globalen Finanzkrise erwies sich das 
Fundament des Systems als solide. […]
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 25 Hrsg. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) Öffentlichkeitsarbeit 24.02.2021. Entnommen: https://www.bmwi.de am 
10.08.2021 

Der steile Erholungspfad der globalen Konjunktur nach 
dem historischen Einbruch im zweiten Quartal 2020 ist 
trotz der weltweit verhängten Lockdowns nur wenig ab-
geflacht. […] 
In nahezu allen großen Wirtschaftsräumen stieg 
die Wirtschaftsleistung im dritten Quartal bspw. 
im Euroraum + 12,4 %, in den Vereinigten Staaten 
+ 7,5 %, Japan + 5,3 %, China + 3,0 %. Das globale 
BIP stieg im gleichen Zeitraum um 7,1 %. Zum Schluss-
quartal 2020 trat allerdings aufgrund vielerorts erneut 
verhängter Lockdowns eine differenziertere Entwick-
lung ein. Während die Wirtschaftsleistung im Euroraum 
wieder rückläufig war – 0,7 % ging die Aufholjagd in 
den Vereinigten Staaten + 1,0 % und China + 2,6 % 
weiter. […]

Vereinigte Staaten: Fortgesetzte Erhöhung und 
positive Aussichten für den weiteren Verlauf

Die Wirtschaftsleistung der Vereinigten Staaten erhöh-
te sich im vierten Quartal 2020 preis- und saisonberei-
nigt um 1,0 % gegenüber dem Vorquartal. Damit setzt 
die amerikanische Wirtschaft ihre Erholung aus dem 
dritten Quartal, wenn auch deutlich verlangsamt, fort. 
Im dritten Vierteljahr war das BIP noch um 7,5 % ge-
stiegen. Die deutlichsten Zuwächse verzeichneten im 
vierten Quartal die Investitionen + 4,3 % und die Ein- 

und Ausfuhren, die um jeweils 6,7 % und 5,1 % zunah-
men. Das Ausbleiben eines flächendeckenden harten 
Lockdowns dürfte hierzu beigetragen haben. Der pri-
vate Konsum legte um 0,6 % zu. Nur die Konsum-
ausgaben des Staates fielen wie auch schon im dritten 
Quartal geringer aus und gingen um 0,3 % zurück. […] 
Auch die Aussichten auf eine rasche Durchimpfung der 
Bevölkerung haben sich verbessert, derzeit wird mit 
dem Erreichen der 60-Prozent-Marke gegen Juli 2021 
gerechnet. Darüber hinaus wird die wirtschaftliche Ent-
wicklung zusätzlich durch das neue 1,3 Billionen US-
Dollar umfassende Konjunkturprogramm von Präsident 
Joe Biden gestützt. […]

Japan: Deutliche Verlangsamung des Aufholpro-
zesses und gedämpfte Aussichten

Die japanische Wirtschaftsleistung stieg im dritten und 
vierten Quartal 2020 preis- und saisonbereinigt um 
jeweils 5,3 % und 3,0 % gegenüber dem Vorquartal. 
Zuletzt war die Entwicklung im vierten Quartal insbe-
sondere durch Zuwächse im privaten + 2,2 % und 
staatlichen Konsum + 2,0 % geprägt. […]
Der IWF erwartet für das Jahr 2021 ein Wachstum des 
japanischen BIP in Höhe von 3,1 %. Für das kommende 
Jahr wird mit einem abgeschwächten Anstieg um 2,4 % 
gerechnet. 

©
 W

ol
fg

an
g 

G
rö

b



101

WIRTSCHAFTSLEISTUNG

Euroraum: Rückgang im vierten Quartal schwä-
cher als erwartet, dennoch gedämpfter Ausblick

Mit einem Rückgang von 0,7 % ging die Wirtschafts-
leistung im Euroraum im letzten Quartal des Jahres 
2020 weniger stark zurück als befürchtet. Damit kommt 
die europäische Wirtschaft vielerorts mit den pande-
miebedingten Einschränkungen besser zurecht als 
noch im Frühjahr. Insbesondere die spanische und 
deutsche Wirtschaft zeigten sich im vierten Quartal 
2020 mit Veränderungsraten von jeweils + 0,4 % und 
+ 0,1 % relativ resilient. In Österreich, Italien und Frank-
reich hingegen kam es zu deutlichen Rückgängen von 
jeweils – 4,3 %, – 2,0 % und – 1,3 %. […]
Der IWF geht in seiner aktualisierten Prognose von ei-
nem BIP-Wachstum im Eurogebiet von 4,2 % im Jahr 
2021 aus. In 2022 wird wiederum ein Anstieg um 
3,6 % erwartet.

China: Wachstum im Jahr 2020 schafft positive 
Ausgangslage für das Jahr 2021 

Chinas Wirtschaft meldete als einzige der großen 
Volkswirtschaften für das vergangene Jahr ein Wachs-
tum und steigerte seine Leistung um 2,3 %. Industrielle 
Erzeugung, Investitionen und Exporte stiegen zuletzt 
im Dezember und unterm Strich im vierten Quartal an. 
Das schafft eine gute Ausgangslage für das Jahr 2021. 
Das chinesische BIP stieg im Schlussquartal 2020 um 
2,6 %. […]
Auch im chinesischen Außenhandel stehen die Zei-
chen weiter auf Erholungskurs. Die Exporte wuchsen im 
Dezember mit einem kräftigen Plus von 5,2 % gegen-
über dem Vormonat November, der seinerseits schon 

Wachstum von beeindruckenden 13 % aufwies. Die 
Importe stiegen ähnlich stark und nahmen im Dezember 
um 5,8 % zu. Für China rechnet der IWF in seiner Pro-
gnose vom Januar mit einem Wachstum im Jahr 2021 
von 8,1 %. Für das nächste Jahr sagt der IWF eine Stei-
gerung der Wirtschaftsleistung um 5,6 % voraus.

Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukt von Industrie- und Schwellenländern

Land 2019 2020 2021* 2022*

Indien 5,76 % – 9,90 % 7,9 % 4,8 %

China 6,16 % 1,80 % 8,0 % 4,9 %

Indonesien 5,04 % – 2,40 % 4,0 % 5,1 %

Türkei 0,31 % – 1,30 % 2,9 % 3,2 %

Südkorea 1,98 % – 1,10 % 2,8 % 3,4 %

Australien 1,72 % – 3,80 % 3,2 % 3,1 %

Mexiko 0,17 % – 9,20 % 3,6 % 3,4 %

Brasilien 0,83 % – 6,00 % 2,6 % 2,2 %

USA 2,32 % – 3,70 % 3,2 % 3,5 %

Argentinien – 3,05 % –12,90 % 3,7 % 4,6 %

Kanada 1,52 % – 5,40 % 3,5 % 2,0 %

Deutschland 0,60 % – 5,50 % 2,8 % 3,3 %

* Prognose für 2021 / 2022
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2.2 ENTWICKLUNG DES WELTHANDELS
MARITIME WIRTSCHAFT – LEBENSADER IM WELTHANDEL26

Leere Regale – kein Mehl, keine Nudeln, kein Toiletten-
papier. Lieferengpässe bei Laptops und Handys. Auf 
einen Schlag wurde im März 2020 jedem Einzelnen im 
täglichen Leben die Bedeutung nahtloser Lieferketten 
für einen reibungslosen Waren- und Güterverkehr klar 
vor Augen geführt. In einer globalisierten Welt mit freiem 
Handel gelten leistungsfähige Häfen und eine effiziente 
Schifffahrt als selbstverständlich. Doch wie kostbar ver-
meintliche Selbstverständlichkeiten sind, wird oft erst 
deutlich, wenn sie bedroht sind. Auch die tagelange 
Havarie der „Ever Given“ im Suezkanal hat einmal mehr 
aufgezeigt, wie abhängig der Handel von freien Seewe-
gen ist und wie sensibel der weltweite Schiffsverkehr 
auf Störungen reagiert. Stillstand auf See heißt auch 
Stillstand an Land.
Allen Unwägbarkeiten zum Trotz hat die Schifffahrt die 
Versorgung während der Pandemie immer gesichert, 
mit Energie und Rohstoffen für die Industrie und mit 
Konsumgütern für die Menschen – von der Banane bis 
zum Computer.
Umso größer ist die Leistung einzuschätzen, die da-
hintersteckt. Der Handel zwischen den wichtigsten 
Wirtschaftsregionen der Welt – Ostasien, Europa und 
Nordamerika – wird zum großen Teil per Schiff abge-

wickelt. Zwei Drittel der deutschen Exporte verlassen 
über den Seeweg das Land. Im interkontinentalen Wa-
renverkehr sind es sogar mehr als 90 %. Ein Drittel der 
Containerschiffe weltweit gehört deutschen Reedern. 
Deutsche Häfen haben sich während der Pandemie 
als wahre Logistikmeister erwiesen. Sie sind leistungs-
starke Umschlagzentren nationaler, europäischer und 
globaler Produkte – von der Ananas bis zur Zylinder-
kopfdichtung. Damit ist die maritime Wirtschaft eine der 
tragenden Säulen des Wirtschaftsstandortes Deutsch-
land. Im- und Export, wesentliche Teile der Wirtschafts-
leistung sowie die führende Stellung als Industrie- und 
Handelsnation in der Welt hängen direkt und indirekt 
von einer funktionstüchtigen und leistungsfähigen ma-
ritimen Wirtschaft ab. Als Industrie- und Exportnation 
ist Deutschland ohne eine verlässliche See- und Bin-
nenschifffahrt nicht denkbar. Schiffbau, Schifffahrt und 
Schifffahrtswege, Häfen und Logistik, Meerestechnik, 
Forschung und Entwicklung, Fragen der Energiege-
winnung und des Energieverbrauchs sowie maritime 
Dienstleistungen greifen nahtlos ineinander und sorgen 
für einen reibungslosen Transport von Waren, Gütern 
und Menschen. 
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China 2.591

USA 1.431

Deutschland 1.380

Niederlande 674

Japan 641

HongNong�
548

Südkorea 512

Italien 496

Frankreich 488
Belgien 419

10 größten Exportländer 2020
In Mrd. US-Dollar

USA 2.407

China 2.055

Deutschland 1.170

Großbritannien 634

Japan 634

Niederlande
596

Frankreich 582

������������Südkorea����

HongNong����

Italien 422
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10 größten Importländer 2020
In Mrd. US-Dollar

26  BMWI 01.07.2021 - Online-Version: 
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Infografiken/Schlaglichter/2021/07/download-maritime-wirtschaft.pdf?__blob=publicationFile&v=8 
entnommen 23.09.2021
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 27 Hrsg: Verband für Schiffbau und Meerestechnik e. V.  https://vsm.de/de/service/publikation-und-medien/jahresberichte. Entnommen 25.08.2021

VSM JAHRESBERICHT 2020/202127

Die Coronakrise hat im letzten Jahr die Weltwirtschaft 
an den Rand des Abgrunds gebracht. Erst infizierte 
das Virus die Menschen, dann ließ es die Volkswirt-
schaften einbrechen – und zwar mit einer Wucht, wie 
es sie seit dem Zweiten Weltkrieg nicht gegeben hat. 
Betriebe standen still, das öffentliche Leben stand still 
und weltweit verschwanden fast 500 Millionen Jobs 
innerhalb weniger Wochen. Doch obwohl der Crash 
fast überall auf der Welt stattfand, gibt es etwas, das 
diesen Einbruch einzigartig macht: Er fiel je nach Re-
gion unterschiedlich stark aus. Corona hat innerhalb 
kürzester Zeit die Hackordnung in der Weltwirtschaft 
durcheinandergewirbelt wie kaum ein Ereignis zuvor: 
Es gibt relative wirtschaftliche Krisengewinner, allen 
voran China, und es gibt wirtschaftliche Verliererre-
gionen, zu denen auch die Europäische Union zählt. 
Dies belegen Untersuchungen des Kieler Ifo-Instituts. 
Nach dessen Prognosen wird China seinen Marktan-
teil an der Weltwirtschaftsleistung allein von 2019 bis 
2021 um rund 9 % steigern. Ebenfalls zu den wenigen 
Gewinnern zählen Südkorea sowie einige pandemieer-
probte asiatische Schwellenländer. Für die USA rech-
net die Notenbank Fed für dieses Jahr bereits mit einem 
Wachstum von 6,5 %. 

Die führenden Wirtschaftsinstitute erwarten zwar mitt-
lerweile in ihren Frühjahrsprognosen eine Erholung der 
gesamten Weltwirtschaft. Doch sie sehen vor allem 
China und die USA als Konjunkturlokomotiven und we-
sentliche Treiber der Weltkonjunktur. Vermutlich würde 
China auch ohne Corona dank seines hohen Wachs-
tums weiter Boden gutmachen, aber die Coronakrise 
hat seinen Aufstieg noch einmal deutlich beschleunigt. 
Sowohl was die wirtschaftliche Dominanz der Volks-
republik innerhalb Asiens angeht als auch was den 
Aufholprozess gegenüber anderen großen Volkswirt-
schaften betrifft.
Für die maritime Wirtschaft sind dies alles bedrohliche 
Entwicklungen: Die Pandemie trifft im Schiffbau auf eine 
global ohnehin schon schwer angeschlagene Branche. 
Überkapazitäten und Subventionswettrennen seit der 
Finanzkrise 2008 sind alles andere als überwunden 
und eskalierende Handelskonflikte belasten die Nach-
frage zusätzlich. Um rund 30 % war der globale Schiff-
baumarkt schon 2019 eingebrochen. Im gesamten Jahr 
2020 gingen die Auftragseingänge nochmal um weite-
re 12 % zurück.
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[…] Internationale Arbeitsteilung und Spezialisierung 
haben in den letzten Jahrzehnten zu einer globalen 
Verflechtung von Lieferketten geführt. Die Politik hat 
dafür mit dem multilateralen, regelbasierten Handels-
system der Welthandelsorganisation (WTO) den ge-
eigneten Rahmen gesetzt. Dadurch war eine weltweite 
Marktöffnung möglich, von der bis heute nicht nur die 
Industrieländer, sondern auch die Entwicklungs- und 
Schwellenländer profitieren. […] 
Allerdings sind diese positiven Entwicklungen durch 
die Coronapandemie und unter anderem durch damit 
einhergehende Beeinträchtigungen des Handels ge-
fährdet. Deutschland ist in die internationale Arbeitstei-
lung fest eingebunden. Mit einer Außenhandelsquote 
– dem Verhältnis von Exporten und Importen von Wa-
ren und Dienstleistungen im Vergleich zum Bruttoin-
landsprodukt – von 88 % im Jahr 2019 zeigt sich dies 
eindrucksvoll. […]
Die Coronapandemie hat Verwundbarkeiten von Lie-
ferketten in Krisensituationen ebenso wie Risiken ein-
seitiger Abhängigkeiten in Lieferbeziehungen offenbart. 
Unternehmen haben bereits damit begonnen, ihre Lie-
ferketten aufgrund der Erfahrungen aus der Krise zu 
überarbeiten und stärker zu diversifizieren. Die Bundes-
regierung teilt die Überzeugung des Sachverständi-
genrates, dass gerade die Einbettung in internationale 
Märkte hierbei helfen kann, da Zulieferungen aus der 
ganzen Welt und nicht nur von einem Standort genutzt 
werden können. […]

Die Bundesregierung unterstützt die EU-Vorschläge 
zur Modernisierung der WTO mit dem Ziel, die WTO als 
Zentrum eines regelbasierten Handelssystems zu stär-
ken. Ergänzend dazu strebt die Bundesregierung den 
Abschluss von Freihandelsabkommen sowie moderne 
Regeln und Institutionen beim Investitionsschutz und 
Verbraucher-, Umwelt- und Sozialstandards in multi- 
und bilateralen Verträgen an. Der Sachverständigenrat 
betont zu Recht, dass protektionistische Wirtschafts-
politik das multilaterale Handelssystem bedroht und 
weltweit das Wachstum hemmt. 
Sie schränkt nicht nur den internationalen Handel ein, 
sondern schafft auch Probleme, wenn etwa hoch sub-
ventionierte Unternehmen oder Staatskonzerne den 
Zugang zum europäischen Markt nutzen und den Wett-
bewerb verzerren. Die Bundesregierung befürwortet ein 
aktives Vorgehen der EU gegen Wettbewerbsverzer-
rungen sowie Diskriminierungen auf Drittmärkten. […] 

Vor dem Hintergrund zunehmender protektionistischer 
Tendenzen ist eine starke bilaterale EU-Handelsagenda 
sehr wichtig. Moderne Handelsabkommen eröffnen 
deutschen und europäischen Unternehmen in Drittstaa-
ten neue Chancen durch Zollabbau, Zugang zu öffent-
lichen Beschaffungsmärkten und Abbau nichttarifärer 
Handelshemmnisse. Mit Freihandels- und Investitions-
schutzabkommen können Marktchancen für deutsche 
Unternehmen gesichert werden, insbesondere im Ver-
hältnis zu Wettbewerbern in Ländern der Asien-Pazifik-
Region oder Lateinamerikas.

Die Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren 
zusammen mit der EU-Kommission wichtige Ziele errei-
chen können, vor allem durch Inkrafttreten der Freihan-
delsabkommen mit Japan (Februar 2019) und Singapur 
(November 2019) sowie durch die Unterzeichnung des 
Handelsabkommens mit Vietnam im Juni 2019. Au-
ßerdem konnten im Juli 2018 die Verhandlungen über 
Freihandelsabkommen mit Australien und Neuseeland 
aufgenommen werden. Ende 2020 wurde zwischen der 
EU und China eine politische Einigung zum Abschluss 
der Verhandlungen zu einem bilateralen Investitionsab-
kommen erzielt. 

Mit dem EU-China-Investitionsabkommen verfolgt die 
EU das Ziel, mehr Reziprozität in den Wirtschaftsbe-
ziehungen mit China zu erreichen und für EU-Unter-
nehmen bessere Marktzugangsbedingungen und eine 
Angleichung des Wettbewerbsumfelds auf dem chine-
sischen Markt zu schaffen. Ebenso soll voraussichtlich 
2021 ein modernisiertes Globalabkommen mit Mexiko 
unterzeichnet werden. Außerdem werden Fortschritte 
in den Gesprächen mit Chile, Indonesien und Tunesien 
angestrebt. 

[…] Das transatlantische Verhältnis war in den vergan-
genen Jahren auf verschiedenen Feldern in schwieri-
ges Fahrwasser geraten. Es bleibt abzuwarten, welche 
handelspolitischen Prioritäten die neue US-Regierung 
setzen wird. Die Bundesregierung unterstützt nach-
drücklich die Ziele der positiven Handelsagenda der 
EU mit den USA, um eine schrittweise Verbesserung 
der transatlantischen Handelsbeziehungen zum beider-
seitigen Nutzen zu erreichen. […]

 28 BMWI  02.02.2021 - Publikation - Wirtschaftliche Entwicklung https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Wirtschaft/jahreswirt-
schaftsbericht-2021.html entnommen 25.08.2021
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Dienstleistungsbilanz nach Import und Export von 
Dienstleistungen (in Mrd. US-Dollar)

EUROPA USA China

2017

Import 1.829 525 464

Export 2.002 813 226

Saldo 173 288 – 238

2018

Import 2.028 540 520

Export 2.244 839 269

Saldo 216 299 – 251

2019

Import 2.138 567 496

Export 2.288 853 281

Saldo 150 286 –215

2020

Import 1.783 435 377

Export 1.919 684 278

Saldo 136 249 –99

Dienstleistungsbilanz Saldo (Import-Export)
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WTO-Streitbeilegung

Ein zentrales Element des regelbasierten Handels ist es, 
Streitigkeiten zwischen Handelspartnern zu schlichten, 
die sich die Nichteinhaltung der vereinbarten Handels-
regeln und Abweichungen von getroffenen Abkommen 
vorwerfen. Für diese Fälle sieht die WTO ein rechtli-
ches Schlichtungsverfahren vor. Ende 2019 wurde die 
Rechtsmittelinstanz allerdings beschlussunfähig. Denn 
der sogenannte Appellate Body unterschreitet die für 
den Erlass von Entscheidungen erforderliche Mindest-
zahl von drei Mitgliedern. Die Ernennung eines neuen 
Mitglieds erfordert die Zustimmung aller WTO-Mitglie-
der, die derzeit nicht vorliegt. Alle in der Rechtsmittelin-
stanz anhängigen Verfahren liegen deshalb auf Eis.

Vor dem Hintergrund der Bedeutung des WTO-
Streitbeilegungsmechanismus für die regelgebundene 
Handelsordnung hat die Europäische Union 2020 mit 
mittlerweile 23 weiteren WTO-Mitgliedern vereinbart, 
vorübergehend eine schiedsgerichtliche zweite Instanz 
für Handelsstreitigkeiten vorzusehen (das sogenann-
te Multi-party interim appeal arbitration arrangement, 
MPIA). 

Obgleich die Vereinbarung ausschließlich der Streit-
schlichtung unter den beigetretenen WTO-Mitgliedern 
dient, eröffnet das WTO-Recht die Möglichkeit zum Ab-
schluss einer solchen Vereinbarung für die Lösung von 
Handelsstreitigkeiten auf Grundlage des einschlägigen 
WTO-Rechts. Auch alle anderen WTO-Mitglieder kön-
nen sich an der Vereinbarung beteiligen.

Bei Streitigkeiten zwischen Staaten, die sich nicht der 
MPIA angeschlossen haben, ermöglicht die geänderte 
Durchsetzungsverordnung gegen rechtswidrige Maß-
nahmen von Drittstaaten Gegenmaßnahmen auch dann 
zu ergreifen, wenn eine bindende Streitschlichtungs-
entscheidung in der Rechtsmittelinstanz nicht erreicht 
werden kann. Damit ist die Handlungsfähigkeit der EU 
auch in diesen Fällen gewahrt.

BMWI



106

2.3 ENTWICKLUNG DER WELTHANDELSFLOTTE

 29 Schifffahrts-Statistik und Marktbericht 2021 Band 65-Nr.1 Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logistik (ISL) Bremen 
 Amtl. Übersetzung aus dem Engl. durch das Bundessprachenamt.

WELTHANDELSFLOTTE 2021/2022 (ISL)29

Ein Schifffahrtsjahr im Zeichen von Corona

Die weltweite Verbreitung des neuartigen Coronavirus 
(Covid-19) hat sich im Jahr 2020 gravierend auf die 
unterschiedlichen Schifffahrtsmärkte ausgewirkt. Auf-
grund der in Weltwirtschaft und Welthandel zu ver-
zeichnenden Abschwächung erreichte das bereits im 
Jahr 2019 stagnierende Wachstum im internationalen 
Seehandel den niedrigsten Stand seit der Finanzkrise. 
Laut Clarkson Research ging der weltweite Seehandel 
nach einem moderaten Anstieg (0,4 %) im Jahr 2019 im 
Corona-Jahr 2020 um schätzungsweise 3,6 % zurück.

Im Laufe des Jahres entwickelten sich die Schifffahrts-
märkte unterschiedlich. Die Tankerschifffahrt erlebte 
ein durchwachsenes Jahr. Zu Beginn der Pandemie 
war der Markt noch stark, nur um dann zum Jahresende 
in eine Flaute zu geraten. Andere Sektoren, wie z. B. 
die Containerschifffahrt, erzielten hingegen unerwarte-
te Gewinne. Nach einem schwachen ersten Halbjahr 
verzeichnete der containerisierte Güterverkehr ein er-
staunliches Wachstum. Von Clarkson im Februar 2021 
veröffentlichte Handelsstatistiken zeigen, dass die 
Containertransporte bereits im vierten Quartal 2020 ein 
um 6 % über dem Vorjahr liegendes Niveau erreichten 
– die Ratenniveaus zum Jahresende 2020 lagen sogar 
über denjenigen der vorangegangenen zehn Jahre.
Der Wert des Baltic Dry Index (BDI), des weltweiten-

Preisindexes für mit Massengutfrachtern transportierte 
Güter (z. B. Kohle, Erz, Getreide usw.), hat sich seit 
seinem Tiefststand im Mai 2020 ebenfalls vervierfacht. 
Der Durchschnittswert des Gesamtindexes für das Jahr 
2020 liegt allerdings immer noch etwa 30 % unter den 
Durchschnittswerten der Jahre 2018 und 2019.
Zwei bis dahin erfolgsverwöhnte Schifffahrtssegmente, 
die im letzten Jahr besonders hart von der Pandemie 
getroffen wurden, sollen nicht unerwähnt bleiben: die 
Märkte für Kreuzfahrtschiffe und Autotransporter. So 
kam der Kreuzfahrtsektor 2020 fast vollständig zum Er-
liegen.

Welthandelsflotte überschreitet die Marke von 2 
Mrd. DWT

Zu Beginn des Jahres 2021 bestand die Welthandels-
flotte (Schiffe ab 300 BRZ) aus 56.899 Schiffen mit 
einer Gesamtkapazität von 2,03 Mrd. DWT, was im Ver-
gleich zum Vorjahr einem Anstieg um 3,2 % entspricht.
Dieser Wert stellt einen geringeren Anstieg als in den 
vergangenen Jahren dar.
Clarkson zufolge waren 3.784 Schiffe der Welt-
handelsflotte mit einer Entschwefelungsanlage aus-
gerüstet. Bei 375 weiteren in Nutzung befindlichen 
Handelsschiffen ist der Einbau einer solchen Anlage 
bereits geplant. Darüber hinaus ist für ungefähr 418 der 
bestellten Schiffe eine Entschwefelungsanlage vorge-
sehen, was 18 % des gesamten Auftragsbestands ent-
spricht. Bislang entfällt etwa ein Drittel der Einbauten 
von Entschwefelungsanlagen auf Massengutfrachter, 
gefolgt von Containerschiffen und Tankern.

Die Zahl der Schiffe, die mit Flüssigerdgas (LNG) be-
trieben werden können, ist nicht so hoch wie erwartet. 
Zu Jahresbeginn 2021 waren 551 in Nutzung befindli-
che und 336 bestellte Schiffe mit LNG-fähigen Moto-
ren (Dual-Fuel-Motoren) ausgerüstet. Auffällig war der 
Anteil der Tanker, die ausschließlich mit Flüssigerdgas 
betrieben werden können, welcher bei den in Nutzung 
befindlichen Schiffen 65 % und bei den bestellten 
Schiffen 91 % betrug.
2020 wurden lediglich 1.280 Handelsschiffe mit einer 
Gesamtkapazität von 88 Mio. DWT ausgeliefert. Be-

Anzahl der Handelsschiffe nach Schiffstypen
(01. Januar 2021)
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zogen auf die Transportkapazität (DWT) entspricht 
dies im Jahresvergleich einem Rückgang um 11,3 %. 
Im Jahr 2020 belief sich die im weltweiten Schiffbau 
produzierte Tonnage auf 28 Mio. CGT, was im Jahres-
vergleich einen Rückgang von 14,9 % bedeutet und 
den niedrigsten Stand seit 2005 darstellt. Im gleichen 
Zeitraum wurden 492 Handelsschiffe mit insgesamt 
22,4 Mio. DWT an Abwrackwerften verkauft, was bezo-
gen auf die Transportkapazität (DWT) einem Anstieg von 
42 % im Vergleich zum Vorjahr entspricht. Hierbei ist al-
lerdings zu berücksichtigen, dass 2018 ein schwaches 
Abwrackjahr war.

Immer mehr Bestellungen in Richtung „Green 
Shipping“

Nach einer der Corona-Pandemie geschuldeten schwa-
chen ersten Jahreshälfte 2020 zogen die Bestellungen 
für Schiffsneubauten in der zweiten Jahreshälfte, ins-
besondere im vierten Quartal, stark an. Vor dem Hin-
tergrund der Pandemie, technischer Bedenken und der 
Frage des zu wählenden Brennstoffs gab es bezogen 
auf das gesamte Jahr 2020 bei der bestellten Tonna-
ge einen Rückgang um 27 % im Vergleich zum Vorjahr. 
Im Corona-Jahr konnten lediglich Neubestellungen für 
Containerschiffe einen Anstieg + 33 % verzeichnen. 
Insgesamt wurden Bestellungen von 690 Schiffen mit 
einer Transportkapazität von 54 Mio. DWT (18 Mio. 
CGT) registriert.

Im Jahr 2020 konnten Südkorea und China die mit Ab-
stand meisten Bestellungen für sich verbuchen. Zu-
sammen wurden 85 % der weltweit geschlossenen 
Verträge an diese beiden Länder vergeben. Der Anteil 
der auf den Bau von Kreuzfahrtschiffen und Fähren 
spezialisierten europäischen Schiffbauindustrie betrug 

lediglich 6 % (37 Handelsschiffe).
Clarkson Research zufolge gingen im Jahr 2020 Inves-
titionen in den Schiffbau im Vergleich zum Vorjahr um 
47 % zurück. Weltweit investierten Eigner schätzungs-
weise 42 Mrd. USD in den Bau neuer Schiffe.

Insgesamt waren 10 % der bestellten Containerschiffe 
(30 Einheiten), 14 % der Öltanker (47 Einheiten) ca. 
2 % der Massengutfrachter (13 Einheiten) und etwa ein 
Viertel der Kreuzfahrtschiffe (27 Einheiten) LNG-fähig. 
Bezogen auf die gewichtete Bruttoraumzahl (CGT) war 
Anfang 2021 etwa ein Drittel der bestellten Schiffe für 
den Betrieb mit Flüssigerdgas (LNG) ausgelegt. Wei-
tere 418 bestellte Schiffe waren mit einer Entschwe-
felungsanlage ausgerüstet, wobei Containerschiffe 
33 %, Kreuzfahrtschiffe 25 % und Massengutfrachter 
19 % einen hohen Anteil hieran hatten.

Der weltweite Auftragsrückgang hält an. Zu Beginn 
des Jahres 2021 lag der Auftragsbestand bei 2.370 
Handelsschiffen mit einer gewichteten Bruttoraumzahl 
von insgesamt 66 Mio. CGT und einer Gesamttrans-
portkapazität von 157 Mio. DWT, was bezogen auf die 
gewichtete Bruttoraumzahl einen starken Rückgang um 
9,1 % gegenüber dem Vorjahr bedeutet. Insgesamt be-
trachtet belief sich der weltweite Auftragsbestand zu 
Beginn des Jahres 2021 auf 7,7 % der gesamten Han-
delsflotte, was laut Clarkson den niedrigsten Wert seit 
30 Jahren darstellt.

Tragfähigkeit der Welthandelsflotte nach 
Schiffstypen 

in Mio. DWT(1.Januar 2021)
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Entwicklung der Welthandelsflotte (Top 20) nach Schiffsflaggen

Flagge Tragfähigkeit in Mio. DWT Änderung 

zum 

Vorjahr

Anteil 

an Welt 

gesamt

Anzahl der Schiffe DWT-

Ranking 

2020 

(2019)
2019 2020 2019 2020

Panama 320,3 335,3 4,7 % 18,2 6.486 6.612 1 (1)

Liberia 266,2 293,6 10,3 % 15,9 3.553 3.777 2 (2)

Marshallinseln 254,5 265,6 4,4 % 14,4 3.404 3.539 3 (3)

Hongkong (SAR) 200,5 204,7 2,1 % 11,1 2.534 2.556 4 (4)

Singapur 135,6 131,6 2,9 % 7,1 2.362 2.331 5 (5)

Malta 114,5 115,1 0,5 % 6,2 2.036 1.976 6 (6)

VR China 95,8 101,7 6,1 % 5,5 4.425 4.734 7 (7)

Griechenland 68,9 64,7 – 6,1 % 3,5 913 876 8 (8)

Bahamas 65,2 61,3 – 6,0 % 3,3 1.133 1.091 9 (9)

Japan 39,8 38,2 – 4,0 % 2,0 2.591 2.689 10 (10)

Zypern 33,8 33,1 – 7,8 % 1,7 864 863 11 (12)

Großbritannien 34,5 31,8 – 2,0 % 1,8 634 579 12 (11)

Dänemark 23,2 24,9 7,3 % 1,3 516 548 13 (13)

Indonesien 22,6 24,5 8,4 % 1,3 3.391 3.528 14 (14)

Portugal 20,8 22,7 9,1 % 1,2 561 608 15 (15)

Norwegen 20,0 21,4 7,0 % 1,1 865 905 16 (16)

Iran 19,4 20,1 3,6 % 1,1 449 461 17 (17)

Indien 16,5 16,1 – 2,4 % 0,9 888 899 18 (18)

Rep. Korea 14,8 15,2 2,7 % 0,8 1.025 1.040 19 (19)

Saudi Arabien 13,5 13,5 0,2 % 0,7 129 124 20 (20)

Deutschland 8,4 7,5 – 10,7 % 0,4 238 233 28 (26)

Gesamt 1.788,8 1842,6 3,0 % 38.997 39.845

Entwicklung der Welthandelsflotte nach Schiffstypen

Schiffstypen 01.01.2019 01.01.2020 01.01.2021

Anzahl in Mio. DWT Anzahl In Mio. DWT Anzahl In Mio. 

DWT

Rohöltanker 7.444 494,4 8.033 524,8 7.350 525,9

Chemikalientanker 5.734 117,0 5.914 122,4 5.664 121,4

Flüssigkeitstanker 1.980 68,8 2.035 73,5 2.031 74,8

Massengutschiffe 11.562 813,2 12.144 849,3 12.258 874,3

Containerschiffe 5.255 265,1 5.360 274,7 5.307 279,9

Ro-ro-/Stückgutschiffe 16.945 116,0 17.112 118,6 15.106 111,7

Passagierschiffe 4.812 7,1 5.057 7,3 7.027 10,5

Gesamt 53.732 1.881,6 55.655 1.970,5 54.743 1.998,5
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Top 20 der Welthandelsflotte nach Herkunft und Eigner 2020
(Schiffe >1.000 DWT)

Herkunft Tragfähigkeit in Mio. DWT Anteil fremder 

Flaggestöcke

Anzahl der Schiffe

Nationale Fremde Gesamt Nationale Fremde Gesamt

Griechenland 61.458 343.853 405.310 86,9 % 651 4.354 5.005

VR China 101.018 212.991 314.009 42,3 % 4.081 3.000 7.081

Japan 35.397 223.404 258.801 80,1 % 855 3.447 4.302

Rep. Korea 14.018 74.536 88.555 54,7 % 723 895 1.618

Deutschland 7.311 78.305 85.616 93,2 % 170 2.322 2.492

Norwegen 17.733 61.852 79.586 64,3% 626 1.127 1.753

Singapur 28.026 34.271 62.297 52,9 % 711 799 1.510

USA 5.717 52.077 57.794 82,1 % 202 927 1.129

Taiwan 6.909 46.771 53.680 86,2 % 133 829 962

Italien 8.827 40.227 49.054 62,6 % 405 678 1.083

Dänemark 21.289 23.588 44.878 56,7 % 381 499 880

Hongkong (SAR) 22.631 20.700 43.331 60,3 % 419 637 1.056

Großbritannien 6.419 32.707 39.126 77,4 % 182 622 804

Kanada 1.571 31.404 32.975 76,7 % 124 407 531

Türkei 5.432 23.497 28.929 74,3 % 384 1.108 1.492

Belgien 8.942 19.002 27.943 66,1 % 83 162 245

Indien 15.170 11.518 26.688 21,6 % 638 176 814

Indonesien 21.474 2.754 24.228 4,1 % 2.043 88 2.131

Rußland 7.709 15.197 22.905 21,2 % 1.205 325 1.530

VAE 307 21.137 21.445 92,2 % 51 602 653
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Auftragsbestände nach Schiffstyp und größten Werften 2020

Werften Tanker Massengutschiffe Containerschiffe Stückgutfrachter Passagierschiffe

Anzahl 

Schiffe

1000 

CGT

Anzahl 

Schiffe

1000 

CGT

Anzahl 

Schiffe

1000 

CGT

Anzahl 

Schiffe

1000 

CGT

Anzahl 

Schiffe

1000 

CGT

Hyundai (KOR) 215 9.329 11 409 29 1.507 2 38 3 56

Samsung (KOR) 80 4.517 – – 8 595 – – – –

Daewoo (KOR) 44 3.037 – – 17 1.214 – – – –

Fincantierei (ITA) – – 1 11 – – – – 39 3.751

COSCO Gr. 

(CHINA)

17 472 64 1.355 15 989 10 185 – –

YangziJang Gr. 

(CHINA)

7 131 35 869 43 1.203 9 125 – –

Meyer Werft (GER) – – – – – – – – 15 2.160

Imabri (JAP) 7 304 5 86 45 1.598 – – – –

Chantiers Atlantique 

(FRA)

– – – – – – – – 11 1.817

Jiangnan Gr. 

(CHINA)

27 764 – – 20 951 3 65 – –

Shanghai 

Waigoaqiao (CHINA)

13 350 20 665 – – – – 2 266

Guangzhou ShipY. 

(CHINA)

30 777 4 84 – – 2 29 9 369

Tsuneishi (JAP) 1 31 45 854 12 130 15 219 – –

China Merchants 

(CHINA)

17 156 2 36 – – 20 526 17 507

New Times (CHINA) 31 835 9 327 – – – – – –

Andere 351 6.937 391 7.161 116 2.450 281 2.342 200 3.181

Gesamt 840 27.639 587 11.856 305 10.636 342 3.529 296 12.106

Top 5 Flaggenstaaten nach Herkunft der Eigner und Schiffstypen 2020

Schiffstypen Flagge des Eigners

Griechenland VR China Japan Rep. Korea Deutschland

Tanker 1.764 1.663 1.108 588 278

Massengutfrachter 2.350 2.886 1.800 399 317

Containerschiffe 489 769 325 195 1.002

Stückgutfrachter 253 1.552 931 405 828

Passagierschiffe 149 211 138 31 67

Gesamt 5.005 7.081 4.302 1.618 2.492                                                                    
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Tankschifffahrt

Tankermarkt: Starkes erstes Halbjahr
Ein Blick auf die Entwicklung der Tankerraten zeigt, 
dass es 2020 ein Auf und Ab gab, mit hohen Gewinnen 
in der ersten Hälfte und niedrigen Erträgen im zweiten 
Halbjahr.

Zeitcharterraten für Tanker (insbesondere Supertanker 
(VLCC)) sprangen Anfang 2020 auf ein Allzeithoch, um 
dann während des vierten Quartals abzustürzen. Grün-
de hierfür waren eine Covid-19 geschuldete geringere 
Nachfrage nach Öl, eine anhaltende Drosselung der 
Ölproduktion durch die OPEC+ sowie die Rückfüh-
rung von als schwimmende Lager genutzten Schiffen 
in die Spothandelsflotte.

Der im Oktober 2020 veröffentlichte IEA-Bericht pro-
gnostizierte für das vierte Quartal 2020 eine weltwei-
te Nachfrage nach Öl von 96,1 Mio. Barrel pro Tag 
(mb/d). Im nachfolgenden Bericht von Anfang 2021 
wurde diese Zahl auf 94,5 mb/d nach unten korrigiert. 
Auf der Angebotsseite betrug die weltweite Ölförder-
menge im vierten Quartal 2020 im Durchschnitt ledig-
lich 92,3 mb/d und fiel damit im Vergleich zum Jahr 
vor Corona um mehr als 8 % geringer aus. Schließlich 
wurden im Laufe des Jahres Tanker mit einer Gesamt-
tonnage von 13,2 Mio. DWT in die aktive Flotte zurück-
geführt, nachdem sie zuvor als schwimmende Lager 
genutzt worden waren.

Das Marktsegment der LNG-Tanker spürte die skizzier-
ten Auswirkungen ebenfalls, konnte sich aber bis Ende 
2020 erholen. In einigen Fällen sind die Frachtraten so-
gar viel höher als im Vorjahr.

Die Rohöl- und Produktentankerflotte verzeichnete 
2020 einen starken Rückgang bei der Zahl abgelie-
ferter Schiffe (– 42 %, – 19 Mio. DWT). Dies hat im 
Jahresvergleich zu einem Flottenwachstum von nur 
2,7 % geführt. Im Jahr zuvor hatte das Wachstum noch 
6,1 % betragen.

Die Transportkapazität der Öl-/Chemikalientankerflotte 
nahm 2020 im Jahresvergleich um 3,8 % zu, die der 
LNG-Tankerflotte um 5,6 % und die der LPG-Tanker-
flotte um 5,5 %.

Zu Beginn des Jahres 2021 bestand die Tankerflot-
te aus insgesamt 16.342 Schiffen mit einer Gesamt-
kapazität von ca. 743 Mio. DWT: 8.184 Rohöl- und 
Produktentankern (539 Mio. DWT), 5.914 Öl- und 
Chemikalientankern (127 Mio. DWT) und 2.097 Flüs-
siggastankern (131 Mio. m3).
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Massengutfrachtermarkt

Nach einem deprimierenden Start in das Jahr 2020 
deuten die Zeichen nun zunehmend auf eine Erholung 
hin.

Das weltweite Wirtschaftswachstum, der gewaltige 
Bevölkerungsanstieg und die steigende Stahlpro-
duktion haben in den letzten Jahren des vergangenen 
Jahrzehnts zu einer starken Zunahme des Transport-
volumens von Massengütern wie Kohle, Getreide, Holz 
und Eisenerz geführt. Darüber hinaus konnte der Markt 
für Massengutverkehr auch von der gesteigerten indus-
triellen Produktion, insbesondere in Schwellenregio-
nen, stark profitieren.

Seit dem Ausbruch von Covid-19 sind die Aussichten 
für diesen Markt jedoch recht düster. Von einigen Aus-
nahmen abgesehen hatten alle Teilmärkte mit starken 
Fluktuationen zu kämpfen.

Nach einem lediglich moderaten Wachstum von 0,8 % 
im Jahr 2019 erlebte 2020 auch das Handelsvolumen 
der wichtigsten Massengüter eine Talfahrt. Insgesamt 
ging das Handelsvolumen um 0,9  % zurück. Haupt-

grund dafür war ein sehr starker Einbruch (– 9,6 %) 
beim Seehandel mit Kohle.

Der Baltic Dry Index befand sich im ersten Drittel des 
vergangenen Jahres in der Nähe der historischen 
Tiefststände vom Frühjahr 2016, erholte sich aber in 
der zweiten Hälfte parallel zur Öffnung der Märkte nach 
dem ersten Lockdown. Der Durchschnittswert des Ge-
samtindexes für das Jahr 2020 liegt allerdings immer 
noch etwa 30 % unter den Durchschnittswerten der 
Jahre 2018 und 2019.

2020 wurden mehr als 460 Massengutfrachter aus-
geliefert. Dies bedeutet bezogen auf die Transport-
kapazität (DWT) einen erneuten Anstieg von 19 % im 
Vergleich zum Vorjahr, nachdem schon 2019 eine Zu-
nahme von 44 % verzeichnet worden war. Fast die Hälf-
te aller im Jahr 2020 ausgelieferten Massengutfrachter 
war mit einer Entschwefelungsanlage ausgerüstet. 

Die Flotte der Massengutfrachter wuchs 2020 insge-
samt um 3,8 %. Zu Jahresbeginn 2021 bestand sie 
aus 12.543 Schiffen mit einer Gesamtkapazität von ca. 
882 Mio. DWT.

Die Neubestellungen von Massengutfrachtern gingen 
2020 auf 13 Mio. DWT zurück, nachdem sie 2019 noch 
31 Mio. DWT und 2018 sogar 42 Mio. DWT betragen 
hatten. Anfang 2021 belief sich der Auftragsbestand 
für Massengutfrachter auf 587 Schiffe mit insgesamt 
54 Mio. DWT, was bezogen auf die Transportkapazität 
einen Rückgang im Jahresvergleich von 36 % bedeutet. 

Die Auftragsbücher für Massengutfrachter – als prozen-
tualer Anteil der gesamten Flotte von Massengutfrach-
tern – verzeichneten einen historischen Tiefststand von 
6,2 %.

Containerschiffe 

Unerwarteter Aufschwung Ende 2020
Obwohl sich die Frachtraten laut Informationen von 
Clarkson Research in manchen Fällen bis Ende des 
Jahres 2020 vervierfachten, musste der Seehandel mit 
Containern 2020 ein Minus von 1,4 % hinnehmen, was 
die niedrigste Wachstumsrate seit 2009 bedeutet.

Im Corona-Lockdown ist die Nachfrage nach Konsum-
gütern nach einem eher verhaltenen Start in das Jahr 
2020 zuletzt stark angestiegen. Ein großer Teil dieser 
Produkte kommt auf dem Seeweg aus China und an-
deren Produktionszentren im Fernen Osten und in Süd-
asien. Die Nachfrage ist mittlerweile jedoch so hoch, 
dass Container und Slots knapp sind, was zu exorbitan-
ten Steigerungen der Frachtraten in der zweiten Jahres-
hälfte 2020 geführt hat. Allein von November bis Mitte 
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Januar stiegen die Frachtraten zwischen China und 
Nordeuropa um das Drei- bis Vierfache an. In manchen 
Fällen kosteten Buchungen von 40-Fuß-Containern auf 
der oben aufgeführten Route mehr als 9.000 USD statt 
2.000 USD wie noch wenige Wochen zuvor.
Der Shanghai Containerized Freight Index (SCFI) ist mit 
mehr als 4.000 USD/TEU ebenfalls ca. vier Mal so hoch 
wie vor einem Jahr.

Zu Jahresbeginn 2021 umfasste die Flotte der Vollcon-
tainerschiffe 5.418 Schiffe mit einer Gesamtkapazität 
von 23,6 Mio. TEU, was im Jahresvergleich ein Plus 
von 2,9 % und somit die niedrigste Wachstumsrate 
seit 2016 darstellt. Nach Angaben von Clarkson wur-
den 2020 lediglich 853.000 TEU an die Containerflot-
te ausgeliefert; im Jahr zuvor waren es 1,06 Mio. TEU 
gewesen. 2020 wurden lediglich 189.000 TEU außer 
Dienst gestellt. 2019 war ein ähnlicher Wert registriert 
worden (182.000 TEU).

Rekordbedingungen am Fracht- und Chartermarkt für 
Container ließen zum Jahresende 2020 die Anzahl der 
Neubestellungen in die Höhe schnellen. Insgesamt ge-
sehen wurden drei Viertel der neuen TEU-Kapazität im 
letzten Quartal bestellt, darunter 19 Megamax-Con-
tainerschiffe mit Kapazitäten von 23.000 bis 24.200 
TEU. Somit stellten die 2020 bestellten Schiffe in Hin-
blick auf ihre Durchschnittskapazität mit etwas mehr als 
10.000 TEU einen neuen Rekord auf.

Bezogen auf das gesamte Jahr wurden 89 neue Con-
tainerschiffe mit einer Gesamtkapazität von 893.000 
TEU bestellt, was im Vergleich zu 2019 ein Wachstum 
um 33 % bedeutet. Zu Beginn des Jahres 2021 lag der 
Auftragsbestand bei 305 Schiffen mit 2,4 Mio. TEU – 
einem Wert, der 10,1 % der Gesamtkapazität der welt-
weiten Containerflotte entspricht.

Der starke Rückgang bei der Zahl der ungenutzten 
Containerschiffe zeugt von dem zum Jahresende zu be-
obachtenden Aufschwung in der Containerschifffahrt. 
Laut Alphaliner lag die Kapazität der Flotte nicht aktiver 
Containerschiffe zum Jahresende 2020 bei lediglich 
229.000 TEU (64 Einheiten) und fiel damit gegenüber 
dem im Mai 2020 erzielten Spitzenwert (551 Schiffe) 
um 2,3 Mio. TEU geringer aus.

HMM „Algeciras“ beim Auslaufen aus dem Hamburger Hafen.  © Wolfgang Gröb

CONTAINERFLOTTE
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Top 20 der größten Containerhäfen der Welt 2020

Rang  / Vorjahr Hafen 2020

TEU

2019

TEU

Änderung zum 

Vorjahr

1 1 Shanghai 43.500.000 43.310.000 0,4 %

2 2 Singapur 36.900.000 37.196.000 – 0,8 %

3 3 Ningbo-Zhoushan 28.700.000 27.530.000 4,1 %

4 4 Shenzhen 26.600.000 25.770.000 3,2 %

5 5 Guangzhou 23.200.000 22.830.000 1,6 %

6 7 Qingdao 22.000.000 21.010.000 4,7 %

7 6 Busan 21.800.000 21.950.000 – 0,7 %

8 9 Tianjin 18.400.000 17.300.000 6,4 %

9 8 Hongkong 18.000.000 18.364.000 – 2,0 %

10 10 Rotterdam 14.300.000 14.811.000 – 0,01 %

11 11 Dubai 13.500.000 14.110.000 – 4,3 %

12 12 Port Kelang 13.200.000 12.992.000 3,1 %

13 13 Antwerpen 12.000.000 11.860.000 1,2 %

14 14 Xiamen 11.400.000 11.120.000 2,5 %

15 18 Tanjung Pelepas 9.800.000 9.090.000 7,8 %

16 15 Kaohsiung 9.600.000 10.429.000 –7,9 %

17 16 Los Angelas 9.200.000 9.338.000 – 1,5 %

18 17 Hamburg 8.500.000 9.258.000  – 8,2 %

19 21 Long Beach 8.100.000 8.760.000 – 7,5 %

20 22 New York 7.600.000 7.980.000 – 4,7 %
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Abwrackzahlen steigen, Abwrackpreise ziehen 
an

Nach einem schwachen Jahr 2019 mit einer gemelde-
ten Abwracktonnage von nur 15 Mio. DWT ist die Zahl 
der Abwrackungen 2020 stark angestiegen. 
Bezogen auf das gesamte Jahr 2020 wurden insge-
samt 492 Handelsschiffe mit einer Gesamttransportka-
pazität von 22 Mio. DWT abgewrackt, was gegenüber 
dem Vorjahr einen Anstieg um 52 % bedeutet.

Die meisten Abwrackungen betrafen den Massengut-
sektor mit 131 Einheiten und einer Gesamtkapazität 
von 14,4 Mio. DWT, was im Vergleich zum Vorjahr eine 
Verdoppelung der abgewrackten Tonnage darstellt. 

Das für Kreuzfahrtschiffe gemeldete Abwrackvolumen 
stieg ebenfalls stark an: von zwei Einheiten (40.000 
BRZ) im Jahr 2019 auf 14 Kreuzfahrtschiffe (775.000 
BRZ) im Jahr 2020. Darüber hinaus war 2020 auch ein 
Rekordjahr für das Abwracken von Autotransportern. 
Meldungen zufolge wurden 23 Schiffe (114.000 CEU) 
zum Recyceln verkauft, nachdem es im Vorjahr nur 13 
Einheiten (48.000 CEU) gewesen waren.

Die Abwrackpreise erholten sich Ende 2020 und be-
wegten sich Anfang 2021 – je nach Schiffsgröße und 
Schiffstyp – zwischen 420 und 435 USD pro Leerton-
ne (LTD).
Die Abwrackpreise auf dem indischen Subkontinent 
lagen im Dezember 2020 für Containerschiffe (2.000 
TEU) bei 420 USD pro Leertonne (LTD), nachdem sie 
Mitte des Jahres nur 300 USD pro Leertonne (LTD) be-
tragen hatten.

Ähnliche Preisanstiege waren bei Massengutfrachtern 
und Supertankern zu beobachten. Abwrackwerften in 
Indien und Bangladesch bezahlten für Massengutfrach-
ter im Februar 2021 durchschnittlich 430 USD pro 
Leertonne (LTD), was den höchsten Stand seit Mitte 
2019 darstellt. 

Die Abwrackpreise für größere Tanker lagen im Febru-
ar 2021 bei durchschnittlich 435 USD pro Leertonne 
(LTD) im Vergleich zu 290 USD pro Leertonne (LTD) 
Mitte 2020.
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Entwicklung in der Containerschifffahrt weltweit ab 300 BRZ

2016 2017 2018 2019 2020

Anzahl 

Schiffe

in Mio. 

DWT

Anzahl 

Schiffe

in 

Mio. 

DWT

Anzahl 

Schiffe

in Mio. 

DWT

Anzahl 

Schiffe

in Mio. 

DWT

Anzahl 

Schiffe

in Mio. 

DWT

Neubestellungen 90 3,4 136 8,7 190 13,2 77 7,8 89 8,9

Abwrackung 193 8,7 142 5,3 63 1,5 89 2,4 80 2,4

Ablieferung 131 10,1 153 12,5 168 13,9 156 11,2 137 9,2

Bestand in den 

Auftragsbücher 

421 36,1 429 31,9 428 30,5 364 26,0 305 25,1

Gesamt 5.146 245,8 5.152 252,7 5.255 265,1 5.360 274,7 5.418 281,4

Top 15 der Containerreedereien 2020 (>1.000 TEU)

Gesamt Eigene Schiffe Gecharterte Schiffe

Anzahl 1.000 TEU Anzahl 1.000 Teu Anzahl 1.000 TEU % 

gechartert

Maersk 721 4.178 307 2.340 414 1.837 44

MSC (Mediterranean 

Shg Co.)

608 4.073 191 1.241 417 2.832 69,5

CMA CGM Group 546 3.023 135 1.151 411 1.872 61,9

COSCO Group 497 3.014 181 1.582 316 1.431 47,5

Hapag-Lloyd 259 1.772 113 1.059 146 713 40,2

ONE (Ocean Network 

Express)

219 1.591 69 500 150 1.090 68,5

Evergreen Line 203 1.365 115 658 88 706 51,7

HMM Co Ltd 80 842 34 545 46 297 35,3

Yang Ming Marine 

Transport Corp.

87 617 46 192 41 425 68,9

Wan Hai Lines 147 415 83 238 64 177 42,7

Zim 101 412 2 6 99 406 98,5

PIL (Pazifik Int Line) 81 254 50 119 31 134 52,9

KMTC 68 163 32 86 36 76 46,9

IRISL Group 31 148 28 104 3 43 29,4

SITC 95 142 73 109 22 33 23,2

Gesamt 3.743 22.009 1.459 9.930 2.284 12.079 63,9
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2.4 WELTSCHIFFBAU
JAHRESBERICHT ZUM WELTSCHIFFBAU30

Die Notwendigkeit, die globale Schiffsflotte auf Klima- 
und Umweltfreundlichkeit umzustellen, ein sehr niedri-
ges Verhältnis von Auftragsbuch zur fahrenden Flotte 
sowie die positive Entwicklung der Frachtraten in 2020 
und die damit verbundene, deutliche Verbesserung der 
Ertragslage der Reedereien stellen positive Vorzeichen 
für die Schiffbaukonjunktur dar. 

Die Bestellungen im 4. Quartal zogen bereits spürbar 
an, auch wenn europäische Hersteller davon bisher nur 
in beschränktem Umfang profitieren konnten. Vor allem 
dank der boomenden Kreuzfahrtbranche und anderer 
gesunder High-Tech-Nischenmärkte betraf die langan-
haltende Nachfrageschwäche die Schiffbauindustrie in 
Europa bislang deutlich weniger. Versprachen Kreuz-
fahrtschiffe gestern noch Planungssicherheit, so sind 
sie heute allerdings der am schlimmste betroffene Sek-
tor der maritimen Wirtschaft. Auch neue Aufträge bei 
Fähren, Yachten und Offshore-Fahrzeugen könnten in 
den nächsten Jahren Mangelware bleiben. Schon vor 
der Pandemie gingen in wichtigen Teilsegmenten wie 
bei Ro-ro-Schiffen und großen Fähren die Aufträge 
trotz ausgewiesener Spezialisierung in Europa über-
wiegend nach Asien und auch im Zulieferbereich ka-
men protektionistische Tendenzen immer stärker zum 
Tragen. Ohne lokale Fertigung sind viele Märkte nicht 

mehr zu bedienen.  Fertigungskapazitäten in Deutsch-
land und Europa bleiben dabei oft auf der Strecke. 
Mittlerweile geht es also um mehr als um die Überbrü-
ckung fehlender Nachfrage infolge der Coronakrise. Es 
geht um die Frage, ob in Deutschland und Europa in 
zehn Jahren überhaupt noch zivile Schiffbauindustrie in 
nennenswertem Umfang fortgesetzt werden kann. Trotz 
exzellenten Know-hows, das gerade jetzt für die mariti-
me Transformation in Sachen Klimaschutz und Nutzung 
digitaler Innovationen dringend gebraucht wird, verliert 
der Schiffbau in Europa seit Jahrzehnten an Substanz. 
[…]
Mit der massiven Expansion Chinas auch in diesem Be-
reich verschärfte sich diese Problematik noch einmal 
erheblich. Eine im Juli 2020 erschienene Studie des 
Washingtoner Center for Strategic International Stu-
dies hat die chinesischen Subventionen in Schiffbau 
und Schifffahrt zwischen 2010 und 2018 auf sagen-
hafte 132 Mrd. US-Dollar beziffert. Statt der anfängli-
chen Euphorie über das chinesische Wachstum auch 
unter deutschen Exporteuren ist inzwischen Ernüchte-
rung eingekehrt. Die EU erkennt in China längst nicht 
mehr nur einen Handelspartner, sondern auch einen 
systemischen Rivalen und auch die Bundesregierung 
sieht in ihrem „7. Bericht zur Lage der maritimen Wirt-
schaft“ eine Gefahr für den deutschen und europäi-
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Weltweite Auftragseingänge nach Schiffstyp

2019 2020

Schiffstyp Anzahl Mio. GT Anteil 

in %

Mio. 

CGT

Anteil 

in %

Anzahl Mio. GT Anteil 

in %

Mio. 

CGT

Anteil 

in %

Rohöltanker 107 10,2 26,6 3,5 9,9 97 10,2 28,6 3,3 17,8

Gastanker 105 5,4 15,0 4,0 19,0 88 5,8 16,2 4,3 23,1

Chemikalien- und 
Produktentanker

132 1,8 4,8 1,3 6,4 121 2,0 5,6 1,3 7,0

Massengutschiffe 177 8,3 21,6 3,4 16,1 166 6,4 18,0 2,7 14,9

Containerschiffe 84 7,4 19,1 3,3 15,5 94 7,4 20,7 3,2 17,2

Stückgutschiffe 132 1,5 4,0 1,2 5,9 103 1,3 3,5 0,9 5,3

Fähren und Passagier-
schiffe

98 2,9 7,5 3,0 14,1 49 0,5 1,5 0,6 3,4

Offshore-Fahrzeuge 58 0,5 1,3 0,4 1,9 57 1,3 3,5 0,7 3,9

Sonstige 338 0,4 1,1 1,0 4,7 352 0,8 2,2 1,4 7,6

Gesamt 1.215 38,4 100,0 21,1 100,0 1.127 35,5 100,0 18,6 100,0

 30 Hrsg: Verband für Schiffbau und Meerestechnik e. V.  https://vsm.de/de/service/publikation-und-medien/jahresberichte. Entnommen 26.08.2021
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schen Schiffbau durch stark subventionierte Anbieter 
aus Asien. Zudem fallen Schiffe komplett durch das 
Raster des WTO-Instrumentariums, das für fairen Han-
del sorgen soll. Im Juni 2020 wurde daher im Rahmen 
eines EU-Weißbuchs zu Subventionen in Drittstaaten 
die Schaffung geeigneter Gegenmaßnahmen initiiert. 
Auf die Situation im Schiffbau wird dabei besonders 
eingegangen, da Schiffe nicht wie andere Güter dau-
erhaft importiert werden und darum WTO-Regeln nicht 
greifen. 
Konkrete Vorschläge hierzu werden von der EU-Kom-
mission Mitte 2021 erwartet. Europa hat diese wett-
bewerbsverzerrenden Attacken im Schiffbau aber nicht 
nur mangels geeigneter internationaler Instrumente 
wehrlos hingenommen, sondern sogar noch durch 
eigene Förderung unterstützt. Bestes Beispiel ist der 
zweistellige Milliardenbetrag, mit dem deutsche Steu-
erzahler für Kreditausfälle bei Schiffsfinanzierungen der 
Landesbanken haften. Die steuervergünstigten Anlage-

modelle wurden zur Finanzierung von Wertschöpfung 
überwiegend in Asien verwendet. In der Summe wurde 
so ein gewaltiger Kapitaltransfer nach Asien organisiert 
und gleichzeitig ein enormer Substanzverlust der hei-
mischen Industrie hingenommen. Bei den Auftragsein-
gängen für Neubauten kam es in den Jahren 2019 zu 
2020 zu dramatischen Einbrüchen für die Europäer. Ein 
Auftragsrückgang wurde in Europa um 82 %, in Korea 
um 48 % und in Japan um 50 % festgestellt. Während 
in China der Auftragsrückgang nur 12 % betrug.
Nach einer gewissen Phase der Erholung im Jahr 2021 
beschränkt sich die Belebung des Schiffbaumarkts auf 
zwei Bauländer, China und Korea.
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Weltweite Ablieferungen nach Schiffstyp

2019 2020

Schiffstyp Anzahl Mio. 

GT

Anteil 

in %

Mio. 

CGT

Anteil 

in %

Anzahl Mio. 

GT

Anteil 

in %

Mio. 

CGT

Anteil 

in %

Rohöltanker 151 16,5 24,9 5,3 15,3 95 9,8 16,8 3,2 10,6

Gastanker 82 5,9 8,9 4,4 12,7 84 5,0 8,5 3,7 12,3

Chemikalien- und 
Produktentanker 297 4,5 6,8 3,1 8,9 273 3,5 6,0 2,5 8,3

Massengutschiffe 438 22,2 33,5 8,9 28,9 486 26,4 45,0 10,3 34,0

Containerschiffe 154 10,8 16,4 5,0 14,7 141 8,7 14,8 4,2 14

Stückgutschiffe 243 2,3 3,5 1,9 5,5 199 1,8 3,0 1,5 4,9

Fähren und 
Passagierschiffe 206 2,1 3,2 2,5 7,4 147 1,6 2,7 1,9 6,3

Offshore-Fahrzeuge 123 1,2 1,7 1,1 3,2 95 1,0 1,8 0,8 2,8

Sonstige 799 0,8 1,2 2,1 6,2 786 0,8 1,3 2,0 6,8

Gesamt 2.493 66,2 100,0 34,3 100,0 2.306 58,8 100,0 30,4 100,0
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DEUTSCHLANDS MARITIME STÄRKE LIEGT IM SPEZIALSCHIFFBAU31

Deutsche Werften sind Weltmarktführer im Spezial-
schiffbau, unter anderem auch beim Bau von Yachten 
und Forschungsschiffen. 95 % aller Kreuzfahrtschif-
fe wurden bislang in Europa bestellt, allein die Hälfte 
davon wurde vor der Coronapandemie auf deutschen 
Werften gebaut. Die Wertschöpfung eines in Deutsch-
land gebauten Schiffs wird zu 70 bis 80 % von der na-
tional ansässigen mittelständischen Zulieferindustrie 
erbracht. Der Kreuzfahrtschiffbau mit der Zulieferindus-
trie ist daher von den Folgen der Pandemie am stärks-
ten betroffen. 

Der Schiffbau in Deutschland, insbesondere der hoch-
spezialisierte Kreuzfahrtschiffbau, steht aufgrund der 
Reiseausfälle vor einer unsicheren Zukunft. Vor der 
Coronapandemie konnte sich der deutsche wie auch 
der europäische Schiffbau durch die erfolgreiche Kon-
zentration auf Hightech-Segmente von der schwachen 
Weltkonjunktur im Schiffbau abkoppeln. Rein rechne-
risch reichte das europäische Auftragsbuch vor der 
Coronapandemie für eine Auslastung über mehr als 
vier Jahre deutlich länger als bei den Wettbewerbern 
aus China, Korea oder Japan mit rund zwei Jahren. 

Doch Corona hat einen Riss in den Auftragsbüchern 
verursacht. Die Branche in Deutschland geht derzeit 
von einem Ausbleiben von Neubauaufträgen für Kreuz-
fahrtschiffe bis 2023/2024 aus. Und die Konkurrenz 
schläft derweil nicht. China will sein erstes Kreuzfahrt-
schiff im Jahr 2023 vorstellen.
Umso wichtiger ist daher die aktive Gestaltung des 
Neustarts der maritimen Branche nach der Coronapan-
demie, um Wertschöpfung und Beschäftigung – insbe-
sondere in strukturschwachen Regionen – zu sichern.

Weltweite Auftragsbestände nach Schiffstyp

2019 2020

Schiffstyp Anzahl Mio. 

GT

Anteil 

in %

Mio. 

CGT

Anteil 

in %

Anzahl Mio. 

GT

Anteil 

in %

Mio. 

CGT

Anteil 

in %

Rohöltanker 236 22,9 16,5 7,7 9,7 250 25,0 19,8 8,3 11,1

Gastanker 240 15,3 11,0 11,7 14,6 249 17,5 13,9 13,2 17,7

Chemikalien- und 
Produktentanker 467 7,1 5,1 5,0 6,3 403 6,1 4,8 4,2 5,7

Massengutschiffe 814 43,8 31,6 17,3 21,6 636 29,6 23,4 12,2 16,3

Containerschiffe 344 24,7 17,8 11,7 14,7 298 23,2 18,4 10,6 14,2

Stückgutschiffe 431 5,3 3,9 4,1 5,2 425 5,2 4,1 4,0 5,4

Fähren und Passagier-
schiffe

359 12,6 9,1 13,2 16,5 322 11,8 9,3 12,3 16,4

Offshore-Fahrzeuge 541 5,3 3,8 5,3 6,7 537 5,6 4,4 5,3 7,1

Sonstige 1.053 1,8 1,3 3,7 4,7 1.199 2,3 1,9 4,5 6,0

Gesamt 4.670 138,8 100,0 79,7 100,0 4.319 126,6 100 74,8 100
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 31 BMWI 01.07.2021 - Online-Version -Maritime Wirtschaft - Lebensader im Welthandel
 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Schlaglichter-der-Wirtschaftspolitik/2021/07/maritime-wirtschaft-lebensader-im-welthandel.html 
 entnommen 26.08.2021
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Auftragsbestände Ende 2020 nach Bauland und Schiffstyp in 1.000 CGT
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Rohöltanker 2.940 3.980 994 52 339 8.305

Produktentanker 457 41 110 10 60 197 875

Chemikalientanker 1.250 1.133 503 8 22 486 3.402

Gastanker 1.691 9.484 660 1.428 12.273

Massengutschiffe 7.400 324 3.830 510 149 12.214

Containerschiffe 5.536 3.068 1.729 50 20 222 10.624

Ro-ro-Frachter 996 58 199 2 24 177 1.457

Andere Frachter 1.319 9 425 4 830 2.589

Fähren und Passagierschiffe 1.557 75 208 29 4.252 1.656 2.078 12.304

Offshore-Fahrzeuge 2.736 931 30 520 1.080 5.296

Sonstige 710 45 170 7 17 3 60 3.504 4.520

Gesamt 26.593 19.149 8.860 661 628 4.262 1.766 12.949 74.859

Blohm und Voss Hamburg, Neubau Korvette „Köln“ F 265 © Wolfgang Gröb

AUFTRAGSLAGE
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2.5 VERKEHR DURCH KANÄLE
NORD-OSTSEE-KANAL
Jahresbilanz Nord-Ostsee-Kanal 202032

Im Jahr 2020 wurden insgesamt 73.820.856 Ton-
nen Ladung auf dem Nord-Ostsee-Kanal transpor-
tiert – das sind 11,6 % weniger als im Vorjahr (2019: 
83.476.501t). 
Insgesamt haben den Nord-Ostsee-Kanal 2020 
25.247 Schiffe befahren. Das sind 12,3 % weniger als 
2019 (28.797 Schiffe).
Im Transitverkehr blieb die Schiffsanzahl mit 18.203 
Schiffen um 9,3 % unter dem Vorjahreswert (20.069 
Schiffe). Es wurden 68.011.315 Tonnen Ladung 
(2019: 76.810.252) transportiert. Das sind im Ver-
gleich zum Vorjahr 1.866 Schiffe und 8.798.937 Ton-
nen Ladung weniger.

Im Teilstreckenverkehr, dem Schiffsverkehr zu den Hä-
fen innerhalb des Nord-Ostsee-Kanals, waren 7.044 
Schiffe unterwegs (2019: 8.728), die 5.809.541 Ton-
nen Ladung beförderten (2019: 6.666.249).
Die Anzahl der Schiffe ging um 19,3 % zurück und 
die transportierten Ladungsmengen um 12,3 % auf 
5,8 Mio. t.

Die Bruttoraumzahl im Gesamtverkehr lag 2020 bei 
115.535.763 (2019: 127.615.103). Das sog. Mittel-
schiff fiel mit 4.576 BRZ t etwas größer als im Vorjahr 
aus (4.432 BRZ).

Der Nord-Ostsee-Kanal war 2020 durch verschiede-
ne Entwicklungen und Rahmenbedingungen geprägt. 
So litt z. B. seit März die konjunkturelle Entwicklung 
in Westeuropa und im Ostseeraum insbesondere bis 
zum Spätsommer unter Pandemiebedingten Umsatz- 
und Produktionseinschränkungen, die sich auch auf die 
Seetransportnachfrage in Europa auswirkten.
Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland fiel 
nach vorläufigen Berechnungen 2020 um rd. 5 %. Das 
BIP in Dänemark, Schweden und Finnland fiel zwischen 
4 und 5 %. Ähnliche Entwicklungen sind auch in den 
baltischen Staaten Estland, Lettland und Litauen sowie 
in Russland zu verzeichnen.

Prof. Dr.-Ing. Hans-Heinrich Witte, Präsident der Ge-
neraldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt: „Pande-
miebedingt kam es 2020, vor allem in den ersten beiden 
Quartalen, in den deutschen Seehäfen zu Rückgängen 
bei den Umschlagsmengen von ca. 10 %. Die Anläufe-
zu den Seehäfen gingen in diesem Zeitraum um bis zu 

 32 Pressemitteilung WSV vom 19.02.2021

35 % zurück. Hinzu kamen die sehr niedrigen Bunker-
preise. Diese Entwicklungen wirken sich auch auf den 
Nord-Ostsee-Kanal aus. Die positive Verkehrsentwick-
lung zum Jahresende hin zeigt, dass der NOK im Trans-
portnetz des europäischen Seeverkehrs weiterhin eine 
entscheidende Rolle spielt. In Verbindung mit unseren 
Ausbaumaßnahmen erweist sich der Kanal als absolut 
zukunftsfähige Wasserstraße.“
Mit der Entscheidung des Bundesverkehrsministeri-
ums, die Fahrt durch den NOK für die ohnehin belastete 
Schifffahrt durch einen vorübergehenden Verzicht auf 
die Befahrungsabgaben attraktiver zu gestalten, erholte 
sich das Verkehrsgeschehen. Im Ergebnis blieb es bis 
zum Jahresende mit Rückgängen von ca. 12 Prozent 
hinter den prognostizierten Erwartungen zurück.
Für den NOK und seine Attraktivität für die Schifffahrt 
spielt die Höhe der Treibstoffpreise eine entscheiden-
de Rolle. Die Bunkerkosten fielen im ersten Halbjahr 
2020 um rund 70 % und erreichten im Sommer einen 
sehr niedrigen Stand. In Verbindung mit der reduzierten 

Transportnachfrage wichen deshalb zahlreiche Schiffe 
im Nord-Ostsee-Verkehr auf die Skagenroute aus.
Der NOK ist auch für die Freizeitschifffahrt eine wich-
tige Verbindung zwischen Nord- und Ostsee. Dazu 
Jörg Heinrich, Leiter der Unterabteilung Seeschifffahrt: 
„Wegen der Pandemie kam es zu einem verspäteten 
Saisonstart und zu einem stärkeren Verweilen der Was-
sersportler in heimischen Revieren. Die Anzahl der 
Sportboote lag deshalb 2020 mit rund 8.900 Fahrzeu-
gen um 25 % unterhalb der des Vorjahreswertes.“
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STATISTIK

Gesamter Ladungsverkehr auf dem Nord-Ostsee-Kanal nach Ladungsarten

Ladung
Ladung in t Änderung

Vorjahr 

Anzahl der Schiffe Änderung

Vorjahr2019 2020 2019 2020

Erdöl und Derivate 7.733.245 6.523.773 – 15,6 % 2.625 2.013 – 23,3 %

Kohle 1.146.422 778.991 – 32,0 % 253 161 – 36,5 %

Erze 945.372 682.728 – 27,8 % 190 152 – 20 %

Holz 5.080.892 4.732.211 – 6,9 % 1.545 1.373 – 11,1 %

Getreide 2.077.272 2.514.945 21 % 725 815 12,4 %

Düngemittel 6.684.456 5.423.008 – 18,9 % 1.592 1.389 – 12,7 %

Futtermittel 2.108.795 2.741.388 30 % 827 989 19,6 %

Eisen und Stahl 4.308.019 3.066.084 – 28,8 % 1.224 899 – 26,5 %

Chemische Produkte (flüssig, 

fest)

8.403.332 7.203.524 – 14,3 % 1.513 1.425 – 5,8 %

Stückgut 17.865.374 16.175.356 – 9,5 % 2.780 2.670 – 3,9 %

Container 17.026.834 14.943.270 – 12,2 % 2.545 2.251 – 11,5 %

Andere 10.094.886 9.718.303 – 3,7% 8.674 7.978 – 8 %

Gesamt 83.476.053 73.820.853 – 11,6 % 24.493 21.963 – 10,3 %

Gesamtverkehr auf dem Nord-Ostsee-Kanal nach Schiffstypen

Schiffstyp
Ladung in t Änderung

Vorjahr 

Anzahl der Schiffe Änderung

Vorjahr2019 2020 2019 2020

Trocken– und 

Mehrzweckfrachter

29.926.592 26.187.432 – 12,5 % 11.270 10.466 – 7,1 %

Ro-Ro-Schiffe 2.733.635 2.313.048 – 15,4 % 779 620 – 2,04 %

Containerschiffe 29.894.729 26.960.630 – 9,8  % 3.935 3.726 – 5,3 %

Öltanker 1.950.669 2.159.365 10,7 % 1.048 990 – 5,5 %

Gastanker 802.192 581.528 – 27,5 % 253 157 – 38,0 %

Chemikalientanker 14.329.454 12.823.540 – 10,5 % 3.372 3.205 – 4,9 %

Andere 3.839.320 2.795.313 – 27,2 % 8.140 6.083 – 25,3 %

Gesamt 83.476.501 73.820.856 – 11,6 % 28.797 25.247 – 12,3 %
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PANAMAKANAL

Panamakanal Jahresbericht 202033

Wenige Monate vor der Pandemie kündigte die Verwal-
tung des Panamakanals die Einführung einer Süßwas-
sergebühr an. Mit dieser Maßnahme, ein Novum in der 
Geschichte des Kanals, wurde der bei seinem Betrieb 
anfallende Verbrauch dieser Ressource bepreist. We-
nig später kündigte die Chicago Mercantile Exchange 
(CME) in den USA den Handel mit Wasser-Futures 
an und betonte die Notwendigkeit eines vernünftigen 
Wassermanagements. Diese Entwicklung bestätig-
te die Initiative zur Einführung der Süßwassergebühr, 
mit der die Wettbewerbsfähigkeit und die Effizienz der 
Wasserstraße sichergestellt werden sollen.

2020, ein Jahr mit Höhen und Tiefen 
Das Geschäftsjahr 2020 begann mit einem stabilen 
Verkehrsaufkommen in den ersten sechs Monaten. Zwi-
schen Oktober 2019 und März 2020 gab es gegen-
über den Vorhersagen 4,0 % Zuwachs bei der Zahl der 
Passagen und 7,0 % Zuwachs beim Transportvolumen. 
Nach den verheerenden Auswirkungen der Pandemie 
auf den globalen Handel bildete das solide Ergebnis 
der ersten Hälfte des Geschäftsjahres eine Grundla-
ge, auf der das restliche Jahr über aufgebaut werden 
konnte.

Das neuartige Coronavirus hat die globale Wirtschaft 
verlangsamt, was zu einem Rückgang der Zahl der 
Passagen zwischen Mai und Juni um 20 % führte. In 
diesem Zeitraum nahm die Nachfrage in Segmenten 
von Schiffstypen wie Fahrzeugtransporter und Flüssi-
gerdgastanker zum Ende des Geschäftsjahres 2020 
hin ab, wobei das registrierte Transportvolumen in PC/
UMS-Tonnen (PC/UMSD - Panama Canal Universal 
Measurement System) die Vorhersagen um ungefähr 
21,0 bzw. 15,0 % unterschritt. 

Das Passagierschiff-Segment schloss das Jahr mit 
einem um 10 % geringeren Transportvolumen in PC/
UMS-Tonnen als erwartet ab, da Kreuzfahrtlinien ihren 
Betrieb am Beginn der Frühjahrssaison einstellten.

Diese Ergebnisse wurden zum Teil durch einige andere 
Segmente aufgefangen, in denen das Verkehrsaufkom-
men weiterhin konstant blieb. Festes Massengut zum 
Beispiel verzeichnete aufgrund eines erhöhten Bedarfs 
an Getreide und Rohstoffen ein um 21,0 % höheres 
Transportvolumen in PC/UMS-Tonnen als erwartet.
Flüssiggastanker (LPG) verzeichneten aufgrund einer 
durch den günstigen Preis bedingten größeren Nach-

frage nach Gas für den häuslichen Gebrauch sowie der 
Verwendung des Gases als Rohstoff und Napththaer-
satz ein um 27,0 % höheres Transportvolumen in PC/
UMS-Tonnen als vorhergesehen. 

Mit dem Beginn der Erholung der globalen Wirtschaft, 
die mit Veränderungen in Lieferketten und traditionellen 
Handelsströmen einherging, haben wir zusammen mit 
unseren Kunden daran gearbeitet, Möglichkeiten zu fin-
den, mit denen wir ihre Bedürfnisse erfüllen können. Im 
April führte der Panamakanal Maßnahmen wie z. B. den 
Zahlungsaufschub für Transitreservierungsgebühren 
ein, um den Kunden größere Liquidität zu verschaffen. 
Für Passagierschiffe wurde den Kunden eine Freistel-
lung von diesen Gebühren gewährt, da ihr Segment 
von der Pandemie am schwersten betroffen war. Diese 
Maßnahmen wurden für die Zeit nach dem 31. Dezem-
ber 2020 um weitere sechs Monate verlängert.

Der Panamakanal verzeichnete, wie auch alle Häfen in 
Amerika, Asien und Europa, ein gestiegenes Verkehrs-

aufkommen, das mit der Hochsaison der Container- 
und LNG-Segmente zusammenfiel. Zur Bewältigung 
des vorübergehenden Verkehrszuwachses nahm der 
Kanal betriebliche Anpassungen vor. Zu diesen Anpas-
sungen gehörte die Aufstockung des Personalbestands 
für den Betrieb bei gleichzeitiger strikter Einhaltung der 
Sicherheitsbestimmungen, um pro Tag einer größeren 
Zahl von ohne Reservierung eintreffenden Schiffen eine 
Passage durch den Kanal zu ermöglichen. Zusätzlich 
begann der Kanal, den Kunden Wartezeiten mitzuteilen. 
Des Weiteren wurde mit Beginn des Geschäftsjahres 

Tanker / 
Chemikalienschiffe
2.779 

Massengutschiffe
2.759

Stückgutschiffe 612
Containerschiffe 2.551 

LPG-Tanker
1305

Fahrzeug / 
Ro-ro-Schiffe
672

Kühlsschiffe 607

LNG-Tanker 419
Passagierschiffe 227

Sonstige 1.438

Durchfahrten nach Schiffstypen 2020
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 33 Annualreport 2020, Panamakanal Authority [Hrsg.] Amtliche Übersetzung durch Bundessprachenamt
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Neue Rekorde im Jahr 2020
• 13 Neopanamax-Passagen an einem Tag
• 1,8 Mio. PC/UMS-Tonnen an einem Tag
• 9,9 durchschnittl. Passagen pro Tag durtch die 

Neopanamax-Schleusen in einem Monat
• 45 Mio. PC/UMS Tonnen pro Monat
• Die 10.000 Passage durch die Neopanamax-

Schleusen (S.K. Resolute) im August 2020

ein Tiefgang von 50 Fuß möglich. Dies ist der höchst-
zulässige Tiefgang für die Neopanamax-Schleusen und 
entspricht einer Tiefgangserhöhung von vier Fuß ge-
genüber Dezember 2019.

Das neuartige Coronavirus hat die globale Wirtschaft 
verlangsamt, was zu einem Rückgang der Zahl der 
Passagen zwischen Mai und Juni um 20 % führte. In 
diesem Zeitraum nahm die Nachfrage in Segmen-
ten von Schiffstypen wie Fahrzeugtransporter und 
Flüssigerdgastanker (LNG-Tankern) zum Ende des 
Geschäftsjahres 2020 hin ab, wobei das registrier-
te Transportvolumen in PC/UMS-Tonnen (PC/UMSD 
- Panama Canal Universal Measurement System) die 
Vorhersagen um ungefähr 21,0 bzw. 15,0 % unter-
schritt. 

Das Passagierschiff-Segment schloss das Jahr mit 
einem um 10 % geringeren Transportvolumen in PC/
UMS-Tonnen als erwartet ab, da Kreuzfahrtlinien ihren 
Betrieb am Beginn der Frühjahrssaison einstellten. Die-
se Ergebnisse wurden zum Teil durch einige andere 
Segmente aufgefangen, in denen das Verkehrsaufkom-
men weiterhin konstant blieb. Festes Massengut zum 
Beispiel verzeichnete aufgrund eines erhöhten Bedarfs 
an Getreide und Rohstoffen ein um 21,0 % höheres 
Transportvolumen in PC/UMS-Tonnen als erwartet. 
Flüssiggastanker (LPG) verzeichneten aufgrund einer 
durch den günstigen Preis bedingten größeren Nach-
frage nach Gas für den häuslichen Gebrauch sowie der 
Verwendung des Gases als Rohstoff und Napththaer-
satz ein um 27,0 % höheres Transportvolumen in PC/
UMS-Tonnen als vorhergesehen.

Jahreskennzahlen:
PC/UMS-Tonnen: 475,2 Millionen 
Passagen: 13.369
Gesamterträge: 3.443 Millionen PAB  
Investitionen: 47 Millionen PAB
Personalbestand: 9.510 Beschäftigte 
Abgaben an die Staatskasse: 1.824 Millionen PAB

Rangfolge der ersten 10 Länder nach Abgangs- und Bestimmungsland des 
Frachtguts (in brit. 1000 Tonnen), Geschäftsjahr 2020

Land Abgangsland Bestimmungsland
Binnenhandel 

Küsrte zu Küste
Gesamt

1 USA 122.910 54.793 1.697 179.402

2 China 17.620 22.283 - 39.903

3 Japan 5.408 30.565 - 35.973

4 Chile 11.131 17.764 - 28.896

5 Südkorea 8.768 19.809 - 28.577

6 Mexiko 9.703 14.013 409 24.125

7 Kolumbien 12.291 7.568 599 20.459

8 Peru 6.820 10.860 - 17.680

9 Ecuador 6.225 7.384 - 13.609

10 Kanada 11.053 2.374 49 13.478
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SUEZKANAL
Da die SUEZ CANAL AUTHORITY bis zum heutigen 
Tag (01.September 2021) keine Suez Canal Traffic 
Statistics veröffentlich hat, fehlen uns die Zahlen um 
die entsprechenden Statistiken zu befüllen. Aus offe-
nen Quellen wissen wir, dass im Suez Kanal 18.829 
Schiffpassagen registriert wurden. Die Havarie der MV“ 
EVER Given“ hat ein Schlaglicht auf die Verletzlich-
keit unserer Lieferketten geworfen. Aus diesem Grund 
haben wir einen Bericht einer Schweizer Zeitung „Ta-
gesanzeiger“ zum Anlass genommen dieses Thema zu 
beleuchten.

Dezernat Marineschifffahrtleitung
Erstbewertung Havarie Suezkanal MV “Ever Given“.
Diese Ad-hoc-Analyse betrachtet die möglichen Folgen 
der Störung des Seetransports im Europa – Asien Ver-
kehr aufgrund des Böschungsläufers MV „Ever Given“ 
im Suezkanal. Hierbei wird nur der Containerverkehr 
betrachtet mit möglichen Reaktionen der Reeder/Char-
terer. Das 20.000 TEU Containerschiff MV „Ever Gi-
ven“ lief am 23. März 2021 gegen 0600 UTC kurz nach 
Einfahrt in den Kanal mit dem nordgehenden Konvoi auf 
die Böschung. Der Kanal ist in beiden Richtungen blo-
ckiert. Am 24. März 2021 1500 UTC ist das MV „Ever 
Given“ in der Position und Ausrichtung unverändert. 
Mit einem Tiefgang von 15,7 m hat das Schiff eine 
befahrbare Breite von ca. 250 m bei einer Länge von 
400 m und einer Breite vom 58,8 m. Aufgrund der Lage 
des Schiffes ist davon auszugehen, dass auch achtern 
eine Grundberührung stattgefunden hat. Zum Freikom-
men ist es nicht wahrscheinlich, dass die Hauptma-
schine des Schiffes oder die Querstrahler verwendet 
werden können, da ein Schaden bzw. den Totalausfall 
der Aggregate nicht riskiert werden kann. Erst muss 
das Vorschiff freikommen („ausgraben“), dann kann das 
Schiff wieder mit Schlepperhilfe kanalgerecht gedreht 
werden und in Bittersee auf Reede verbracht werden. 
A.h.S. wird man drei Tage bis eine Woche benötigen.
Auswirkungen auf die Seehandelsroute Europa – Asien
Auf der Route Singapore - Rotterdam beträgt die Er-
sparnis des Suezkanal zur Kap Route ca. 3500 sm bzw. 
8 Tage bei 18 kn. Somit wäre der zeitliche break-even 
zum Umrouten bei 8 Tagen, der wirtschaftliche bei min-
destens 2 Wochen, wenn zusätzliche Kosten wie vor 
allem Bunker eingerechnet würden. Allerdings würden 
diese Bunkerkosten überproportional anfallen, da Ma-
ximalgeschwindigkeit gefahren würde, um die Zeitver-
zögerung aufgrund der längeren Route so gering wie 
möglich zu halten. Die Bunkerkapazitäten und Bunker-
schiffe auf der Cape Route sind jedoch nicht auf die An-
zahl der Schiffe ausgelegt und müssten erst angepasst 
werden, so dass die derzeitigen Kapazitäten schnell 

ausgeschöpft und die Marktpreise rapide steigen wür-
den. Deshalb müsste vermutlich die Versorgung auf der 
Route vorgezogen und mit maximaler Bebunkerung vor-
gesorgt werden, was die Ladefähigkeit der Container-
schiffe einschränkt und zu einer weiteren Verknappung 
der Transportkapazität für Container führt. 
Es wird mit Unterbrechung der Seehandelsroute Euro-
pa – Asien bzw. Verzögerungen von max. einigen Tagen 
gerechnet. Dafür werden keine relevanten Mengen im 
Containerschiffsverkehr umgeroutet. Jedoch wird mit 
gravierenden Störungen im Fahrplan der Schiffe sowie 
der Portrotationen von bis zu drei Monaten gerechnet. 
Bei einer Verzögerung des Warenverkehrs von maximal 
einer Woche sind allerdings keine signifikanten Ein-
schränkungen in der Produktion in Europa zu erwarten.

Fünf Erkenntnisse aus der Ever-Given-
Havarie34

Fast sieben Tage (23.-29.März 2021) lang hielt das 
Containerschiff Ever Given die Welt in Atem, nachdem 
der 400 Meter lange Frachtriese im Suezkanal stecken 
geblieben war und den gesamten Verkehr blockierte. 
Die Havarie kostete Ägypten Millionen und die Welt-
wirtschaft Milliarden Dollar. [...]
Etwa 12 % des gesamten internationalen Seehandels 
und knapp ein Drittel der verschifften Container fahren 
durch den Kanal zwischen Mittelmeer und Rotem Meer. 
Aus dem Unglück im Kanal lassen sich verschiedene 
Lehren ziehen, sei es für den Schutz der wichtigen Ver-
bindung, für einen besseren Umgang mit Tieren – oder 
schlicht die Erkenntnis, dass das siebentägige Festsit-
zen der Ever Given im Vergleich zu anderen Schiffen 
noch harmlos war.

Welchem Experten man glauben sollte

Der Suezkanal könnte noch wochenlang blockiert blei-
ben, prophezeiten viele Experten letzte Woche [...]
Es wurde spekuliert, wie die Frachtcontainer entladen 
werden könnten, um das Schiff leichter zu machen, oder 
wie es gelingen könnte, den Bug freizubekommen. Es 
gab Sorgen um die Auswirkungen auf den Welthandel, 
wenn Hunderte Frachtschiffe wochenlang feststeckten.
Ein Experte hatte den Ausgang aber ziemlich präzise 
vorausgesagt: Mohab Mamish, ein Berater für Seehä-
fen der ägyptischen Regierung.
[...] und der Grund dafür dürfte darin liegen, dass Ma-
mish den Kanal kennt wie sonst kaum jemand. Als ehe-
maliger Chef der Behörde für den Suezkanal habe er 
bereits mehrere Bergungsaktionen miterlebt, sagt Ma-
mish. «Ich kenne jeden Zentimeter des Kanals.»

 34 Folgen der Suezkanal-Blockade: Fünf Erkenntnisse aus der Ever-Given-Havarie (Quelle: Andreas Frei. 31.03.2021. Redaktion Tamedia).
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Fünf spanische und elf rumänische Tiertransporter war-
teten im oder vor dem Suezkanal auf die Weiterfahrt, 
gemäss der Organisation Animals International waren 
es insgesamt 20 Schiffe mit sogenannter Lebendfracht, 
die blockiert waren. Sie müssen theoretisch 25 % mehr 
Tierfutter und Wasser mitführen, als sie für die Fahrt 
benötigen, ob das aber wirklich getan werde, sei nicht 
garantiert. Während des tagelangen Stillstands wuchs 
die Besorgnis um die rund 200.000 Tiere an Bord, viele 
davon Schafe. [...]
Ein zwischenzeitliches Entladen der Tiere an einem an-
deren Hafen war nicht möglich, weil es dazu entspre-
chende Papiere gebraucht hätte. [...]
Tausende Tiere sterben jährlich auf See, auch bei Unfäl-
len, wenn überalterte Transportschiffe sinken. Gemäss 
einem EU-Bericht wurden allein 2018 über 2,8 Mio. 
Kühe, Schafe und Ziege aus der EU in Mittelmeerstaa-
ten exportiert. Die Organisation Compassion in World 
Farming sagt, dass die dabei verwendeten Schiffe um-
gebaute Frachter seien und nicht für den Transport von 
Tieren ausgelegt. Oft gebe es keinen Tierarzt an Bord, 
obwohl die Fahrt meistens fünf bis acht Tage dauere. In 
manchen Fällen sind Tiere wochenlang unterwegs. [...]
Die YM Wish war das erste Schiff, das nach der Frei-
legung der Ever Given durch den Suezkanal kam. Bis 
sich der gesamte Stau vor den Kanaleinfahrten auflöst, 
wird es aber wohl noch einige Tage dauern, warnt die 
weltgrösste Container-Reederei Maersk. [...]
Das Institut für Weltwirtschaft in Kiel schreibt in einer 
Medienmitteilung nach der Ever-Given-Bergung: «Die 
Havarie im Suezkanal wird noch nachwirken. Die Blo-
ckade des Kanals hat schon durch die Corona-Krise 
entstandene Engpässe im maritimen Welthandel ver-
schärft.» Die Transportkosten von Asien nach Europa 
seien bereits zum Jahreswechsel 2020/21 explodiert. 
„Es ist jetzt fast fünfmal so teuer, einen Container von 
Ostasien nach Europa zu transportieren wie vor einem 
Jahr.“
Die Menschen investieren ihr Geld aufgrund des 
Lockdown nun praktisch ausschliesslich in neue Kon-
sumgüter und Elektronik für zu Hause, die von Asien 
herangeschafft werden. Das führt zu einer regelrech-
ten Containerknappheit, denn die Rückfahrt mit leeren 
Containern lohnt sich kaum. Die Havarie treibe tenden-
ziell die Preise für den Seehandel nach oben, was sich 
früher oder später auch in den Produktpreisen nieder-
schlagen dürfte, schreibt das Institut für Weltwirtschaft. 
[...] Wenn eine Blockade im Suezkanal den Welthandel 
ins Schleudern bringt, könnte das auch Terroristen oder 
Piraten interessieren. Schon 2013 attackierten die Fur-
qan-Brigaden ein Frachtschiff im Kanal und verstanden 
dies als direkte Attacke auf die «Hauptschlagader» des 
westlichen Systems. 2009 konnten die ägyptischen 
Behörden 25 Al-Qaida-Sympathisanten verhaften, die 
einen Bombenanschlag auf ein Schiff im Kanal planten. 
Man hat jetzt gesehen, wie kompliziert es war, ein riesi-

ges Frachtschiff freizulegen, und welche Auswirkungen 
das für den Welthandel hat. Eine absichtlich herbeige-
führte Blockade könnte die Schifffahrt im Kanal noch 
viel länger aufhalten.
Das wäre letztlich auch für Piraten von Interesse. Eine 
längere Sperrung würde die Schiffe auf den Weg rund 
um Afrika zwingen, wo es sowohl vor Somalia wie auch 
an der Westküste Angriffe und Entführungen gibt. Zwar 
werden Teile des Gebiets mittlerweile gesichert, wenn 
aber alle Schiffe den 30 % längeren Weg über das 
Horn von Afrika nehmen müssten, gäbe es für die Pira-
ten viel mehr mögliche Ziele.
Gefahr drohe aber nicht nur von Terroristen zu Was-
ser oder Land, sondern auch auf dem digitalen Weg, 
schreiben die beiden Nahost- und Nordafrika-Experten 
Victoria Coates und Robert Greenway. IT und Kom-
munikation des Kanals seien kaum vor Cyber-Attacken 
geschützt und benötigten dringend ein Update. Das sei 
derzeit die grösste Gefahr für den Suezkanal, der immer 
noch nach der 1888 unterzeichneten Konvention von 
Konstantinopel funktioniere. Mittlerweile durchfahren 
aber nicht mehr 500, sondern 19.000 Schiffe jährlich 
den Kanal, weshalb ein Update des gesamten Systems 
dringend nötig sei. [...]
Im Juni 1967 brach der Sechstagekrieg zwischen Is-
rael und Ägypten aus. Die Eskalation begann nach der 
ägyptischen Sperrung der Strasse von Tiran für die is-
raelische Schifffahrt. Als dann ägyptische Soldaten an 
der Grenze aufmarschierten, entschloss sich Israel zu 
einem präventiven Angriff auf den Nachbarstaat. Israel 
eroberte dabei den Gazastreifen, die Sinai-Halbinsel 
von Ägypten, das Westjordanland mit Ostjerusalem von 
Jordanien und die Golanhöhen von Syrien.
Als der Krieg ausbrach, schloss Ägypten den Suezka-
nal, und die 14 Schiffe, die sich noch darin befanden, 
mussten im Grossen Bittersee ankern. Nach dem isra-
elischen Sieg nach sechs Tagen gab es einen Waffen-
stillstand, mit dem Suezkanal als Demarkationslinie: Die 
ägyptischen Truppen bewachten fortan das westliche 
Ufer, auf der anderen Seite standen die Israelis. Die 14 
Schiffe aus Deutschland, Grossbritannien, Bulgarien, 
Frankreich, Polen, Schweden, der Tschechoslowakei 
und den USA waren dazwischen gefangen, auch weil 
die Gewässer des Kanals mittlerweile vermint waren.
Die Schifffahrt im Suezkanal wurde erst 1975 wieder 
aufgenommen. Bis dahin steckten die 14 Frachter im 
Grossen Bittersee fest. [...]
Einzig die zwei deutschen Schiffe – zuletzt von einer 
norwegischen Firma gewartet – konnten den Kanal aus 
eigener Kraft verlassen und ihre Fahrt fortsetzen. Für 
die Eigner entpuppte sich die jahrelange Warterei als 
gutes Geschäft, denn der Wert der Fracht – Rohstoffe 
wie Wolle, Stahl, Blei und Erzsand – war stark gestie-
gen. Die Schiffe Münsterland und Nordwind wurden 
in Hamburg von 30.000 Zuschauern begrüsst – nach 
über acht Jahren und drei Monaten auf See.
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3.0 MARITIME ENTWICKLUNG IN DEUTSCHLAND
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
die deutsche maritime Wirtschaft

von Anne Jacobs-Schleithoff

Die maritime Wirtschaft ist eine der tragenden Säulen 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland. Nicht nur Im- 
und Export, auch wesentliche Teile der Wirtschafts-
leistung insgesamt sowie die führende Stellung als 
Industrie- und Handelsnation in der Welt hängen direkt 
und indirekt von einer funktionstüchtigen und leistungs-
fähigen maritimen Wirtschaft ab. Als Industrie- und 
Exportnation ist Deutschland ohne eine verlässliche 
See- und Binnenschifffahrt nicht denkbar. Schiffbau, 
Schifffahrt und Schifffahrtswege, Häfen und Logistik, 
Meerestechnik, Forschung und Entwicklung, Fragen 
der Energiegewinnung und des Energieverbrauchs 
sowie maritime Dienstleistungen greifen nahtlos inein-
ander und sorgen für einen reibungslosen Transfer von 
Waren, Gütern und Menschen. 

Laut der Studie „Maritime Wertschöpfung und Beschäf-
tigung in Deutschland“ des Bundeswirtschaftsministe-
riums sicherte die maritime Wirtschaft 2018 insgesamt 
449.800 Arbeitsplätze mit einer Wertschöpfung von 
29,8 Mrd Euro bei einem Umsatz in Höhe von 86,3 Mrd 
Euro. Bemerkenswert sind die Beschäftigungs- und 
Wertschöpfungseffekte. Beispielsweise sichern 100 
Arbeitsplätze in der maritimen Wirtschaft weitere 130 
Arbeitsplätze (Multiplikatoreffekt 2,3). Für die Wert-
schöpfung wird ein Multiplikator von 2,5 ausgewiesen. 

Damit spielt die maritime Wirtschaft in einer Liga mit 
der Automobil- und der Luftfahrtindustrie. Darüber hin-
aus sichert die maritime Wirtschaft auch Beschäftigung 
und Wertschöpfung in der Industrie, die auf die Logis-
tikleistung der Schiff- und Hafeninfrastruktur angewie-
sen ist. Auch der maritime Tourismus oder die Marine 
sind in diesen Zahlen noch nicht erfasst. 

Der Handel zwischen den großen Wirtschaftsregionen 
der Welt – Ostasien, Europa und Nordamerika – wird 
zum großen Teil per Schiff abgewickelt. Zwei Drittel der 
deutschen Exporte verlassen über den Seeweg das 
Land. Im interkontinentalen Warenverkehr sind es sogar 
mehr als 90 Prozent. 

Für eine führende Handelsnation wie die Bundesre-
publik Deutschland sind der Schiffsverkehr, die Fähig-
keit zum Schiffbau und leistungsstarke Häfen wichtige 

Grundlagen, um auf Augenhöhe mit Ländern wie China, 
Südkorea oder den Vereinigten Staaten von Amerika im 
Welthandel konkurrieren zu können. Alle maritimen Teil-
branchen spielen eine proaktive Rolle bei der „grünen“ 
und digitalen Transformation einer nachhaltigen Wirt-
schaft.

Deutsche Werften sind Weltmarktführer im Spezial-
schiffbau wie unter anderem beim Bau von Yachten und 
im Forschungsschiffbau. Die Hälfte des europäischen 
Kreuzfahrtschiffbaus findet in deutschen Werften statt. 
Die Wertschöpfung eines in Deutschland gebauten 
Schiffs wird zu 70 bis 80 Prozent von der national an-
sässigen mittelständischen Zulieferindustrie erbracht. 
Die Standorte der maritimen Schiffbau- und Zuliefer-
industrie reichen von der Küste bis zu den Alpen. Ein 
Drittel der Containerschiffe weltweit gehört deutschen 
Reedern. Deutsche Häfen sind leistungsstarke Um-
schlagzentren nationaler, europäischer und globaler 
Produkte – von der Ananas bis zur Zylinderkopfdich-
tung.

Die Coronapandemie traf die maritime Wirt-
schaft mit Wucht 

So unterschiedlich die Teilbranchen Schiffbau und 
Zulieferung, Schifffahrt, Häfen, Meerestechnik sowie 
Offshore-Windenergie der maritimen Wirtschaft aus-
geprägt sind, so unterschiedlich wurden sie von der 
Coronapandemie getroffen.

(C) BMWi
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Die Coronapandemie hat die maritime Wirtschaft in ei-
ner Phase des Wachstums und der Stabilität mit Wucht 
getroffen. Sie hat gezeigt, welche Bedeutung Schiff-
fahrt und Häfen für die Versorgung Deutschlands und 
für den deutschen Handel in Europa und der ganzen 
Welt haben. Gleichzeitig hat sie verdeutlicht, dass auch 
die deutsche maritime Wirtschaft nach Überwindung 
der Pandemie nur dann global technologieführend und 
krisenresilient bleiben kann, wenn sie ihre Anstren-
gungen zur digitalen und ökologischen Transformation 
forciert und darin bestärkt wird. Zwar hat sich die Welt-
wirtschaft während des ersten Krisenjahres prinzipiell 
als widerstandsfähig erwiesen, jedoch sind lokal, regio-
nal und national vielfältige und schwere Auswirkungen 
eingetreten. 

Am schwersten getroffen: der hochspezialisier-
te Kreuzfahrtschiffbau

Am schwersten getroffen in der maritimen Wirtschaft 
ist die Personenschifffahrt, insbesondere die Kreuz-
fahrtbranche. Der Schiffbau in Deutschland, insbeson-
dere der hochspezialisierte Kreuzfahrtschiffbau, steht 
aufgrund der Reiseausfälle vor einer unsicheren Zu-
kunft. Vor der Coronapandemie konnte sich der deut-
sche wie auch der europäische Schiffbau durch die 
erfolgreiche Konzentration auf High-Tech-Segmente 
von der schwachen Weltkonjunktur im Schiffbau ab-
koppeln. Kreuzfahrtschiffe wurden bislang zu 95 Pro-
zent in Europa bestellt und sind daher von den Folgen 
der Pandemie jetzt am stärksten betroffen. Rein rech-
nerisch reichte das europäische Auftragsbuch vor der 
Coronapandemie für eine Auslastung für mehr als vier 
Jahre – deutlich länger als bei den Wettbewerbern aus 
China, Korea oder Japan mit rund zwei Jahren. Es ist zu 
erwarten, dass Investitionsentscheidungen in langlebi-
ge Wirtschaftsgüter wie Kreuzfahrtschiffe aufgrund der 
pandemiebedingten Marktverwerfungen zurückgestellt 
werden. Die Branche in Deutschland geht derzeit von 
einem Ausbleiben von Neubauaufträgen für Kreuzfahrt-
schiffe bis 2023/2024 aus. Umso mehr liegen die Hoff-
nungen auf dem Neustart der Kreuzfahrtbranche, der 
mit dem Abklingen der Coronapandemie erwartet wird. 

Die Maßnahmen der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat mit zahlreichen Maßnahmen 
– von steuerlichen Entlastungen über Kurzarbeitergeld 
und den Wirtschaftsstabilisierungs-Fonds um nur eini-
ge zu nennen – Unterstützungen für durch die Coro-
na-Pandemie in Not geratene Unternehmen und ihre 
Beschäftigten bereitgestellt. Gleichzeitig sieht die Bun-
desregierung zur Flankierung der maritimen Wirtschaft 
mit dem Konjunkturpaket aus Juni 2020 noch einmal 
eine Milliarde Euro ganz konkret für die Unterstützung 
der maritimen Wirtschaft und die Modernisierung der 

Schifffahrt in Deutschland vor. Mit diesem Geld werden 
Investitionen in Forschung und Entwicklung verstetigt 
und privatwirtschaftliche Investitionen in umweltfreund-
liche Technologien angereizt. Zudem wurden mehrere 
geplante Beschaffungsvorhaben vorgezogen. Damit 
sollten temporäre Auftragseinbußen überbrückt sowie 
die wirtschaftliche Lage der Unternehmen aus allen Be-
reichen der maritimen Branche aktiv unterstützt werden.

Positive Entwicklung bei Häfen und Schifffahrt 

Doch es gibt auch positive Signale. Der IWF hat im 
Laufe des Jahres seine Prognose für die Entwicklung 
der Weltwirtschaft in 2020 durch die Corona-Pan-
demie mehrfach angepasst. Im Oktober 2020 ging er 
davon aus, dass die Wirtschaftsleistung 2020 um 4,4 
Prozent einbricht und nicht wie am Jahresanfang pro-
gnostiziert um 3,3 Prozent wächst. Für 2021 rechnet 
der IWF wieder mit einem Wachstum von 5,5 Prozent. 
Auch die Erholung bei Im- und Export setzt ein: Im Zeit-
raum Januar bis April 2021 wurden von der deutschen 
Wirtschaft Waren im Wert von 444,8 Mrd. Euro ex-
portiert und Waren im Wert von 376,8 Mrd. Euro im-
portiert. Damit waren die deutschen Exporte um 11,1 
Prozent und die Importe um 9,0 Prozent höher als im 
Vorjahreszeitraum. Davon profitieren insbesondere Hä-
fen und die Schifffahrt.

Häfen sind in der Regel ein geeigneter Seismograph, 
um Prognosen für die Entwicklung des Außenhandels 
und damit für einen Großteil der Wirtschaftsleistung ab-
zuleiten. Somit waren und sind die Häfen während der 
Pandemie ein Frühwarnsystem für den reibungslosen 
Zufluss dringend benötigter Waren für die Versorgung 
der Menschen und der Wirtschaft. In der Hafenwirt-
schaft sind die Folgen der Coronapandemie deutlich, 
wenn auch inzwischen abgeschwächter zu spüren. 
Von Januar bis September 2020 sank der Umschlag 
in deutschen Seehäfen um 9,3 Prozent im Vergleich 
zum Vorjahreszeitraum. Nach der gleitenden Mittelfrist-
prognose vom Sommer 2020, die das Bundesamt für 
Güterverkehr (BAG) im November 2020 veröffentlicht 
hat, wurde der Seeverkehr im Jahr 2020 zum einen von 
dem schrumpfenden Welthandel mit entsprechenden 
Auswirkungen auf den Containerverkehr ausgebremst, 
zum anderen durch die Folgen der Pandemie. Insge-
samt wird das Umschlagsvolumen in den deutschen 
Seehäfen nach einem spürbaren Rückgang 2020 bei 
einer Aufwärtsbewegung bis 2023 den Vorkrisenstand 
im Jahr 2024 erreichen. 

Bei den Charterraten in der Containerschifffahrt hat 
sich folglich die Tonnagenachfrage stetig erholt und be-
findet sich in einem klaren Aufwärtstrend. Der Contai-
nerhandel ist im Jahresdurchschnitt 2020 weltweit nur 
um circa 2 Prozent gesunken, bei deutlich gestiegenen 
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Frachtraten und Charterraten in der zweiten Jahres-
hälfte. Das zweite Halbjahr 2020 war um 7,8 Prozent 
stärker als das erste Halbjahr – Wachstumsraten, die 
oberhalb der Vergleichszeiträume vor der Pandemie lie-
gen. Bei Handy-Size-Bulkern etwa lagen die Charter-
raten noch Anfang Mai 2020 bei rund 4.192 US-Dollar/
Tag, und knackten im Januar 2021 die 12.000 US-Dol-
lar-Marke.

Lehren aus der Coronapandemie

Eine funktionierende internationale Seeschifffahrt ist 
ein wichtiger Baustein bei der Sicherung der Waren-
verkehrsketten. Als Flaggen- und Hafenstaat muss 
Deutschland gleichermaßen dafür Sorge tragen, dass 
europäische Seeverkehrsunternehmen, Seeleute und 
Häfen in die Lage versetzt werden, ungehindert und 
sicher Transportleistungen durchzuführen und die not-
wendigen Dienst- und Versorgungsleistungen bereitzu-
stellen. Dies galt und gilt insbesondere auch während 
der Covid-19-Pandemie. Hierzu gehört trotz geltender 
Einreisebeschränkungen die möglichst reibungslose 
Ein- und Ausreise von drittstaatsangehörigen Seeleu-
ten zum Zwecke des Besatzungswechsels. 

Deutschland hat entsprechende Empfehlungen der 
Europäischen Kommission und der Internationalen 
Seeschifffahrts-Organisation (IMO) unterstützt und 
umgesetzt und unter anderem mit Empfehlungen für 
die Gesundheit von Besatzungsmitgliedern und zur 
Erleichterung von Besatzungswechseln vervollstän-
digt. Auf diese Weise konnten entsprechende Erleich-
terungen für Seeleute in Bezug auf die Einreise nach 
Deutschland in Kraft gesetzt werden. Das An- und Ab-
mustern von Seeleuten in deutschen Häfen war und ist 
damit zu jeder Zeit möglich.

Die Bedeutung der Marine für die maritime Wirt-
schaft

Angesichts der Bedeutung von freiem Handel und 
Wettbewerb ist die Freiheit und die Sicherheit der 
Weltmeere für Deutschland und Europa von heraus-
ragender Bedeutung. Vor dem Hintergrund der wirt-
schaftlichen Abhängigkeiten Deutschlands kommt der 
Deutschen Marine ein besonderer Stellenwert als Ins-
trument der deutschen Sicherheitspolitik zu. Sie trägt 
dabei eine besondere Verantwortung für den Schutz 
der Hoheitsgewässer, der maritimen Infrastruktur sowie 
der Seeverbindungslinien Deutschlands. Die maritimen 
Interessensgebiete Deutschlands erstrecken sich dabei 
von den den Küsten im Norden Europas bis zum Mittel-
meer und reichen bis in den indopazifischen Raum.

Aus dem Blickwinkel der maritimen Wirtschaft hat 
Deutschland daher ein besonderes Interesse an einem 
leistungs- und wettbewerbsfähigen Marineschiffbau, 
der die Marine in die Lage versetzt, ihre stetig zuneh-
menden Aufgaben zu bewältigen und auf die wachsen-
den Herausforderungen angemessen zu reagieren. Die 
wachsenden Anforderungen der Marine und ihr hoher 
Modernisierungsbedarf verlangen eine hochspeziali-
sierte und wettbewerbsfähige Marineschiffbauindustrie, 
die in der Lage ist, sich an verändernde Rahmenbedin-
gungen anzupassen.

Anne Jacobs-Schleithoff ist Ministerialrätin im 
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, 
Leiterin des Referates IVD1 maritime Wirtschaft 
und der Geschäftsstelle des Koordinators der 
Bundesregierung für die maritime Wirtschaft
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Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
die deutsche Handelsschifffahrt
von Ralf Nagel

2020 und leider auch beinah das gesamte erste Halb-
jahr 2021 waren eine Zeit, wie sie wohl keiner von uns 
bisher erlebt hat. Die Auswirkungen des Corona-Vi-
rus haben große Teile der Welt zumindest teilweise 
stillstehen lassen. Aber nicht die Schifffahrt. Selbst im 
schärfsten Lockdown in Deutschland oder anderswo 
war eines sicher: Die Versorgung von Wirtschaft und 
Bevölkerung über See funktioniert. Eindrucksvoll hat 
die Handelsschifffahrt demonstriert, wie wichtig die 
Arbeit der dort beschäftigten Menschen an Land und 
an Bord ist.

Die Wertschätzung insbesondere der Arbeit der See-
leute hielt damit nicht annähernd mit. Das ganze Jahr 
2020 über bis heute, bis in den Juli 2021, blieb der 
Crewwechsel weltweit ein großes Problem. Noch im-
mer hängt die Versorgung mit Rohstoffen, Gütern aller 
Art, aber auch mit Lebensmitteln und Medikamenten 
davon ab, dass Seeleute Wochen und Monate über 
ihre Dienstzeit hinaus auf Handelsschiffen fahren. Es 
ist ein Skandal, dass ihr Schicksal offensichtlich selbst 
manche seefahrende Nation nicht interessiert. Dazu 
passt leider, dass auch beim Impfen die Seeleute in 
vielen Nationen nicht priorisiert werden.

Dabei dürften wir doch alle gelernt haben, wie unver-
zichtbar gerade Seefahrer sind. So sehr sich unser Le-
ben in der Pandemie auch geändert hat, die Geschäfte 
waren doch gefüllt mit Waren. Dies machen die Männer 
und Frauen an Bord möglich. Sie tun es zurzeit oft ohne 
zu wissen, wann sie zu ihren Familien zurückkehren 
können. Eine großartige Leistung, die Dank verdient – 
und Unterstützung!

Wir sollten nicht vergessen: gerade für Deutsch-
land spielt der internationale seewärtige Handel eine 
Schlüsselrolle, auch, weil Deutschland noch immer 
einer der weltweit wichtigsten Schifffahrtsstandorte ist. 
Die Seeschifffahrt ist und bleibt für Deutschland der 
entscheidende Verkehrsträger zur Anbindung an den 
Welthandel. 60 Prozent der deutschen Warenexpor-
te gehen weiterhin über den Seeweg. Voraussetzung 
für den Export erstklassiger deutscher Produkte in alle 
Welt ist u.a. der Import von Rohstoffen und Vorproduk-
ten nach Deutschland. Auch die Importe kommen zu 
einem erheblichen Anteil ebenfalls über See.

Für unsere Industrien und die Versorgung der Bevöl-
kerung ist gerade in Zeiten einer historischen Pande-
mielage die Sicherung von Lieferketten, insbesondere 

im Bereich der Seeschifffahrt, von herausragender Be-
deutung. Die „Werkbank“ Europa wächst, es hängen 
auch Millionen Arbeitsplätze in Deutschland von einer 
reibungslosen globalen Anbindung durch die Handels-
schifffahrt ab.

Von Deutschland aus wird aktuell die mit rund 53 Mio. 
Bruttoraumzahl fünftgrößte Handelsflotte der Welt be-
reedert mit einem Anteil von 4,5 Prozent an der Welt-
handelsflotte (– 0,4 Prozentpunkte ggü. Vorjahr), die 
Containerschiffsflotte ist die zweitgrößte der Welt. 
Auch in dem Segment der Massengutfrachter belegt 
Deutschland im Vergleich mit anderen Schifffahrts-
nationen einen vorderen Platz. Ende 2020 waren in 
deutschen Schiffsregistern insgesamt 2.001 Schiffe 
mit 48,7 Mio BRZ registriert, 139 weniger als ein Jahr 
zuvor. Zu einem großen Teil (mittlerweile mehr als 45 
Prozent) führen die Schiffe der deutschen Flotte heute 
die Flagge eines EU-Landes am Heck, insbesondere 
von Portugal, Zypern und Malta. Die Anzahl der unter 
deutscher Flagge fahrenden Schiffe hat sich bei 290 
stabilisiert. Die Zahl der in Deutschland sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigen Seeleute ist, bedingt durch 
den Rückgang in der deutschen Handelsflotte, zuletzt 
etwas zurückgegangen auf 7.558, die Zahl der Neuein-
steiger an Bord dagegen 2020 trotz Corona mit 409 in 
etwa gleichgeblieben.

Der Flottengröße kommt auch eine Bedeutung für die 
Wertschöpfung in den nachgelagerten Dienstleistungs-
sektoren zu. Deutsche Reedereien, so eine kürzlich 
publizierte Studie des Bundeswirtschaftsministeriums, 
sichern insgesamt rund 84.000 Arbeitsplätze im Land. 
Allein von den direkten Beschäftigten fließen knapp 1,2 
Mrd.  Euro an Steuern und Sozialabgaben an den Staat 
bzw. in die Sozialkassen. Die deutschen Reedereien 
tragen mit Umsätzen von insgesamt über 20 Mrd. Euro 
zur Wertschöpfung in Deutschland bei.

Diese Kennzahlen werden sich im Lauf der Pandemie 
nicht wesentlich verändert haben, so unsere Einschät-
zung. Trotz der Einschränkungen durch das Coronavi-

(C) VDR/Bina Engel
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rus sehen wir zumindest teilweise eine neue Dynamik in 
einigen Schifffahrtsmärkten, in denen deutsche Unter-
nehmen aktiv sind. Fast ein Jahr nach Ausbruch der 
Corona-Pandemie schauen insbesondere viele der 
größeren deutschen Schifffahrtsunternehmen mittler-
weile optimistisch in die Zukunft. Sie haben die Krise, 
die die Branche seit 2009 beschäftigt hat, weitgehend 
hinter sich gelassen und sind in vielen Bereichen bis-
lang auch erstaunlich unbeschadet durch die Pandemie 
gefahren. 

Sicher, niemand kann momentan voraussagen, ob der 
positive Trend, insbesondere in der Containerschiff-
fahrt, weiter so anhalten wird. Nicht vergessen sollte 
man auch, dass ein Wachstumsbereich wie die Kreuz-
schifffahrt seit Monaten quasi stillgelegt ist, dass Pas-
sagierschiffe und Fähren unter erheblichen Einbußen 
bei der Zahl der beförderten Menschen zu leiden ha-
ben. Und auch den Tanker- oder Bulkermarkt hat die 
positive Stimmung im Containersegment noch oder zu-
mindest nicht im selben Maß erreicht.

Zum ersten Mal aber seit Jahren spüren deutsche Ree-
dereien in wichtigen Segmenten einen Aufwind, eine 
bitter nötige Erholung in den Märkten. Dies gilt wie 
erwähnt insbesondere für die Containerschifffahrt, in 
der deutsche Reedereien traditionell sehr engagiert 
sind. Die Nachfrage nach Gütern aller Art, die in den 
Stahlboxen transportiert werden, hat sich nach einer 
Schwächephase im Frühjahr 2020, nach Ausbruch der 
Pandemie, für alle Beteiligten unerwartet gedreht: der 
Konsum ist nicht ausgeblieben, im Gegenteil: statt zu 
reisen oder ins Restaurant zu gehen, haben Menschen 
fast überall auf der Welt Waren des täglichen Ge-
brauchs bestellt – so viele, dass seit Monaten die Lie-
ferketten enorm beansprucht sind und es vielerorts zu 
Verzögerungen insbesondere in den Häfen kommt. Für 
deutsche Charterreeder bedeutet dies, dass ihre Schif-
fe momentan sehr gefragt sind und (endlich) wieder zu 
auskömmlichen Raten verchartert werden können. 

Unserer Prognose nach treten wir damit in eine neue 
Post-Corona-Phase ein: nach den Jahren des un-
gewöhnlichen Wachstums vor allem in der Contai-
nerschifffahrt Anfang der 2000er-Jahre und dem 
darauffolgenden Rückgang über Jahre infolge der Fi-
nanzkrise sehen wir jetzt eine neue Normalität. Die 
deutsche Flotte ist ähnlich stark, in großen Teilen stär-
ker als vor diesem Boom. Das betrifft etwa die Zahl 
der Schiffe in verschiedenen Segmenten, der Auszu-
bildenden, der Seeleute als auch die Zahl der Reede-
reien. Umso wichtiger wären deshalb verlässliche und 
die Schifffahrt unterstützende Rahmenbedingungen am 
Standort Deutschland.

Wie wird es „nach Corona“ weitergehen? Man sollte 
vorsichtig sein mit Prognosen. Jeder, der zum Beispiel 
vor ein paar Jahren den Beginn der 2020er-Jahre vor-
aussagte, dürfte mit Sicherheit falsch gelegen haben. 
Etwas wie eine Pandemie hatte kaum einer auf dem 
Zettel – auch wenn es einige im Nachhinein behaupten. 
Jetzt wird es darauf ankommen, auch für unsere Indus-
trie, wie schnell und wirksam Menschen, insbesondere 
Seeleute, geimpft werden – nicht nur in Europa, son-
dern überall auf der Welt. Denn Schifffahrt ist wie kaum 
eine andere Industrie durch ihre Globalität geprägt.

Es scheint allerdings absehbar zu sein, dass das Co-
ronavirus uns 2021 nicht mehr so stark in Atem halten 
wird wie in 2020. Ganz entscheidend wird deshalb in 
der kommenden Zeit die Ausgangsposition sein – der 
Startblock, von dem man ins Rennen der Post-Coro-
na-Zeit geht. Und da stehen wir am Standort Deutsch-
land nicht schlecht da. Die deutsche Seeschifffahrt ist 
bislang wie beschrieben einigermaßen tapfer durch die 
Krise navigiert. Das liegt vor allem an den Leistungen 
der Unternehmen selbst (wenn sie denn fahren durften) 
– staatliche Unterstützung, wie sie andere Branchen 
durchaus nennenswert bekamen, hat es für die Schiff-
fahrt hierzulande kaum gegeben.

Ralf Nagel ist Geschäftsführendes Präsidiums-
mitglied des Verband Deutscher Reeder



133

VERDI

Auswirkungen der Corona-Pandemie auf 
(deutsche) Seeleute
von Christine Behle

2020 war ein außergewöhnliches Jahr für die interna-
tionale Seefahrt. Es war ein Jahr, in dem die Resilienz 
der weltumspannenden Lieferketten aufs Höchste stra-
paziert wurde. 

Ca. 90 Prozent des Welthandels erfolgen auf dem See-
weg. Die Seeschifffahrt und ihre Beschäftigten sind 
essenziell für funktionierende globale Lieferketten. Als 
Industrie- und Exportnation ist Deutschland ohne eine 
verlässliche See- und Binnenschifffahrt nicht denkbar. 
Kommt es hier zu Komplikationen, merkt dies die Wirt-
schaft unter anderem, wenn die benötigen Halberzeug-
nisse nicht zeitgenau in den Fabriken eintreffen und die 
Fertigung bedroht ist. Gemerkt haben wir dies als Bür-
ger, als die Supermarktregale zeitweise leer blieben, der 
Onlinehandel nicht mehr pünktlich lieferte und wichtige 
Medikamente in Apotheken plötzlich rar wurden.

Das Coronavirus hat unsere Gesellschaft vor große He-
rausforderungen gestellt und jedem Einzelnen Disziplin 
und Durchhaltevermögen abverlangt, nicht selten ver-
knüpft mit existenziellen Fragen. Dies alles trifft in be-
sonderer Weise für die Beschäftigten auf hoher See zu. 

Zum Schutz der eigenen Bevölkerung haben National-
staaten ihre Grenzen rigoros geschlossen. Die Ein-, 
Aus- und Durchreise war bis auf Weiteres nicht mehr 
möglich. Der Landgang in Häfen, ein internationales 
Recht und wichtig für die Seeleute, um sich mit dem zu 
versorgen, was es an Bord nicht gibt, mit der Familie zu 
telefonieren oder sich schlichtweg die Füße auf festem 
Boden zu vertreten, war plötzlich nicht mehr möglich. 
Über 400.000 Seeleute waren von den globalen Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie betroffen und sind es 
in Teilen bis heute. Sie waren entweder an Bord „ge-
fangen“, kamen nicht zu ihren Familien nach Hause und 
mussten ihre Arbeitsverträge notgedrungen ein ums 
andere Mal verlängern, saßen in Quarantäneeinrichtun-
gen irgendwo auf dem Weg nach Hause fest und war-
teten auf Einreiseerlaubnis oder sie waren gerade auf 
Heimaturlaub und warteten sehnsüchtig darauf, endlich 
wieder an Bord anzuheuern und Geld zu verdienen. Die 
Situation der Seeleute während der Corona-Pandemie 
glich zeitweise einer humanitären Katastrophe, in der 
zeitweise fundamentale humanitäre Grundrechte ge-
fährdet waren, u.a. das Recht auf Wohlfahrt, das Recht 
auf Erholung und Freizeit. Im Kampf gegen das Virus 
vor Ort haben manche Nationalstaaten ihre Bürger auf 
See schlichtweg vergessen. Und tatsächlich war das 
Schiff im Vergleich zu manch lokaler Situation ein ver-

hältnismäßig sicherer Ort. Aber die Sicherheit trügt, 
wenn Seeleuten aufgrund der Kontaktbeschränkungen 
die notwendige medizinische Versorgung an Land ver-
wehrt wird oder wenn nach zehn Monaten Dienst an 

Bord der Arbeitsvertrag um ein weiteres Mal verlängert 
und die Müdigkeit so groß wird, dass die Sicherheit des 
Seemanns/ der Seefrau in Gefahr ist. Die potenziell ver-
heerenden Folgen für das Schiff, die Küstengewässer 
und letztlich die globalen Lieferketten haben viele politi-
sche Entscheidungsträger kaum im Blick, manche neh-
men sie sogar billigend in Kauf. Die Eindämmung der 
Corona-Pandemie ist unerlässlich, nationale Sicher-
heitsmaßnahmen wichtig, aber sie dürfen nicht zu Las-
ten der physischen und psychischen Gesundheit der 
Frauen und Männer auf See gehen. 

Interessenvertretungen wie ver.di und die Deutschen 
Seemannsmissionen, die Bundeskanzlerin, die UNO 
und sogar der Papst haben auf die fatale Situation der 
Seeleute im Corona-Jahr 2020 aufmerksam gemacht, 
haben gefordert, dass Seeleute weltweit als „key wor-
ker“ anerkannt werden und Hilfe erfahren. Sukzessive 
haben Nationalstaaten weltweit den besonderen Sta-
tus der Seeleute anerkannt und sie als „systemrelevant“ 
klassifiziert. Die damit verbundenen, wichtigen Rechte 
und Privilegien der Reisefreiheit, Impfpriorisierung und 
Quarantäneausnahmen wurden aber nicht einheitlich 
zugesprochen und ein verlässlicher, planbarer Crew-
wechsel damit nach wie vor so gut wie unmöglich. Je 
nach Herkunftsland der Seeleute sind die Beschäftig-
ten hiervon unterschiedlich betroffen. Besonders gra-
vierend stellt sich die Situation für über 280 Seeleute 
aus Kiribati dar, welche bis heute in Quarantäneein-
richtungen abseits der Heimat darauf warten, endlich 
heimzukehren. Sie sind ein Sinnbild der humanitären 
Katastrophe, welche die Seeleute pandemiebedingt er-
leiden. Ihnen fehlt oft das Geld für die nötigsten Hygi-
eneartikel, für Shampoo, Zahncreme und Tabak. Nicht 
selten haben sie ihre Angehörigen seit über zwei Jahren 
nicht gesehen und so manche Familie ist an der Tren-
nung bereits zerbrochen.

(C) ver.di/Kay Herschelmann
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Das Coronavirus war und ist ein substanzieller Stress-
test für die internationale Seeschifffahrt, das beste-
hende Regularien strapaziert und Regelungslücken 
offenbart. 

Gemäß internationalem Seearbeitsüberkeinkommen 
(MLC) hat jeder Seemann/ jede Seefrau spätestens 
nach 11 Monaten das Recht heimzukehren, haben das 
Recht auf medizinische Versorgung, einen Urlaubs-
anspruch und das Recht auf Landgang. Die Mitglied-
staaten müssen die Rechte in jeweiligen nationalen 
Vorschriften konkretisieren. Nicht alle Staaten sind mit 
dieser Aufgabe in Corona-Zeiten im Interesse der See-
leute verantwortungsvoll umgegangen. So wurde die 
maximal mögliche Länge der kontinuierlichen Beschäf-
tigung an Bord stetig erweitert. In der Spitze erlaubte 
das weltgrößte Schiffsregister Panama eine Verlänge-
rung der Arbeitsverträge auf eine zulässige Beschäfti-
gungszeit von 17 Monaten. 17 Monate ununterbrochen 
an Bord, Dienst im Schichtsystem, 7 Tage die Woche, 
ohne Wochenende, ohne Urlaub und festen Boden 
unter den Füßen. 

Im Rückblick haben insbesondere die sogenannten 
Billigflaggenregister ein wenig engagiertes Bild abge-
geben. Dabei wäre es an ihnen gewesen, die internatio-
nalen Schutzvorschriften stringent durchzusetzen, auf 
Crewwechsel zu bestehen und insbesondere die medi-
zinische Versorgung der auf Schiffen unter ihrer Flagge 
fahrenden Seeleute an Bord und an Land durchzuset-
zen. Versuche der Internationalen Transportarbeiterför-
deration (ITF), Schiffsregister wie Liberia, die Marshall 
Inseln und Antigua & Barbuda zum Einlenken zu be-
wegen, scheiterten. Aber auch europäische Billigflag-
gen wie Malta zeigten kaum Engagement für die unter 
ihrer Flagge fahrenden Seeleute. Im Gegenzug hierzu 
ist die konstruktive Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Flagge hervorzuheben. Auch vor diesem Hintergrund 
beobachten wir die stetige Abwanderung der unter 
deutscher Flagge fahrenden Schiffe hin zu Billigflag-
genregistern mit großer Sorge.

Die Corona-Pandemie sitzt der Branche noch immer in 
den Knochen und wirft bereits ihre dunklen Schatten 
der nächsten Welle voraus. Insbesondere die Virusvari-
ationen fordern die Nationalstaaten weltweit aufs Neue 
heraus. Nicht jeder Staat kann seinen Bürgerinnen und 
Bürgern ein verlässliches Impfangebot machen. Und 
dort, wo Impfstoff verfügbar ist, werden Seeleute bei 
der Impfpriorisierung noch zu oft vergessen. Punktuell 
steigen die Inzidenzzahlen erneut und die ersten Na-
tionalstaaten schließen ihre Grenzen bereits wieder für 
die Ein- und Ausreise und besinnen sich zurück auf be-
währte Quarantänevorschriften aus dem letzten Jahr. 

Indien und China mögen weit weg scheinen, doch 
wenn die hiesigen Lieferketten aufgrund von Corona-
fällen am anderen Ende der Welt erneut unter Druck 
geraten, dann betrifft uns dies unmittelbar. Der globale 
Sieg im Kampf gegen das Coronavirus muss auch des-
halb in unser aller Interesse sein. Wir müssen darauf 
drängen, dass schnellstmöglich all jenen ein Impfange-
bot gemacht werden kann, die dies wünschen, und das 
unabhängig davon in welchem Teil der Erde sie leben. 
Wir müssen darauf drängen, dass verlässliche Trans-
portkorridore und Systeme errichtet werden, um den 
weltweiten Crewwechsel möglich zu machen. Hier-
für muss Seeleuten der „key worker“-Status mit allen 
Rechten zugesprochen werden. Dabei wird die schritt-
weise Abkehr der deutschen Seeschifffahrt von deut-
schen Seeleuten in Zeiten wie diesen zur besonderen 
Herausforderung. Die Mehrheit der Beschäftigten an 
Bord kommt aus Asien und Osteuropa. Auch diese 
Länder müssen den Empfehlungen der Internationalen 
Labour Organisation (ILO) und International Maritime 
Organisation (IMO) folgen, die wirtschaftliche Schlüs-
selposition von Seeleuten für die globale Wirtschaft an-
erkennen, Reisebeschränkungen für Seeleute lockern, 
sichere Transportkorridore eröffnen und Impfen ermög-
lichen. Doch auch den Arbeitgebern und Profiteuren 
von funktionierenden Lieferketten kommt eine wichti-
ge Verantwortung zu. Es kann nicht sein, dass einige 
Charterer zeitweise in ihren Charterverträgen gefordert 
haben, dass erforderliche Crewwechsel unterlassen 
werden. Unternehmen, die von funktionierenden mari-
timen Lieferketten profitieren, müssen Verantwortung 
übernehmen und sich für menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen der Seeleute einsetzen. 

Das Virus wird uns fortan begleiten und es ist eine 
globale Aufgabe, einen sicheren Umgang mit dem Co-
rona-Virus zu finden. Die Menschlichkeit sowie die Si-
cherheit von Schiff, Umwelt und Wirtschaft sind sonst 
in Gefahr. 

Christine Behle ist stellvertretende Vorsitzende 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
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 35 https://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen-und-fakten/globalisierung/ 52842/aussenhandel entnommen 16.04.2021

Entwicklung des deutschen Außenhan-
dels 35

Die deutsche Wirtschaft ist in hohem Maße export-
orientiert. Rund jeder vierte Arbeitsplatz in Deutschland 
hängt vom Export ab. Gleichzeitig ist Deutschland als 
rohstoffarmes Land auch auf Importe angewiesen – vor 
allem im Energiebereich. Trotz dieser Import-Abhän-
gigkeit liegen in Deutschland die Warenausfuhren seit 
Jahrzehnten über den Wareneinfuhren. Und in den Jah-
ren 2014 bis 2019 wurden neue Rekordüberschüsse 
bei der Handelsbilanz erzielt: Der Wert der exportierten 
Waren lag in allen sechs Jahren um mehr als 210 Mrd. 
Euro über dem Wert der importieren Waren.

Fakten

Im Jahr 2019 exportierte Deutschland nach Angaben 
des Statistischen Bundesamtes Waren im Wert von 
1.328 Mrd. Euro und importierte im Gegenzug Waren 
im Wert von 1.104 Mrd. Euro – nie zuvor war der Wert 
der Ex- und Importe höher. Insgesamt erhöhte sich der 
Warenexport beziehungsweise der Warenimport in den 
Jahren 1980 bis 2019 jährlich um 5,3 beziehungsweise 
4,8 %. 

Durch die Corona-Pandemie wurde diese Entwicklung 
allerdings vorerst gestoppt: Im Jahr 2020 lag der Ex-
port bei 1.205 Mrd. Euro und der Import bei 1.025 Mrd. 
Euro – gegenüber 2019 entsprach das einem Rück-
gang beim Export um 9,3 und beim Import um 7,1 %. 
Beim Außenhandelssaldo fiel das Minus mit 19,8 % 
noch größer aus. Eine ähnliche Entwicklung hat es in 
den letzten vier Jahrzehnten nur bei der globalen Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008/2009 gegeben: Die 
krisenbedingten Rückgänge bei den Aus- und Einfuh-
ren von 2008 auf 2009 um 18,4 bzw. 17,5 % fielen so-
gar noch höher aus. Allerdings nahmen zwischen 2009 
und 2010 sowohl die Exporte (plus 18,5 %.) als auch 
die Importe (plus 19,9 %.) sehr stark zu, und durch das 
erneut überdurchschnittliche Wachstum der Ex- und 
Importe von 2010 auf 2011 (plus 11,5 bzw. 13,2 %) 
wurden 2011 neue Höchstwerte bei den Im- und Ex-
porten erzielt.

Im Jahr 2019 wurden – bezogen auf alle Waren – 
34,6 % der Inlandsnachfrage Deutschlands durch 
Importe abgedeckt. Wie hoch die Bedeutung des 
Außenhandels für Deutschland ist, zeigt auch die Au-

ßenhandelsquote. Die Außenhandelsquote entspricht 
dem prozentualen Anteil des Warenexports und -im-
ports eines Staates/einer Region am jeweiligen Brutto-
inlandsprodukt (BIP). Nach Angaben der United Nations 
Conference on Trade and Development (UNCTAD) 
stieg die Außenhandelsquote Deutschlands von 
43,8 % im Jahr 1990 auf 70,5 % im Jahr 2008. Die 
weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise führte zu einem 
deutlichen Rückgang der Außenhandelsquote auf 
60,2 % im Jahr 2009. Allerdings wurde mit 72,9 % 
bereits 2011 das Vorkrisenniveau übertroffen. Im Jahr 
2019 lag die Außenhandelsquote Deutschlands bei 
71,3 %. Im Jahr 2008 konnte Deutschland seinen Ti-
tel als „Exportweltmeister“ noch knapp gegen China 
verteidigen – sechs Mal in Folge exportierte Deutsch-

land mehr Waren als jedes andere Land. 2009 wurde 
Deutschland jedoch klar von China abgelöst. Nach An-
gaben der UNCTAD konnte China seinen Vorsprung 
gegenüber Deutschland immer weiter ausbauen, auf 
gut eine Billion US-Dollar im Jahr 2019. Zudem lagen 
in den Jahren 2010 bis 2019 auch die USA wieder vor 
Deutschland – 2019 lag die Differenz bei 154 Mrd. US-
Dollar.

Eine ganz andere Rangfolge ergibt sich, wenn der 
Warenexport pro Kopf verglichen wird: Bei dieser 
Betrachtungsweise lagen im Jahr 2019 die Handels-
drehscheiben Hongkong und Singapur an vorderster 
Stelle. Darauf folgten die Niederlande, Belgien und 
die Schweiz. Deutschland kam nach dieser Rech-
nung noch in die Top 20 von 191 Staaten/Gebieten 
mit mehr als 100.000 Einwohnern (Rang 15) und lag 
damit weit vor den USA (Rang 46) und China (Rang 
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81). Entsprechend entfielen auf Deutschland von den 
weltweit getätigten Warenexporten des Jahres 2019 
überdurchschnittliche 7,9 % – bei einem Anteil von 1,1 
% an der Weltbevölkerung. In allen Jahren seit 1952 
wurden mehr Waren aus Deutschland ausgeführt als 
eingeführt. In den siebzehn Jahren 2004 bis 2020 lag 
der Handelsbilanzüberschuss dabei sechzehn Mal bei 
mehr als 150 Mrd. Euro. Und auch 2009 war die Han-
delsbilanz trotz der globalen Finanz- und Wirtschafts-
krise und der hohen Exportabhängigkeit Deutschlands 
positiv (139 Mrd Euro). Nach Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes wurde 2016 mit 248,9 Mrd. Euro 

der bisher höchste Handelsbilanzüberschuss erzielt. 
Auf die Jahre 2017 und 2015 entfielen der zweit- und 
dritthöchste Überschuss (2017: 248 Mrd. Euro / 2015: 
244 Mrd. Euro). Durch die Corona-Pandemie sank der 
Außenhandelssaldo von 2019 auf 2020 von 224 auf 
180 Mrd. Euro (minus 19,8 %).

Die hohen Handelsbilanzüberschüsse tragen maßgeb-
lich dazu bei, dass auch die Leistungsbilanz Deutsch-
lands seit einschließlich 2002 durchgehend positiv 
ist. Die Leistungsbilanz fasst verschiedene Bilanzen 
zusammen – unter anderem die Handels- und die 

Hauptexportnationen außerhalb von Europa im Jahr 2020
in Mio. EUR
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Top 10 der Exportgüter Deutschlands 2020

Rang Ware Mrd. EUR
Veränderung zum 

Vorjahr

1 Kraftwagen und Kraftwagenteile 186,7 – 16,9 %

2 Maschinen 174,1 – 11,4 %

3 Chemische Erzeugnisse 111,1 – 6,3 %

4 Datenverarbeitungsgeräte, elektronische und optische Er-
zeugnisse

109,3 – 8,0 %

5 Pharmazeutische und ähnliche Erzeugnisse 88,2 5,8 %

6 Elektrische Ausrüstungen 85,0 – 5,3 %

7 Nahrungsmittel und Futtermittel 56,2 – 0,9 %

8 Metalle 54,5 – 5,3 %

9 Sonstige Fahrzeuge 44,6 – 30,8 %

10 Gummi- und Kunststoffwaren 44,1 – 6,0 % Q
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Dienstleistungsbilanz. Der Leistungsbilanzüberschuss 
Deutschlands stieg zwischen 2003 und 2007 von 
31,3 auf 171,5 Mrd. Euro. Auch in den Krisenjahren 
2008 und 2009 konnten mit 145,0 beziehungsweise 
142,7 Mrd. Euro hohe Überschüsse erzielt werden. 
Bis 2012/2013 erhöhte sich der Leistungsbilanz-
überschuss wiederum auf 195,7 beziehungsweise 
184,4 Mrd. Euro.

2014 lag der Leistungsbilanzüberschuss erstmalig bei 
mehr als 200 Mrd. Euro (210,9 Mrd. Euro). Im Jahr 
2016 wurde mit einem Leistungsbilanzüberschuss in 
Höhe von 266,7 Mrd. Euro der bisherige Höchstwert 

erreicht. Durch die Corona-Pandemie sank Leistungs-
bilanzüberschuss von 2019 auf 2020 von 258,6 auf 
231,9 Mrd. Euro. Dabei betrug der Überschuss der 
Warenhandelsbilanz im Jahr 2020 nach Angaben der 
Deutschen Bundesbank 189,4 Mrd. Euro. Die Bilanz 
der Primäreinkommen war im Jahr 2020 ebenfalls posi-
tiv (plus 92,5 Mrd. Euro). Entgegen der vorangehenden 
Jahre, in denen die Dienstleistungsbilanz deutlich nega-
tiv war, lag sie 2020 leicht im Plus (1,6 Mrd. Euro). Die 
Bilanz der Sekundäreinkommen fiel, wie in den Jahren 
zuvor, auch 2020 negativ aus (minus 51,6 Mrd. Euro).

67.759
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Top 10 der Importgüter Deutschlands 2020

Rang Ware Mrd. EUR
Veränderung zum 

Vorjahr

1 Datenverarbeitungsgeräte, elektronische und optische Erzeugnisse 114,1 – 14,5 %

2 Kraftwagen und Kraftwagenteile 109,8 – 3,8 %

3 Chemische Erzeugnisse 79,2 – 8,7 %

4 Maschinen 78,0 – 11,5 %

5 Elektrische Ausrüstungen 66,2 – 1,0 %

6 Pharmazeutische und ähnliche Erzeugnisse 64,0 8,6 %

7 Metalle 52,4 – 7,9 %

8 Nahrungsmittel und Futtermittel 49,6 – 0,4 %

9 Erdöl und Erdgas 44,5 – 29,8 %

10 Sonstige Fahrzeuge 30,2 – 23,0 %Q
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Die Volksrepublik China war im Jahr 2020 zum fünften 
Mal in Folge der wichtigste Handelspartner Deutsch-
lands. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mit-
teilt, wurden nach vorläufigen Ergebnissen Waren im 
Wert von 212,1 Mrd. Euro zwischen beiden Staaten 
gehandelt. Trotz der Corona-Krise stieg der Umsatz 
im Außenhandel mit China damit um 3,0 % gegenüber 
2019. Auf den Rängen 2 und 3 der wichtigsten Han-
delspartner folgten die Niederlande mit einem Außen-
handelsumsatz von 172,8 Mrd. Euro (– 8,7 %) und die 
Vereinigten Staaten mit 171,6 Mrd. Euro (– 9,7 %). 

China seit 2015 wichtigster Importeur 

Die Bedeutung Chinas für die deutschen Importe 
wächst stetig: Im Jahr 1980 hatte China noch auf Rang 
35 der wichtigsten Importstaaten gelegen, 1990 schon 
auf Rang 14. Seit 2015 ist die Volksrepublik China der 
Staat, aus dem die meisten Importe nach Deutschland 
kommen. 2020 wurden Waren im Wert von 116,3 Mrd. 
Euro aus China importiert. Damit stiegen die Importe 
um 5,6 % gegenüber 2019. Auf den Plätzen 2 und 3 
der wichtigsten Importstaaten lagen 2020 die Nieder-
lande (88,5 Mrd. Euro) und die Vereinigten Staaten 
(67,8 Mrd. Euro). Hier führte die Corona-Krise aller-
dings zu Rückgängen: Die Importe aus den Niederlan-
den sanken gegenüber 2019 um 9,6 % und die Importe 
aus den Vereinigten Staaten um 5,0 %. 

Vereinigte Staaten nach wie vor wichtigster Ab-
nehmer deutscher Exporte 

Die meisten deutschen Exporte gingen im Jahr 2020 
wie bereits seit 2015 in die Vereinigten Staaten, ob-
wohl die Warenexporte dorthin gegenüber 2019 
um 12,5 % auf 103,8 Mrd. Euro zurückgingen. Auf 
den Rängen 2 und 3 der wichtigsten Abnehmerstaa-
ten lagen die Volksrepublik China mit 95,9 Mrd. Euro
 (– 0,1 %) und Frankreich mit 91,1 Mrd. Euro (– 14,6 
%). Die höchsten Exportüberschüsse wies Deutsch-
land im Jahr 2020 mit den Vereinigten Staaten (36,1 
Mrd. Euro), Frankreich (34,4 Mrd. Euro) und dem 
Vereinigten Königreich (32,2 Mrd. Euro) aus. Für die 
Volksrepublik China wies der Außenhandel 2020 einen 
Importüberschuss aus: Insgesamt überstieg der Wert 
der aus China importierten Waren den Wert der dorthin 
exportierten Waren um 20,4 Mrd. Euro. 

Datenverarbeitungsgeräte, elektrische und opti-
sche Erzeugnisse wichtigste Importgüter 

Importseitig waren im Jahr 2020 Datenverarbeitungs-
geräte, elektrische und optische Erzeugnisse mit 
114,1 Mrd. (– 3,8 % gegenüber 2019) die wichtigs-
ten Handelsgüter für Deutschland. Durch den starken 
Rückgang der Importe von Kraftwagen und Kraft-
wagenteilen auf einen Wert von 109,8 Mrd. Euro 

Ausfuhren im seewärtigen Außenhandel 2020

Seewärtige Bestimmung Menge in Mio. t Anteil Wert in Mrd. EUR Anteil

Europa 49,4 49,3 % 43,9 15,9 %

Asien 27,5 27,4 % 118,7 43,0 %

Amerika 14,9 14,9 % 90,6 32,8 %

Afrika 7,3 7,3 % 15,7 5,7 %

Australien & Ozeanien 1,1 1,1 % 7,1 2,6 %

Welt 100,2 276,0

Einfuhren im seewärtigen Außenhandel 2020

Seewärtige Herkunft Menge in Mio. t Anteil Wert in Mrd. EUR Anteil

Europa 86,9 44,6 % 34,1 19,1 %

Asien 27,8 14,3 % 93,2 51,3 %

Amerika 52,2 26,8 % 40,1 22,1 %

Afrika 23,5 12,1 % 12,0 6,6 %

Australien & Ozeanien 4,2 2,2 % 1,6 0,9 %

Welt 194,6 181,5
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(– 14,5 %) lagen diese Güter nur noch auf Platz 2 in 
der Rangfolge der wichtigsten Importgüter, gefolgt von 
chemischen Erzeugnissen im Wert von 79,2 Mrd. Euro 
(– 8,7 %) auf Platz 3.

Kraftwagen und Kraftwagenteile trotz starkem 
Rückgang wichtigstes Exportgut 

Die wichtigsten Exportgüter Deutschlands waren im 
Jahr 2020 zum elften Mal in Folge Kraftwagen und 
Kraftwagenteile. Allerdings führte die Corona-Krise 
hier zu einem außerordentlich starken Rückgang. So 
wurden 2020 nach vorläufigen Ergebnissen Kraftwa-
gen und Kraftwagenteile im Wert von 186,7 Mrd. Euro 
aus Deutschland exportiert. Das waren 16,9 % weni-
ger als 2019. Auf den Rängen 2 und 3 der wichtigs-
ten Exportgüter folgten Maschinen mit einem Wert von 

174,1 Mrd. Euro (– 11,4 %) und chemische Erzeugnis-
se im Wert von 111,1 Mrd. Euro (– 6,3 %). Die höchs-
ten Exportüberschüsse wies Deutschland im Jahr 2020 
bei den Maschinen (96,1 Mrd. Euro), den Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen (76,9 Mrd. Euro) und den chemi-
schen Erzeugnissen (31,9 Mrd. Euro) aus. Mehr Wa-
ren importiert als exportiert wurden vor allem bei Erdöl 
und Erdgas mit einem Importüberschuss von 36,5 Mrd. 
Euro sowie bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen (20,8 
Milliarden Euro). 

Top 10 der Außenhandelspartner Deutschlands 2020

Rang Ausfuhr Einfuhr Umsatz

Land Mrd. EUR

(Diff. Vorjahr)

Land Mrd. EUR

(Diff. Vorjahr)

Land Mrd. EUR

(Diff. Vorjahr)

1 USA 103,8 (– 14,8) VR China 116,3 (+6,7) VR China 212,1 (+ 6,6)

2 VR China 95,9 (– 0,.1) Niederlande 88,5 (– 10,1) Niederlande 172,8 (– 17,4)

3 Frankreich 91,1 (– 15,7) USA 67,8 (– 3,6) USA 171,6 (– 18,4)

4 Niederlande 84,4 (–7,3) Polen 58,2 (+ 0,6) Frankreich 147,7 (– 25,1)

5 Großbritannien 66,9 (– 11,8) Frankreich 56,6 (– 9,4) Polen 122,9 (– 0,5)

6 Polen 64,7 (– 1,1) Italien 53,9 (– 3,2) Italien 114,4 (– 10,8)

7 Italien 60,5 (– 7,6) Schweiz 45,4 (– 0,9) Schweiz 101,6 (– 0,9)

8 Österreich 59,9 (– 6,0) Tschechische 

Republik 

43,5 (– 2,8) Großbritannien 101,6 (– 16,4)

9 Schweiz 56,3 (0,0) Österreich 40,3 (– 3,7) Österreich 100,3 (– 9,7)

10 Belgien 46,1 (0,0) Belgien 37,0 (– 5,0) Tschechische 

Republik 

83,0 (– 9,3)
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3.2 SEEGÜTERUMSCHLAG
Gestörte Logistikketten – warum?
von Gunther Bonz

Deutsche und europäische Automobilwerke erhalten 
derzeit nicht genügend Mikrochips aus Asien. Produk-
tionskürzungen, Kurzarbeit und sogar zwangsweise 
Werksferien drohen. Vergleichbare Meldungen gibt es 
auch aus anderen Branchen. 

Der oberflächliche Zeitungsleser mag entsprechende 
Engpässe mit der weltweiten Covid-19-Pandemie und 
der jüngsten Havarie eines Großcontainerschiffes zu-
rückführen. Der Suezkanal war über eine   
Woche blockiert, über 400 Schiffe des internationalen 
Handels lagen mehrere Tage fest. Die Ursachen sind 
jedoch komplexer und tiefergehend.

1. Globalisierung

Insbesondere seit den 1990er Jahren haben auch 
Unternehmen in Europa im Rahmen der Globalisierung 
wesentliche Produktionsanteile vor allem aus Kosten-
gründen nach Asien ausgelagert. Nicht nur sog. ein-
fache Vorprodukte sondern in zunehmenden Maße 
wurden auch Schlüsseltechnologien (z. B. Mikrochips, 
Chemie- und Medizinprodukte) verlagert. Europa hat 
fast seine ganze mikroelektronische Kompetenz nach 
Asien ausgelagert. Dort wurden unsere Technologien 
dann auch noch kopiert und in Asien weiterentwickelt. 
Eine rühmliche Ausnahme ist hier z. B. NXP Semicon-
ductors in Hamburg (ehemals Philips), die für Mikro-
chips in einem bestimmten Automobilsegment einen 
Weltmarktanteil von 60 % haben und die Mikrochips 
noch in Hamburg produzieren..

Insgesamt wuchs aber auch die Abhängigkeit Europas 
von den Vorprodukten aus Asien: Die Folge ist welt-
weite Produktion „just in time“ – internationale Wasser- 
und Landstraßen und Schienenwege sind zu rollenden 
Versorgungslagern der Produktionslinien in Europa ge-
worden. Störungen dieser Logistikketten haben direkte 
und unmittelbare Auswirkungen auf Produktionsstätten 
in Europa.

2. Schiffsgrößenentwicklung und Mangel an 
Containerboxen

Mit dem Boom im globalen Containerschiffsverkehr 
nach der Jahrtausendwende wurden auch immer grö-
ßere Containerschiffe in Betrieb genommen. In der 
Finanzkrise 2008/2009 haben Reeder Schiffbestel-

lungen storniert und teilweise in Neubauaufträge noch 
größerer Schiffe mit späteren Auslieferungszeiten um-
gewandelt.  Die Schiffsgrößen wuchsen seit 2008 von 
der sog. 10.000 TEU-Klasse auf heute 25.000 TEU.

Vor der  Finanzkrise 2008/2009 wurden bei Schiffsneu-
bestellungen immer auch neue Boxen/Container be-
stellt, um die zusätzlichen Laderaumkapazitäten optimal 
nutzen zu können. Nach 2009/2010 ist dies auch aus 
Kostengründen unterblieben, der Schiffsraum wuchs, 
die Anzahl der verfügbaren Container stagnierte, ging 
sogar leicht zurück. Heute gibt es weltweit einen er-
heblichen Mangel an (Leer-)Container. Folge: Leere 
Containerboxen wurden zur Mangelware (imbalance im 
Leer-/Containermarkt).

In einer jüngsten Besprechung mit der EU-Kommission 
haben Reedereivertreter und -Vertreterinnen von Ree-
dern bestätigt, dass dies ein sehr gravierender Punkt 
der derzeitigen Störung von Lieferketten ist. Kurzfristi-
ge Abhilfe dürfte hier schwierig sein. Denn es gibt nur 
noch 2 ernstzunehmende Produzierende von Contai-
nern. Beide haben ihren Sitz in Asien, mit begrenzten 
Kapazitäten und relativ hohen Preisen. Hapag-Lloyd 
hat hierauf reagiert und Boxen im Gesamtwert von über 
500 Mio Euro bestellt. Bis diese produziert und gelie-
fert sind, wird aber noch viel Wasser die Elbe hinunter-
fließen.

3. Oligopolstrukturen

Beginnend ab 1996 haben sich mit Zustimmung der 
Kartellbehörden in den USA, Europa und China die 
großen Reedereien zu Allianzen zusammengeschlos-
sen und viele kleinere Reedereien aufgekauft. Heute 
beherrschen drei global agierende Reederei-Allianzen 
den Markt, insbesondere im Containerschiffsverkehr 
(Asien-Europa Marktanteil von fast 100 %, Weltmarkt-
anteil fast 80 % !). Nach den erheblichen finanziellen 
Einbußen der Reeder nach der Finanzkrise optimieren 
diese jetzt ihre betrieblichen Abläufe und Strukturen. 
Sie bestimmen zunehmend Preise und Fahrplantreue 
(z. B. im Handel zwischen Asien und Europa).

Schon vor der Corona-Pandemie lag die Fahrplantreue 
weit unter 80 %. Lieferkettenverzögerungen bis ins Hin-
terland und hin zu den Produktionsstätten häuften sich.

4. Turboeffekt Corona 

Zeitlich versetzte, coronabedingte „Lockdowns“ ganzer 
Volkswirtschaften verteilt über den gesamten Globus 
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hatten und haben zur Folge, dass Lieferketten für meh-
rere Wochen zumindest zeitversetzt unterbrochen wor-
den sind, und nicht mehr wie ein Uhrwerk ineinander 
griffen. Anfang März 2020 haben die Reedereien dann 
über 10 % der Schiffskapazitäten aus dem Markt ge-
nommen (über 400 Containerschiffe mit knapp 2,5 Mio 
TEU), weil niemand das weitere Pandemiegeschehen 
absehen konnte. Diese Verknappung von Schiffsraum 
führte zu zahlreichen Ausfällen von geplanten Schiffs-
anläufen, auch dann noch, als in Asien/China die Pro-
duktion schon im 2. Quartal 2020 wieder angelaufen 
war. 

Zwar sind heute wieder über 95 % der weltweiten 
Schiffskapazitäten im Einsatz, aber momentan wird vor-
rangig der Warenrückstau in der Pazifik-Region (Asien-
Amerika) abgebaut – die Schiffskapazitäten zwischen 
Asien und Europa liegen derzeit immer noch unter dem 
Niveau von vor der Krise. Europa hat noch das Nachse-
hen. Dies kann im Übrigen auch ein Indiz für die nach-
lassende internationale Wettbewerbsfähigkeit Europas 
sein.  Fast jedes zweite aus Asien kommende Contai-
nerschiff ist in Europa derzeit nicht mehr im Fahrplan 
(Fahrplantreue unter 40 %). Da die Schiffe im Rundlauf 
eingesetzt werden, verschlimmert sich die zeitliche Ver-
zögerung mit jedem Rundlauf.

5. Die Spitze des Eisberges: Havarie Suezkanal

Wenn in einer so angespannten und fragilen Lage der 
Logistikketten dann auch noch durch eine Havarie 
im Suezkanal der Schiffsverkehr zwischen Asien und 
Europa für über eine Woche unterbrochen wird, wird 
die Anfälligkeit des Gesamtsystems deutlich. Dass 
die Summe dieser Ereignisse bisher nicht zu größeren 
Unterbrechungen der Lieferketten geführt hat, ist vielen 
Beteiligten in der Logistikkette zu verdanken.

Fazit:

Die deutschen Hafenunternehmen haben größere 
Störungen mit hoher Flexibilität und Organisations-
vermögen verhindert. Hafenbedingt ist es hier zu kei-
nen weiteren Verzögerungen gekommen. Der Preis ist 
aber hoch: Personaleinsatz („zwischen Überstunden 
und Flaute“), Organisation des Hinterlandverkehrs, 
Verzögerung von Exportcontainern sind nur einige 
Stichworte. Auch Spediteure und der gesamte Hinter-
landtransport erbringen hier zurzeit eine unglaubliche 
Leistung, und das unter den erschwerten Bedingungen 
der Corona-Auflagen.

Auf mittlere Sicht muss das System der internationalen 
Transportketten aber besser aufeinander abgestimmt 
werden. Es darf nicht sein, dass ein Akteur das Spiel 
bestimmt, und alle anderen Mitspieler den Preis bezah-
len müssen.

Am Ende sind in Europa und den USA Akteure gefor-
dert, die notwendigen Rahmenbedingungen anzupas-
sen.

Gunther Bonz, Verwaltungsjurist und seit 
2011 Präsident des Unternehmerverbandes 
Hafen Hamburg

Schiffsankünfte 2020 in deutschen Seehäfen nach Schiffstyp zur Güterbeförderung

Schiffstyp
Schiffsankünfte Änderung ggü. 

Vorjahr

Ladung in 

Mio. t

Änderung ggü. 

Vorjahr

Containerschiffe 7.222 – 1,8 % 115,972 – 5,5 %

Tankschiffe 4.558 2,4 % 47,442 – 4,2 %

Massengutschiffe 1.575 – 2,7 % 46,083 – 9,2 %

Ro-ro-Schiffe 60.786 – 7,3 % 34,946 – 5,1 %

Stückgutfrachtschiffe 9.500 – 1,7 % 25,033 – 8,6 %

Fahrzeugtransportschiffe 1.671 – 22,5 % 5,693 – 18,8 %

Spezialfrachtschiffe 87 11,5 % 0,143 – 0,2 %

Fahrgastschiffe (mit Kreuzfahrer) 18.620 – 24,4 % - -

Sonstige Schiffstypen 2.016 – 27,0 % 0,255 – 10,5 %

Gesamt 106.528 – 10,3 % 275,731 – 6,4 %
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Seeverkehr 2020: 6,4 % weniger Güter-
umschlag als 201936

Im Jahr 2020 ist der Güterumschlag der deutschen 
Seehäfen gegenüber dem Vorjahr um 6,4 % gesunken. 
Insgesamt wurden 275,7 Mio. t Güter umgeschlagen. 
Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mit-
teilt, ist der Versand in das Ausland (– 1,4 %) dabei im 
Vorjahresvergleich deutlich weniger stark zurückgegan-
gen als die empfangene Gütermenge (– 9,2 %). 

Güterumschlag im November und Dezember 
2020 über dem Vorjahresniveau

Die Auswirkungen der Corona-Pandemie haben den 
Seeverkehr im Laufe des Jahres 2020 stark beeinträch-
tigt. Der Güterumschlag ging im 1. Quartal 2020 und 
damit vor den ersten größeren Corona-Beschränkun-
gen im Vorjahresvergleich moderat zurück (-3,6 %). In 
den Monaten April bis Juli 2020 waren dann zweistelli-
ge Rückgänge zu verzeichnen, wobei hier die Verluste 
im Mai (– 16,8 %) und Juni (– 15,8 %) am höchsten 
waren. Ab August 2020 flachten die Rückgänge deut-
lich ab und mit dem November 2020 drehte der Gü-
terumschlag der Seeschifffahrt im Vorjahresvergleich 
dann erstmals ins Plus (+ 3,7 %). Für das 4. Quartal 
2020 verzeichnet der Seeverkehr eine Zunahme des 
Güterumschlags gegenüber dem Vorjahresquartal um 
2,8 %. 
Auch der für den Seeverkehr wichtige Container-
umschlag entwickelte sich auf das Gesamtjahr 2020 
gesehen rückläufig und lag mit 14 Mio. TEU (Twenty-

 36 Pressemitteilung Nummer 127, 16.03.2021, Statistisches Bundesamt

foot-Equivalent-Unit) rund 6,9 % unter dem Vorjahres-
wert. 

Hamburger Hafen stark von Coronbedingten 
Rückgängen betroffen

Die deutschen Seehäfen waren von der Corona-Kri-
se unterschiedlich stark betroffen. Der Güterumschlag 
2020 des bedeutendsten deutschen Seehafens Ham-
burg (109,2 Mio. t) ging mit 6,8 % stärker zurück als 
der Umschlag der Häfen Bremerhaven (46,6 Mio. t, 
– 2,1 %) und Wilhelmshaven (22,8 Mio. t, – 1,2 %). 
Der Seehafen Rostock verzeichnete ein leichtes Plus 
(20,1 Mio. t, + 0,7 %).

GÜTERUMSCHLAG

©
 W

ol
fg

an
g 

G
rö

b

296,4 299,5 304,7 294,5 275,7

179,9 179,1 189,1 177,6 166,1

116,5 120,4 115,6 116,9 109,6

0
50

100
150
200
250
300
350
400

2016 2017 2018 2019 2020

Gesamt

Stückgut

Massengut

Entwicklung des Güterumschlages 
in deutschen Seehäfen in Mio. t

Quelle: DESTATIS, Fachserie 8, Reihe 5



145

DEUTSCHE SEEHÄFEN

Hafenwirtschaft: Deutlicher Umschlags-
rückgang unterstreicht Handlungsbedarf 37

Bedingt durch die Corona-Krise ist der Güterumschlag 
in den deutschen Seehäfen im Jahr 2020 deutlich zu-
rückgegangen. Um die Erholung der Hafenwirtschaft 
voranzutreiben, fordert der Zentralverband der deut-
schen Seehafenbetriebe (ZDS) mehr Unterstützung 
der Politik im harten internationalen Standortwettbe-
werb und bei den großen Transformationsthemen Digi-
talisierung und Klimaschutz.

Umschlagsrückgang von – 6,4 % im Corona-
Jahr 2020

Die im März veröffentlichten Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes zeigen, dass der Gesamtumschlag im 

 37 Pressemitteilung Zentralverband deútscher Seehafenbetriebe e.V. vom 16.03.2021, https://zds-seehaefen.de/2021/03/16/hafenwirtschaft-deut-
licher-umschlagsruckgang-unterstreicht-handlungsbedarf/

Jahr 2020 um – 6,4 % gegenüber dem Vorjahr zu-
rückging. Von Januar bis Dezember 2020 wurden 
275,7 Mio. t Güter umgeschlagen, das sind rund 18,8 
Mio. t weniger als 2019. Zum Vergleich: In den vergan-
genen Jahren schwankte der Umschlag um weniger als 
ein Prozent und lag bei rund 300 Mio. t pro Jahr.

Der Containerumschlag ist 2020 mit 14 Mio. TEU um 
– 6,9 % gefallen. Der Umschlag von Fahrzeugen fiel 
um – 22,6 %, bei Kohle, rohem Erdöl und Erdgas gab 
es einen Rückgang von – 20,7 %. Besonders stark sind 
die Rückgänge auch im Passagierbereich, da aufgrund 
der Corona-Pandemie Insel- und Fährverkehre stark 
abnahmen und der Kreuzfahrtbetrieb fast komplett 
eingestellt wurde. Das Passagieraufkommen in deut-
schen Häfen fiel demnach im Jahr 2020 von 31,3 Mio. 
auf 16,4 Mio. Passagiere – das ist ein Rückgang um 
– 47,7 %. Der Passagierverkehr, bei dem die Passagie-
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Seegüterumschlag 2020 ausgewählter deutscher Seehäfen in Mio. t

Empfang Änderung 

ggü. Vorjahr

Versand Veränderung 

ggü. Vorjahr

Insgesamt

Ostseehäfen

Rostock 9,639 – 10,2 % 10,436 13,6 % 20,075

Lübeck 8,237 – 8,9 % 7,054 1,0 % 15,291

Fehmarn 2,034 – 6,1 % 3,028 – 7,4 % 5,062

Kiel 3,129 – 1,9 % 1,645 0,9 % 4,774

Wismar 1,218 – 10,3 % 1,072 – 25,1 % 2,290

Sassnitz 0,448 – 22,8 % 0,752 – 33,8 % 1,200

Stralsund 0,279 – 21,4 % 0,479 – 29,9 % 0,758

Nordseehäfen

Hamburg 61,515 – 9,7 % 47,660 – 2,8 % 109,175

Bremerhaven 21,381 0,6 % 25,202 – 4,3 % 46,583

Wilhelmshaven 21,913 – 3,3 % 0,900 101,9 % 22,813

Bremen 7,324 – 19,4 % 3,069 1,0 % 10,393

Brunsbüttel 6,048 – 20,9 % 2,607 5,1 % 8,655

Stade 4,624 – 2,6 % 1,563 – 11,2 % 6,187

Brake 3,734 – 25,0 % 1,715 5,6 % 5,449

JadeWeserPort 2,149 – 15,4 % 2,834 – 12,2 % 4,984

Emden 2,467 – 4,9 % 1,561 – 14,9 % 4,028

Cuxhaven 0,888 – 55,6 % 1,295 – 8,4 % 2,183

Gesamt aller 

deutschen Häfen:
160,943 – 9,3 % 114,787 – 1,9 % 275,731
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re im Ausland ein- oder ausgestiegen sind, 

ging sogar um – 65,1 % zurück. Schiffsbewegungen 
von Kreuzfahrtschiffen in deutschen Häfen fielen um – 
82,3 %.

Die Rückgänge in den Umschlag- und Abfertigungs-
zahlen haben sich auf die Betriebsergebnisse und 
damit auch auf die Investitionsfähigkeit der Hafenunter-
nehmen negativ ausgewirkt.

Daniel Hosseus, Hauptgeschäftsführer des ZDS: „Die 
durch die Corona-Krise verursachten Verluste treffen 
auf ein ohnehin schon schwieriges Umfeld: Der globa-
le Wettbewerb wird immer schärfer. Gleichzeitig müs-
sen sich die Seehafenbetriebe den Anforderungen der 
fortschreitenden Digitalisierung und der für den Klima-
schutz notwendigen Maßnahmen stellen. Wir benöti-
gen den weiteren Abbau von Standortnachteilen und 
nachhaltige Innovationsförderung, damit die Unterneh-
men diesen Herausforderungen begegnen können.“

Standortnachteile abbauen, Häfen bei Transfor-
mationsprozessen unterstützen

Die Hafenstandorte und Seehafenbetriebe in Deutsch-
land bekommen zunehmend den Wettbewerbsdruck 
aus den Westhäfen, aber auch von Standorten aus 
dem Ostsee- und Mittelmeerraum und von den Schiff-
fahrtslinien selbst, zu spüren. Damit dieser Wettbe-
werb fair abläuft, müssen auch die Rahmenbedingun-
gen fair sein.

Etwa beim Erhebungsverfahren zur Einfuhrumsatzsteu-
er sollte daher auf die bereits im vergangenen Jahr von 
Bund und Ländern umgesetzten wichtigen Maßnahmen 
nun das Verrechnungsmodell folgen.

Ebenso gilt es, faire Bedingungen im Wettbewerb 
zwischen schiffsbasierten und landbasierten Logistik-
unternehmen zu schaffen. Schifffahrtsunternehmen 
profitieren dabei von vorteilhaften Sonderstellungen im 
Kartellrecht, im Beihilferecht und im Steuerrecht. Termi-
nalbetreiber am Standort Deutschland geraten dadurch 
unter erheblichen Druck. Der ZDS fordert eine Nach-
justierung der entsprechenden Rechtsinstrumente.

In den Häfen laufen bereits viele Transformations-
prozesse, die die Digitalisierung ebenso wie die Um-
stellung auf alternative Energieträger im Rahmen der 
Energiewende vorantreiben sollen. Diese laufende 
Transformation muss weiter von der öffentlichen Hand 
unterstützt werden. Damit Häfen die Energiewende ak-
tiv mitgestalten können, müssen hohe Investitionen in 
die Ausstattung von Terminals und Verteilinfrastruktur 
für Energieträger wie Liquified Natural Gas (LNG) und 
Wasserstoff getätigt werden. Aber auch die Umrüstung 
und Neuanschaffung von Nutz- und Spezialfahrzeu-
gen sowie Gerätschaften, die im Hafen zum Einsatz 
kommen, muss in Förderprogrammen berücksichtigt 
werden. Daniel Hosseus: „In unseren Häfen ist viel in 
Bewegung. Die Unternehmen wollen sich für die Zu-
kunft aufstellen und investieren dafür hohe Beträge. 
Trotz der Corona-Krise werden wir mit der flankieren-
den Unterstützung der öffentlichen Hand weiterhin 
unsere Position als führende Umschlagsplätze halten 
können.“

STANDORTNACHTEILE

Güterumschlag deutscher Häfen nach Güterart in Mio. t

Güterart 2020 2019 Änderung ggü. Vorjahr

Landwirtsch. u. verw. Erzeugnisse 19,035 17,131 1,904 11,1 %

Kohle, rohes Erdöl und Erdgas 29,622 37,374 – 7,752 – 20,7 %

Erze, Steine u. Erden u. ä. 30,110 32,099 – 1,992 – 6,2 %

Nahrungs- und Genussmittel 15,338 15,193 0,143 0,9 %

Kokerei- und Mineralölerzeugnisse 17,474 16,278 1,196 7,3 %

Chemische Erzeugnisse etc. 21,965 24,346 – 2,381 – 9,8 %

Sonst. Mineralerzeugnisse 3,496 4,416 – 0,920 – 20,8 %

Metalle u. Metallerzeugnisse 8,128 11,262 – 3,134 – 27,8 %

Fahrzeuge 8,768 11,335 – 2,567 – 22,6 %

Holzw., Papier, Pappe, Druckerzeugnisse 18781 23,000 – 4,219 – 18,3 %

Sammelgut 1,790 2,379 – 0,588 – 24,7 %

Sekundärrohstoffe, Abfälle 3,455 3,495 – 0,040 – 1,1 %

Nicht indentifizierte Güter 88,253 84,365 3,888 4,6 %

Gesamt 275,731 294,521 – 18,791 – 6,4 %
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ÜBERLASTUNG

In den nordeutschen Häfen knirscht es 
gewaltig
von Heinrich Klotz und Lutz Lauenroth

Die Abfertigungssituation in den deutschen Nordseehä-
fen bleibt angespannt. Das bestätigen Bahnoperateure, 
Containertrucker und Terminalbetreiber übereinstim-
mend. Verschärft worden sei das Problem noch durch 
den Feiertag am 1. Mai, der zu eingeschränkter Abfer-
tigung in den Häfen führte. Die Reederei Hapag Lloyd 
kündigte an, dass sie „aufgrund der Überlastung der 
deutschen Seehäfen“ für alle Binnentransporte von/
nach den Häfen Bremerhaven, Hamburg und Wilhelms-
haven einen Stauzuschlag von 25 Euro je Box erheben 
werde. Die Gebühr gelte ab dem 15. Mai, für USA-Ver-
kehre ab dem 3. Juni.
Lkw benötigten derzeit durchschnittlich rund 2,5 Stun-
den auf den Terminals, um einen Container abzuliefern 
und wieder neue Ladung aufzunehmen, bestätigt Ben-
jamin Puck, Nahverkehrsleiter bei der Zippel Group, auf 
DVZ-Nachfrage. In der Spitze seien es 5 bis 6 Stunden. 
Für das Eurogate-Terminal gebe es teilweise zwei Tage 
im Voraus keine Slots mehr für die Hauptverkehrszeiten.

Die Folgen seien nicht nur eine extrem schwierige Tou-
renplanung und gleichzeitig Mehrkosten. „Bei neuen 
Transportanfragen bieten wir keine Tourenpreise mehr 
an, sondern nur noch auf Tagessatzbasis“, berichtet 
er. Erste Unternehmen haben bereits Zuschläge für 
die Abfertigung von Importcontainern oder für die Zwi-
schenlagerung von Exportcontainern angekündigt.

Zugabfertigung massiv verzögert

Auch die Abfertigung von Containerzügen an den Ter-
minals ist betroffen. Marian Suhr, bei Zippel Leiter Be-
trieb und Verkauf, spricht von einer durchschnittlichen 
Verzögerung von fünf bis zehn Stunden an den drei gro-
ßen Hamburger Containerterminals in den vergangenen 
Wochen. In der Spitze seien es sogar 24 Stunden ge-
wesen - beispielsweise am vergangenen Wochenen-
de. Die Züge müssten außerhalb der Terminals warten. 
Dies führe zu höheren Standkosten. Zusätzlich müssten 
aber auch weitere Wagen angemietet werden. „Teilwei-
se können die Züge dann aufgrund der Verzögerungen 
nicht in voller Länge mit beladenen Wagen den Ham-
burger Hafen gen Hinterland verlassen. Deshalb füllen 
wir sie dann mit leeren Wagen auf, um anschließend 
ausreichend Kapazität für Exportladung zu haben“, er-
läutert er. Die Mehrkosten durch die Verzögerungen in 
den Terminals beziffert Suhr auf 20 bis 25 Prozent.
Ähnlich dürfte es bei Transfracht, einem der großen 
Zugbetreiber im Seehafen-Hinterland, aussehen. Aller-
dings bestätigt die Bahntochter dies nicht. Auf entspre-

chende Anfrage teilt die Deutsche Bahn nur mit, man 
versuche „alles zu tun, damit unsere Kunden so wenig 
Nachteile wie möglich durch die aktuelle Auslastungs-
situation bekommen“.

Wochenlange Schiffsverspätungen belasten die 
Logistik

Lkw benötigten derzeit durchschnittlich rund 2,5 Stun-
den auf den Terminals, um einen Container abzuliefern 
und wieder neue Ladung aufzunehmen, bestätigt Ben-
jamin Puck, Nahverkehrsleiter bei der Zippel Group, auf 
DVZ-Nachfrage. In der Spitze seien es 5 bis 6 Stunden. 
Für das Eurogate-Terminal gebe es teilweise zwei Tage 
im Voraus keine Slots mehr für die Hauptverkehrszeiten.

Bewährt habe sich in Hamburg auch das Slotbuchungs-
verfahren als wichtiges Instrument, um die Zulaufver-
kehre gemäß den Abfertigungskapazitäten kontrolliert 
zu steuern, betont die HHLA. Allerdings könne die 
Nachfrage nach freien Slots für die Lkw-Abfertigung 
die zur Verfügung stehenden Abfertigungskapazitäten 
übersteigen – „insbesondere vor und nach Wochenen-
den oder Hafenfeiertagen“, dann sei das Verkehrsauf-
kommen an den Terminals erfahrungsgemäß deutlich 
erhöht. „Umso ärgerlicher“ sei es aber, wenn dann eine 
„übermäßige No-Show-Quote“ zu verzeichnen sei, also 
gebuchte Slots ungenutzt blieben.

Die HHLA verweist auf Aussagen von Reedereien, wo-
nach sich die Situation mit den Schiffsverspätungen 
„frühestens Ende des zweiten Quartals, Anfang des 
dritten Quartals“ entspannen würde.

Artikel von Heinrich Klotz und Lutz Lauenroth,
veröffentlicht am 04.05.2021 in Deutsche Ver-
kehrs-Zeitung der DVV Media Group GmbH

Neben der maritimen Berichterstattung (Schiff
& Hafen, Täglicher Hafenbericht) gehören auch 
Logistikthemen (DVZ) und Sicherheit (grie-
phan) zu den Schwerpunkten des Verlages
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3.3 ENTWICKLUNG DER DEUTSCHEN 
MARITIMEN WIRTSCHAFT

36 Siebter Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung und Zukunftsperspektiven der maritimen Wirtschaft, Berlin, 04. März 2021
Presseinformation des Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau e.V., Hamburg, 07. Juni 2021

 Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der 
Maritimen Wirtschaft 36

Die maritime Wirtschaft ist eine der tragenden Säu-
len des Wirtschaftsstandortes Deutschland. Im- und 
Export, wesentliche Teile der Wirtschaftsleistung 
sowie die führende Stellung als Industrie- und Han-
delsnation in der Welt hängen direkt und indirekt von 
einer funktionstüchtigen und leistungsfähigen mariti-
men Wirtschaft ab. Als Industrie- und Exportnation ist 
Deutschland ohne eine verlässliche See- und Binnen-
schifffahrt nicht denkbar. Schiffbau, Schifffahrt und 
Schifffahrtswege, Häfen und Logistik, Meerestechnik, 
Forschung und Entwicklung, Fragen der Energiege-
winnung und des Energieverbrauchs sowie maritime 
Dienstleistungen greifen nahtlos ineinander und sorgen 
für einen reibungslosen Transfer von Waren, Gütern 
und Menschen.

Die maritime Wirtschaft in ihrer Gesamtheit erwirt-
schaftet in Deutschland über 40 Mrd.  Euro Umsatz. Die 
knapp 200.000 Beschäftigten erzielen eine Wertschöp-
fung in Höhe von 12 Mrd.  Euro. Über die Wertschöp-
fungskette, d. h. über den Erwerb von Vorleistungen 
und den Konsum, zählen zur maritimen Wirtschaft wei-
tere 200.000 Arbeitsplätze mit einer zusätzlichen Wert-
schöpfung in Höhe von 18 Mrd. Euro. In der Summe 

sichert die Maritime Wirtschaft mehr als 400.000 
Arbeitsplätze in Deutschland. Darüber hinaus sichert 
die Maritime Wirtschaft auch Beschäftigung und Wert-
schöpfung in der Industrie, die auf die  Logistikleistung 
der Schiff- und Hafeninfrastruktur angewiesen ist. Auch 
der maritime Tourismus ist in diesen Zahlen noch nicht 
erfasst.

Der Handel zwischen den großen Wirtschaftsregionen 
der Welt – Ostasien, Europa und Nordamerika – wird 
zum großen Teil per Schiff abgewickelt. Zwei Drittel der 
deutschen Exporte verlassen über den Seeweg das 
Land. Im interkontinentalen Warenverkehr sind es  so-
gar mehr als 90 %.

Für eine führende Handelsnation wie die Bundesre-
publik Deutschland sind der Schiffsverkehr, die Fähig-
keit zum Schiffbau und leistungsstarke Häfen wichtige 
Grundlagen, um auf Augenhöhe mit Ländern wie China, 
Südkorea oder den Vereinigten Staaten von Amerika im 
Welthandel konkurrieren zu können. Alle maritimen Teil-
branchen spielen eine proaktive Rolle bei der „grünen“ 
und digitalen Transformation einer nachhaltigen Wirt-
schaft.

Deutsche Werften sind Weltmarktführer beim Spezial-
schiffbau wie unter anderem beim Bau von Yachten und 
im Forschungsschiffbau. Die Hälfte des europäischen 

 Personal auf deutschen Handelsschiffen am 31. Dezember 2019

Berufsgruppe
Deutsche Flagge

Fremde Flagge/ 

Ausstrahlung etc. Gesamt
Davon 

weiblich
Deutsche Andere Deutsche Andere

Kapitäne, Schiffsführer 662 64 149 30 910 13

Nautische Offiziere 749 215 118 15 1.100 48

Technische Offiziere 650 293 132 31 1.112 17

Offiziersassistenten (naut. & techn.) 39 12 43 6 100 18

Schiffsmechaniker 383 11 17 0 412 6

Auszubildende 238 11 21 0 270 25

Sonstige 1.559 1.935 108 42 3.654 322

Gesamt 4.280 2.541 588 124 7.558 449
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STUDIE BMWI

Kreuzfahrtschiffbaus findet in deutschen Werften statt. 
Die Wertschöpfung eines in Deutschland gebauten 
Schiffs wird zu 70 bis 80 % von der national ansäs-
sigen mittelständischen Zulieferindustrie erbracht. Die 
Standorte der maritimen Schiffbau- und Zulieferindust-
rie reichen von der Küste  bis zu den Alpen.

Ein Drittel der Containerschiffe weltweit gehört deut-
schen Reedern. Deutsche Häfen sind leistungsstarke 
Umschlagzentren nationaler, europäischer und globaler 
Produkte – von der Ananas bis zur Zylinderkopfdich-
tung.

Doch nicht nur in den klassischen Feldern der maritimen 
Wirtschaft – Schifffahrt, Schiffbau und Häfen – son-
dern auch in der Entwicklung und Herstellung umwelt- 
und klimafreundlicher maritimer Technologien liegt ein 
wachsender Zukunftsmarkt für deutsche Unternehmen. 
Die Herausforderungen für die maritime Wirtschaft 
sind groß: Die Internationale Seeschifffahrts-Organi-
sation IMO strebt mindestens die Halbierung des CO2

Ausstoßes bis 2050 im Vergleich zu 2008 an. In der 
EU haben sich im Dezember 2020 Staats- und Regie-
rungschefs auf ein Reduktionsziel von mindestens 55 
Prozent für das Jahr 2030 im Vergleich zum Jahr 1990 
verständigt. Angestrebt wird die Dekarbonisierung des 
Seeverkehrs bei gleichzeitiger Gewinnung möglicher 
Marktpotenziale der maritimen Industrie.

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, die 
Schifffahrt – bezogen auf ihre Transportleistung – als 
vergleichsweise klima- und umweltverträgliches Ver-
kehrsmittel zu stärken, zu modernisieren und zu digi-
talisieren. Im zweiten Nachtragshaushalt 2020 wurde 
hierfür zusätzlich 1 Mrd. Euro aus dem Konjunktur- und 
Zukunftspaket vom 3. Juni 2020  zur Verfügung gestellt. 
Damit fördert die Bundesregierung unter anderem In-
novationen, maritime Forschung und Entwicklung, die 
Flottenerneuerung von Behördenschiffen, die Um-
rüstung auf umweltfreundliche Antriebe sowie Be-
tankungsschiffe für alternative Kraftstoffe. Der Bund 
unterstützt die Länder außerdem mit der Gewährung 
von Finanzhilfen für Investitionen in Landstromanlagen 
beim Aufbau einer nachhaltigen landseitigen Stromver-
sorgungsinfrastruktur in den See- und Binnenhäfen und 
Anlegestellen. Mit der Nationalen Wasserstoffstrategie 
will die Bundesregierung außerdem die Zukunftspoten-
ziale für Investitionen in marktreife Wasserstofftechno-
logien heben, möglicherweise auch für den maritimen 
Sektor.

 Studie 2021 „Maritime Wertschöpfung und Be-
schäftigung in Deutschland“

In einer aktuellen Studie hat das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie die volkswirtschaftliche Wir-
kung der maritimen Wirtschaft eruieren lassen (geplan-
te Veröffentlichung der Ergebnisse im 1. Quartal 2021). 
Die Studie „Maritime Wertschöpfung und Beschäfti-
gung in Deutschland“ weist der maritimen Wirtschaft 
eine hohe volkswirtschaftliche Multiplikatorwirkung hin-
sichtlich Umsatz, Wertschöpfung und Beschäftigung 
zu. Auftragnehmer der Studie ist das Institut für See-
verkehrswirtschaft und Logistik (ISL) im Verbund mit 
Fraunhofer CML, Economic Trends Research (ETR) 
und der Unternehmensberatung des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW-ECON).

Die Studie enthält eine Definition und eine aktuelle 
Bestandsaufnahme zur Dimension maritimer Wert-
schöpfung und Beschäftigung in Deutschland. Zur 
maritimen Wirtschaft im engeren Sinne werden der 
Schiffbau und die Schifffahrt, die Zulieferindustrie, die 
Offshore- Windenergiebranche, maritime Dienstleistun-
gen, Häfen, Wasserbau, Fischerei und Aquakultur ge-
zählt. Nach den Ergebnissen der Studie kann von einer 
Multiplikatorwirkung auf die gesamtwirtschaftliche Be-
schäftigung von 2,3 ausgegangen werden. Das heißt, 
die Beschäftigung von 100 Personen in der maritimen 
Wirtschaft führt zu einer Beschäftigung von weiteren 
130 Personen und sichert somit insgesamt eine ge-
samtwirtschaftliche Beschäftigung von 230 Personen. 
Für die Wertschöpfung wird ein Multiplikator von 2,5 
ausgewiesen.

Die Wertschöpfungsanalyse bildet eine fundierte 
Grundlage für die künftige Ausrichtung der maritimen 
Koordinierung und Prioritätensetzung der Bundesre-
gierung und die Fortentwicklung der Maritimen Agenda 
2025, deren Einzelmaßnahmen in der 20. Legislaturpe-
riode aktualisiert und gegebenenfalls neu ausgerichtet 
werden sollen.

 Notwendigkeit eines Level Playing Fields für die 
maritime Industrie

Globalisierung, Digitalisierung, Klimawandel und die 
strategische Industriepolitik anderer Länder stellen die 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung in Deutsch-
land vor neue Herausforderungen. Auch die maritime 
Industrie ist davon betroffen. Aggressiv auftretende 
Wettbewerber aus Asien bedrohen nicht nur den ma-
ritimen Standort Deutschland, sondern Europa insge-
samt. Insbesondere durch die chinesische Strategie 
der Spitzensubventionierung drohen im Marktsegment 
Kreuzfahrtschiffbau Überkapazitäten, ähnlich wie in der 
Vergangenheit bei Fracht-, Container- oder Tanker-
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schiffen. Der Schiffbaumarkt in Deutschland für Contai-
ner, Tanker und Bulker ging nach der Schifffahrtskrise 
ab 2008 unwiederbringlich verloren. Deutschland und 
Europa konnten sich stattdessen seitdem erfolgreich im 
Spezialschiffbau behaupten: So lag der Weltmarktanteil 
des europäischen Schiffbaus nach Wert der Auftrags-
eingänge vor Ausbruch der Covid-19-Pandemie laut 
VSM bei knapp 30 % und für Deutschland bei knapp 
6 % . Mit der Strategie „Made-In-China 2025“ strebt 
China auch beim Hightech-Schiffbau die Spitzenposi-
tion im weltweiten Wettbewerb an. Das erste chinesi-
sche Kreuzfahrtschiff soll 2023 fertiggestellt sein.

Als eine Reaktion auf den verschärften Wettbewerb in 
der Industrie insgesamt stellte Bundeswirtschaftsmi-
nister Peter Altmaier am 29. November 2019 die „In-
dustriestrategie 2030“ vor. Sie ist das Resultat eines 
mehrmonatigen Dialogprozesses mit der Wirtschaft, 
den Gewerkschaften, der Wissenschaft und der Politik 
und beinhaltet ein umfassendes Konzept zur Sicherung 
von Wohlstand und Arbeitsplätzen der Zukunft.

Neben drei Handlungsfeldern, erstens Rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft als Ganzes zu verbessern, 
zweitens neue Technologien zu stärken und drittens 
technologische Souveränität zu wahren, enthält die 
Industriestrategie 2030 darüber hinaus Vorschläge für 
eine europäische Industriepolitik, wie zum Beispiel die 
Aufforderung, das europäische Wettbewerbs- und Bei-
hilferecht an sich ändernde Rahmenbedingungen an-
zupassen.

Die Bundesregierung hat in dieser Legislaturperiode 
die Nutzung von LNG mit dem Ziel der Luftschadstoff-
reduktion gefördert. Beispielsweise wurden Seeschiffe 
zur Nutzung von LNG als Schiffskraftstoff aus- und um-
gerüstet. Die entsprechende Richtlinie wurde um ein 
Jahr, bis Ende 2021, verlängert. Daneben befindet sich 
ein Förderprogramm für Betankungsschiffe in der Res-
sortabstimmung, das finanzielle Anreize zu Investitionen 
in den Neubau von mobiler Betankungsinfrastruktur für 
LNG und für erneuerbare Kraftstoffalternativen setzen 
soll.

In der Zukunft werden andere umwelt- und klimafreund-
liche Kraftstoffe eine wichtige Rolle für die Schifffahrt 
spielen, zum Beispiel Methanol, Ammoniak und grü-
ner Wasserstoff aus erneuerbaren Energien. Grüner 
Wasserstoff wird ein zentraler Baustein der maritimen 
Energiewende sein, wodurch das Null-Emissionsschiff 
realisierbar wird. In der Küsten- und Binnenschifffahrt 
können je nach Einsatzbereich auch Brennstoffzellen 
sowie batterieelektrische Antriebe zur Anwendung 
kommen.

Neben den energie- und klimapolitischen Aspekten bie-

tet grüner Wasserstoff auch enorme Potenziale für den 
Industrie- und Innovationsstandort Deutschland. Grüner 
Wasserstoff ist ein   Grundstoff für die chemische Indus-
trie und kann auch künftig verstärkt für emissionsarme 
Fertigungsprozessen für Stahl- und Metallverarbeitung 
eingesetzt werden. Durch die vielseitigen Einsatzmög-
lichkeiten von grünem Wasserstoff können Arbeitsplät-
ze in traditionellen Branchen gesichert und zugleich 
neue zukunftsfähige Arbeitsplätze geschaffen werden. 
Dabei muss grüner Wasserstoff primär den Branchen 
bzw. Sektoren zur Verfügung gestellt werden, die nicht 
oder nur schwer direkt elektrifiziert werden können.

Mit der Nationalen Wasserstoffstrategie verbessert 
die Bundesregierung die Rahmenbedingungen für die 
Erzeugung, den Transport, die Nutzung und Weiter-
verwendung von Wasserstoff und ermöglicht damit ent-
sprechende Innovationen und Investitionen.

Mit der am 1. Januar 2021 in Kraft getretenen Förder-
richtlinie zur nachhaltigen Modernisierung von Küsten-
schiffen (NaMKü) sollen Projekte mit dem Ziel, den 
Umwelt- und Klimaschutz und die Energieeffizienz zu 
verbessern, unterstützt werden, zum Beispiel durch 
Motorenmodernisierung zur Reduzierung von Luft-
schadstoffen sowie von Treibhausgasen, zur Verbesse-
rung der Energieeffizienz. Auch nachhaltige alternative 
Antriebe und Abgasnachbehandlungssysteme zur Sen-
kung von NOx- oder Partikelemissionen spielen eine 
wichtige Rolle.

Im April 2020 wurde bei der Europäischen Kommission 
eine neue Förderrichtlinie zur nachhaltigen Modernisie-
rung von Binnenschiffen zur Notifizierung angemeldet. 

 Europäische Entwicklungen im Bereich Wind-
energie auf See

Die Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt, die 
Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten im Be-
reich Windenergie auf See und anderer erneuerbarer 
Energien zu stärken. Die Ratsschlussfolgerungen von 
Dezember 2020 bauen dabei auf der Erklärung der 
Energieminister der Nordsee-Anrainerstaaten und der 
Energiekommissarin Simson im Rahmen der Nordsee-
Energiekooperation (NSEC) vom 6. Juli 2020 auf. Darin 
legen sie die Anforderungen an einen unterstützenden 
EU-Rahmen („EU enabling framework“) für grenzüber-
schreitende Projekte zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
mit folgenden zentralen Elementen dar: 1. Leitlinien der 
EU-Kommission für Kostenteilung und sonstige Um-
setzung gemeinsamer Erneuerbare-Energien-Projekte 
einschließlich einer Mustervorlage für zwischenstaatli-
che Verträge; 2. Stärkung von Zuschüssen zu gemein-
samen Projekten aus EU-Finanzierungsinstrumenten; 
3. EU-Strommarktregeln, die die Integration großer 

OFFSHORE WINDENERGIE
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Windstrommengen ermöglichen; sowie 4. Leitlinien der 
EU-Kommission für eine verbesserte Koordination der 
maritimen Raumplanung sowie der Netzplanung zwi-
schen den EU- Mitgliedstaaten.

Die EU-Kommission hat bereits einige Kernforderungen 
aus den Ratsschlussfolgerungen in ihre Ende 2020 
veröffentlichte Strategie für erneuerbare Energien auf 
See übernommen, um das Ziel der Klimaneutralität in 
2050 zu erreichen. Sie schätzt, dass dafür 300 GW an 
Offshore-Windenergieanlagen und 40 GW an anderen 
Offshore-Technologien in europäischen Gewässern bis 
2050 installiert sein müssten. Die Strategie dient als 
erste Richtungsweisung der Kommission und ist die 
politische Basis für zukünftige weitere Diskussionen 
und konkrete Gesetzesinitiativen, Leitlinien und Maß-
nahmen

Auf regionaler Ebene haben die Mitglieder des „Baltic 
Energy Market Interconnection Plan (BEMIP)“ am 30. 
September 2020 eine gemeinsame Erklärung zur Stär-
kung ihrer Zusammenarbeit im Bereich Windenergie 
auf See verabschiedet und eine eigene Arbeitsgruppe 
eingesetzt, die ein Arbeitsprogramm bis zum Frühjahr 
2021 entwickelt. Damit steht zukünftig auch für die 
Ostsee ein regionales Forum für die grenzüberschrei-
tende Kooperation beim Ausbau der Windenergie und 
Netzinfrastruktur auf See zur Verfügung.

Am 20. Oktober 2020 wurde die “Kriegers Flak Com-
bined Grid Solution” in der Ostsee eröffnet – ein von 
Deutschland und Dänemark getragenes Hybridprojekt. 
Es kombiniert Erzeugungskapazitäten, Netzanschluss- 
und Interkonnektorenfunktion und nutzt damit Syn-
ergien.

 Die nationale Wasserstoffstrategie – Impuls für 
die Seeschifffahrt

Am 10. Juni 2020 verabschiedete das Bundeskabinett 
die Nationale Wasserstoffstrategie (NWS), um die Ent-
wicklung eines Marktes für Wasserstoff und einschlägi-
ge Technologien voranzutreiben.

Zentrales Element der NWS ist ein Aktionsplan mit 38 
Maßnahmen, die direkt oder indirekt auf den Markt-
hochlauf von sogenanntem grünen Wasserstoff (H2) 
– also Wasserstoff, der auf Basis von erneuerbaren 
Energien hergestellt wird – und dessen Derivate, wie 
zum Beispiel synthetische Energieträger, unterstützen 
soll. Die Produktionskosten von grünem Wasserstoff 
sollen durch die Erzielung von Skaleneffekten gesenkt 
und entlang der gesamten Wertschöpfungskette von 
Wasserstoff – von der Erzeugung bis zur Endanwen-
dung – geeignete Rahmenbedingungen geschaffen 
werden. Der Aktionsplan läuft zunächst bis 2023 und 

soll stetig angepasst werden.

Bis 2030 sollen in Deutschland Erzeugungsanlagen 
für grünen Wasserstoff (Elektrolyseanlagen) von bis 
zu 5 GW Gesamtleistung einschließlich der dafür er-
forderlichen Offshore- und Onshore-Stromerzeugung 
entstehen. Für den Zeitraum bis 2035 werden nach 
Möglichkeit weitere 5 GW zugebaut, spätestens bis 
2040.

Gemäß der NWS soll die Verwendung des noch teuren 
grünen Wasserstoffs primär in Bereichen erfolgen, wo 
dessen Einsatz am nächsten an der Wirtschaftlichkeit 
liegt oder wo es keine sinnvollen Dekarbonisierungs-
alternativen gibt. Im Fokus stehen der Raffineriebereich, 
die Stahl- und Chemie-Industrie sowie der der Schwer-
last-, See- und Luftverkehr.

Aufgrund der begrenzten Potenziale für Strom aus er-
neuerbaren Energien in Deutschland unterstreicht die 
NWS die wichtige Rolle von Importen von grünem 
Wasserstoff und dessen Derivaten. Die NWS hat eine 
klare industriepolitische Zielsetzung und sieht eine 
enge Kooperation mit europäischen und internationalen 
Partnern vor wie bspw. das sog. „Important Project of 
Common European Interest“ (IPCEI) Wasserstoff.

Im Rahmen des IPCEI Wasserstoff plant das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie die Förde-
rung von integrierten Projekten entlang der gesamten 
Wasserstoffwertschöpfungskette von Erzeugung über 
Infrastruktur bis zur Nutzung in der Industrie und für 
Mobilität. Ein deutsches Interessenbekundungsverfah-
ren fand vom 14. Januar 2021 bis 19. Februar 2021 
statt. BMWi und BMVI (für Projekte aus dem Bereich 
der Mobilität) sichten die Projekte und treffen eine erste 
Vorauswahl.

Unter anderem kommt der Offshore-Windenergie-
nutzung eine besondere Rolle zur Gewinnung grünen 
Wasserstoffs zu. Die Bundesregierung wird sich dafür 
einsetzen Erzeugungskapazitäten aufzubauen und plant 
daher, gemeinsam mit den Anrainerstaaten der Nord- 
und Ostsee die Wasserstoffproduktion mithilfe eines 
verlässlichen Regulierungsrahmens für gemeinsame 
Offshore-Windenergie-Projekte zu forcieren.

In der maritimen Forschung spielt grüner Wasserstoff 
innerhalb des Forschungsprogramms der Maritimen 
Forschungsstrategie 2025 (s. Kapitel VIII „Maritime 
Forschungsförderung 2025“) unter anderem bei der 
Entwicklung von Technologien zur Nutzung alternativer 
Kraftstoffe, produziert auf Basis von erneuerbaren Ener-
gien wie „grüner“ Wasserstoff, Ammoniak, Methanol, 
SNG/LNG eine Rolle. Für die Schifffahrt ist „grüner“ 
Wasserstoff interessant in Verbindung mit Brennstoff-
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zellen. Aufgrund der sehr großen technischen Anforde-
rungen und hoher Kosten ist weitere Forschung nötig, 
um Brennstoffzellen in das Energiesystem des Schiffs 
einzubinden.

Grüner Wasserstoff als Energieträger zur Wandlung in 
Brennstoffzellen bietet die Möglichkeit, emissionsfrei 
große Energiemengen mitzuführen beziehungsweise zu 
nutzen. Im Projekt MUM, gefördert durch das Maritime 
Forschungsprogramm, wurden Brennstoffzellen kon-
zeptioniert, die in großen Tiefen Energie für ein großes 
Unterwasserfahrzeug sowie Unterwasserinstallationen 
zur Verfügung stellen. Im Forschungsprojekt MethQuest 
werden die Verfahren zur Erzeugung von grünem Was-
serstoff und erneuerbarem Methan neu- und weiter-
entwickelt. Es werden Motoren für Schiffe, Autos und 
zur Stromgewinnung für den Betrieb mit Methan, Was-
serstoff und Methanol optimiert. Darüber hinaus liegen 
verschiedene Projektideen zum Thema Wasserstoffnut-
zung in der Schifffahrt vor, zum Beispiel kann CO2 aus 
dem Schiffsabgas genutzt werden, um im Verbund mit 
„grünem“ Wasserstoff wieder synthetisches Methan 
zu erzeugen. So wird ein geschlossener Kohlenstoff-
kreislauf ermöglicht, wobei der zunächst eingesetzte 
Kohlenstoff aus einer erneuerbaren und nicht fossilen 
Quelle stammen sollte.Auch die Häfen haben die Chan-
cen der Wasserstoffnutzung erkannt. So haben bereits 
verschiedene Häfen (wie Hamburg und Bremerhaven) 
angekündigt, sich zukünftig als Wasserstoff-Hub auf 
dem Markt positionieren zu wollen.

 Maritim 4.0 – Chancen der Digitalisierung nut-
zen

Die Programme zur Entwicklung innovativer Hafen-
technologien („IHATEC“) sowie des Programms zur 
Entwicklung digitaler, datenbasierter Geschäftsideen 
(„mFund“) werden fortgeführt, um Projekte wie das 
National Single Window plus (NSWplus) zur besseren 
Vernetzung maritimer digitaler Informationssysteme mit 
Informationssystemen der Wirtschaft zu fördern. Ziel 
des Projektes NSWplus, das vom Institut für Seever-
kehrswirtschaft und Logistik koordiniert wird, ist eine 
Erweiterung des National Single Window als Basis für 
eine neue Dienstleistung zur maritimen Prozessoptimie-
rung. Das NSW Deutschland ist das zentrale Melde-
system für den gesamten deutschen Seeschiffsverkehr. 
Alle Meldungen von Schiffen, die einen deutschen 
Seehafen besuchen oder den Nord-Ostsee-Kanal 
durchqueren, werden hier entgegengenommen und 
weitergeleitet. Das Projekt findet im Rahmen des För-
derprogrammes mFund des BMVI statt.
Zur Förderung der Erprobung hoch automatisierter und 
autonomer Schiffe und unbemannter Systeme wurden 
im Binnen- und Seeschifffahrtsbereich Testfelder ein-
gerichtet.

Offshore-Windenergie

Die Windenergie auf See leistet einen wichtigen Bei-
trag zur Energiewende und zum Klimaschutz und ist 
ein bedeutender Wirtschafts- und Wachstumsfaktor. 
Sowohl in den Küstenländern als auch im Binnenland 
können Wertschöpfung und Beschäftigung gesichert 
werden. Diese wirtschaftlichen Potenziale werden an-
gesichts der steigenden Bedeutung, die die Windener-
gie auf See auch über Deutschland hinaus gewinnt, 
noch zunehmen. Um auch im internationalen Markt eine 
führende Rolle einzunehmen, werden deutsche Unter-
nehmen ihre Wettbewerbsvorteile behaupten müssen. 
Dabei unterstützt ein starker Heimatmarkt die Entwick-
lung der Branche.

Windenergie auf See zeichnet sich durch eine ver-
gleichsweise stetige Stromerzeugung aus und weist 
hohe durchschnittliche Volllaststunden auf. Die Strom-
gestehungskosten für Windenergie auf See sind in den 
vergangenen Jahren aufgrund der Technologieentwick-
lung stark gesunken. Insgesamt stieg die gesamte ins-
tallierte Windenergie-auf-See-Leistung von 6.396 MW 
im Jahr 2018 auf 7.507 MW im Jahr 2019 und 7.700 
MW im Jahr 2020. Die Stromerzeugung im Jahr 2019 
lag bei 24,7 TWh oder knapp 4,3 % des Stromver-
brauchs. Damit wurde fast 27 % mehr Strom erzeugt 
als im Vorjahr.

Im Jahr 2019 wurden rund 2,1 Med. Euro in Wind-
energie auf See investiert. Aus dem Betrieb der Off-
shore-Windenergieanlagen ergaben sich im Jahr 2019 
wirtschaftliche Impulse in Höhe von 0,6 Mrd Euro. Die 
Bruttobeschäftigung für die Windenergie auf See lag 
für das Jahr 2018 bei rund 25.100 Personen und hat 
sich somit gegenüber dem Vorjahr um 3,7 % erhöht 
(2017: 24.200 Personen).

 Windenergie-auf-See-Gesetz beschleunigt Aus-
bau der Windenergie

Durch das Inkrafttreten des Gesetzes zur Änderung 
des Windenergie-auf-See-Gesetzes (WindSeeG) und 
anderer Vorschriften am 10. Dezember 2020 wird der 
Ausbau der Windenergie auf See beschleunigt. Die 
Novelle erhöht in Übereinstimmung mit dem Klima-
schutzprogramm 2030 der Bundesregierung das Aus-
bauziel für Windenergie auf See von 15 GW auf 20 
GW Leistung bis 2030.

Das Gesetz legt erstmals ein Langfristziel von 40 GW 
für das Jahr 2040 fest. Dieses Langfristziel ermöglicht 
allen beteiligten Akteuren eine vorausschauende Pla-
nung und einen verlässlichen und naturverträglichen 
Ausbau der Windenergie auf See.

OFFSHORE WINDENERGIE
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FLÄCHENENTWICKLIUNG

Die Nutzung des auf See erzeugten Stroms erfordert 
die rechtzeitige Fertigstellung der zur   Übertragung des 
Stroms erforderlichen Infrastruktur. Bund, Küstenländer 
und Übertragungsnetzbetreiber stehen damit gemein-
sam in der Verantwortung für die Zielerhöhung.

Die ersten Ausschreibungen für staatlich vorentwi-
ckelte Flächen erfolgen im Jahr 2021. Am 26. Februar 
2021 wurde das Verfahren zur Ausschreibung durch 
die Bundesnetzagentur eingeleitet und die Ergebnis-
se der diesbezüglichen Flächenvoruntersuchungen 
wurden veröffentlicht. In den Jahren 2021 bis 2023 
werden Flächen mit etwa einem GW pro Jahr ausge-
schrieben, etwa 3 GW im Jahr 2024 und etwa 4 GW 
im Jahr 2025, wobei Abweichungen zulässig sind, 
solange das Ausbauziel für 2030 erreicht wird.

 Fortschreibung des Flächenentwicklungsplans

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
veröffentlichte erstmalig am 28. Juni 2019 einen Flä-
chenentwicklungsplan nach den Bestimmungen des 
WindSeeG. Der Flächenentwicklungsplan 2019 setzte 
das bisherige Ausbauziel für Windenergie auf See in 
Höhe von 15 GW bis 2030 um.

Infolge der Erhöhung des Ausbauziels auf 20 GW bis 
2030 durch das Gesetz zur Änderung des WindSeeG 
und anderer Vorschriften wurde die Fortschreibung des 
Flächenentwicklungsplans 2019 erforderlich. Diese 
Fortschreibung sah auch die am 11. Mai 2020 zwi-
schen dem Bund, den Küstenländern und den Über-
tragungsnetzbetreibern 50 Hertz, Amprion und TenneT 
unterzeichnete Vereinbarung zur Umsetzung von 20 
GW Windenergie auf See bis 2030 vor.

Der Flächenentwicklungsplan wurde einschließlich der 
Umweltberichte am 18. Dezember 2020 veröffentlicht, 
auf Grundlage der Ergebnisse einer umfassenden Kon-
sultation mit den betroffenen Behörden, Verbänden und 
der Öffentlichkeit. Der Flächenentwicklungsplan 2020 
setzt das neue Ausbauziel für Windenergie in Höhe von 
20 GW bis 2030 um. Er ist Voraussetzung für die Aus-
schreibungen ab dem Jahr 2021.

Schiffbau-Zulieferer: Sichtbare Erholung 
nach großen Kraftakt
Die maritimen Zulieferer in Deutschland können mit 
dem Geschäftsjahr 2020 nicht zufrieden sein, erwarten 
jetzt aber, trotz der noch anhaltenden Unwägbarkeiten, 
gute Geschäftsentwicklungen im laufenden Jahr. „Auf-
grund der kurzfristig eingebrochenen Auftragslage ha-
ben wir im vergangenen Jahr unsere Umsatzziele nicht 

erreicht. Die derzeitige Entwicklung auf den Märkten 
mit deutlich ansteigenden Auftragseingängen stimmt 
die Branche aber optimistisch, und die Erwartungen 
an die Zukunft sind positiv“, sagt Martin Johannsmann, 
Vorstandsvorsitzender der VDMA (Verband deutscher 
Maschinen- und Anlagenbau) Marine Equipment and 
Systems und Vorsitzender der Geschäftsführung der 
SKF GmbH. “Auch wenn jetzt in Teilen der Branche 
die Auslastung noch nicht ausreichend ist, geben doch 
die steigenden Bestellungen für neue Schiffe mehr als 
Hoffnung für 2021 und 2022“, ergänzt er. „Wir haben 
gelernt, flexibel auf die Erfordernisse der Pandemie zu 
reagieren.“ 

Produktion läuft, Reisebeschränkungen behin-
dern Service und Vertrieb  

Die Produktion in der Branche ist trotz der bisherigen 
drei Corona- Wellen weitergelaufen, die Aufträge konn-
ten abgearbeitet werden. „Dies ist jetzt schon über ein 
Jahr lang ein großer Kraftakt für die Mitarbeitenden 
und die Unternehmensführung. Der Aufbau von neu-
en Schichtmodellen, teilweise ineffektives Homeoffice 
und notwendige organisatorische Maßnahmen haben 
die Kosten deutlich erhöht“, erläutert Dr. Bernd Sitte, 
Vorstandsmitglied der VDMA Marine Equipment and 
Systems und Geschäftsführer der Dipl.-Ing. H. Sitte 
GmbH & Co. KG. Auch die internationalen Quaran-
tänebeschränkungen sind für Service- und Vertriebs-
mitarbeitende ein Problem. Inbetriebnahmen und 
neue Abschlüsse werden verzögert. „Hier muss die 
Politik möglichst schnell internationale Lösungen bei 
der Anerkennung von Impfungen (Digitaler Impfpass) 
durchsetzen. Unsere Exportwirtschaft braucht diese 
Flexibilität und Schnelligkeit“, erläutert Sitte. Gleichzei-
tig werden in den Betrieben digitale Lösungen weiter-
entwickelt und ausgebaut. Die digitalen Teleservices 
wie Ferninbetriebnahmen und -wartungen für interna-
tionale Kunden haben deutlich zugenommen und funk-
tionieren technisch einwandfrei. Zugleich gilt es hier, 
die rechtlichen Wirkungen zu erkennen und verbindlich 
zu formulieren. 

Umsatz sinkt um 4,9 Prozent 

Die deutsche Schiffbau- und Offshore-Zulieferindust-
rie mit ihren 63.000 hoch-qualifizierten Beschäftigten 
(minus 2,5 % im Vergleich zu 2020) verzeichnete im 
vergangenen Jahr durch die Corona-Auswirkungen ei-
nen Umsatzrückgang um 4,9 % auf 10,5 Mrd. Euro. Die 
Bestellungen gingen im gleichen Zeitraum sogar um 
10,9 % zurück. Nach Überbrückung der Auftragsflaute 
in der Fertigung sind mit steigendem Auftragseingang 
im laufenden Jahr 2021 die weiteren Aussichten für 
2022 sehr positiv. 
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Marineschiffbau
18 %

Meerestechnik
2 %

Handelsschiffbau
80 %

Klimaziele erreichen mit High-Tech aus 
Deutschland und Europa 

Mehr als 90 % der Transporte werden weiterhin welt-
weit auf dem Seeweg durchgeführt. CO2-neutrale 
Kraftstoffe und Antriebssysteme sind der Schlüssel 
zur maritimen Energiewende. Forschungsinstitute, ma-
ritime Zulieferindustrie und Politik arbeiten gemeinsam 
an langfristigen Konzepten. Grüner Wasserstoff und 
daraus folgende Energieträger (Power-to-X) sind die 
Lösung, insbesondere auch für den interkontinentalen 
Warenverkehr. Im notwendigen industriellen Maßstab 
werden sie, auch nach positiven Szenarien, aber erst 
zu Beginn der 2030er Jahre ausreichend zur Verfügung 

stehen. Der Weg dahin wird über LNG (Liquid Natural 
Gas) und andere Zwischenprodukte führen. Die deut-
sche Schiffbau- und Offshore-Zulieferindustrie ist aber 
nicht nur hier der „Befähiger“, der Ideen in Innovationen 
umsetzt, sondern liefert auch in allen maritimen Feldern 
Lösungen, die die Schifffahrt sauberer und wettbe-
werbsfähiger machen. Themen hier sind Betriebs- und 
Routenoptimierung, Life-Cycle-Costs, Systeme für Bal-
lastwasser-Behandlung und Schmieröl-Recycling, Effi-
zienzgewinne durch Predictive Maintenance während 
des gesamten Schiffslebens.  

Auch bei Bau und Versorgung von Offshore-Wind-
energieanlagen ist die Branche erfolgreich. „Für die ge-
planten Offshore-Windanlagenprojekte auf der ganzen 
Welt mit ihren Hunderten Gigawatt an Leistung werden 

sehr viele neue Installations- und Serviceschiffe benö-
tigt. Hier sehen wir sehr gute Chancen für die deutsche 
Zulieferindustrie und auch die Werften“, zeigt Martin 
Johannsmann die Zukunft der Branche auf.   

Erfolg durch Digitalisierung im internationalen 
Wettbewerb 

Neben den Märkten für neue Spezialschiffe geht es 
immer auch um die zügige technische Modernisierung 
der weltweit oft veralteten Flotte in Hinblick auf Effizienz 
und Umweltschutz. Die deutschen Schiffbau- und Off-
shore-Zulieferer liefern ihre Komponenten und Systeme 
auf alle Schiffstypen. „Die Branche ist heterogen; es 
gibt kleine und große Unternehmen, breit aufgestellte 
und sehr spezialisierte Firmen. Die maritimen Maschi-
nen- und Anlagenbauer zeichnen sich aber immer durch 
Flexibilität und Innovationskraft aus“, erläutert Johanns-
mann. Derzeit gilt es besonders, neue Märkte zu ge-
winnen und die eigenen Produkte und Dienstleistungen 
für weitere Kundenkreise anzupassen und zu erweitern. 
In der derzeitigen Situation wird immer deutlicher, dass 
vor allem die Digitalisierung der Treiber in der maritimen 
Wirtschaft ist.  Digitalisierte Produkte liefern kontinuier-
lich Daten, die zusammen mit Daten weiterer Kompo-
nenten und Systeme durch den Einsatz von Künstlicher 
Intelligenz (KI) bisher ungeahnte Ergebnisse bringen 
und Handlungsmöglichkeiten eröffnen. Wer auf diesem 
Feld den Standard setzt, hat einen Wettbewerbsvorteil. 
Gerade hier wollen Europa und insbesondere Deutsch-
land führend sein. Im Maschinenbau werden offene 
Schnittstellen nach dem universal machine technology 
interface (umati) für alle Teilbranchen definiert. Die ge-
meinsamen Anstrengungen der deutschen maritimen 
Industrie bei der Erstellung des VDMA-Einheitsblatts 
zu MTP (Module Type Packages) geben der Branche 
einen Vorsprung. Aber auch andere Nationen, allen vo-
ran China, wollen den Standard setzen.  

Umgang mit dem Kunden und Wettbewerber 
China

Im Jahr 2020 exportierte die deutsche Schiffbau- und 
Offshore-Zulieferindustrie 14 % ihrer Produktion direkt 
in den chinesischen Schiffbau. Dieser Anteil dürfte 
2021 deutlich steigen. Im Maschinen- und Anlagen-
bau insgesamt hat China gerade die USA wieder als 
Exportmarkt Nummer 1 abgelöst. Gleichzeitig wird der 
Wettbewerb für die deutsche Schiffbau- und Offshore-
Zulieferindustrie in China und auf Exportmärkten weiter 
steigen. Zur Sicherung eines Level-Playing-Fields gilt 

KLIMAZIELE

Umsatzanteile der Absatzbereiche

Quelle: VDMA
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KENNZAHLEN

es, in Deutschland und Europa die handelspolitischen 
Instrumente neu auszurichten. Dabei geht es zum einen 
um den Schutz des EU Binnenmarktes vor subventio-
nierten Wettbewerbern aus Drittländern und zum ande-
ren um die Öffnung der Märkte in Drittstaaten. 

Kennzahlen zur Schiffbau- und Offshore-Zulie-
ferindustrie in Deutschland 

• Beschäftigte: 63.000 
• Umsatz (2020): 10,5 Mrd. Euro (2019: 11,1 Mrd. 

Euro) 
• Exportquote: 76 % 
• Auftragseingänge zurückgegangen: Für 2020 im 

Durchschnitt ein Minus von 10,9 % 

Exportmärkte mit unterschiedlichen Entwicklun-
gen

Das europäische Ausland bestätigte seine stabile Rol-
le als wichtiger Exportmarkt der deutschen Zulieferer 
(34 % der Exporte). Hintergrund war die noch gute 
Auftragslage führender europäischer Schiffbaubetriebe 
in ihren jeweiligen Spezialsegmenten vor der Pande-
mie, aber auch ein großes Liefervolumen europäischer 
Hersteller untereinander zur Bildung größerer Systeme 
für den weltweiten Schiffbau. Der gesamte asiatische 
Raum nahm in dieser Zeit 34 % der deutschen Zulie-
ferexporte ab. Bei den wichtigsten asiatischen Ländern 
fiel China im vergangenen Jahr mit 18,1 % anteilig am 
Export deutscher Zulieferer zurück, wohingegen Korea 
mit 9 % relativ dazugewann. Das Bild wird sich 2021 
voraussichtlich wieder zugunsten von China drehen.
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3.4 DEUTSCHE HANDELSFLOTTE 

 38 VDR-Pressemitteilung Deutsche Seeschiffahrtoptimistisch auf Kurs Zukunft vom 23. Februar 2021

Deutsche Seeschifffahrt optimistisch auf 
Kurs Zukunft 38

Fast ein Jahr nach Ausbruch der Coronapandemie 
schauen insbesondere viele der größeren deutschen 
Schifffahrtsunternehmen mittlerweile optimistisch in 
die Zukunft. „Wir haben die Krise, die uns seit 2009 
beschäftigt hat, weitgehend hinter uns gelassen und 
sind in vielen Bereichen bislang auch erstaunlich un-
beschadet durch die Pandemie gefahren“, sagte VDR-
Präsident Hartmann, ergänzte aber: „Niemand kann 
momentan voraussagen, ob der positive Trend, insbe-
sondere in der Containerschifffahrt, weiter so anhalten 
wird.“ Die Schifffahrt habe jedoch gezeigt, welch be-
deutende Rolle ihr bei Handel und Versorgung in der 
derzeitigen, weltweiten Ausnahmesituation zukomme: 
„Wir sind weitergefahren, wir haben geliefert, im wahrs-
ten Sinne des Wortes“, so Hartmann.  

Deutschland ist den Zahlen nach weiterhin die fünft-
größte Schifffahrtsnation der Welt mit einem Anteil von 
4,5 % an der Welthandelsflotte (– 0,4 Prozentpunkte 
ggü. Vorjahr). Ende 2020 waren in deutschen Schiffs-
registern insgesamt 2.001 Schiffe mit 48,7 Mio. BRZ 
registriert, 139 weniger als ein Jahr zuvor. Zu einem gro-

ßen Teil (mittlerweile mehr als 45 %) führen die Schiffe 
der deutschen Flotte heute die Flagge eines EU-Lan-
des am Heck, insbesondere von Portugal, Zypern und 
Malta. Die Anzahl der unter deutscher Flagge fahren-
den Schiffe hat sich bei 290 stabilisiert Die Zahl der in 
Deutschland sozialversicherungspflichtig beschäftigen 
Seeleute ist, bedingt durch den Rückgang in der deut-
schen Handelsflotte, zuletzt etwas zurück gegangen 
auf 7.558, die Zahl der Neueinsteiger an Bord dagegen 
2020 trotz Corona mit 409 in etwa gleichgeblieben.

Standort Deutschland: nach Boom und Krise 
„neue Normalität“ 

Ralf Nagel, Geschäftsführendes Präsidiumsmitglied, er-
läutert: „Nach den Jahren des ungewöhnlichen Wachs-
tums vor allem in der Containerschifffahrt Anfang der 
2000er-Jahre und dem darauffolgenden Rückgang 
haben wir jetzt eine neue Normalität: Die deutsche 
Flotte ist ähnlich stark, in großen Teilen stärker als vor 
diesem Boom.“ Das betreffe etwa die Zahl der Schif-
fe in verschiedenen Segmenten, der Auszubildenden, 
der Seeleute als auch die Zahl der Reedereien. „Trotz 
der Pandemie sehen wir eine neue Dynamik in einigen 
Schifffahrtsmärkten, in denen Deutschen Unternehmen 
aktiv sind.“ Umso wichtiger seien deshalb verlässliche 

Handelsschiffsbestand in Disposition deutscher Reeder und Schifffahrtsgesellschaften (ab 100 BRZ)

Jahr
Insgesamt in 

deutscher Disposition

Deutsche Flagge 

(einschl. ISR)

Nur ISR (dt. 

Zweitregister)

Bareboat (fremde 

Flagge gem. §7 FLRG 

dt. Register)

Fremde Flagge

(fremdes Register)

Anzahl in 1.000 BRZ Anzahl in 1.000 BRZ Anzahl in 1.000 BRZ Anzahl in 1.000 BRZ Anzahl in 1.000 BRZ

1990 1.518 8.990 1.064 5.441 447 2.983 271 1.011 183 2.538

2000 2.010 23.039 692 6.605 393 5.716 881 8.805 437 7.629

2005 2.647 43.649 551 9.081 324 8.410 1.632 24.657 464 9.911

2010 3.716 83.661 571 15.527 402 15.005 3.034 64.998 111 3.137

2011 3.798 89.131 530 15.551 383 15.235 3.155 70.416 113 3.164

2012 3.671 89.142 448 13.652 306 13.437 3.117 72.666 106 2.824

2013 3.477 86.411 395 12.215 247 11.934 2.955 70.880 127 3.316

2014 3.244 81.980 368 11.213 212 10.874 2.703 66.478 173 4.289

2015 3.015 78.064 351 10.298 192 9.830 2.497 63.669 167 4.097

2016 2.823 72.785 330 9.509 180 8.564 2.300 58.224 193 5.051

2017 2.512 65.561 326 9.150 183 8.595 2.017 51.402 169 5.056

2018 2.324 57.523 302 7.719 165 7.400 1.812 43.461 210 6.342

2019 2.140 52.800 302 7.847 159 7.413 1.686 40.038 152 4.915

2020 2.001 48.701 290 7.126 150 6.805 1.554 36.531 157 5.044Q
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ENTWICKLUNG

und die Schifffahrt unterstützende Rahmenbedingun-
gen am Standort Deutschland. 

Seeleute in der Pandemie: VDR fordert bevor-
zugte Impfungen für Seeleute  

Nach wie vor stellen Crewwechsel nicht nur für deut-
sche Reedereien ein großes Problem dar. Wie bei Wa-
ren muss dabei eine Logistikkette greifen: Der Ein- und 
Ausstieg in einem Hafen muss erlaubt sein, es muss 
Flüge in das und aus dem Heimatland geben und die 
Einreise in die jeweiligen Heimatländer muss möglich 
sein. „Wir sehen uns mit sich ständig verändernden 
Regelungen für Tests und Quarantäne konfrontiert, das 
erschwert die Aufgabe enorm“, sagt VDR-Präsident 
Hartmann. Nach wie vor sind geschätzt etwa 400.000 
Seeleute weltweit von der Crewwechsel-Krise betrof-
fen. 

Zudem zeichne sich ab, dass bei den global laufenden 
Impfungen Seeleute bislang nicht ausreichend berück-
sichtigt würden. „Noch viel mehr Staaten müssen ihnen 
Keyworker-Status geben und sie bevorzugt impfen“, 
forderte der VDR-Präsident. „Wir dürfen nicht in eine 
Situation kommen, in der Seefahrer nicht an Bord kom-
men, weil sie noch nicht geimpft wurden.“ Dies würde 
die Crewwechsel-Problematik noch verschärfen, warnt 
Hartmann: „Es drohen Auswirkungen auf den weltwei-
ten Warenhandel mit Folgen für uns alle.“ 

Klimaschutz. EU-Emissionshandel der falsche Weg, 
IMO sollte den Kurs bestimmen 

Im Blick auf den Klimaschutz erneuerte der VDR sei-
ne Kritik an einem regional begrenzten Emissionshan-
delssystem, wie es die Europäische Union dieses Jahr 
vorschlagen will.  „Schifffahrt ist wie wohl keine an-
dere eine internationale Industrie, sie braucht deshalb 
internationale Regelungen“, sagt Präsidiumsmitglied 
Nagel. „Wir haben Zweifel, dass durch einen regional 
begrenzten Emissionshandel das Entscheidende, näm-
lich nachhaltig weniger CO2-Ausstoß, geschafft wird. 
In der Luftfahrt jedenfalls, die bereits derart reguliert ist, 
ist das nicht gelungen, im Gegenteil.“ 

„Die deutsche Seeschifffahrt ist entschlossen, eine ver-
nünftige, weltweite Regelung aktiv zu unterstützen“, be-
kräftigte Nagel. „Das geeignete Forum zur Regulierung 
ist die IMO, sie hat jüngst erst mit der verpflichtenden 
Umstellung auf schwefelärmere Brennstoffe bewiesen, 
dass sie Schifffahrt global regulieren kann.“ Man wolle 
als Industrie die Klimaziele der IMO erreichen oder wo 
möglich übertreffen. Das Präsidiumsmitglied abschlie-
ßend: „Entscheidend ist: Wir brauchen eine Ener-
gie-Revolution. Alle Effizienzmaßnahmen an Schiffen 
reichen nicht aus, es sind andere, marktfähige Brenn-
stoffe nötig.“ 

Quelle: 
Bundesamt für 
Seeschifffahrt 
und Hydrogra-
phie / Verband 
Deutscher 
Reeder, jew. zum 
31.12.; ab 1990 
einschl. der in 
Mecklenburg-
Vorpommern 
registrierten 
Schiffe; 
gerundete Werte

ENTWICKLUNG DER DEUTSCHEN HANDELSFLOTTE
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Eigentümer von Seeschiffen können ihr Schiff freiwillig 
zusätzlich in das Internationale Seeschifffahrtsregister 
(ISR) eintragen lassen. Sie können dann ausländische 
Seeleute zu deren Heimatlohnbedingungen beschäfti-
gen, auch wenn das Schiff die deutsche Flagge führt. 
Oberste Voraussetzung ist immer das Führen der Bun-
desflagge. Diese Voraussetzung wird auch mit einer 
Einflaggung erfüllt (beispielsweise Ankauf aus dem 
Ausland oder Rückflaggung nach einer Ausflaggung). 
Weiterhin müssen die Kauffahrteischiffe im internatio-
nalen Verkehr im Sinne von § 5a Absatz 2 des Einkom-
mensteuergesetzes eingesetzt werden. 

Sowohl der Eintrag in das ISR als auch die Schifffahrt 
förderung sind Möglichkeiten, den aktuellen Heraus-
forderungen in der Schifffahrt zu begegnen. Das BSH 
als zuständige Flaggenbehörde führt auch das ISR. Es 

ist nicht mit einem Seeschiffsregister der Amtsgerichte 
vergleichbar. Vielmehr handelt es sich um einen nicht 
öffentlichen Anhang zum Flaggenregister. Rechts-
grundlage ist § 12 des Flaggenrechtsgesetzes.

Am 31. Dezember 2020 waren 1.844 Schiffe mit 
43,7 Mio. BRZ in deutschen Schifffahrtsregistern ein-
getragen. Davon fuhren wie im Jahr zuvor nur 290 
Seeschiffe unter deutscher Flagge. Ihre Tragfähig-
keit betrug über 7,1 Mio. BRZ (14,9 % der gesamten 
deutschen Eignertonnage). Damit liegt der Anteil der 
Schiffstonnage unter deutscher Flagge deutlich unter 
dem Vorjahreswert.

Von den Schiffen unter deutscher Flagge wurden 150 
Seeschiffe mit 6,8 Mio. BRZ im Internationalen See-
schifffahrtsregister (ISR, deutsches Zweitregister) 

SCHIFFSREGISTER

Handelsschiffe unter deutscher Flagge nach Schiffstypen (ab 100 BRZ)

Schiffstyp
31.12.2019 31.12.2020

Anzahl BRZ Anzahl BRZ

Fahrgastschiffe 83 28.819 83 28.872

Fähren 18 110.077 17 88.923

Ro-ro-Schiffe 8 136.419 8 136.419

Stückgutfrachter 53 120.074 52 121.747

Kühlschiffe 0 0 0 0

Containerschiffe 85 6.531.101 76 6.012.918

Tankschiffe 33 452.061 32 414.052

Spezialtransportschiffe 5 144.227 5 144.227

Mehrzweck-Trockenfrachtschiffe 15 136.196 16 145.345

Massengutschiffe 2 187.980 1 32.929

Gesamt 302 7.846.954 290 7.125.504
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geführt, dies entspricht 95,5 % der unter deutscher 
Flagge eingetragenen Tonnage.

Bareboat Charter
Wechselt ein Schiff seine Flagge von einer ausländi-
schen zur deutschen, spricht man umgangssprach-
lich von einer Einflaggung. Die Einflaggung umfasst 
unter anderem die Eintragung in das Seeschiffsregis-
ter, die Schiffsbesichtigung sowie die Ausstellung der 
Schiffssicherheitszeugnisse und der seeleutebezoge-
nen Dokumente. Ein Unterfall einer Einflaggung ist die 
Rückflaggung, bei der ein Schiff in der Vergangenheit 
schon einmal die deutsche Flagge führte, zwischen-
durch zu einer anderen Flagge wechselte und jetzt wie-
der unter Schwarz-Rot-Gold zurückkehrt. 

Ebenfalls in deutschen Schifffahrtsregistern befinden 
sich Fahrzeuge, die befristet eine fremde Flagge füh-
ren, die sogenannte Bareboat Charter. Dem Charterer 
wurde das gesamte Schiff ohne Besatzung zur Nutzung 
überlassen. Die befristete Ausflaggung wird als „Dual 
Registration“ bezeichnet, da das Schiff zusätzlich in 
das Bareboat-Charter-Register des gewählten Flag-
genstaates eingetragen ist. 

Voraussetzung für eine solche „Dual Registration“ nach 
§ 7 Flaggenrechtsgesetz ist, dass Reeder oder Ausrüs-

ter eines im Schiffsregister eingetragenen Seeschiffes 
auf eigenen Antrag für einen Zeitraum von längstens 
zwei Jahren, wenn der Antragsteller nachweist, dass er 
die durch den Flaggenwechsel hervorgerufenen Nach-
teile für den Schifffahrtsstandort Deutschland ausgegli-
chen hat. Ist der Antragsteller nicht der Eigentümer des 
Seeschiffes, so bedarf es der in Textform abzugeben-
den Zustimmung des Eigentümers.

Die befristete Ausflaggung ist zwar eine vorüberge-
hende Ausnahmeregelung, hat sich aber zur gängi-
gen Praxis entwickelt. Die bevorzugten ausländischen 
Flaggen der deutschen Reedereien und Schifffahrts-
gesellschaften sind die des Karibikstaats Antigua und 
Barbuda (490 Schiffe mit 4,1 Mio. BRZ), die von Li-
beria (430 Schiffe mit 16,6 Mio. BRZ) sowie die von 
Portugal (302 Schiffe mit 9,1 Mio. BRZ). 

Mit den in Gibraltar und der Isle  of Man registrierten 
Fahrzeugen fahren 51 Schiffe mit 0,4 Mio. BRZ unter 
britischer Flagge. Auf Malta sind 75 Schiffe mit 3,0 Mio. 
BRZ registriert. Die verbleibenden 206 Schiffe verteilen 
sich auf weitere neun Flaggenstaaten. 

Bestand der nach §7 FLRG ausgeflaggten Schiffe (ab 100 BRZ)

31.12.2019 31.12.2020

Flagge Anzahl BRZ Anzahl BRZ

Antigua und Barbuda 538 4.269.922 490 4.124.456

Liberia 484 18.592.294 430 16.650.784

Portugal 287 9.273.105 302 9.130.491

Zypern 113 893.975 115 902.524

Malta 101 3.563.057 75 2.984.341

Großbritannien (Gibraltar) 48 421.842 43 382.978

Marshallinseln 34 1.305.403 30 1.030.969

Niederlande 16 65.081 15 61.355

Luxemburg 9 106.937 13 34.663

Bermuda 12 536.801 12 536.801

Lettland 7 16.688 9 21.155

Großbritannien (Isle of Man) 11 158.431 8 40.090

Bahamas 11 714.875 5 594.837

Jamaika 7 58.244 4 30.752

Panama 2 6.017 2 3.380

St. Vincent und die Grenadinen 1 931 1 931

Gesamt 1.686 40.038.327 1.554 36.530.507
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Evaluierung des Gesamtpaketes zur 
Stärkung der Deutschen Flagge39

Für Deutschland als Exportnation ist ein starker Schiff-
fahrtstandort von zentraler Bedeutung. Ausschlagge-
bend für dessen Attraktivität ist die Ausgestaltung der 
Rahmenbedingungen für die Seeschifffahrt im internati-
onalen Vergleich. Hiervon betroffen sind beispielsweise 
personalbezogene Kosten und steuerliche Förderun-
gen.

Gemeinsam mit den Bundesländern hat die Bundesre-
gierung im Jahr 2016 mit einem Gesamtpaket Rahmen-
bedingungen zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Flagge geschaffen. Das Gesamtpaket 
beinhaltet folgende Maßnahmen:

Der Lohnsteuereinbehalt wurde mit dem Gesetz zur 
Änderung des Einkommensteuergesetzes von 40 % 
auf 100 % angehoben. Die Bundesregierung hat am 
24. Februar 2021 dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Verlängerung des erhöhten Lohnsteuereinbehalts in 
der Seeschifffahrt zugestimmt. Mit dem Entwurf soll der 
vormals bis zum 31. Mai 2021 befristete hundertpro-
zentige Lohnsteuereinbehalt in der Seeschifffahrt um 
sechs Jahre verlängert werden. 

Der Lohnsteuereinbehalt stellt eine Beihilfe dar, die die 
Europäische Kommission kraft EU-Rechts genehmigen 
muss, bevor ihre Verlängerung wirksam werden kann. 
Die Bundesregierung steht mit der Europäischen Kom-
mission dazu in Kontakt und ist bestrebt, eine rechtzei-
tige Genehmigung zu erhalten.

Die Arbeitgeberanteile zur gesetzlichen Sozialversi-
cherung in Deutschland werden auf Antrag passgenau 
erstattet. Die „Richtlinie zur Senkung der Lohnneben-
kosten in der Seeschifffahrt“ galt erstmals für das Be-
willigungsjahr 2017 (befristet bis 31. Dezember 2020). 
Zur Vermeidung einer Förderlücke wurde durch das 
BMVI die Richtlinie im September 2020 für ein Jahr ver-
längert und gilt nunmehr bis zum 31. Dezember 2021.

Die Kosten für die Schiffsbesetzung können aufgrund 
einer Änderung der Schiffsbesetzungsverordnung re-
duziert werden. Für Schiffe unter deutscher Flagge ab 
8.000 BRZ ist die Besetzung mit 1 EU-Kapitän und 1 
EU-Offizier vorgeschrieben, für Schiffe bis 8.000 BRZ 
nur noch mit 1 EU-Kapitän. Die Änderungsverordnung 
trat am 1. Juli 2016 in Kraft und ist auf 60 Monate (bis 
30. Juni 2021) befristet.

 39 Siebter Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung und Zukunftsperspektiven der maritimen Wirtschaft in Deutschland.

Die Evaluierung des Gesamtpaketes wurde am 1. Au-
gust 2019 begonnen und endete mit der Vorlage des 
finalen Evaluationsberichts am 29. September 2020.

Die Evaluierung der Maßnahmen war an den Zielen bei 
Erlass des Gesamtpakets auszurichten, das heißt:

Reduzierung des Wettbewerbsnachteils im Vergleich 
zu anderen europäischen Flaggen (und zwar konkret in 
Bezug auf die mit der Führung der deutschen Flagge 
verbundenen Personalkosten) sowie

der Sicherung und Förderung der Beschäftigung von 
deutschen und europäischen Seefahrern im Seever-
kehr unter deutscher Flagge und der Abwendung des 
drohenden Verlusts des seemännischen Know-hows 
für den maritimen Standort Deutschland.

Wesentliche Ergebnisse aus der Evaluierung des Ge-
samtpaketes sind:

Ohne das Maßnahmenpaket wäre von 2016 bis 2019 
die Anzahl an Schiffen unter deutscher Flagge um mög-
licherweise bis zu zwei Drittel eingebrochen, mit subs-
tanziellen Negativwirkungen für das gesamte maritime 
Cluster in Deutschland.

Bei Schiffen unter deutscher Flagge ist eine Ab-
schwächung des negativen Trends seit Umsetzung 
des Maßnahmenpakets im Jahr 2016 zu beobachten. 
Die Maßnahmen sind insgesamt geeignet, die Nutzung 
der deutschen Flagge für Handelsschiffe, wenn auch 
auf vergleichsweise niedrigem Niveau, zu stabilisieren. 
Hierdurch konnte der Trend zur Ausflaggung gebremst 
werden.

Die Evaluierung hat ergeben, dass sich das Gesamt-
paket zur Stärkung der deutschen Flagge in der Ge-
samtheit seiner Einzelmaßnahmen stabilisierend auf 
die Beschäftigung an Bord ausgewirkt und dazu bei-
getragen hat, maritimes Know-how in Deutschland zu 
sichern.

Die Maßnahmen sind im Gesamtkontext geeignet, 
einen substanziellen Beitrag zur Senkung der Kosten-
belastung für seemännisches Personal zur Herstellung 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit zu leisten. 

FÖRDERUNG
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3.5 DEUTSCHER SCHIFFBAU

 40 Verband für Schiffbau und Meerestechnik e.V. [Hrsg.]: Jahresbericht 2020/2021 Hamburg, Mai 2020

Schiffbau und Meerestechnik40

Die deutsche Schiffbauindustrie, einschließlich der 
Zulieferindustrie repräsentiert einen wesentlichen Be-
standteil der deutschen maritimen Wirtschaft. Mariti-
me Produkte und Dienstleistungen aus Deutschland 
decken die gesamte Wertschöpfungskette ab. Dar-
aus resultiert ein wichtiger Wettbewerbsvorteil für den 
Standort Deutschland. Sie umfasst ca. 2.800 Unter-
nehmen mit rund 200.000 Beschäftigten. Dies sind 
annähernd 40 % aller Beschäftigten der gesamten 
deutschen maritimen Wirtschaft.
Zur maritimen Wertschöpfungskette gehören Mate-
rial-, Komponenten-, und Systemanbieter, System-
integratoren (Werften), zahlreiche Handwerks- und 
Dienstleistungsunternehmen sowie Forschungs-, Ent-
wicklungseinrichtungen und Universitäten. Das große 
Angebotsspektrum umfasst nicht nur zivile See-, Bin-
nen- und Marineschiffe, Produktions- und Förderan-
lagen für den Offshore-Einsatz sowie ebenfalls stark 
gefragte Segel- und Motorboote, sondern auch ein 
umfangreiches Dienstleistungs- und Produktportfolio in 
den Bereichen Reparatur, Wartung, Retrofit, Instand-
setzung, Sicherheit oder Umwelt- und Klimaschutz.

Oft vertreten durch inhabergeführte Traditionsunter-
nehmen, sorgt die maritime Industrie auch außerhalb 
der Wirtschaftszentren für Beschäftigung und Wert-
schöpfung. Ein Großteil der maritimen Produktion 
kommt zudem aus den Binnenländern, insbesondere 
auch aus Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-
Westfalen.

Durch ihren Fokus auf Hightech-Nischenmärkte 
speziell im Passagier- und Spezialschiffbau ist es 

der Branche in den vergangenen Jahren nicht nur 
auf eindrucksvolle Weise gelungen, sich von der 
weltweiten negativen Konjunkturentwicklung der 
Schiffbauvolumenmärkte abzusetzen, sondern ihre 
Spitzenposition trotz widriger Rahmenbedingungen 
zu verteidigen und auszubauen. Das verdankt sie ihrer 
hohen Innovationskraft, ihrer Vordenkerrolle bei der Ent-
wicklung nachhaltiger Technologien, sowie ihren her-
vorragend ausgebildeten Fachkräften. Darüber hinaus 
ist die maritime Industrie durch ihre privatwirtschaftliche 
Struktur in der Lage, schneller als internationale Wett-
bewerber auf Marktveränderungen zu reagieren.

Sie ist aber gleichzeitig – mit ihrer ausgeprägten inter-
nationalen Ausrichtung auch weit mehr als andere 
Branchen – einem enormen internationalen Wettbe-
werb ausgesetzt. Sie muss einem zunehmenden Wett-
bewerbsdruck widerstehen, u. a. verursacht durch 
Überkapazitäten, konjunkturbelastende Handelskon-
flikte (USA/China) sowie massive Wettbewerbsver-
zerrungen aufgrund staatlicher Subventionen und eines 
Mangels an weltweit verbindlichen Handelsregeln.

Die deutsche Marine-
schiffbauindustrie 

erwirtschaftet rund ein Drittel des 
Gesamtumsatzes der deutschen 

Schiffbauindustrie. Sie sichert und 
entwickelt Know-how auch für zivile 

Anwendungen.

 Beschäftigte im Schiffbau nach Bundesländern im Jahresdurchschnitt

Bundesland 1990 2000 2018 2019 2020 Änderung

Schleswig-Holstein 7.224 4.565 5.268 5.449 5.482 0,7 %

Hamburg 2.997 2.595 1.222 1.202 1.264 5,2 %

Bremen 1.946 1.443 1.355 1.421 1.408 – 0,9 %

Niedersachsen 6.413 6.724 6.083 6.305 6.408 1,6 %

Mecklenburg-Vorpommern 5.551 4.916 3.994 4.671 4.910 5,1 %

Übrige Länder 1.808 1.732 1.588 1.287 1.287 0,0 %

Gesamt 25.939 21.975 19.510 20.335 20.903 2,8 %
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HANDELSSCHIFFBAU

Zudem wurde die Branche im zurückliegenden Jahr ab-
rupt mit einer völlig neuartigen Herausforderung kon-
frontiert: Obgleich nahezu alle Schiffbausegmente von 
der Coronakrise betroffen sind, bekam die Kreuzfahrt-
industrie deren verheerende Folgen am stärksten zu 
spüren. Ausgerechnet diesem im zivilen europäischen 
Schiffbau dominanten Wirtschaftszweig droht nun ein 
Nachfrageausfall von mehreren Jahren. 

Direkte Auswirkungen dieser Entwicklung sind nicht 
nur bei den Werften, sondern auch bei der Zuliefer-
industrie zu erkennen. Dabei bilden Diskriminierungen 
und der fehlende Schutz geistigen Eigentums weite-
re Hürden, die den Marktzugang in den bedeutenden 
Schiffbauländern zunehmend erschweren. Um ihre glo-
bale Marktführerschaft zu halten, benötigt die deutsche 
maritime Industrie nun angemessene Antworten, die 
auch innerhalb eines gemeinsamen europäischen Rah-
mens entwickelt werden sollten.

Ziviler Schiffbau

Die bisherige Erfolgsgeschichte des europäischen 
Schiffbaus, der sich nach der Wirtschafts- und Finanz-
krise 2008 anspruchsvollen Nischenmärkten zuwandte 
und so dem negativen Trend des letzten Jahrzehnts im 
weltweiten Standardschiffbau entkam, endete abrupt 
mit dem Ausbruch der Coronapandemie. Passagier-
schiffe, insbesondere Kreuzfahrtschiffe, die durch die 
Pandemie zum Stillstand verurteilt wurden, dominieren 
mit rund drei Viertel das Auftragsbuch des europäi-
schen zivilen Seeschiffbaus deutlich. Neben großen 
Einschränkungen im Fährverkehr führte der Stopp des 
Kreuzfahrtbetriebs alleinbei den drei größten Kreuz-
fahrtreedereien im Jahr 2020 zu Verlusten von rund 20 
Mrd. US-Dollar. Vor diesem Hintergrund blieben Neu-
bestellungen von großen Kreuzfahrtschiffen in 2020, 
mit Ausnahme weniger Einheiten zu Beginn des Jahres 
noch vor der Pandemie, weltweit aus. Mit neuen Be-
stellungen in signifikantem Umfang vor 2024 ist nicht 
zu rechnen.

Auf den Schiffbaustandort Deutschland hat die Krise 
in der Passagierschifffahrt schwere Auswirkungen. 
Während sich die Auftragseingänge bei deutschen 
Seeschiffswerften in den letzten fünf Jahren vor der 
Pandemie im Durchschnitt pro Jahr noch auf 4,3 Mrd. € 
beliefen, fiel der Wert der Neubestellungen in 2020 um 
80 % auf geringe 0,9 Mrd. €. Die Pandemie zeigt nun, 
wie viel Substanz im deutschen Schiffbau in den ver-
gangenen Jahren abseits der erfolgreichen Entwicklung 
bei Kreuzfahrtschiffen, großen Yachten und Behörden-
schiffe verloren ging. Die Marktanteile im Frachtbereich 
verlagerten sich nach der Wirtschafts- und Finanzkrise 
2008, begünstigt durch staatliche Marktinterventionen, 
nahezu vollständig nach Asien.

Neben dem Einbruch bei neuen Bestellungen gefähr-
det die Pandemie auch bestehende Schiffbauprojekte. 
Unterbrechungen in den Lieferketten sowie Maßnah-
men zum Gesundheitsschutz vor Ort sorgten in vielen 
Betrieben für Produktionsunterbrechungen und ver-
zögerten Ablieferungen. Kurzarbeit, eine Streckung 
des Bauprogramms und die Anpassung von Produk-
tionskapazitäten sind dabei notwendige Schritte für 
Unternehmen in teils existenzbedrohender Lage. Auch 
wenn der überwiegende Teil des Auftragsbestands des 
deutschen Schiffbaus bisher erhalten werden konnte, 
sind im vergangenen Jahr auch einzelne Stornierun-
gen zu verzeichnen gewesen. Mit großen Mühen und 
Anstrengungen ist es den Unternehmen jedoch ge-
lungen, trotz der schwierigen Umstände die Abliefe-
rungen im Vergleich zu den Vorjahren auf ähnlichem, 
wenn auch auf niedrigem Niveau zu halten. So konn-
ten in 2020 13 Schiffe mit einem Gesamtwert von 2,2 
Mrd. € fertiggestellt werden. Übertreffen Ablieferungen 
und Stornierungen die Auftragseingänge, schrumpft 
das Auftragsbuch: Mit 49 Schiffen im Gesamtwert von 
16,6 Mrd. € fiel der Auftragsbestand des deutschen 
zivilen Seeschiffbaus zum Ende 2020 auf den nied-
rigsten Wert seit fünf Jahren. Neben Kreuzfahrtschiffen 
enthält das Auftragsbuch überwiegend Megayachten, 
Arbeits- und Behördenschiffe sowie andere komplexe 

 Umsätze der Werften nach Bundesländern im Jahresdurchschnitt (in Mio. EUR)

Bundesland 2016 2017 2018 2019 2020

Schleswig-Holstein 1.538 1.527 622 909 1.088

Hamburg 286 272 k.A. k.A. k.A.

Bremen 870 1.129 739 844 k.A.

Niedersachsen 2.078 2.251 1.984 2.952 1.995

Mecklenburg-Vorpommern 368 358 523 482 474

Übrige Länder 277 340 k.A. k.A. k.A.

Gesamt 5.417 5.877 5.077 5.747 5.094
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Spezialschiffe wie Forschungsschiffe. Ergänzt werden 
die Bestellungen durch kleinere Einheiten verschiede-
ner Segmente für den Küstenverkehr.

Die Volumenmärkte des globalen Schiffbaus be-
fanden sich schon vor der Pandemie in keiner guten 
Verfassung. Überkapazitäten in den meisten Fracht-
schiffsektoren samt niedriger Fracht- und Charterraten 
hielten die Nachfrage nach neuen Schiffen jahrelang 
auf einem niedrigen Niveau. Auch wenn die betriebs-
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie für die 
Frachtschifffahrt weniger dramatisch ausfielen als zu-
nächst befürchtet, sorgten der pandemiebedingte 
Einbruch des Wirtschaftswachstums sowie Unsicher-
heiten hinsichtlich Handelskonflikten und geopoliti-
scher Spannungen für zögerliche Neubauinvestitionen 
der Reedereien. Auch die Unklarheiten darüber, welche 
Umwelttechnologien und alternativen Kraftstoffe sich 
für Schiffe der nächsten Generation durchsetzen wer-
den, dämpfen die Investitionen in neue Einheiten. Erst 
gegen Ende des Jahres sorgten in einigen Segmenten 
deutlich verbesserten Erlöse der Reedereien für ver-
mehrte Aufträge. Insgesamt fiel der globale Bestellwert 
in 2020 mit 45 Mrd. US-Dollar 44 % geringer aus als 

im bereits schwachen Vorjahr.
In Bezug auf die Tonnage ging der Großteil der Neu-
bestellungen des letzten Jahres mit 7,4 Mio. CGT an 
chinesische Werften. Zwischen den branchenüblichen 
Datendienstleistern variieren die Aussagen in Bezug 
auf die Vorjahresveränderung zwar erheblich, klar ist 
jedoch, dass die Auswirkungen der Pandemie Chinas 
Schiffbauindustrie deutlich weniger stark getroffen 
haben als den Rest der Welt. Dazu beigetragen hat 
nicht zuletzt der hohe Anteil an Inlandsbestellungen. 
Chinesische Schiffseigner bestellten 2020 99 % ihrer 
neuen Tonnage im eigenen Land. Auch andere Länder 
wie Südkorea und Japan nutzen ein hohes Maß an In-
landsbestellungen von 91 % bzw. 70 %, um ihre Auf-
tragslage zu verbessern. Für Europa gilt das genaue 
Gegenteil: Reedereien aus der EU platzierten gerade 
einmal 5 % ihrer Bestellungen auf europäischen Werf-
ten, während der Großteil neuer Tonnage außerhalb der 
EU in Auftrag gegeben wurde. Selbst Neubauaufträge 
aus Teilsegmenten wie RoRo-Schiffe und große Fähren 
werden trotz langjähriger Spezialisierung in Europa in-
zwischen ganz überwiegend in Asien platziert.

Mit diesem Bestellverhalten und der starken Fokus-

DEUTSCHE WERFTEN

 Entwicklung deutscher Werften 2020

Ablieferungen

GT % CGT % Mio. EUR %

Inland 3.392 1,1 9.865 2,9 122 5,7

Ausland 305.365 98,9 328.907 97,1 2.034 94,3

Kreuzfahrtschiffe/ 

Yachten

242.339 78,5 241.481 71,3 – –

Sonstige 66.418 21,5 97.291 28,7 – –

Gesamt 308.757 100,0 338.772 100,0 2.156 100,0

Auftragseingänge

Inland 6.659 11,0 16.816 19,5 307 32,5

Ausland 53.675 89,0 69.628 80,5 638 67,5

Kreuzfahrtschiffe/ 

Yachten

0 0 0 0 0 0

Sonstige 60.334 100,0 86.444 100,0 945 100,0

Gesamt 60.334 100,0 86.444 100,0 945 100,0

Auftragsbestände

Inland 27.443 1,5 53.519 2,6 834 5,0

Ausland 1.839.648 98,5 1.970.167 97,4 15.786 95,0

Kreuzfahrtschiffe/ 

Yachten

1.661.666 89,0 1.609.046 79,5 11.470 69,0

Sonstige 205.425 11,0 414.640 20,5 5.150 31,0

Gesamt 1.867.091 100,0 2.023.686 100,0 16.620 100,0Q
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sierung auf den krisengebeutelten Kreuzfahrtmarkt ist 
es nicht überraschend, dass die Auftragseingänge für 
europäische Werften in 2020 mit einem Rückgang um 
64 % dramatisch einbrachen, während die Auftragsla-
ge asiatischer Schiffbauindustrien weniger stark unter 
den Auswirkungen der Pandemie litt. Hinzu kommt das 
Problemmassiver Wettbewerbsverzerrungen, die seit 
Jahrzehnten an der Substanz der Schiffbauindustrie 
Europas zehren. Aufgrund des hohen strategischen 
Wertes der maritimen Industrie sind eine Reihe von Na-
tionen zu umfangreicher staatlicher Förderung bereit. 
Insbesondere China und Südkorea stützen ihren hei-
mischen Schiffbau mit Subventionen in Milliardenhöhe, 
die Marktkorrekturen behindern und das Überleben 
überschüssiger Kapazitäten sichern. Werften können 
somit ihre Leistungen zu Dumpingpreisen anbieten, die 
zum Teil weit unterhalb der Gestehungskosten liegen. 
Der Druck auf die Neubaupreisgestaltung hat sich in-
folge der wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie 
weiter verschärft. Unternehmen und Regierungen in 
Asien haben schnell mit Kampfpreisen und zusätzlichen 
Subventionsprogrammen reagiert. So sank der Clark-
son Newbuilding Price Index auch im Jahr 2020 wieder 
um mehrere Punkte.

Insbesondere Chinas Schiffbauindustrie profitiert seit 
Jahren von enormer staatlicher Unterstützung. Eine 
im Juli 2020 erschienene Studie des Washingtoner 
Center for Strategic International Studies hat die chi-
nesischen Subventionen in Schiffbau und Schifffahrt 
zwischen 2010 und 2018 auf 132 Mrd. US-Dollar be-
ziffert. Untersuchungen der Harvard University finden 
zwei wichtige Gründe für Chinas massives Engage-
ment zugunsten der heimischen Schiffbauindustrie. 
Zum einen ist es der Ausbau der eigenen Seemacht. 
Zum anderen ist es Chinas Rolle im Welthandel. Als 
Nummer eins der Exportländer und Nummer zwei der 
Importländer profitiert China besonders stark von nied-
rigen Frachtraten. Berechnungen der Forscher zeigten, 
dass Chinas industriepolitische Maßnahmen zu einer 
Reduktion der Frachtraten um 6 % führten. Dies wiede-
rum bewirkte einen Anstieg des chinesischen Waren-
verkehrs um 5 %, was die Höhe der aufgewendeten 
Subventionen weit übertrifft. Die Schiffbauer im euro-
päischen Binnenmarkt unterliegen dagegen strengen 
Beihilferegeln. 1998 beschloss die EU, im Gegensatz 
zum Rest der Welt, Betriebsbeihilfen im Schiffbau ab-
zuschaffen. Die Bilanz nach 20 Jahren ist ernüchternd: 
während sich die Produktion des Weltmarkts bezogen 
auf die Tonnage in der Spitze vervierfacht hat, büßte 
Europa fast die Hälfte seiner Schiffbauproduktion ein. 
Bis Ende Dezember 2020 sank der globale Auftrags-
bestand im Vergleich zum Vorjahr erneut um 6 % auf 
74,9 Mio. CGT. Die Folgen des seit 2008 fast kontinu-
ierlich sinkenden globalen Auftragsbestands sind eine 
unzureichende Auslastung der Produktionskapazitäten 
vieler Werften. Konsolidierung ist daher ein ständiges 

Thema. Laut Clarkson Research sank die Zahl ‚akti-
ver Werften‘ weltweit im Laufe des Jahres 2020 um 
14 %. So listeten Ende 2020 gerade einmal 358 Werf-
ten mindestens einen Auftrag ab 1.000 GT in ihren 
Auftragsbüchern. Die Auftragseingänge des letzten 
Jahres konzentrierten sich dabei auf wesentlich weni-
ger Schiffbauunternehmen. Nur 125 der noch aktiven 
Werften erhielten in 2020 mindestens einen Auftrags-
eingang ab 1.000 GT. Dies entspricht einem Rückgang 
um 44 % gegenüber dem Vorjahr.

Der Blick in die Zukunft gestaltet sich auch weiterhin 
nicht einfach. Nicht nur der dynamische Verlauf der 
Pandemie, sondern auch geopolitische Entwicklungen 
und dringende Fragen in Sachen Klima- und Umwelt-
schutz machen die Vorhersagen schwer berechen-
bar. Der Internationale Währungsfonds (IMF) erwartet 
nach einer Schrumpfung der Weltwirtschaft um 3,5 % 
in 2020 ein Wachstum von 5,5 % und 4,2 % für die 
nächsten zwei Jahre. Der Einbruch des Welthandels-
wachstums lag für das vergangene Jahr bei 9,6 %. Im 
Einklang mit der Erholung der globalen Wirtschafts-
tätigkeit prognostiziert der IMF für das Jahr 2021 ein 
Wachstum des Welthandelsvolumens von etwa 8,1 %, 
bevor dieses sich im Jahr 2022 wieder auf 6,3 % ab-
schwächt. Trotz dieser schwierigen aktuellen Marktlage 
und den unsicheren Aussichten gibt es auch positive 
Vorzeichen für die Schiffbaukonjunktur. Die Reduktion 
von Schiffsemissionen und die Dekarbonisierung der 
Schifffahrt sind ein Mammutprojekt. Laut einer Studie 
der University Maritime Advisory Services sind Investi-
tionen in Höhe von mindestens einer Billion US-Dollar 
erforderlich, um die Emissionsziele der Internationalen 
Seeschifffahrts-Organisation IMO bis 2050 zu errei-
chen. Weiterhin werden eine in vielen Segmenten stark 
überalterte Flotte sowie ein niedriges Verhältnis von 
Auftragsbuch zu aktiver Flotte erhöhte Bestellaktivitä-
ten in den nächsten Jahren erfordern. Auch die durch 
steigende Frachtraten seit Mitte 2020 verbesserte 
Lage der Reedereien kann die zukünftige Auftragslage 
der Werften positiv beeinflussen. Außerdem gilt es, im 
Bereich der Energiewende die großen Ausbaupoten-
ziale von Offshore- Windenergie und Wasserstoff-
infrastruktur samt den dafür benötigten Schiffen und 
Anlagen zu nutzen. Insbesondere vor dem Hintergrund 
der ambitionierten Klimaziele der EU besteht im Intra-
EU-Verkehr mit einem Durchschnittsalter der Shortsea-
Flotte von über 21 Jahren großer Bedarf an innovativen, 
klimafreundlichen Schiffen. Mit Entschlossenheit kann 
Europa durch geeignete Rahmenbedingungen eine 
Vorreiterrolle einnehmen und das Potenzial des größ-
ten maritimen Binnenmarkts der Welt voll ausschöpfen, 
Technologieentwicklung und Klimaschutz beschleu-
nigen und seiner maritimen Branche eine verlässliche 
Wachstumsperspektive schaffen.
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Marineschiffbau

Die deutsche Marineschiffbauindustrie erwirtschaftet 
rund ein Drittel des Gesamtumsatzes der deutschen 
Schiffbauindustrie. Sie sichert und entwickelt Know-
how auch für zivile Anwendungen.

Die deutsche Marineschiffbauindustrie ist mit ihren 
Werften und Systemhäusern sowie einer breiten An-
zahl hoch spezialisierter und kompetenter Zulieferun-
ternehmen ein wichtiger strategischer Standortfaktor in 
Deutschland und der maßgebliche Partner zur Umset-
zung des materiellen Ausrüstungsbedarfs der Marine. 
Die Hersteller der Plattformen sind der entscheidende 
Integrator der fähigkeitsstiftenden Führungssysteme, 
Sensoren und Effektoren. Die Zusammenarbeit von 
Werften, Systemhäusern und Zulieferunternehmen ist 
damit essenziell für die umfassende Funktionalität des 
hoch komplexen Systems Marineschiff. Die deutsche 
Marineschiffbauindustrie bietet seit Jahrzehnten inno-
vative Lösungen und deckt so den wesentlichen Aus-
rüstungsbedarf der Deutschen Marine.

Das Produktportfolio umfasst UBoote, Fregatten, 
Korvetten, Minenabwehreinheiten, Patrouillen- und 
Kampfboote, Hilfs- und Versorgungsschiffe, komplette 
Subsysteme, Einzelkomponenten und Dienstleistun-
gen. Die deutsche Marineschiffbauindustrie bietet alle 
strategisch relevanten industriellen Fähigkeiten und Ka-
pazitäten von Forschung und Entwicklung über Design 
und Konstruktion sowie Produktion, Modernisierung 
und Materialerhaltung bis hin zu Logistiklösungen.

Ihr Leistungsangebot orientiert sich stark an ihrem 
Primärkunden, der Deutschen Marine. Deren Einsatz 
fortschrittlicher innovativer Schiffe und Boote, aus weit-
gehend deutscher Produktion, findet große Beachtung 
bei ausländischen Regierungen und ist oft wesentli-
che Referenz für deren Beschaffungsinteresse und die 
Bereitschaft zu industriellen Kooperationen. Die hohe 
Exportquote verdeutlicht die internationale Wertschät-
zung der deutschen Marineschiffbauindustrie und ist 
Beleg für ihre Wettbewerbsfähigkeit.

Die heimische Marineschiffbauindustrie erwirtschaftet 
rund ein Drittel des Gesamtumsatzes der deutschen 
Schiffbauindustrie. Sie sichert und entwickelt wert-
volles Know-how, auch für zivile Anwendungen. Im 
Durchschnitt der letzten Jahre liegt der Umsatz der Ma-
rinewerften bei über 1,5 Mrd. Euro p.a.

wBeauftragte und in konkreter Vorbereitung befindliche 
Beschaffungsvorhaben der Deutschen Marine:

• Fregatte F125: Die dritte und vierte von insgesamt 
vier Einheiten kommen 2020 bzw. 2021 zur Flotte.

• Korvette K130: Ab 2022 sollen die Korvetten 
sechs bis zehn des 2. Loses zulaufen.

• Fregatte F126 (MKS180): Die Auftragsvergabe für 
vier (plus zwei Optionen) erfolgte in 2020.

• Unterseeboote U212CD: Zwei U-Boote der Klas-
se U212 CD in Beschaffungskooperation mit Nor-
wegen.

• Betriebsstoffversorger Kl. 707: Ersatzbeschaffung 
von 2 Einheiten

• Flottendienstboote Kl. 424: Ersatzbeschaffung von 
3 Einheiten

• Seeversuch-Küste Erprobungsboote (SVK), Si-
cherungs-, Transport- u. Schleppboote (STS), 
Festrumpfschlauchboote als Ersatz für RHIB 1010

Zudem laufen für weitere Einheiten grundlegende und 
umfassende Modernisierungsvorhaben. Dies betrifft 
vorrangig die Fregatten der Klassen 123, 124 sowie 
das 1. Los Korvetten.

Weitere Projekte befinden sich im Analyse- und 
Planungsstadium, dazu gehören die Themen Ha-
fenschlepper, Minenräumdrohnen, Mittlere Unter-
stützungseinheiten seegehender Einheiten (MUsE), 
Mehrzweckkampfboote, Wohnboote, Ausbildungs-
einheiten, Hafentanker, Versetzboote und das Projekt 
„Next Generation Frigate“. Auch die Ersatzplanungen 
für bis zu elf neuartige Minenabwehrplattformen bleiben 
weiterhin wichtiges Thema.

Aus Sicht der deutschen Marineschiffbauindustrie ist 
verlässliche Planbarkeit bei der Umsetzung von Be-
schaffungsvorhaben essenziell. Dazu ist auch eine 
Überprüfung bisheriger Nutzungsstrategien notwendig. 
Hierzu gehören wirtschaftliche Neubeschaffungen statt 
langwieriger, kostenintensiver Modernisierung und In-
standhaltung. Dadurch kann zum einen auf steigende 
Produkt-Lebenszykluskosten und technologische Inno-
vationszyklen reagiert werden, zum anderen sinkt der 
Materialerhaltungsaufwand und die Einsatzverfügbar-
keit steigt.

Gleichzeitig muss das Verfolgen von Produktlinien und 
die Nutzung von Serieneffekten nach dem Prinzip „Linie 
statt Klasse“, gegebenenfalls auch in bi- oder multina-
tionaler Kooperation, unter maßgeblicher Beteiligung 
deutscher Werftsystemhäuser anstatt kostenintensiver 
Kleinserien in den Vordergrund rücken. Diese wirken 
gleichzeitig effizienzerhöhend in der Beschaffung wie in 
der Nutzungsphase. Die Versorgungsreife muss bereits 
bei Einführung umfassend vertraglich abgesichert und 

MARINESCHIFFBAU
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gewährleistet sein. Zudem würde die Ersatzteillogistik 
für die Flotte dadurch deutlich vereinfacht.

Diese wichtigen Themen müssen von BMVg, Beschaf-
fungsorganisation und der Marine gemeinsam und 
konstruktiv mit der deutschen Schiffbauindustrie ange-
gangen werden. Aufgrund der derzeitigen Struktur und 
der Verfahren bei Neubeschaffung, Materialerhaltung 
und Logistik bleibt industrielles Potenzial ungenutzt.

Binnenschiffbau

Die deutschen Binnenschiffswerften stehen für hohe 
Qualität, Flexibilität, vielseitige Erfahrungen und tech-
nologische Kompetenz. Die etwa 50 Binnenwerften mit 
ihren rund 2000 direkten Beschäftigten sind überwie-
gend familiengeführte Traditionsunternehmen, die sich 
mit großem Engagement in einem anspruchsvollen und 
umkämpften Markt behaupten. Sie sind für den umwelt-
freundlichen Verkehrsträger Binnenschifffahrt und für 
die Wasserstraßen und Schifffahrtsverwaltung und die 
sonstigen Aktivitäten auf den Wasserstraßen und in den 
Häfen unverzichtbare Servicepartner, die mit ihren War-
tungs- und Instandhaltungsleistungen zum reibungs-
losen Schiffsbetrieb beitragen. Im Neubaubereich 
produzieren sie hochspezialisierte Wasserfahrzeuge 
und tragen nicht unerheblich zur Wirtschaftsleistung 
ihrer Standortregionen bei. Die deutschen Binnen-
schiffswerften bauen und unterhalten mit ihrer techno-
logischen Kompetenz auch Behördenschiffe, die für 
den Erhalt der Wasserstraßen unverzichtbar sind.

Wie in zahlreichen anderen Wirtschaftsbereichen, war 
das vergangene und ist das laufende Jahr vor allem von 
der Coronakrise geprägt. Die Fahrgastschifffahrt erlebt 
ihre größte Krise seit dem 2. Weltkrieg. Da neben Be-
hörden die Fahrgastschifffahrt der größte Auftraggeber 
deutscher Binnenschiffswerften ist, hatte dies entspre-
chende Auswirkungen auf die herstellende maritime 
Industrie.

Dabei ist die Situation der Binnenschiffswerften wei-
ter von Unterschieden bei Auslastung, Nachwuchs-
gewinnung, Auftragseingängen, Auftragsbestand und 

Marktaussichten geprägt. Außerdem gibt es an einigen 
Standorten immer größere Probleme mit der Nutzungs-
konkurrenz der Flächen in Wassernähe mit Wohnbe-
bauung. Wohnen am Wasser ist sehr attraktiv, doch mit 
neuen Mietern und Wohnungseigentümern schwindet 
auch das Verständnis dafür, welche wichtige Funktion 
die Werften und die Binnenschifffahrt ausüben und 
dass damit (Lärm-) Emissionen verbunden sind.

Neben Corona wurden 2020 zahlreiche Forschungs-
projekte initiiert bzw. fortgeführt, die sich insbesonde-
ren den Themen autonome Schifffahrt und alternative 
Antriebe widmen. Auch der Binnenschiffbau trägt mit 
über 80 % des Exportanteils beim Wert der abgelie-
ferten Schiffe zum großen Exportanteil der gesamten 
Branche bei. Allerdings schlagen hier vor allem die 
letzten vor der Coronakrise georderten Flusskreuzfahrt-
schiffe zu Buche. Betrachtet man nur die Anzahl der 
gebauten Schiffe und nicht den Auftragswert liegt der 
Exportanteil bei nur rund 18 %. Der Wert der Auftrags-
bücher der Binnenwerften liegt mit 145 Mio. Euro auf 
dem niedrigsten Stand seit über 10 Jahren. Genauere 
Ausführungen zu den Rahmenbedingungen sind dem 
Kapitel II. G und statistische Daten sind dem Anhang 
zu entnehmen.

Reparatur/Umbau

See- und Binnenschiffe sind robuste Fahrzeuge, die 
auf eine hohe Lebensdauer ausgelegt sind und diese 
– trotz anspruchsvoller Umgebungsbedingungen und 
hohen Beanspruchungen – auch erreichen oder über-
schreiten. Für einen dauerhaft sicheren Schiffsbetrieb 
sind jedoch sorgfältige Inspektion und kontinuierliche 
Instandhaltung erforderlich. Regelmäßige Wartungs-
arbeiten, schnelle Reparaturen und die Anpassung an 
den Stand der Technik durch Nachrüstung mit innova-
tiver Technologie sind unverzichtbare Voraussetzungen 
für die sichere, umweltfreundliche und effiziente Schiff-
fahrt. Reparaturen und Umbauten müssen schnell, ver-
lässlich und nah an den Schifffahrtsrouten erbracht 
werden, um durch kurze Werftliegezeiten die hohe 
Transportleistung und Wirtschaftlichkeit im Seeverkehr 
und der Binnenschifffahrt zu gewährleisten. Auf Repa-

 Ablieferungen Binnenschiffe nach Schiffstyp

Schiffstyp 2016 2017 2018 2019 2020

Frachtschiffe einschl. Tanker u. Schubeinheiten 5 9 8 5 5

Fahrgastschiffe/Fähren 11 16 10 17 12

Hafenfahrzeuge/Schlepper/Sonderschiffe 13 26 21 28 28

Gesamt 29 51 39 50 45

Wert in Mio. EUR 193 202 126 219 222
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ratur und Umbau spezialisierte Werften müssen auch 
geographisch Kundennähe demonstrieren und sind 
daher unverzichtbarer Bestandteil einer flächendecken-
den Verkehrs- und Hafeninfrastruktur.

In Deutschland bieten mehr als 30 Werften flexible Lö-
sungen für das gesamte Größen- und Typenspektrum 
von See- und Binnenschiffen an. Bezieht man kleine-
re Betriebe ab 20 Mitarbeitern mit ein, verdoppelt sich 
diese Zahl. Das Leistungsspektrum reicht von der Rei-
nigung der Außenhaut und Erneuerung der Beschich-
tung, über die Beseitigung von Havarieschäden und 
dem Austausch beschädigter Ausrüstung bis hin zur 
Nachrüstung mit Systemen zur Ballastwasser- und Ab-
wasserbehandlung oder der Abgasreinigung.

Deutsche Werften verfügen über hohe Kompetenz im 
Bereich komplexer Umbauten vor allem bei Kreuzfahrt-
schiffen, Fähren und Yachten sowie bei der Konversion 
in andere Schiffstypen. Bei Umbauaufträgen reicht das 
Spektrum von der Renovierung der Inneneinrichtung 
bis zur Kapazitätserhöhung durch Verlängerung oder 
Erweiterung von Aufbauten sowie der Modifikation 
des Rumpfes zur Stabilitätserhöhung, Widerstand-
minderung oder Propulsionsverbesserung. Die Auf-
rechterhaltung dieses Leistungsspektrums stellte die 
Unternehmen im Corona-Jahr 2020 vor große Heraus-
forderungen. Zwar konnte das Reparaturgeschäft un-
ter umfassenden Sicherheitsmaßnahmen weitgehend 
aufrechterhalten werden, es waren jedoch deutliche 
Einbußen bei der Produktivität zu verzeichnen. Auch 
Zulieferungen, die Einbindung von Unterauftragneh-
mern und der Zulauf von Schiffen wurden durch Maß-
nahmen der Pandemiebekämpfung behindert.

Bei vielen Unternehmen gingen Anfragetätigkeit und 
Umsatz zurück. Dagegen konnten in einigen Marktseg-
menten, wie z. B. bei Wartung und Umbau von Fahr-
gastschiffen, für einen späteren Zeitpunkt geplante 
Aufträge vorgezogen werden, sodass im Reparaturbe-
reich der Einbruch vielfach nicht so stark ausfiel wie im 
Neubau. Allerdings werden diese Aufträge in der Zu-
kunft fehlen, sobald der Kreuzfahrttourismus wieder in 
vollem Umfang möglich wird. Darüber hinaus werden 
die Umsatzerwartungen dadurch getrübt, dass die in 
vielen Schifffahrtsegmenten weiterhin angespannte Er-
tragslage auf die knappen Instandhaltungsbudgets der 
Reedereien drückt. In dieser Situation könnten Wachs-
tumsimpulse von der Nachrüstung der fahrenden Flot-
te mit Klimaschutztechnologien ausgehen, sofern es 
gelingt, verbindliche Energieeffizienzanforderungen 
zu implementieren und im Zuge des EU Green Deal 
die Flottenmodernisierung intensiv zu fördern. Bisher 
beschränkt sich dieser Kundenkreis noch auf innova-
tionsfreudige Reeder, die mit freiwilligen Investitionen 
Betriebskosten senken möchten. Da abzusehen ist, 

dass „Slow Steaming“ durch Begrenzung der instal-
lierten Antriebsleistung für einige Schiffstypen nicht in 
Frage kommt, könnten Umbaumaßnahmen und Nach-
rüstungen für die Optimierung der Schiffsform, in pro-
pulsionsverbessernde Anhänge oder die Nutzung von 
alternativen Treibstoffen und Energiequellen verstärkt 
nachgefragt werden. Voraussetzung hierfür ist jedoch 
ein anspruchsvoller Energy Efficiency Index for eXisting 
ships (EEXI), der im Juni 2021 von der IMO verabschie-
det werden könnte.

Die deutschen Umbau- und Reparaturwerften stehen 
als kompetente Partner für die ganzheitliche Verbes-
serung der Energieeffizienz zur Verfügung und bieten 
hinreichende Kapazitäten für die schnelle Implementie-
rung des EEXI, die bereits ab Anfang 2023 verbindlich 
werden soll.

Deutsche Reparaturwerften bilden nach wie vor das 
Rückgrat der europaweiten Infrastruktur für „Ship Main-
tenance, Repair and Conversion (SMRC)“. Regelmäßig 
werden über 20 % der europäischen SMRC-Umsätze 
in Deutschland erzielt. Trotz starker Konkurrenz durch 
Werften aus Polen, dem Baltikum, den Niederlanden, 
Portugal, Spanien und der Türkei überzeugen die hie-
sigen Standorte mit hoher Qualität und Design-Kom-
petenz sowie Flexibilität und Termintreue.

Nationale Förderprogramme können einen wichtigen 
Beitrag leisten, um die nachhaltige Modernisierung der 
fahrende Flotte zu beschleunigen und die Auslastung 
der Umbauwerften zu verbessern. Zum Januar 2021 
wurde eine Forderung des VSM erfüllt, die Schaf-
fung einer Richtlinie zur Förderung der nachhaltigen 
Modernisierung von Küstenschiffen. Mit 10 Mio. Euro 
werden technologieoffene Anreize für Neumotorisie-
rung, Schadstoffminderung und Effizienzsteigerung 
für Schiffsgrößen gesetzt, die den Nordostseekanal 
passieren können. Im laufenden Förderaufruf ist ein 
wichtiges Priorisierungskriterium für eingehende För-
deranträge die heimische Wertschöpfung.

In der jetzigen Situation wird auch ein baldiger dritter 
Aufruf im nationalen LNG-Investitionsprogramm benö-
tigt, bei dem mehr Augenmerk auf die nationale Wert-
schöpfung gelegt werden sollte. Für die bis Ende 2021 
notwendige Überarbeitung  der LNG-Förderrichtlinie 
fordert der VSM eine Zusammenlegung mit der neuen 
Förderrichtlinie für Küstenschiffe, um alle küstenschiffs-
relevanten Fördertatbestände in einer Förderrichtlinie 
zusammenzufassen.

REPARATUR
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Bruttoraumzahl (BRZ)

1994 trat, nach 12-jähriger Übergangszeit, das bereits 
1969 vereinbarte Internationale Schiffsvermessungs-
übereinkommen in Kraft, das mit der neu geschaffenen 
Bruttoraumzahl (BRZ) die Bruttoregistertonne (BRT) 
ablöste. BRZ ist eine dimensionslose Zahl, die sich aus 
der Umrechnung der Vermessung um den Faktor K er-
gibt.

Die alte Registertonne BRT wurde in England be-
reits 1854 eingeführt (1 Registertonne = 100 Kubikfuß 
= 2,831 m³); die sogenannten „Britischen Regeln“ hat-
ten weltweit Geltung. 

Die Größe des Schiffes war der Bruttoraumgehalt 
(englisch: gross register tonnage = GRT), aus dem 
sich die in Registertonnen ausgedrückte Bruttotonna-
ge (BRT) entwickelte. Die Größe des „verdienenden 
Raumes“ eines Schiffes war der Nettoraumgehalt, die 
spätere Nettotonnage (englisch: net register tonnage 
= NRT) errechnet sich durch Abzug bestimmter Räume 
bzw. bestimmter Prozentsätze vom Bruttoraumgehalt. 

Die vor 1982 gültige Schiffsvermessung nach den 
Regeln des Internationalen Übereinkommens von Oslo 
(1948) war eine Innenraumvermessung. Das heißt: Der 
Schiffsrumpf wurde auf Innenkante Spant und Ober-
kante Doppelboden bzw. Bodenwrangen, die Aufbau-
ten und Deckshäuser auf Innenverkleidung gemessen. 
Zudem konnten Maschinenschächte, Bootsmannss-
tores usw. vom Vermessungsergebnis ausgenommen 
werden. Der in Kubikmeter ermittelte Raumgehalt wur-
de zu Registertonnen (RT) umgerechnet, 1 RT = 100 
Kubikfuß = 2,831 m³.

Nach den jetzt geltenden Regeln des Londoner 
Übereinkommens von 1969 wird der Gesamtinhalt aller 
geschlossenen Schiffsräume vom Kiel bis zum Schorn-
stein erfasst; dabei wird bis zur Außenhaut bzw. zu den 
Außenwänden (auf die sog. Mallkante) gemessen. 

Anhand einer Reihe von Beispielschiffen war ein 
Umrechnungsfaktor gefunden worden, mit dem der 
gesamte umbaute Raum (in m³) zu multiplizieren ist. In 
Abhängigkeit von Größe, Typ und Art der Vermessung 
eines jeden Schiffes schwankt der Umrechnungsfaktor 
zwischen 1,1 und 4 oder mehr. Einen mathematischen 
Umrechnungsfaktor BRT-BRZ, der für alle Schiffe glei-
chermaßen gilt, gibt es deshalb nicht.

Das Ergebnis wird in BRZ, Bruttoraumgehalt eines 
Schiffes, oder gross tonnage (GT) angegeben und 
nach der Formel berechnet: BRZ (GT) = k1 x v (dimen-
sionslos). 

Charter

Vertraglich formulierte Bedingungen, unter denen ein 
Schiff von einem Reeder an einen Charterer verliehen 
wird. Hiermit wird z. B. festgelegt, welche Pflichten und 

Rechte die beiden Parteien in dem Geschäft jeweils 
haben. Man unterscheidet in:

Bareboat Charter

Mietweise Überlassung eines bloßen Schiffes zur Nut-
zung. Der Nutzer hat im Gegensatz zur Zeitcharter die 
Besatzung einschließlich Kapitän zu stellen. Form der 
Ausflaggung nach §7 FlRG.

Reisecharter (Voyage-Charter)

Ein Schiff wird für eine bestimmte Reise zur Verfügung 
gestellt.

Zeitcharter (Time-Charter)

Ein Schiff wird betriebsbereit, ladefähig und bemannt 
einem Charterer für einen definierten Zeitraum zur Ver-
fügung gestellt.

Containerschiff

Container = Großraumbehälter mit mindestens 7 Ku-
bikmeter Fassungsvermögen. Die Abmessungen sind 
genormt. Die Breite beträgt einheitlich 2,438 m, die 
Höhe 2,591 m sowie die Länge von 6,058 m (TEU) bis 
zu 12,192 m (FEU).

• Feeder (bis 1.500 TEU)
• Panamax (1.500–5.000 TEU )
• Post-Panamax (5.000–7.000 TEU)
• Super-Post-Panamax (7.000–11.000 TEU)
• New Panamax (11.000–16.000 TEU)
• ULCS (> 16.000 TEU)

Deutsche Handelsflotte

Seeschiff ist der übergeordnete Begriff für
Handelsschiffe (Fahrgastschiffe, Ro-ro-Schiffe einschl. 
Fährschiffe, Trockenfrachter und Mehrzweckschif-
fe, Tankschiffe sowie Güter/Personen befördernde 
Hochgeschwindigkeitsfahrzeuge), Fischereifahrzeuge, 
Sportfahrzeuge, Spezialfahrzeuge (z. B. Eisbrecher, 
Forschungs-, Lotsen-, Rettungs-, Hochgeschwindig-
keitsfahrzeuge), Leichter, Schuten und schwimmende 
Geräte (z. B. Pontons, Bagger, Docks).

Definition der Handelsflotte nach Artikel 27 Grund-
gesetz: „Alle deutschen Kauffahrteischiffe bilden eine 
einheitliche Handelsflotte. Eine Handelsflotte umfasst 
alle Seeschiffe, die in das Schiffsregister eines Staa-
tes eingetragen sind. „Kauffahrteischiff“ bezeichnet ein 
Seeschiff, das zu gewerblichen Zwecken betrieben 
wird. Zur Deutschen Handelsflotte werden im engeren 
Sinne alle deutschen Handelsschiffe über 100 BRZ 
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gezählt, die in deutsche Seeschifffahrtsregister einge-
tragen sind und die deutsche Flagge führen. 

Daneben gibt es weitere Handelsschiffe, die zwar 
statistisch nicht zur deutschen Handelsflotte gezählt 
werden, aber aufgrund der Eigentumsverhältnisse 
faktisch dazugehören. Es handelt sich um Schiffe im 
Besitz deutscher Reeder, die aber unter ausländischer 
Flagge eingesetzt werden, wie

Handelsschiffe unter deutschem Management, die 
in deutschen Seeschifffahrtsregistern eingetragen sind 
und nach §7 Flaggenrechtsgesetz befristet eine aus-
ländische Flagge führen (Bareboat- Charter),

Handelsschiffe unter deutschem Management, die 
in einem ausländischen Schifffahrtsregister eingetra-
gen sind und eine ausländische Flagge führen.

Eisklassen

Als Eisklasse wird die Einstufung der Eisfestigkeit von 
Schiffen bezeichnet, die für eisbedeckte Gewässer 
konzipiert sind und daher über eine Eisverstärkung 
verfügen. Anzahl und Einteilung der Eisklassen unter-
scheiden sich je nach Staat. 

Die Eisklassen der Klassifikationsgesellschaften 
werden mit jeweils korrespondierenden nationalen Eis-
klassen gleichgesetzt.Norwegen, Schweden, Finnland

1A Super Extreme Eisverhältnisse (Eisdicke bis 1 m)
1A Schwierige Eisverhältnisse (Eisdicke bis 0,8 m)
1B Durchschnittliche Eisverhältnisse (Eisdicke bis 
0,6 m)
1C Leichte Eisverhältnisse (Eisdicke bis 0,4 m)
II Sehr leichte Eisverhältnisse (Eisdicke bis 0,15 m)
III Normales Schiff
Deutschland 
E4 = finnisch-schwedische Eisklasse: 1A Super
E3 = 1A
E2 = 1B
E1 = 1C
E = II bzw. III
USA 
A3 = Eisdicke über 1m
A2 = Eisdicke bis 1m
A1 = Eisdicke bis 0,6 m
A0 = Eisdicke bis 0,3 m

EU – LÄNDER DER EUROPÄISCHEN UNION :

1958: Belgien, Deutschland, Frankreich,               
                        Italien, Luxemburg, Niederlande
1973: Dänemark, Großbritannien, Irland
1981: Griechenland
1986: Portugal, Spanien
1995:              Finnland, Österreich, Schweden
2004: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Po-

  len, Slowakei, Slowenien, Tschechi-

  sche Republik, Ungarn, Zypern
2007: Bulgarien, Rumänien
2013: Kroatien
2020:  Austritt Großbritannien

Feeder-Dienst

Zubringerdienst im Küstenverkehr

Große Hochseefischerei 

Die Fischerei, die außerhalb der Grenzen der Kleinen 
Hochseefischerei betrieben wird.

Kleine Hochseefischerei

Die Fischerei, die in der Ostsee, in der Nordsee und in 
dem Gebiet betrieben wird, das im Norden begrenzt 
wird durch den 63. Breitenparallel, der norwegischen 
Küste bis 8° West, von dort nach Süden bis 60 nm 
nördlich der irischen Küste, weiter in einem Abstand 
von 60 nm an der irischen Westküste entlang bis 50° 
30’ Nord 10° West, von dort in gerader Linie nach 
Quessant.

Küstenfischerei

Die Fischerei, die auf Fangreisen in Küstennähe von 
Küstenplätzen der Bundesrepublik Deutschland oder 
der benachbarten Küstenländer aus betrieben wird.

FLAG OF CONVENIENCE (FOC)

Flagge eines anderen Staates, die von Handelsschiffen 
aus wirtschaftlichen, im Wesentlichen Personalkosten 
sparenden Gründen geführt wird. Andere gebräuchli-
che Bezeichnungen für diese „Fremdflaggen“ sind: Of-
fenes Register, Billigflagge, flag of necessity, run-away 
flag.

(COMPENSATED) GROSS TONNAGE (CGT)

„Compensated Gross Tonnage“ (CGT) ist ein Begriff 
aus der Schiffbau-Statistik. Er kann im Deutschen etwa 
mit „vergleichbare Tonnagewerte“ bezeichnet werden 
und ist als (ein) Maß für einen Leistungsvergleich in der 
Schiffbauindustrie unerlässlich. Bisher war es üblich, 
die Produktion nach BRT, einem Raummaß (2,83 m³), 
das den umbauten Raum des Schiffes beschreibt, oder 
nach „DWT“, einem Gewicht, das die Gesamtzuladung 
oder Tragfähigkeit eines Schiffes in Longtons (1.016 
kg) kennzeichnet, anzugeben.

Beides sind zwar für die Schifffahrt und den Schiff-
bau wichtige Maße, sie kennzeichnen jedoch nicht die 
von der Werft erbrachte Leistung. Ein Containerschiff 
ist pro BRT etwa viermal so teuer, wie ein Großtanker. 
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Ein kleiner Küstentanker kostet pro BRT etwa das Fünf-
fache eines Großtankers. Vergleichsmaßstab war dabei 
die Vermessung, zur Zeit der Gründung noch in BRT 
(GRT), nach 1982 in BRZ (GT). Da aber die Vermes-
sung zweier zum Vergleich anstehender Schiffe noch 
nichts über den Bauaufwand und damit den Wert aus-
sagt, hat die besagte Arbeitsgruppe für die einzelnen 
Schiffstypen und -größen Koeffizienten vorgeschlagen, 
mit denen die BRZ multipliziert werden sollte, um die-
se zu einem wirklichen Wertevergleich heranziehen zu 
können. 

So entstand die Größe compensated gross ton: 
CGT = COE x GT, bzw. bis 1982, CGRT = COE x 
GRT. Dieser Vergleichswert, der als CGT oder im Deut-
schen als gewichtete BRT (G-BRT) bezeichnet wird, 
stellt also eine Vergleichsgröße vom Wert des Materials 
und der Arbeit pro Tonne, bei einem speziellen Schiff in 
einer Einheitsgröße dar. Diese Einheitsgröße erhält den 
Koeffizienten 1.

Er gilt für ein Frachtschiff von 5.000 DWT und mehr. 
Für Großtanker liegt der Vergleichswert niedriger, für 
Spezialschiffe wie Gastanker, Containerschiffe, Ze-
menttransporter, Fähren und Passagierschiffe ent-
sprechend höher. Auch kleinere Frachtschiffe würden 
größere Vergleichswerte erhalten. CGT soll keinen Ver-
gleich der Umsätze und vor allem keinen Vergleich der 
Gewinne ermöglichen, sondern lediglich die schiffbau-
technische Leistung realer darstellen.

Durch die Fortentwicklung der Schiffbautechno-
logie, Veränderungen der Schiffstypen und Bauvor-
schriften unterliegen die nach Schiffstyp und -größe 
differenzierten Faktoren in gewissen Zeitabständen 

der Revision. Über eine solche Änderung haben sich 
die Schiffbauverbände in Europa, den USA und Japan 
verständigt, nachdem insbesondere durch die Doppel-
hüllenbauweise für Tanker eine Korrektur der Faktoren 
erforderlich wurde. Hierzu hat, mit Stand vom 01. Ja-
nuar 2007, die OECD-Arbeitsgruppe „Schiffbau“ eine 
Anleitung für den Anwender, mit einer neuen Koeffizi-
enten-Tabelle erarbeitet. Zur Berechnung der CGT gilt 
nunmehr folgende Formel:

CGT = A x GT B
A ist dabei ein Faktor aus der angeführten Tabelle 

für den jeweiligen Schiffstyp, GT steht für die deklarier-
te BRZ (GT) des Schiffes, und B ist der Faktor für die 
Schiffsgröße.

GUS – GEMEINSCHAFT UNABHÄNGIGER 
STAATEN

Armenien, Aserbaidschan, Georgien, Kasachstan, Kir-
gistan, Moldawien, Russland, Tadschikistan, Turkmeni-
stan, Ukraine, Usbekistan und Weißrussland

IACS – Polarklassen

2006 veröffentlichte die International Association of 
Classification Societies (IACS) als Dachverband einen 
Entwurf für die globalen Klassen PC 1 bis PC 7. Diese 
sind für dauerhaft in arktischen Gewässern operieren-
de Schiffe bzw. Eisbrecher gedacht. Daher gehen sie 
in ihren Ansprüchen weit über die Eisklassen hinaus. 
Die höchste deutsche Eisklasse Klasse E4 entspricht 
etwa PC 6.

PC 1 Ganzjährige Fahrt in allen Polargewässern
PC 2 Ganzjährige Fahrt in mittlerem mehrjährigem 

     Eis
PC 3 Ganzjährige Fahrt in zweijährigem Eis mit 

     mehrjährigen Einschlüssen
PC 4 Ganzjährige Fahrt in dickem einjährigem Eis 

     mit älteren Einschlüssen
PC 5 Ganzjährige Fahrt in mittlerem einjährigem Eis 

    mit älteren Einschlüssen
PC 6 Sommerfahrt in mittlerem einjährigem Eis mit 

    älteren Einschlüssen (äquivalent zu E4)
PC 7 Sommerfahrt in dünnem einjährigem Eis mit 

    älteren Einschlüssen (äquivalent zu E3)
Internationales System für Maßeinheiten (SI-System) 

Nach dem Internationalen System für Maßeinhei-
ten (SI-System) ist „Joule“ die international verbind-
liche Maßeinheit für Energie. Nach dem Gesetz über 
die Einheiten im Messwesen (vom 02. Juli 1969) gilt 
das SI-System seit dem 01. Januar 1978 verbindlich 
in Deutschland. Ältere Maßeinheiten dürfen nur noch 
ergänzend oder hilfsweise verwendet werden. Den-
noch werden die veralteten Maßeinheiten für Energie 
(Kilowattstunden, Steinkohleeinheiten, Rohöleinheiten, 

Schiffstyp A B

Oil tankers (double 
hull)

48 0.57

Chemical tankers 84 0.55

Bulk carriers 29 0.61

Combined carriers 33 0.62

General cargo ships 27 0.64

Reefers 27 0.68

Full container 19 0.68

Ro-Ro Vessel 32 0.63

Car carrier 15 0.70

LPG carriers 62 0.57

LNG carriers 32 0.68

Ferries 20 0.71

Passenger ships 49 0.67

Fishing vessels 24 0.71

NCCV 46 0.62
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Kalorien) noch immer verwendet und erzwingen ständi-
ge Umrechnungen. 

Da die Basiseinheit 1 Joule eine sehr geringe Ener-
giemenge darstellt, müssten übliche Energieverbräu-
che in der Energiewirtschaft mit sehr vielen Nullen 
ausgedrückt werden. In Technik und Wissenschaft 
werden deshalb Abkürzungen für Zehnerpotenzen ver-
wendet, die dann eine handliche Kurzschreibweise er-
möglichen: 

„Peta“ (P) ist die Abkürzung für 1 Billiarde (1015). 
Die Energieeinheit Petajoule (PJ) ist die international 
verbindliche physikalische Maßeinheit für 1 Billiarde 
Joule = 1 PJ. Mit der Maßeinheit Petajoule (PJ) werden 
ebenfalls große Energiemengen erfasst, wie z. B. beim 
Weltenergieverbrauch oder beim Energieverbrauch ein-
zelner Länder. So entsprechen 1 tSKE = 29,3076 GJ 
= 29,3076 GJ x 109 J oder 1 PJ = 34.121 tSKE.

103 Tausend  Kilo
106 Millionen  Mega
109 Milliarden Giga
1012 Billionen  Tera
1015 Billiarden Peta
1018 Trillionen  Exa
1021 Trilliarden Zetta

Kabotage

Ist das Erbringen von Transportleistungen innerhalb 
eines Landes durch ein ausländisches Verkehrsunter-
nehmen. Der Begriff kommt ursprünglich aus der See-
fahrt und bedeutet Küstenschifffahrt, die Fahrt von Kap 
zu Kap oder zwischen den verschiedenen Häfen der 
Region.

Linienschifffahrt

Schifffahrt, die mehrere Häfen innerhalb eines Fahrpla-
nes einer festgelegten Route anläuft.

Marpol

International Convention for the Preventing of Marine 
Pollution from Ships. Das Internationale Übereinkom-
men zur Verhütung der Meeresverschmutzung durch 
Schiffe ist weltweit gültig. Die Aufgaben des Sekre-
tariats nimmt die IMO wahr. Gemeinsam mit der SO-
LAS-Konvention bildet die MARPOL-Konvention die 
rechtliche Basis für den Umweltschutz in der Seeschiff-
fahrt.

Massengutschiffe

Bulkladung ist Schütt- bzw. Massengut aller Art: Ge-
treide, Kohle, Erz usw.

Handysize (10.000–30.000 DWT)
Handymax (30.000–50.000 DWT)
Superhandymax (51.000–59.000 DWT)
Panamax size (60.000–80.000 DWT) 

Capesize tanker oder capesze bulker: Schiffe, die 
wegen ihrer Abmessungen und ihres Tiefgangs den 
Suezkanal nicht passieren können und daher um das 
Kap der Guten Hoffnung fahren müssen. (100.000–
400.000 DWT) VLOC (Very Large Ore Carrier) Mil-
lionen Tonnen Steinkohleeinheiten ist eine veraltete 
Energieeinheit, die aber immer noch weithin verwendet 
wird. 1 SKE ist die Wärmeenergie, die in einem durch-
schnittlichen kg Steinkohle steckt = 7.000 kcal. 

Die Energieeinheiten werden mit dem Umrech-
nungsfaktor 1 Mio. tSKE = 0,0293 EJ (oder 1 EJ = 
34,121 Mio. tSKE) verglichen. Darüber hinaus werden 
in der Literatur und im Internet häufig noch Terawatt-
stunden (TWh) für große Energiemengen verwendet. 

Die Energieeinheiten werden mit dem Umrech-
nungsfaktor 3,6 EJ = 1.000 TWh verglichen, z. B. 3,6 
Exajoule (EJ) = 1.000 Terawattstunden (TWh) = 1 Bill. 
Kilowattstunden (kWh) oder 1 EJ = rund 277,778 Mrd. 
Kilowattstunden (kWh) oder 1 EJ = 34,121 Mio. tSKE.

NATO NAVAL CO-OPERATION AND GUIDANCE 
FOR SHIPPING (NCAGS)

Shipping Policy der NATO nach MC 376/3 (08/2015) 
für die Zusammenarbeit mit der Handelsschifffahrt in 
Krisen- und Konfliktsituationen (national: Marineschiff-
fahrtleitung)

ORGANISATION FOR ECONOMIC COOPERATI-
ON AND DEVELOPMENT (OECD)

Australien, Belgien, Chile, Dänemark, Deutschland, 
Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Großbri-
tannien, Irland, Island, Israel, Italien, Japan, Kanada, Li-
tauen, Luxemburg, Mexiko, Neuseeland, Niederlande, 
Norwegen, Österreich, Polen, Portugal, Republik Ko-
rea, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spani-
en, Tschechische Republik, Türkei, Ungarn, USA

Annex Type of regulations

I Prevention of pollution by oil & oily water

II
Control of pollution by noxious liquid subs-
tances in bulk

III
Prevention of pollution by harmful substan-
ces carried by sea in packaged form

IV Pollution by sewage from ships

V Pollution by garbage from ships

VI Air pollution from ships

176



ORGANIZATION OF PETROLEUM EXPORTING 
COUNTRIES (OPEC)

Algerien, Angola, Äquatorial Guinea, Ecuador, Gabun, 
Irak, Iran, Katar, Kuwait, Libyen, Nigeria, Saudi-Arabien, 
Venezuela, Vereinigte Arabische Emirate (Abu Dhabi, 
Dubai, Ras Al-Khaimah, Sharjah)

PLANNING BOARD FOR OCEAN SHIPPING 
(PBOS)

Ständige Arbeitsgruppe der NATO für Fragen der Han-
delsschifffahrt und Planung der Unterstützung durch 
die zivile Schifffahrt in Kriegszeiten. Rohöl-Einheit oder 
Rohölequivalent (RÖE/toe). Die Rohöleinheit (RÖE) ist 
eine veraltete technische Maßeinheit, die z. T. noch im 
deutschsprachigen Bereich verwendet wird. 1 RÖE 
ist die Heizenergiemenge, die in 1 kg Rohöl steckt 
(= 10.000 kcal = 104 x 4.186,8 J = 41.868.000 J = 
41,868 MJ). 1 t Rohöl (tRÖL) enthält 41,868 GJ. In 
Publikationen internationaler Statistiken werden Ton-
nen Rohöleinheit (tRÖE) als „Tonnes of Oil Equivalent“ 
(toe) bezeichnet (1 toe = 1 tRÖE). Zur Angabe großer 
Energiemengen wird Millionen Tonnen Rohölequivalent 
(Mtoe) verwendet (1 Mtoe = 106 x 41,868 x 109 J = 
41,868 x 1015 J = 41,868 PJ).

Tanker

Mit Tankern werden neben Öl auch andere Flüssigkei-
ten wie Diesel, Benzin, Wasser, Chemikalien und Saft 
transportiert. Außerdem fällt unter die Kategorie auch 
der Transport von verflüssigten Gasen, insbesondere 
Erdgas.

Öltanker:

Panamax (60.000–80.000 DWT)
Aframax (80.000–120.000 DWT)
Suezamx (120.000–240.000 DWT)
VLCC (200.000–320.000 DWT)
ULCC (> 320.000 DWT)
VPlus (Doppelhüllentanker mit einer Kapazität von 
mehr als 300.000 DWT werden als VPlus bezeichnet)

Flüssiggastanker:

Typ 1G sind die sichersten und transportieren teils gif-
tige Gase wie Chlor
Typ 2G sind typische LNG-Tanker
Typ 2G/2PG sind typisch für LPG
Typ 3G transportiert Stickstoff und Sicherheitskältemit-
tel

Trampschifffahrt

Schifffahrt, die nicht an feste Linien gebunden ist; freie, 
unregelmäßige Fahrt nach Angebot und Nachfrage.

Wasser

Naturgemäß spielt Wasser eine besondere Rolle in der 
Schiffstechnik. Hierbei werden verschiedene Eigen-
schaften bzw. Qualitäten unterschieden:
Abwasser ist die übergeordnete Bezeichnung für be-
reits an Bord genutztes Wasser, es wird unterschieden 
in Grauwasser und Schwarzwasser.
Ballastwasser wird aus Stabilitätsgründen an Bord ge-
nommen, ist je nach Aufnahmeort Frisch-, Brack- oder 
Seewasser. Bilgewasser sammelt sich in den Bilgen an 
und ist aufgrund der in der Regel vorhandenen Verun-
reinigung mit Ölen oder ölhaltigen Stoffen immer zu be-
handeln, bevor es außenbords gegeben werden kann.
Brackwasser ist Wasser mit einem Salzgehalt zwischen 
Frisch- und Seewasser, nur in wenigen Fällen werden 
Brackwasserbedingungen berücksichtigt.
Frischwasser ist Wasser ohne Salzgehalt.
Grauwasser ist weniger verschmutztes Abwasser.
Grünes Wasser ist Seewasser, welches im starken 
Seegang auf Deck schlägt.
Kühlwasser dient der Kühlung der Maschinenanlagen 
an Bord, je nach Fahrtgebiet entweder Frisch-, Brack- 
oder Seewasser.
Löschwasser bezeichnet Wasser, welches der Brand-
bekämpfung dient, meist Seewasser.
Trinkwasser ist Frischwasser mit einer besonders ho-
hen Qualität.
Schwarzwasser ist stark verschmutztes Abwasser.
Salz-/Seewasser bezeichnet Wasser mit einem unter-
schiedlichen Salzgehalt (=1,025 t/m3).
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A
AAR Auslandsausbildungsreise

ABV Anforderungsbehörden- und Bedarfsträger
 verordnung

AIS Automatic Identification System

ArbSG Arbeitssicherstellungsgesetz

ArbSV Verordnung über die Feststellung und De-
 ckung des Arbeitskräftebedarfs nach dem 
 ArbSG

ARGE Arbeitsgemeinschaft

AWES Association of Western European Shipbuil  
 ders

AWNIS Allied Worldwide Navigation Information  
 System

AWZ Ausschließliche Wirtschaftszone

AZU Ausbildungszentrum Uboote

B
BACO Barge Container Carrier 

BAFA Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon- 
 trolle

BAG Bundesamt für Güterverkehr 

BAM TSS  Bab el-Mandeb Traffic Seperation Scheme

bl / bbl Barrel

BDB Bundesverband der Binnenschifffahrt

BDEW Bundesverband für Energie- und Wasser-
 wirtschaft

BG-Verk. BerufsgenossenschaftVerkehrswirtschaft  
 Post-Logistik Telekommunikation 

BGBl Bundesgesetzblatt

BGR Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
 Rohstoffe

BIMCO The Baltic and International Maritime Coun-
 cil

BLE Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernäh-
 rung

BLG Bundesleistungsgesetz 

BLG Bulk Liquids and Gases 

BLK Bundeslotsenkammer

BMBF Bundesministerium für Bildung und For-
 schung

BMELV Bundesministerium für Ernährung, Landwirt
 schaft und Verbraucherschutz

BMVBS Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
 Stadtentwicklung

BMVg Bundesministerium der Verteidigung

BMWi Bundesministerium f. Wirtschaft und Tech-
 nologie

BMU Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
 und Reaktorsicherheit

BPol Bundespolizei

BRICS Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika 

Brit.Tonne  tn.l. = 1,016 t. (Panamacanal) 

BRT Bruttoregistertonne

BRZ Bruttoraumzahl

BSH Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
 phie

BSHL Bundesverband der See- und Hafenlotsen

BSPA Baltic Sea Protected Area

BSU Bundesstelle für Seeunfalluntersuchung

BVerfG Bundesverfassungsgericht 

BVWP Bundesverkehrswegeplan 

BWStrG Bundeswasserstraßengesetz

C
CGT Compensated Gross Tonnage

CLIA  Cruise Lines International Association

CLIVAR  Climate Variability and Predictability 

CMF Combined Maritime Force

CONRO Container Roll on/off vessel

CONSA Consular Shipping Advisor

CONTIS Continental Shelf Information System

CSI Container Security Initiative

CV Container Vessel

D
DESTATIS  Statistisches Bundesamt

DGzRS Deutsche Gesellschaft zur Rettung Schiff
 brüchiger

DIW Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung

DMI  Deutsches Maritimes Institut 

DNV  Deutscher Nautischer Verein 

DNV GL  Firmenbezeichnung der Klassifikations- 
 gesellschaft, die durch die Übernahme des  
 Germanischen Lloyd (GL) durch Det Norske 
 Veritas (DNV) entstanden ist

DPC Defence Planning Committee (Verteidi
 gungsplanungsausschuss der NATO)

DRV Deutscher Reise Verband e. V. 

DSMA Deep Sea Mining Alliance 

DSVK Deutsches Seeverladerkomitee 

DVZ Deutsche Verkehrszeitung 

DWD Deutscher Wetterdienst

DWT Deadweight tonnage
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E
ECA Emission Control Area

ECDIS Electronic Cart and Display Information  
 System

ECLO Embargo Control Liaison Officer

EEZ Exclusive Economic Zone

EGV Einsatzgruppenversorger

EGP Ägyptische Pfund Währung 100 EGP = 
 4,946 EUR

ENC Electronic Navigational Chart 

EMSA European Maritime Safety Agency 

EPICA European Projects for Icecoring in Antarcti-
 ca

EQUASIS  European Quality Shipping Information Sys-
 tem

EWEA European Wind Energy Association

F
FAO Food and Agriculture Organization

FFH Flora Fauna Habitat-Naturschutzgebiete

FlaggRG  Flaggenrechtsgesetz, Gesetz über das 
 Flaggenrecht der Seeschiffe und die Flag
 genführung der Binnenschiffe

FlRV Flaggenrechtsverordnung

FMSY Maximum Rate of Fishing Mortality

FOC Flag of Convenience

FPSO Floating Production, Storage and Offloa
 ding Unit

FSU Floating Storage Unit

FWG Forschungsanstalt der Bundeswehr für 
 Wasserschall und Geophysik

G
GATT General Agreement on Tariffs and Trade 
 (Allg. Zoll- und Handelsabkommen)

GDP Global Gross Domestic Production 

GDWS  Generaldirektion Wasserstraßen und Schiff-
 fahrt

GFP Gemeinsame Europäische Fischereipolitik

GGV-See  Verordnung über die Beförderung gefährli
 cher Güter mit Seeschiffen

GKSS  Gesellschaft für Kernenergieforschung in 
 Schiffbau und Schiffstechnik

GLZ-See  Gemeinsames Lagezentrum See der Küs
 tenländer

GMDSS Global Maritime Distress and Safety System

GMT Gesellschaft für Maritime Technik 

GOOS  Global Ocean Observing System 

GT Gross Tonnage

GVSt Gesamtverband des deutschen Steinkohle-
 bergbaus

H
HELCOM  Helsinki-Commission

HFO Heavy Fuel Oil (Sammelbegriff)

HGF Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft 
 Deutscher Forschungszentren 

HHI Hyundai Heavy Industries 

HK Havariekommando

HPA Hamburg Port Authority

I
IACS International Association of Classification 
 Societies

IALA International Association of Maritme Aids

IBC Code  International Bulk Chemical Code

ICES International Council for the Exploration of 
 the Sea

ICS Internat. Chamber of Shipping

IEA International Energy Agency

IFF Institut für Fischereitechnik und Fischerei-
 ökonomie

IFSMA International Federation of Shipmasters As-
 sociations = EU-Kapitänsverbände

IFO Intermediate Fuel Oil (Gemisch) bzw.Institut 
 für Wirtschaftsforschung

IFÖ Institut für Ökologie

IHO Internationale Hydrographische Organisation

IKZM Integriertes Küstenzonen Management

ILO International Labour Organization

IMB ICC Maritime Bureau

IMCO Inter-Governmental Maritime Consultative 
 Organization

IMDG International Maritime Dangerous Goods 
 Code

IMO International Maritime Organization 

IMSBC International Maritime Solid Bulk Cargo 

INK Internationale Nordseeschutzkonferenz

InspM Inspekteur der Marine

IOPP International Oil Pollution Prevention

ISA International Seabed Authority

ISGOTT International Safety Guide for Oil Tankers 
 and Terminals

ISL Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logis-
 tik Bremen

ISH Institut für Seefischerei Hamburg

ISM Code  International  Safety Management Code
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ISPS Code International Ship and Port Facility Security  
 Code

ISR Internationales Seeschifffahrtsregister 

ISSC International Ship Security Certificate 

IRTC Internat. Recommanded Transit Corridor

IWC International Whaling Commission

J
JECKU Japan, Europa, China, Korea, USA – Global 
 Leading Shipbuilders

K
KdB Konzeption der Bundeswehr

KG Kommanditgesellschaft

L
LASH Lighter Aboard Ship 

LNG Liquefied Natural Gas 

LOA Length Over All

LPG Liquefied Petroleum Gas

LR Lloyds Register

LSA Code Life Saving Applicances Code

LSF Low Sulphur Fuel

LSMGO Low Sulphur Marine Gas Oil

M
MARAD US Maritime Administration

MARPOL  Maritime Pollution

MC Military Committee (Militärausschuss der  
 NATO) 

MDO Marine Diesel Oil

MEPC Marine Environment Protection Committee

Mio. Million

MGO Marine Gas Oil (100 % Destillat) 

MHI Mitsubishi Heavy Industries

MLZ Maritimes Lagezentrum des Havariekom-
 mandos

Mbtu Million British Thermal Units

MRCC Maritime Rescue Coordination Centre

Mrd. Milliarde

MSK Marineschutzkräfte

MSTC Maritime Security Transit Corridor

MSZ Maritimes Sicherheitszentrum Cuxhaven

MTMC Military Traffic Management Command

MWV Mineralölwirtschaftsverband

N
NAFTA North American Free Trade Agreement 

NATO North Atlantic Treaty Organization 

NAVTEX  Navigation Text Messages

NBOG Natural Boil-off Gas

NCAGS Naval Co-operation and Guidance for Ship-
 ping

NCCV Non Cargo Carrying Vessel

NECA NOX Emission Control Area

NGL Natural Gas Liquids

NGO Non-Governmental Organization

NMMT Nationaler Masterplan Maritime Technologi-
 en

NOK Nord-Ostsee-Kanal 

NRT Nettoregistertonne 

NRZ Nettoraumzahl

NT Net Tonnage (Nettoraumgehalt)

O
OBO Oil/Bulk/Ore

OCV Offshore Construction Vessel oe oil equival-
 ent

OECD Organization for Economic Cooperation and 
 Development

OPEC Organization of Petroleum Exporting Coun-
 tries

OPRC Oil Pollution Preparedness, Response and  
 Cooperation

OPV Offshore Patrol Vessel

OSPAR Übereinkommen zum Schutz der Meeresum-
 welt des Nordatlantiks

OSV Offshore Supply Vessel

OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammen-
 arbeit in Europa

OWEA Offshore Windenergieanlage

P
PAB panamaischer Balboa (Währung 1 PAB = 
 ca. 0,9 EUR)

PAX Passagier

PCTC Pure Car and Truck Carrier

PINE Prospects of Inland Navigation within the 
 enlarged Europe

PMoU Paris Memorandum of Understanding

PSC Port State Control

PSSA Particularly Sensitive Sea Area
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ULCS Ultra Large Container Ship (> 16.000 
TEU)

ULCV Ultra Large Container Vessel 

ULSMGO  Ultra Low Sulphur Marine Gas Oil 

UNCTAD  United Nations Conference on Trade and 
 Development

UNCLOS  United Nations Convention on the Law Of 
 the Sea

UVVSee  Unfallverhütungsvorschriften für Unterneh-
 men der Seefahrt

V
VdKi Verein der Kohleimporteure

VDKS Verband Deutscher Kapitäne und Schiffs
 offiziere

VDMA Verband Deutscher Maschinen- und Anla
 genbau

VDR Verband Deutscher Reeder

VDR Voyage Data Recorder

VerkLG Gesetz zur Sicherung von Verkehrsleistun-
 gen

VLCC Very Large Crude-Oil Carrier

VLOC Very Large Ore Carrier

VN Vereinte Nationen oder United Nations 

VSM Verband für Schiffbau und Meerestechnik

VSG Verkehrssicherstellungsgesetz

VSGZustV  Verkehrssicherstellungs– Zuständigkeitsver-
 ordnung

VTS Vessel Traffic Service

W
WCO World Customer Organization

WCRP World Climate Research Programme 

WEA Windenergieanlage

WEF Word Economic Forum

WEU Westeuropäische Union

WSA Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt

WSP Wasserschutzpolizei

WSV Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwal-
 tung

WTO World Trade Organization

Z
ZDS Zentralverband der deutschen Seehafenbe-
 triebe

R
RCC Rescue Coordination Centre

Ro/Pax Roll-on/Roll-off -Passagierverkehr

Ro-Ro Roll-on/Roll-off-Verkehr

RSA Restricted Service Area

RSO Recognized Security Organization

RÖE Rohöleinheiten

S
SAR Search and Rescue

SBM Sonderstelle des Bundes zur Bekämpfung 
 von Meeresverschmutzungen

SBV Seeleute-Befähigungs-Verzeichnis

SCEPC Senior Civil Emergency Planning Committee

SchBesV  Schiffsbesetzungsverordnung

SchOffzAusbV Schiffsoffizier-Ausbildungsverordnung

SCNT Suez Canal Net Tonnage

SECA Sulphur Emission Control Area (veraltet) 

 SeeAufgG Gesetz über die Aufgaben des  
 Bundes auf dem Gebiet der Seeschifffahrt

SeeBG See-Berufsgenossenschaft. Nun BG-Ver-
 kehr.

SETO Southern Europe Transport Organization

SKE Steinkohleeinheit

SOLAS Convention for Safety of Life at Sea

STCW International Convention on Standards of  
 Training, Certification and Watchkeeping 
 (Normen für Ausbildung, die Erteilung von 
 Befähigungszeugnissen und den Wach-
 dienst von Seeleuten) von 1995

SUBS Schadstoffunfallbekämpfungsschiff

T
tdw tons deadweight

TEU Twenty feet Equivalent Unit: Maßeinheit für  
 20-Fuß-Standard-Container

THB Täglicher Hafenbericht (Zeitschrift)

tkm Tonnenkilometer

TKMS ThyssenKrupp Marine Systems 

tm Tonnenmeilen

TSS Traffic Separation Scheme

U
UK Unterstützungskräfte

ULCC Ultra Large Crude-Oil Carrier (> 300.000 
 tdw)
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Der hier vorliegende Bericht wurde durch das Marine-
kommando, Dezernat Marineschifffahrtleitung in Hamburg 
erstellt.

Basierend auf Publikationen unterschiedlicher Verbände, 
Organisationen und Institutionen enthält er zahlreiche Daten 
zu Handel, Seeschifffahrt sowie zur maritimen Industrie und 
Wirtschaft. Weitere im Dezernat Marineschifffahrtleitung 
wahrgenommene Aufgaben liegen in den Bereichen 
Allied Worldwide Navigation Information System (AWNIS) 
und Naval Cooperation and Guidance for Shipping 
(NCAGS). Hinzu kommt die Ausbildung von zahlreichen 
Patentinhabern der Handelsschifffahrt zum Reserveoffizier 
der Marine und deren Einplanung und fachliche Führung 
als Reservedienstleistende in Übungen und Einsätzen 
der Deutschen Marine. Hiermit trägt das Dezernat zur 
Weiterentwicklung der Marine und zur maritimen Sicherheit 
weltweit bei. Gleichzeitig steht es der maritimen Wirtschaft 
als Ansprechpartner zur Verfügung. 

Die Redaktion dankt allen, die bei der Erstellung des 
Jahresberichtes Marinekommando „Fakten und Zahlen zur 
maritimen Abhängigkeit der Bundesrepublik Deutschland“ 
mit Rat und Tat mitgewirkt haben. 

Ein besonderer Dank für die zuverlässige Unterstützung im 
Bereich der Erstellung, Korrekturlesung, Bildbereitstellung 
und Übersetzungsarbeit sowie der Redaktion gilt:

• KptLt Torsten Kowitz, Redakteur

• KptLt d.R. Wolfgang Gröb, Redakteur

• OLt zS d.R. Andreas Fey, MarKdo PIZ, Layout

• Frau Sabine Hirschfeld, Hamburg, Lektorat

• dem Bundessprachenamt SMD 9

Über Kommentare, Anmerkungen und Anregungen zum 
Jahresbericht freuen wir uns. Nutzen Sie dazu bitte unsere 
Kontaktdaten aus dem Impressum.

Fregattenkapitän Steffen Lange, 
Leiter Marineschifffahrtleitung

DANKSAGUNG
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